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Kurzfassung – Abstract

Fahrausbildung für Behinderte – Konzepte und
Materialien für eine behindertengerechte Fahr-
schule und Behinderte im Verordnungsrecht

Aufgabenstellung und Zielsetzung des von der
Bundesanstalt für Straßenwesen (BAST) im Okto-
ber 2001 in Auftrag gegebenen Forschungsprojek-
tes war es, auf der Grundlage einer systematischen
Analyse vorhandener Materialien, einer Grundla-
generhebung über Erwartungen und Erfahrungen
von mobilitätseingeschränkten und behinderten
Menschen in der Fahrausbildung sowie der Durch-
führung und Auswertung von vier Expertendiskus-
sionen, einen Überblick zu dem Gesamtkomplex
„Mobilität von Menschen mit einer Behinderung
bzw. Einschränkung“ zu erarbeiten. Das Projekt
hatte eine Laufzeit von 1 1/2 Jahren. Die einzelnen
Kapitel des vorliegenden Projektberichts beleuch-
ten unterschiedliche Aspekte der Themen „Fahr-
ausbildung von Personen mit eingeschränkter Mo-
bilität“, „Mobilitätseingeschränkte und Kraftfahr-
zeug“ sowie „Mobilitätseingeschränkte und Stra-
ßenverkehr“, die damit zu einem Gesamtüberblick
zusammengeführt wurden.

Kapitel 1 beschreibt die Aufgabenstellung und die
einzelnen Projektschritte. Der Literaturbericht in
Kapitel 2 skizziert die Themenschwerpunkte der
Fachdiskussion anhand exemplarischer Veröffentli-
chungen. Dabei werden einerseits Publikationen
beschrieben, die sich themenübergreifend dem
Gesamtkomplex nähern. Andererseits werden Ver-
öffentlichungen vorgestellt, die sich mit spezifi-
schen Fragestellungen aus der medizinischen Per-
spektive, hinsichtlich der Begutachtung oder recht-
licher Aspekte, der Unfallbeteiligung im Straßen-
verkehr, der Fahrausbildung und der Fahrzeug-
und Umrüsttechnik beschäftigen.

Kapitel 3 beschreibt die in der Praxis der Fahraus-
bildung am häufigsten auftretenden Einschrän-
kungs- bzw. Behinderungsarten und deren Auswir-
kungen auf die Mobilität, Fahreignung und Fahr-
ausbildung. Kapitel 4 gibt einen Überblick zur Fahr-
zeug- und Umrüsttechnik für die Fahrausbildung
Mobilitätseingeschränkter. Eine Zusammenstel-
lung, Erläuterung und kritische Bewertung der ge-
setzlichen Grundlagen für Fahrerlaubnisbewerber
und -bewerberinnen bzw. Fahrerlaubnisinhaber
und -inhaberinnen mit einer Einschränkung oder
Behinderung findet sich in Kapitel 5. 

In Kapitel 6 und 7 werden die Ergebnisse einer Fra-
gebogenerhebung unter ehemaligen Fahrschülern
und Fahrschülerinnen mit einer Mobilitätsein-
schränkung und die Ergebnisse aus vertiefenden
Interviews mit mobilitätseingeschränkten Fahrern
und Fahrerinnen dargestellt. Kapitel 6 fokussiert
dabei auf Erwartungen und Erfahrungen Mobilität-
seingeschränkter auf dem Weg zur und in der Fahr-
ausbildung. Kapitel 7 beschreibt die Erwartungen
und Erfahrungen Mobilitätseingeschränkter nach
dem Erwerb bzw. der Umschreibung einer Fahrer-
laubnis. 

In Kapitel 8 werden die in den durchgeführten Ex-
pertenrunden angesprochenen Themen und Pro-
blempunkte auf dem Weg zur oder in der Fahraus-
bildung Mobilitätseingeschränkter sowie die in den
Gesprächsrunden diskutierten und erarbeiteten
Lösungsansätze und Verbesserungsvorschläge
dargestellt. Kapitel 9 beschreibt und bewertet die
derzeit gültigen Bestimmungen zum sonstigen
Fahrzeug Krankenfahrstuhl. Der vorliegende Be-
richt schließt mit einer kurzen Zusammenfassung
wesentlicher Projektergebnisse in Kapitel 10.

Der Originalbericht enthält als Anhänge die Kurz-
beschreibungen der Personen, mit denen vertie-
fende Interviews geführt wurden, eine Liste medizi-
nischer Kriterien, zusätzliche Auswertungen in Ta-
bellenform sowie eine Übersicht „Schritte zum
Führerschein” im Falle körperlicher Einschränkun-
gen. Auf die Wiedergabe dieser Anhänge wurde in
der vorliegenden Veröffentlichung verzichtet. Sie
liegen bei der Bundesanstalt für Straßenwesen vor
und sind dort einsehbar. Verweise auf diese An-
hänge im Berichtstext wurden zur Information des
Lesers beigehalten.

Driving Education for the Disabled – Concepts
and Materials for a Driving School suited for
disabled people as regards legal regulations
for the Disabled

The research project, commissioned by the Federal
Highway Research Institute of Germany (Bundes-
anstalt für Straßenwesen – BAST) in October 2001,
is intended to provide an overview of the complex
topic „mobility of people with disabilities“. Apart
from an analysis of pre-existing materials, the 
overview is based on a survey of expectations and
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experiences of disabled people in driving school. In
addition, four meetings with experts were held and
evaluated. The project spanned a period of one
and a half years. The chapters of this project report
focus on different aspects of the topics „Driving
Education for People with limited mobility“, 
„Disabled People and motor vehicles“, and 
„Disabled People and Road Traffic“, which are
combined into a general overview.

Chapter 1 introduces the task at hand, and outlines
the project's stages. The bibliography in Chapter 
2 describes the covered topics by providing 
exemplary citations. This includes both 
comprehensive literature dealing with the general
topic, and literature concerned with specific 
aspects, including medicine, law, traffic accidents,
driving education, and vehicle adaptions for 
disabled.

Chapter 3 elaborates on those disabilities which
occur most often in driving school practice, and
their impact on the drivers’ mobility, driving 
aptitude, and education. Chapter 4 discusses 
retrofitting of vehicles for disabled people. Chapter
5 presents, explains and evaluates the legal 
framework related to driving licenses for disabled
people.

Chapters 6 and 7 deal with the results of a survey
conducted among former learners with a disability,
and the results of subsequent interviews with 
disabled drivers. Chapter 6 focuses on expec-
tations and experiences before and during driving
school, while Chapter 7 reviews expectations and
experiences after a driving permit has been issued
or converted.

Chapter 8 discusses the issues, approaches and
suggestions brought up by the expert meetings
which were held as part of the project. Chapter 9
describes and assesses the current laws and 
regulations dealing with the so-called „KfZ Kran-
kenfahrstuhl“ (a motorised wheel-chair - a small
and motorised, roofed, wheel-chair-accessible 
vehicle, with a car-like body)

In Chapter 10, the presented report concludes with
a short summary of significant project results.The
original report comprises attachments containing
brief descriptions of the people with whom more
in-depth interviews were conducted, a list of 
medical criteria, a schedule of additional 
evaluations and an overview titled „What to do to
get a driver’s licence“ in the case of physical 

handicaps. The publication available did not give
an account of these attachments. They are 
available at the Bundesanstalt für Straßenwesen
(Federal Highway Research Institute) and can be
viewed there. References to these attachments in
the report were maintained as information for 
readers.
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1 Einleitung 

Der Arbeitskreis „Mobilitätsbehinderte und Kraft-
fahrzeug“ der Deutschen Fahrlehrerakademie e.V. 
nennt in seiner Publikation „Mobilitätsbehinderte 
und Kraftfahrzeug“ aus dem Jahr 1997 eine Richt-
zahl von sechs Millionen Mobilitätsbehinderter in 
der Bundesrepublik Deutschland und schätzt die 
Zahl der Fahrerlaubnisbewerber/-innen (erstmalig 
oder nach einem Unfall bzw. infolge einer Krank-
heit) auf 10.000 bis 20.000 pro Jahr, wobei jährlich 
etwa 1.000 Querschnittsgelähmte dazukommen. 
Trotz dieser nicht unerheblichen Größenordnung, 
bei der altersbedingte Mobilitätseinschränkungen 
noch nicht berücksichtigt sind, führt die Fahraus-
bildung behinderter bzw. mobilitätseingeschränkter 
Menschen und der gesamte Themenkomplex um 
Mobilitätseingeschränkte und Kraftfahrzeug bzw. 
Mobilitätseingeschränkte und Straßenverkehr noch 
immer weitgehend ein „Nischendasein“. Dies gilt 
sowohl für das öffentliche Bewusstsein als auch für 
die in dem Prozess des Erwerbs oder der Wieder-
erteilung/Umschreibung einer Fahrerlaubnis invol-
vierten Akteure und Institutionen.  

Im Oktober 2001 erhielt Bernd Zawatzky von der 
Bundesanstalt für Straßenwesen (BAST) den Auf-
trag, das von ihr ausgeschriebene Forschungspro-
jekt „Fahrausbildung für Behinderte – Konzepte 
und Materialien für eine behindertengerechte 
Fahrschule und Behinderte im Verordnungsrecht“ 
durchzuführen. Ziel des Projektes war es, den 
Themenkomplex „Ausbildung von Fahrer/-innen 
mit eingeschränkter Mobilität sowie Mobilitätsein-
geschränkte und Kraftfahrzeug bzw. Straßenver-
kehr“ aus unterschiedlichen Blickwinkeln heraus zu 
bearbeiten und die einzelnen Aspekte in einen 
Gesamtüberblick zu integrieren. Das Projekt hatte 
eine Laufzeit von 1 ½ Jahren. Zu seiner  Bearbei-
tung wurde ein Projektteam gebildet, das sich aus 
folgenden Personen zusammensetzte: Bernd Za-
watzky, Dipl. Ing. Rolf Lempp, Dr. Anina Mischau, 
Dipl. Pol. Bettina Langfeldt und Isabell Dorsch.  

Bernd Zawatzky ist seit 10 Jahren als Fahrlehrer in 
der Schwerstbehindertenausbildung tätig und seit 
7 Jahren Inhaber der Fahrschule Zawatzky. Dipl. 
Ing. Robert Lempp ist Sachverständiger beim TÜV 
Heidelberg und war Leiter der dortigen Stabstelle 
für Behinderte. Er war bzw. ist Mitglied des euro-
päischen Projektteams für das INCA-Projekt (von 
1996-1998) und dessen Nachfolgeprojekt Quava-
dis (seit 1998). In das Projekt brachte er vor allem 
seine profunden Kenntnisse der gesetzlichen 
Grundlagen, der Fahrzeug- und Umrüsttechnik und 
seine Erfahrung aus (technischen) Begutach-
tungsverfahren ein. Die wissenschaftliche Betreu-

ung des Projektes und damit die Konzeption, Ko-
ordination, Durchführung und Auswertung der ein-
zelnen Projekt- bzw. Arbeitsschritte übernahm 
Frau Dr. Anina Mischau (Universität Bielefeld). Als 
zusätzliche wissenschaftliche Mitarbeiterin konnte 
Frau Dipl. Pol. Bettina Langfeldt (Universität Gie-
ßen) gewonnen werden, die vor allem an der Ges-
taltung, Durchführung und Auswertung der im 
Rahmen des Projektes durchgeführten quantitati-
ven und qualitativen Erhebungen beteiligt war. Als 
studentische Hilfskraft begleitete Frau Isabell 
Dorsch die gesamte Projektlaufzeit und unterstütz-
te damit jeden einzelnen Arbeitsschritt. Dem Pro-
jektteam standen darüber hinaus Rudolf Zawatzky 
und Dipl. Ing. Andreas Zawatzky (Mobilcenter Za-
watzky) vor allem hinsichtlich der Fahrzeug- und 
Umrüsttechnik als Berater in spezifischen Fachfra-
gen zur Seite.  

In den folgenden Abschnitten dieses Kapitels wer-
den die Aufgaben- und Fragestellungen des Pro-
jektes sowie die Konzeption und Durchführung der 
im Rahmen des Projektes durchgeführten Erhe-
bungen und Diskussionsrunden beschrieben. An 
dieser Stelle sei noch all jenen gedankt, ohne die 
das Projekt nicht hätte erfolgreich durchgeführt 
werden können. Dies waren vor allem die ehema-
ligen Fahrschüler/-innen, die bereit waren, sich an 
der quantitativen Erhebung zu beteiligen und die, 
die sich darüber hinaus oder alternativ auch zu 
einem vertiefenden Interview bereit erklärt hatten. 
Der Dank gilt gleichermaßen den Teilnehmer/ 
-innen der vier Expertenrunden, die sich trotz viel-
fältiger anderer Verpflichtungen die Zeit genom-
men haben, ihr Fachwissen und ihre Erfahrungen 
in die jeweiligen Diskussionsrunden einzubringen 
und damit einen interessanten und kontroversen 
Austausch über einzelne Aspekte dieses Themen-
bereichs  ermöglichten. 

 

1.1 Aufgabenstellung und Zielset-
zung des Projektes 

Die Aufgaben- und Zielstellung des Forschungs-
projektes war eine zweifache. In einem ersten, 
sehr umfangreichen Projektteil sollte auf der 
Grundlage einer systematischen Analyse vorhan-
dener Materialien zu dem Themenkomplex „Mobili-
tät von Menschen mit einer Behinderung/Ein-
schränkung“, durch eine Grundlagenerhebung 
über Erfahrungen mobilitätseingeschränkter und 
behinderter Menschen in der Fahrausbildung und 
sich anschließenden Expertendiskussionen, eine 
Gesamtkonzeption und Materialien zur Fahrausbil-
dung von Menschen mit einer Mobilitätseinschrän-
kung erarbeitet werden.  
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In einem zweiten Projektteil sollte auf der Basis 
einer Analyse der derzeit gültigen gesetzlichen 
Bestimmungen und der Ausarbeitung einer stren-
ger gefassten Definition des Begriffs „Krankenfahr-
stuhl“ ein Konzept zur Vorbereitung auf die Prü-
fung über die Eignung zum Führen eines Kranken-
fahrstuhls mit einer Geschwindigkeit von mehr als 
10 km/h analog Klasse B erstellt werden. Im Sep-
tember 2002, d.h. noch während der Projektlauf-
zeit, trat jedoch durch die Neufassung der §§ 18 
Abs. 2 Ziffer 5 StVZO und des § 4 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 2 FeV, eine Neudefinition der motorisierten 
Krankenfahrstühle in Kraft. Damit wurde die Auf-
gabenstellung des zweiten Projektteils hinfällig, so 
dass dieser Aspekt lediglich noch durch eine Skiz-
ze und Bewertung der derzeit gültigen Bestim-
mungen in das Projekt bzw. den Projektbericht 
integriert wurde.  

Dadurch fokussierte die Aufgaben- und Zielstel-
lung nun auf den ursprünglichen ersten Projektteil, 
der daraufhin in seiner Frage- und Zielstellung 
etwas erweitert und modifiziert wurde. Zur Bearbei-
tung der Aufgabenstellung und Zielsetzung des 
Forschungsprojektes wurden im Einzelnen folgen-
de Arbeits- bzw. Projektschritte durchgeführt: 

• Zusammenstellung und Aufarbeitung der rele-
vanten Fachliteratur zum Thema Fahraus-
bildung mobilitätsbehinderter Menschen bzw. 
Mobilitätseingeschränkte und Kraftfahrzeug 
oder Straßenverkehr; Die Ergebnisse dieser 
Literaturaufarbeitung werden in Kapitel 2 be-
schrieben. 

• Zusammenstellung eines einführenden Über-
blicks über die in der Praxis der Fahrausbil-
dung häufig auftretenden Einschränkungs- 
bzw. Behinderungsarten und deren Auswir-
kung auf die Mobilität und Fahreignung, dem 
sich Kapitel 3 des Berichts widmet.  

• Erarbeitung eines einführenden Überblicks zur 
Fahrzeug- und Umrüsttechnik für die Fahraus-
bildung mobilitätseingeschränkter Fahrer und 
Fahrerinnen, der sich in Kapitel 4 findet. 

• Zusammenstellung, Erläuterung und kritische 
Bewertung der gesetzlichen Grundlagen für 
Fahrerlaubnisbewerber/-innen und Fahrerlaub-
nisinhaber/-innen mit einer Einschränkung  
oder Behinderung; Diese werden in Kapitel 5 
dargestellt. 

• Durchführung und Auswertung einer Fragebo-
generhebung unter ehemaligen Fahrschülern 
und Fahrschülerinnen mit einer Mobilitätsein-
schränkung, deren Ergebnisse in den Kapiteln 
6 und 7 ausführlich beschrieben werden. 

• Durchführung und Auswertung von vertiefen-
den Interviews mit mobilitätseingeschränkten 
Fahrern und Fahrerinnen; Ergebnisse aus die-
sen qualitativen Interviews wurden in die Dar-
stellung der quantitativen Ergebnisse in Kapitel 
6 und 7 integriert. 

• Durchführung, Aufarbeitung und Auswertung 
von Expertenrunden mit Vertretern und Vertre-
terinnen der Deutschen Fahrlehrerakademie 
e.V., unterschiedlicher Betroffenenverbände 
und Selbsthilfegruppen,  Fahrlehrern in der 
Behindertenausbildung und weiteren Sachver-
ständigen in Behindertenfragen; Kapitel 8 re-
flektiert die wesentlichen Ergebnisse aus die-
sen Diskussionsrunden. 

• Zusammenfassende Beschreibung und Bewer-
tung der derzeit gültigen Bestimmungen zum 
„Sonstigen Kraftfahrzeug Krankenfahrstuhl“, 
die in Kapitel 9 zu finden ist. 

• Zusammenführung der Ergebnisse aus den 
einzelnen Arbeitsschritten in einen gemeinsa-
men Projektendbericht, der hiermit vorliegt. 

Während die Aufgabenstellungen der nun folgen-
den Kapitel 2, 3, 4, 5 und 9 aus der Aufarbeitung 
und Analyse bereits bestehender Materialien he- 
raus bearbeitet wurde, wurden die in Kapitel 6, 7 
und 8 dargestellten Ergebnisse und Erkenntnisse 
in der im Rahmen des Projektes durchgeführten 
Grundlagenerhebung und Expertenrunden völlig 
neu gewonnen. Bislang gibt es hierzu keine ver-
gleichbaren Studien oder Forschungsansätze. 
Diese Berichtsteile erweitern damit den bisherigen 
Blickwinkel und zeigen gleichzeitig auch neue For-
schungsfragen oder Handlungsbedarfe auf. Für 
Interessierte werden in den nun folgenden drei 
Abschnitten die Konzeptionen, die Durchführung 
und die Art der Auswertung der qualitativen und 
quantitativen Erhebung sowie der Expertenrunden 
dargestellt. Die Ergebnisse werden dann in den 
entsprechenden Kapiteln beschrieben.  

 

1.2 Durchführung einer quantitativen 
Erhebung  

Bislang diskutierten Fach- und Betroffenenkreise 
den Bereich „Mobilität von Behinderten“ vor allem 
unter rechtlichen oder medizinischen Aspekten, 
hinsichtlich Fragen der Fahrzeug- und Verkehrssi-
cherheit und unter dem Aspekt der technischen 
Realisierbarkeit, d.h. der Möglichkeiten einer Fahr-
zeugumrüstung oder der technischen Hilfsmittel für 
Mobilitätseingeschränkte. Soziale Aspekte einer 
gewonnenen oder wiedergewonnenen Mobilität 
aufgrund der Fahrerlaubnis, Auswirkungen auf die 
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Integration oder das Selbstbild der Betroffenen, 
aber auch andere damit zusammenhängende Fra-
gestellungen nach den Erwartungen an und Erfah-
rungen in der Ausbildung, sind bislang weder The-
ma in der entsprechenden Fachliteratur noch 
treffen sie offensichtlich auf das Forschungsinte-
resse der Fachexperten und -expertinnen aus die-
sem Themenbereich (vgl. Kapitel 2 des Berichts). 

Ein Schwerpunkt des Forschungsprojektes stellte 
daher eine eigens durchgeführte Erhebung dar, die 
im Sinne einer „Grundlagenforschung“ vor allem 
die Erfahrungen von ehemaligen Fahrschülern und 
Fahrschülerinnen mit einer Behinderung bzw. Mo-
bilitätseinschränkung erfassen sollte. Befragt wur-
den sowohl Personen, die zum ersten Mal eine 
Fahrausbildung gemacht hatten, wie solche, die 
eine bestehende Fahrerlaubnis umschreiben las-
sen mussten. Darüber hinaus war es ein Anliegen, 
unterschiedliche Gruppen (die in der Realität meist 
nicht in „Reinform“ existieren, sondern zwischen 
deren Krankheitsbildern oder Behinderungen oft 
fließende Übergange bestehen) von mobilitätsbe-
hinderten Menschen in diese Grundlagenfor-
schung einzubeziehen, d.h.: 

• Menschen mit einer schweren oder mehrfa-
chen Körperbehinderung, bei denen Gliedma-
ßen mit eingeschränkter Funktionsfähigkeit 
zum Führen von Kraftfahrzeugen eingesetzt 
werden können (z.B. Tetraplegie, alle Formen 
der inkompletten Lähmung);  

• Menschen mit einer körperlichen Mobilitätsein-
schränkung durch das Fehlen oder den Ausfall 
eines oder zweier Gliedmaßen (z.B. Amputa-
tion von Arm/en oder Bein/en, Lähmung eines 
Gliedmaßes, Gliedmaßenfehlbildung); 

• Menschen mit einer chronischen, progressiven 
Erkrankung (z.B. Multiple Sklerose, Muskel-
dystrophie und Muskelatrophie); 

• Menschen mit einer Behinderung, bei der das 
Gehirn bzw. das zentrale Nervensystem an der 
Behinderung beteiligt oder gar Ursache der 
Behinderung ist (z.B. Schädel-Hirn-Trauma, 
Schlaganfall, Infantile Cerebralparese, Spina 
Bifida). 

In die Erhebung wurden ehemalige Fahrschüler/-
innen aus drei Fahrschulen integriert. Die drei be-
teiligten Fahrschulen („Teamfahrschule Ciura“ aus 
Hamburg, „Fahrschule Grasshoff“ aus Berlin und 
„Fahrschule Zawatzky“ aus Neckargemünd) stell-
ten dem Projekt die Adressen ehemaliger Fahr-
schüler/-innen mit Behinderungen bzw. Mobilitäts-
einschränkungen sowie einige Zusatzinformatio-
nen (z.B. Art der Einschränkung, Anzahl der Fahr-
stunden, Alter, Erstausbildung oder Umschreibung 

usw.) zur Verfügung. Jede dieser Fahrschulen ist 
seit mehreren Jahren in der „Behindertenausbil-
dung“ tätig; ihr Klientel unterscheidet sich aber 
zum Teil deutlich hinsichtlich der Behinderungsar-
ten bzw. Mobilitätseinschränkungen.  

Da Rückerinnerungsfragen aus methodischer Sicht 
insofern problematisch sind, als Befragte sich häu-
fig an länger zurückliegende Ereignisse nicht mehr 
korrekt erinnern können, wurden lediglich Perso-
nen, die in den letzten 5 Jahren vor Untersu-
chungsbeginn (Herbst 2002) ihre Fahrerlaubnis 
erworben oder eine Umschreibung erhalten hatten, 
in die Stichprobe aufgenommen. Die so genannte 
Bruttostichprobe umfasste daraufhin 547 Fälle, 
wobei 113 Adressen der Fahrschule Ciura, 102 
Adressen der Fahrschule Grasshoff und weitere 
332 Adressen der Fahrschule Zawatzky entstamm-
ten.  

Ende Februar 2002 wurden an alle 547 Personen 
zwei Fragebögen (ein Hauptfragebogen und ein 
„Fahrzeugfragebogen“; vgl. hierzu Kapitel 6 und 7), 
ein Begleitschreiben mit der Bitte um Beteiligung 
an der Befragung und ein Unterstützungsschreiben 
der BAST geschickt. Da in der vorliegenden Unter-
suchung eine Variation der Total Design Method 
(TDM) von DILMANN (1978) zur Optimierung der 
Ausschöpfung bei postalischen Befragungen An-
wendung fand, folgte am 27.03.2002 die Versen-
dung eines Erinnerungsschreibens an diejenigen 
ehemaligen Fahrschüler/-innen der Fahrschule 
Ciura, die bis zu diesem Zeitpunkt noch nicht an 
der Umfrage teilgenommen hatten. Die potenziel 
Befragten der Fahrschulen Grasshoff und Zawatz-
ky wurden zeitgleich telefonisch kontaktiert und zur 
Teilnahme aufgefordert. Der folgenden Tabelle ist 
die endgültige Ausschöpfung der Studie zu ent-
nehmen. 
 
Bruttogesamtstichprobe 547 

Stichprobenneutrale Ausfälle (Personen, die nicht 
zur gewünschten Grundgesamtheit zählen) 22 

unbekannt verzogen 48 

verstorben 8 

Sonstiges (z.B. inhaftiert, im Krankenhaus) 3 

  

bereinigte Bruttostichprobe 466 

realisierte Nettostichprobe 254 

Ausschöpfung 54,5% 

 
Tabelle 1.1:   Stichprobe und Ausschöpfung der qualitativen 

 Erhebung 
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Postalische Befragungen gestatten, anders als 
beispielsweise telefonische oder face-to-face In-
terviews, nur geringe Möglichkeiten der detaillier-
ten Berechnung des Rücklaufs. Verstärkt wird 
diese Tatsache dadurch, dass die Deutsche Post 
nur noch selten Briefe bei Nicht-Zustellbarkeit mit 
einem eindeutigen Vermerk an den Absender zu-
rückschickt. Die oben ausgeführte Ziffer zu der 
Kategorie „unbekannt verzogen“ beruht somit zu-
meist auf den telefonischen Kontaktversuchen, die 
entweder mit „kein Anschluss unter dieser Num-
mer“ oder aber durch die Auskunft der Nachmieter 
der/des eigentlichen Befragten beantwortet wur-
den. Die tatsächliche Zahl derjenigen, die posta-
lisch nicht erreicht werden konnten, liegt vermutlich 
deutlich höher. Gleiches gilt für die Kategorie „ver-
storben“. Diese Information erhielten wir durch die 
telefonische Nachfassaktion und freundliche Anru-
fe sowie Zurücksendungen unseres Fragebogens 
durch Angehörige der/des Verstorbenen. Auch hier 
ist ein höherer Anteil zu vermuten, als uns bekannt 
wurde. Ein weiterer Vorzug der telefonischen 
Nachfassaktion äußerte sich darin, dass die Aus-
schöpfungsquote deutlich erhöht werden konnte. 
Speziell in Berlin waren zahlreiche Personen in der 
jüngsten Vergangenheit umgezogen, so dass nach 
telefonischer Rücksprache erneut ein Fragebogen 
an die nun aktuell gültige Adresse verschickt wer-
den konnte.  

Die, um die uns bekannten stichprobenneutralen 
Ausfälle bereinigte, Bruttostichprobe umfasste 
nunmehr 466 Fälle. Bei 254 auswertbaren 
Hauptfragebögen errechnet sich somit eine Aus-
schöpfungsquote von 54,5%.  Das folgende Bild 
veranschaulicht hierbei den Verlauf des Rücklaufs, 
die erneute Kontaktierung wird gut sichtbar. Die 
Feldphase dieses Teils der Untersuchung endete 
am 30.4.2002. 

 

 

Bild 1.1: Verlauf des Rücklaufs der quantitativen Erhebung 
 

Der überwiegende Teil der Umfrage erfolgte in 
dem vorgesehenen Selbstausfüller-Modus. Drei 
Befragungen wurden telefonisch durchgeführt, da 
die Befragten körperlich nicht in der Lage waren, 
einen Fragebogen auszufüllen. Zwei weitere Inter-
views fanden aus demselben Grund persönlich-
mündlich statt.1 

Dass mit der Versendung von schriftlichen Frage-
bögen der richtige Befragungsmodus in Bezug auf 
den Inhalt der Studie und die untersuchten Subjek-
te gewählt wurde, zeigt die nachfolgende Auswer-
tung der letzten Frage des Hauptfragebogens, wel-
che sich explizit auf die gewünschte Befragungsart 
bezieht. 

Nach Bild 1.2 äußerte das Gros der Befragten 
(56,7%), dass eine schriftliche Befragung den prä-
ferierten Modus darstellt. Deutlich weniger, näm-
lich nur 7,8% der Studienteilnehmer/-innen, wären 
lieber telefonisch interviewt worden. Immerhin 
20,4% hätten ein persönlich-mündliches Interview 
bevorzugt und 15,1 % wünschten sich eine Online-
Befragung. 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
Bild 1.2: Gewünschter Befragungsmodus 
 

Über die Einstellungen und Motive der Teilnahme-
verweigerung erhält man insbesondere bei postali-
schen Befragungen keine Auskünfte. Das Feed-
back der Teilnehmer/-innen an dieser Untersu-
chung hingegen fiel weitgehend positiv aus. Etliche 
Befragte nutzen die Rückseite des Fragebogens, 
um ihr Interesse an den Ergebnissen der Studie zu 
bekunden. Mögen manche Verweigerer daten-
schutzrechtliche Bedenken gehegt haben, so leg-
ten einige der Teilnehmer/-innen sogar ihre medi-
zinischen Gutachten dem Fragebogen bei. 

                                                      
1 Hierbei handelt es sich um Personen, die zum Zweck eines 
ausführlichen qualitativen Interviews kontaktiert wurden und 
ebenfalls den schriftlichen Fragebogen beantworteten. 
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Die Daten aus den Fragebögen wurden anschlie-
ßend in einen SPSS-File eingegeben und konnten, 
nach einem Zwischenschritt der Datenkorrektur, 
dann statistisch ausgewertet und analysiert wer-
den. 

 

1.3 Durchführung qualitativer Inter-
views 

Zusätzlich zu der Fragebogenerhebung wurden mit 
27 Personen qualitative Interviews durchgeführt. 
Ziel dieser Einzelinterviews war es, bestimmte 
Themen aus dem Fragebogen aufzugreifen und 
anhand der jeweiligen persönlichen Erfahrungen 
zu vertiefen. Eine Kurzcharakterisierung der 27 
Interviewpartner/-innen findet sich im Anhang 1. 
Zusammenfassend kann hier erwähnt werden, 
dass 15 Probanden Männer und 12 Probanden 
Frauen waren. Die Altersverteilung der Interview-
partner/-innen erstreckt sich von 18 bis 65 Jahren. 
Zum Zeitpunkt des Interviews waren 10 Personen 
in der Altersgruppe der 18-25jährigen. 12 Perso-
nen waren zwischen 26 und 35 Jahre alt. Der Al-
tersgruppe der 36-40jährigen gehörten drei Pro-
banden an und in der Gruppe der über 40jährigen 
wurden zwei Personen interviewt. Die Frage nach 
dem derzeitigen beruflichen Status ergab folgen-
des Bild: Zum Zeitpunkt der Befragung waren sie-
ben Personen in Ausbildung, darunter ein Student 
und zwei Schüler; 13 Personen waren berufstätig, 
vier Befragte waren arbeitslos und drei Probanden 
waren bereits in (Früh-)Rente.  

Die Mobilitätseinschränkungen wurden bei acht 
Personen durch einen Unfall verursacht und be-
standen bei 18 Interviewpartner/-innen bereits von 
Geburt an. In einem Fall ist die Einschränkung die 
Folge einer Krankheit. Acht der interviewten Per-
sonen sind querschnittsgelähmt, darunter drei mit 
Tetraplegie. Sechs Personen haben Infantile Ce-
rebralparese (ICP) und vier Spina Bifida. Die Ein-
schränkungen Muskeldystrophie und Kleinwuchs 
haben je zwei Befragte und jeweils eine Person 
zeigt folgende Einschränkungen: Goulian-Barrais-
Syndrom, FSMB, Einschränkung der Feinmotorik, 
Amputation und Spastische Lähmungen. Fünf 
Interviewpartner/-innen ließen ihre bereits vorhan-
dene Fahrerlaubnis umschreiben, 22 hatten sie 
zum ersten Mal erworben. 25 Interviewten stand 
ein geeignetes Fahrzeug zur Verfügung, zwei Be-
fragte hatten kein Fahrzeug. Sechs Personen kön-
nen (nach der Umschreibung oder Erstausbildung) 
bereits auf eine Fahrpraxis zwischen 5 und 11 
Jahren zurückgreifen, acht Interviewte auf eine 
Fahrpraxis von knapp einem Jahr.  

In den Interviews wurden, neben der Biographie 
der Befragten, folgende Schwerpunkte angespro-
chen: 1. Probleme/Erfahrungen auf dem Weg zum 
Erwerb oder der Umschreibung der Fahrerlaubnis 
und beim Erwerb oder der Umrüstung eines ge-
eigneten Fahrzeugs; 2. Qualitätsanforderungen an 
Fahrlehrer/-innen, die Mobilitätseingeschränkte 
ausbilden (wollen) und an eine entsprechende 
Fahrschule; 3. persönliche Erwartungen, die an 
den Erwerb oder die Umschreibung der Fahrer-
laubnis geknüpft wurden; 4. Veränderungen in der 
Lebenssituation nach dem Erwerb bzw. der Um-
schreibung der Fahrerlaubnis bzw. nach dem Er-
werb oder Umbau eines Fahrzeugs; 5. Erfahrun-
gen/Schwierigkeiten im Straßenverkehr. 

Die Interviews dauerten zwischen 45 und 90 Minu-
ten; sie wurden auf Tonband aufgenommen und 
anschließend verschriftet. Zur Auswertung der 
Interviews wurde ein exploratives, inhaltsanalyti-
sches Verfahren angewendet. Dies bedeutet: Für 
die erforderlichen Gesprächsanalysen wurde ein 
Klassifikationsschema zur Erfassung thematisch 
relevanter Argumente aus den Interviews entwi-
ckelt. Um den formulierten Fragestellungen nach-
gehen zu können, mussten dabei alle Redebeiträ-
ge identifiziert und klassifiziert werden, in denen zu 
den relevanten Themenschwerpunkten Stellung 
genommen wurde. Die Zuordnung und Klassifika-
tion der Äußerungssegmente bildeten sodann die 
Grundlage für die in den Kapiteln 6 und 7 darge-
stellten Ergebnisse aus den Interviews. Die Inhalte 
der dort aufgeführten Originalzitate erheben kei-
neswegs den Anspruch auf Repräsentativität. Sie 
sind vielmehr als Momentaufnahme und als Do-
kumentation ganz persönlicher Erfahrungen und 
Ansichten zu verstehen. Als solche geben sie je-
doch ausreichend Anregungen und Antworten zu 
den jeweiligen Fragestellungen. Sie verweisen 
darüber hinaus sehr eindrücklich und exemplarisch 
auf Problemstellungen und die soziale Relevanz, 
die für Mobilitätseingeschränkte mit dem Erwerb 
oder der Umschreibung einer Fahrerlaubnis ver-
bunden sind.  

 

1.4 Durchführung von Experten-
runden 

Im Rahmen dieses Forschungsprojektes wurden 
vier Expertenrunden durchgeführt. Ziel dieser Dis-
kussionsrunden war es, erste Ergebnisse aus der 
Fragebogenerhebung und aus den mit Betroffenen 
durchgeführten Interviews auf dem Erfahrungshin-
tergrund der unterschiedlichen Diskussionsteilneh-
mer/-innen zu reflektieren, zentrale Problempunkte 
auf dem Weg zur oder in der Fahrausbildung Mobi-
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litätseingeschränkter herauszuarbeiten und – so-
weit möglich – erste Ansatzpunkte für Verbesse-
rungsvorschläge zu benennen. Im Folgenden wer-
den kurz die Teilnehmer/-innen, der Ablauf, die 
Durchführung und die Art der Auswertung der Dis-
kussionsrunden beschrieben.  

Um ein möglichst umfassendes Bild zu erhalten, 
wurden zu den jeweiligen Diskussionsrunden Teil-
nehmer/-innen eingeladen, die entweder aufgrund 
ihrer eigenen beruflichen Qualifikation unmittelbar 
in der Fahrausbildung von mobilitätseingeschränk-
ten Personen tätig sind bzw. waren oder aber über 
ihre berufliche Tätigkeit bzw. als Vertreter/-in eines 
Berufsverbandes oder einer Institution in den Ge-
samtprozess der Fahrausbildung und Fahrerlaub-
niserteilung für Menschen mit einer Mobilitätsein-
schränkung involviert sind. Darüber hinaus nah-
men an drei der vier Diskussionsrunden auch Per-
sonen teil, die aufgrund ihrer eigenen Mobilitäts-
einschränkung oder Behinderung bzw. als Vertre-
ter von Betroffenenverbänden ihre Sicht auf diesen 
Themenkomplex ergänzten. Leider ist es trotz in-
tensiver Bemühungen nicht gelungen, einen Ver-
treter oder eine Vertreterin einer Fahrerlaubnisbe-
hörde für eine der Diskussionsrunden zu ge-
winnen. Keine der angefragten Personen erklärte 
sich zu einer Teilnahme und damit zu einem fach-
lichen Austausch bereit. Dies ist vor allem deshalb 
bedauerlich, da die Fahrerlaubnisbehörden eine 
zentrale Rolle in dem Prozess der Erteilung einer 
Fahrerlaubnis für mobilitätseingeschränkte Men-
schen spielen und diese, wie sich sowohl in den 
Interviews mit Betroffenen als auch in den Erfah-
rungen einiger Teilnehmer der Expertenrunden 
gezeigt hat, häufig als „Problempunkt“ benannt 
werden.  

Zur Teilnahme an den vier Diskussionsrunden 
konnten insgesamt 27 Personen gewonnen wer-
den. Im Einzelnen waren dies: Thomas Ciura 
(Team Fahrschule Hamburg), Georg Grasshoff 
(Fahrschule Berlin), Rudolf Zawatzky und Dipl.-Ing. 
Andreas Zawatzky (Mobilcenter Meckesheim), 
Peter Glowalla (Bundesvereinigung der Fahrleh-
rerverbände, Vorsitzender des Fahrlehrerverban-
des Berlin), Dr. Heiner Kamm (Vorsitzender der 
Deutschen Fahrlehrerakademie), Peter Tschöpe 
(Vorsitzender des Fahrlehrerverbandes Baden-
Württemberg e.V.), Dipl. Ing. Rolf Lempp (Sach-
verständiger TÜV Heidelberg), Dipl. Ing. Leopold 
Marschall (Sachverständiger TÜV Karlsruhe), Jo-
sef Madeia (TÜV Südwest), Dr. Hannelore Hoff-
mann-Born (stellvertretende Leiterin der medizi-
nisch-psychologischen Institute des TÜVs Hessen, 
Mitglied des erweiterten Vorstandes der Deut-
schen Gesellschaft für Verkehrsmedizin), Dipl.-
Psych. Andreas Schale (Psychotherapeut und kli-

nischer Neuropsychologe, Krankenhaus Bethel-
Welzheim), Johannes Seibert (Arzt für Neurologie 
und Psychiatrie, Heidelberg), Dr. Rainer Abel (Or-
thopädische Universitätsklinik Heidelberg), Prof. 
Dr. Siegfried Stotz (ehemaliger Leiter des Spasti-
kerzentrums München, Arzt für Orthopädie mit 
Schwerpunkt Kinderorthopädie und ICP a.D.), 
Andreas Dung (Werner-Wicker-Klinik/Zentrum für 
Rückenmarkverletzungen, Bad Wildungen), Martin 
Gramm (Leiter des Sozialdienstes der Orthopädi-
schen Universitätsklinik Heidelberg), Jörg Porath 
(Geschäftsführer des Berufsbildungswerks Ne-
ckargemünd), Alfred Jakob (Technischer Bera-
tungsdienst des Arbeitsamts Heidelberg), Hans-
Peter Wellmann (Bundesselbsthilfeverband Klein-
wüchsiger Menschen e.V.), Joachim Röder (Vor-
stand der Deutschen Epilepsievereinigung g.e.V.), 
Eberhard Franz (Betroffener, Ohnarmer, Entwick-
ler des „Franz-System“), Hans Lübbering (Betrof-
fener, Tetraplegie), Annemarie Klama (Betroffene, 
ICP). 

Zusätzlich zu den jeweiligen Teilnehmer/-innen be-
teiligte sich der Projektnehmer Bernd Zawatzky an 
allen vier Diskussionsrunden. Dr. Anina Mischau 
übernahm im Rahmen der wissenschaftlichen Be-
treuung des Projektes bei einer Diskussionsrunde 
gemeinsam mit Dipl.-Pol Bettina Langfeldt und bei 
drei Runden alleine die Moderation. Isabell Dorsch 
betreute als studentische Hilfskraft die technische 
Aufnahme und führte die jeweilige Rednerliste in 
den Diskussionen.  

Um die Anfahrtswege der Teilnehmer/-innen, aber 
auch um den Zeit- und Kostenaufwand möglichst 
gering zu halten, fand die erste Diskussionsrunde 
am 13. September 2002 im Verkehrsinstitut in 
Bielefeld statt. Die drei folgenden Diskussionsrun-
den wurden am 27. September, am 11. Oktober 
und am 8. November 2002 in den Räumlichkeiten 
des Mobilcenters Zawatzky in Meckesheim durch-
geführt. Die Expertenrunden dauerten zwischen 4 
½ und 5 ½ Stunden und gliederten sich jeweils in 
drei, durch Pausen unterbrochene, Abschnitte. 
Nach einer Vorstellungsrunde wurde zunächst kurz 
der Inhalt und die Zielstellung des gesamten For-
schungsprojektes und seine einzelnen Arbeits-
schritte vorgestellt. In einem einleitenden Vortrag 
wurden sodann einige erste Ergebnisse aus dem 
bisherigen Projektverlauf, insbesondere aus der 
Fragebogenerhebung, präsentiert. In dem sich 
anschließenden offenen Diskussionsteil wurden 
die Teilnehmer/-innen gebeten, die vorgetragenen 
Ergebnisse im Lichte ihres je spezifischen Erfah-
rungshintergrundes zu reflektieren und vor allem 
ergänzend oder vertiefend auf Aspekte einzuge-
hen, die aus ihrer Perspektive heraus Problem-
punkte auf dem Weg zum Erwerb der Fahrerlaub-
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nis, in der Fahrausbildung mobilitätseingeschränk-
ter Menschen selbst sowie nach dem Erhalt der 
Fahrerlaubnis, darstellen. In einem nächsten Ab-
schnitt wurden die Anwesenden jeder Experten-
runde in Kleingruppen aufgeteilt und gebeten, über 
mögliche Ansatzpunkte für eine Verbesserung 
folgender Aspekte nachzudenken: a) hinsichtlich 
der Informationspolitik, b) hinsichtlich der Vernet-
zung oder der Zusammenarbeit der beteiligten 
Akteure, c) hinsichtlich des Wegs vor Beginn der 
Fahrausbildung/Umschreibung und d) in der Aus-
bildung selbst. Die in den Kleingruppen erarbeite-
ten Stichpunkte wurden anschließend in einer, 
entlang dieser vier Punkte strukturierten, Diskussi-
onsrunde zusammengetragen und in einer ab-
schließenden Diskussion vertieft.  

Alle Expertenrunden wurden auf Tonband aufge-
nommen und anschließend für eine Auswertung 
verschriftet. Die eigentliche Auswertung des damit 
als Text vorliegenden Gesprächsmaterials erfolgte 
in mehreren Schritten. Der Projektnehmer Bernd 
Zawatzky und die Projektbeteiligten Dipl. Ing. Rolf 
Lempp und Dr. Anina Mischau analysierten zu-
nächst das Material der vier Expertenrunden un-
abhängig von einander entlang folgender Frage-
stellungen: 1. Welche Erfahrungen hatten die Teil-
nehmer/-innen mit dem Gesamtkomplex „Fahraus-
bildung für mobilitätseingeschränkte Menschen 
und Behinderte im Verordnungsrecht“ und welche 
Unterschiede zeigten sich bei diesen Erfahrungen? 
2. Welche thematischen Schwerpunkte wurden in 
den einzelnen Runden diskutiert? 3. Welche Ver-
besserungsvorschläge oder Lösungsansätze for-
mulierten die Teilnehmer/-innen in den einzelnen 
Runden? 4. Gab es bestimmte Problempunkte 
oder Verbesserungsansätze, die über die jeweilige 
Expertenrunde hinaus in allen vier Diskussions-
runden angesprochen und behandelt worden wa-
ren? 

In einer gemeinsamen Arbeitssitzung wurden die 
Ergebnisse dieser Einzelbetrachtungen zusam-
mengetragen und ausgetauscht. Dabei zeigte sich 
eine große Übereinstimmung bei der Beurteilung 
der zentralen Diskussionsthemen und Problem-
punkte innerhalb der einzelnen aber auch in allen 
vier Expertenrunden. Übereinstimmend wurde 
auch festgestellt, dass die in den einzelnen Ge-
sprächsrunden gesehenen Problempunkte oder 
thematische Schwerpunktsetzung sehr stark von 
der beruflichen Zugehörigkeit oder dem spezifi-
schen Erfahrungshintergrund der jeweiligen Dis-
kussionsteilnehmer/-innen abhing. Da eine zu sehr 
ins Detail gehende Spezifizierung einzelner Aspek-
te für „Nichtexperten“ nur schwer nachzuvollziehen 
ist, wurde in der Arbeitssitzung beschlossen, für 
den Projektbericht nur jene Gesprächsteile in ei-

nem zweiten Analyseschritt auszuwerten und auf-
zubereiten, in denen Problempunkte und Verbes-
serungsansätze zur Sprache kommen, die in allen 
oder den meisten Gesprächsrunden zum Thema 
gemacht wurden und sich somit als zentrale As-
pekte dieses Themenkomplexes herauskristallisie-
ren lassen.  
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2 Das Thema „Mobilitätsein-
geschränkte und Kraftver-
kehr“ in der Fachliteratur 

In diesem Kapitel soll ein Einblick über Publikatio-
nen zum Thema „Mobilitätseingeschränkte und 
Kraftverkehr“ gegeben werden. Dabei wird kei-
neswegs der Anspruch auf Vollständigkeit erho-
ben. Es geht bei diesem Literaturüberblick viel-
mehr darum, die Themenschwerpunkte entspre-
chender Fachpublikationen zu skizzieren und an 
exemplarischen Veröffentlichungen aufzuzeigen. 
Zunächst werden Publikationen angesprochen, die 
sich themenübergreifend dem Gesamtkomplex 
nähern. In den sich anschließenden Abschnitten 
werden dann Veröffentlichungen vorgestellt, die 
sich mit spezifischen Fragestellungen aus der me-
dizinischen Perspektive, hinsichtlich der Begutach-
tung oder rechtlicher Aspekte, der Unfallbeteili-
gung Mobilitätseingeschränkter, der Fahrausbil-
dung und der Fahrzeug- und Umrüsttechnik be-
schäftigen. Aufgrund von Überschneidungen bei 
einzelnen Themenbereichen wurde versucht, bei 
der Zuordnung der jeweiligen Veröffentlichung zu 
den unterschiedlichen Teilbereichen bzw. Schwer-
punkten auf die inhaltliche Sinnhaftigkeit zu ach-
ten. 

 

2.1 Themenübergreifende Informa-
tionsschriften 

Einige (wenige) Veröffentlichungen konzentrieren 
sich nicht nur auf einen ausgewählten Aspekt des 
Themenbereichs „Mobilitätseingeschränkte/Behin-
derte und Straßenverkehr oder Kraftfahrzeug“, 
sondern versuchen, den Blick zu erweitern und im 
Sinne einer etwas umfassenderen Informations-
schrift verschiedene Aspekte zu beleuchten. Allen 
voran sei dabei auf das von der DEUTSCHEN 
FAHRLEHRERAKADEMIE e.V. (1997) herausge-
gebene Buch „Mobilitätsbehinderte und Kraftfahr-
zeug“ hingewiesen. Diese Publikation ist sehr gut 
geeignet, um einen Überblick über alle relevanten 
Aspekte zu erhalten. Die in ihren jeweiligen Fach-
gebieten ausgewiesenen Autoren beschäftigen 
sich in den einzelnen Kapiteln mit den rechtlichen, 
medizinischen und psychologischen Aspekten, der 
medizinisch-psychologischen Untersuchung, der 
Fahrausbildung, der Fahrzeug- und Umrüsttechnik, 
der Fahrprobe, der Fahrzeugsicherheit und der 
Frage der Finanzierungshilfen. Einen sehr kom-
pakten und übersichtlichen Ratgeber hat auch der 
TOURING CLUB SCHWEIZ (TCS) (1982) heraus-
gegeben, der im Jahr 2000 bereits in der 4. Aufla-

ge erschien. In dieser Informationsbroschüre „Be-
hinderte fahren Auto“ werden alle wichtigen Aspek-
te wie z.B. der Weg zum Autofahren, Fahrschulen 
für Behinderte, Fahrzeuge und Umbauten sowie 
rechtliche Grundlagen behandelt und eine umfang-
reiche Adressenliste für wichtige Ansprechpartner 
und Ansprechpartnerinnen sowie Anlaufstellen 
veröffentlicht. Auch wenn die Darstellung der ein-
zelnen Punkte auf die Regelungen und Verhältnis-
se in der Schweiz bezogen sind, gibt dieser Rat-
geber einen guten, z.T. auch generell gültigen, 
Überblick. Für Deutschland gibt es leider keinen 
vergleichbaren (Kurz-)Ratgeber; ein Manko, das 
z.B. in den im Rahmen dieser Studie durchgeführ-
ten Expertenrunden thematisiert und problemati-
siert wurde (vgl. Kapitel 8 dieses Berichtes). 

Bereits PEUKERT und NIESCHKE (1963) behan-
delten in ihrer Veröffentlichung einige zentrale, 
themenübergreifende Aspekte. Auch wenn einige 
Daten oder Regelungen zwischenzeitlich nicht 
mehr gelten, so erlaubt die Publikation doch einen 
thematischen Einstieg und bietet Interessierten 
auch die Möglichkeit, ausgehend von neueren 
Bestimmungen oder Erkenntnissen, einen Ver-
gleich zu früheren Regelungen ziehen zu können. 
Es wird darin ausführlich auf die Beurteilung der 
körperlichen und geistigen Eignung des/der Kraft-
fahrers/Kraftfahrerin eingegangen. Es sind statisti-
sche Unfallerwartungen sowie Rechtsgrundlagen 
und -begriffe zu finden. Auch wird das damalige 
Straßenverkehrsrecht im Hinblick auf ärztliche 
Untersuchungen von Kraftfahrern und Kraftfahre-
rinnen sowie das Strafgesetzbuch ausgeführt. 
Weiter wird auf die Aufgabe der Verwaltungsbe-
hörden bei der Erteilung oder Entziehung der 
Fahrerlaubnis und die medizinisch-psychologische 
Untersuchung eingegangen. In einem zweiten Teil 
wird speziell die verkehrsmedizinische Untersu-
chungstätigkeit behandelt und ein dritter Teil wid-
met sich der Verkehrsmedizin. 

Unterschiedliche medizinische und rechtliche As-
pekte, die auch gutachterliche Fragestellungen 
einbeziehen, finden sich in den Publikationen von 
HARTMANN (1980) und RANDOLPH (1997). Bei 
HARTMANN (1980) werden die Themen Begut-
achtung und Fahrtauglichkeit sowie die rechtlichen 
Verhältnisse in Deutschland, Österreich und der 
Schweiz angesprochen. Eingegangen wird auf 
Stress und Übermüdung bei Fahrzeuglenkern und 
Fahrzeuglenkerinnen und auf den Einfluss von 
Alter und Geschlecht auf die Fahrtauglichkeit. Au-
generkrankungen, Hör- und Gewichtsstörungen, 
körperliche Einschränkungen der Gliedmaßen und 
der Wirbelsäule werden ebenso behandelt, wie 
Geistes- und Nervenkrankheiten oder Herz- und 
Kreislaufkrankheiten. Ebenfalls werden Bewusst-
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seinsstörungen, Alkohol, Medikamente, Drogen 
und Vergiftungen sowie Tod oder Verletzungen am 
Steuer diskutiert. RANDOLPH (1997) handelt die 
Verkehrsmedizin im sechsten Kapitel seines Bu-
ches unter den Aspekten Fahrtauglichkeit, rechtli-
che Grundlagen, Fahrtauglichkeit bei Krankheiten 
und Körperschäden sowie Suchtmittelmissbrauch, 
Drogen und Arzneimittel im Straßenverkehr ab.  

Die derzeit gültigen Begutachtungsleitlinien zur 
Kraftfahreignung der Bundesanstalt für Straßen-
wesen sind in LEWRENZ (2000) beschrieben. Es 
werden grundsätzliche Hinweise zur Begutachtung 
und spezielle Hinweise bei den verschiedenen 
körperlichen sowie geistigen Behinderungen als 
auch zu substanzinduzierten Störungen gegeben. 
Daneben werden die umfassenden Leitlinien für 
die Begutachtung von Kraftfahrern aufgeführt, 
sowie alle relevanten Krankheiten und die damit 
verbundenen Leitsätze und Schwierigkeiten für die 
Begutachtung zusammengetragen. Der Kommen-
tar zu diesen Begutachtungsleitlinien findet sich in 
SCHUBERT, SCHNEIDER, EISENMENGER und 
STEPHAN (2002). Zu jedem der in den Leitlinien 
aufgeführten Aspekte der Begutachtung sind hier 
die kommentierten praktischen Anweisungen 
nachzulesen.  

Als Überblickspublikationen hinsichtlich der medi-
zinisch-psychologischen Untersuchung und Be-
gutachtung können die Arbeiten von GEHRMANN 
und UNDEUTSCH (1995) und von HIMMELREICH 
und JANKER (1999) gelten. Erstere zeigen die 
Aufgaben der Verkehrspsychologie bei der An-
wendung der Eignungsrichtlinien das Mehrfachtä-
ter-Punktsystem heute und künftig auf und behan-
deln auch die Anordnung zur Beibringung eines 
Gutachtens einer MPU. Zusätzlich werden z.B. die 
Themen der Gesamtbegutachtung durch eine 
MPU und das Maßgebot, Aufgaben der verant-
wortlichen Entscheidungsträger/-innen bei der An-
wendung der Eignungsrichtlinien und die Station 
der Beibringung des Gutachtens durch die Betrof-
fenen sowie die Ermächtigung zur Erstellung des 
Gutachtens ausführlich beschrieben. Speziell mit 
der MPU-Begutachtung mit geändertem StVG und 
der neuen Fahrerlaubnisverordnung befassen sich 
dann HIMMELREICH UND JANKER (1999). 

Eine Übersicht zum Thema Fahrzeug und Umrüs-
tung bietet die Informationssammlung von MOHL 
(1983 und 1990). Hier sind Informationen zu fol-
genden Themen zu finden: Auto allgemein, Behin-
dertenauto, Behindertentransport, Zusatzgeräte, 
Lenkhilfen, Ein- und Ausstiegshilfen, Sitze, Gurte, 
Ladehilfen für Rollstühle, Auto-Zubehör; teilweise 
mir einer kurzen Darstellung der DIN Normen und 
Angeboten sowie Anbieterhinweisen zu den unter-

schiedlichen Bereichen. Auch die Informations-
sammlung „Auto und Verkehr“ der STIFTUNG 
REHABILITATION HEIDELBERG (o. J.) gibt hierzu 
einen guten Überblick. In diesem Zusammenhang 
muss auch auf die Publikation des DIRECTORATE 
GENERAL ENERGY AND TRANSPORT (1999) 
über das INCA-Projekt hingewiesen werden. Hier 
findet sich, bislang einmalig, eine detaillierte Be-
standsaufnahme der gesetzlichen Bestimmungen 
der EU-Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Fahr-
zeug-Umrüstung für körperbehinderte Kraftfahrer 
und Kraftfahrerinnen. 

 

2.2 Medizinische Gesichtspunkte 

Natürlich gibt es zahlreiche medizinische Stan-
dardwerke oder Einzelmonographien, die sich mit 
den Ursachen, Erscheinungsformen und medizini-
schen bzw. therapeutischen Aspekten einzelner 
oder mehrerer Krankheiten, Behinderungen oder 
Einschränkungen befassen. Hierbei handelt es 
sich um medizinische Fachpublikationen, die je-
doch nur in den allerseltensten Fällen auch das 
Thema der Mobilität streifen. Für das hier im Zent-
rum stehende Interesse sind diese Publikationen 
daher nur am Rande relevant und sollen auch 
nicht weiter behandelt werden. Einschränkungsar-
ten und ihre Auswirkungen auf die Mobilität, Fahr-
eignung und Fahrausbildung werden in Kapitel 3 
dieses Berichtes für die häufigsten Einschrän-
kungsarten, die in der Praxis der Fahrausbildung 
auftreten, skizziert. Zur medizinischen Definition 
der verschiedenen Krankheiten sei auf das Stan-
dardwerk PSCHYREMBEL KLINISCHES WÖR-
TERBUCH (2002) verwiesen. Unmittelbar für das 
Thema dieser Studie sind jene Arbeiten relevant, 
die Frage- und Problemstellungen aus medizini-
scher Sicht hinsichtlich der Fahreignung, Fahraus-
bildung, Fahrfähigkeit oder Teilnahme am Stra-
ßenverkehr der Betroffenen reflektieren. Einige 
dieser Arbeiten sollen nun zusammenfassend dar-
gestellt werden. 

Generell zu beachtende Gesichtspunkte über die 
Probleme behinderter Verkehrsteilnehmer/-innen 
berichtet RIBBECK (1982) aus Anlass des „Inter-
nationalen Jahres der Behinderten 1981“. Dies hat 
auch die Diskussion um die Probleme der Ver-
kehrsteilnahme mobilitätseingeschränkter Men-
schen vertieft und einen noch unzureichenden 
Daten- und Kenntnisstand sichtbar werden lassen. 
Der genannte Beitrag beschäftigt sich mit der Defi-
nition der „Behinderten im Verkehrssektor“ und 
stellt einige Erkenntnisse über Mobilität und Mobili-
tätsdefizite Behinderter vor. Neben der Entwick-
lung von Richtlinien für eine adäquate Gestaltung 
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der öffentlichen Gebäude oder für die Rehabilitati-
on usw., werden Statistiken über Behindertenzah-
len aufgeführt und die Arten der Einschränkungen 
und Behinderungen beschrieben. In der MEDIZI-
NISCH-ORTHOPÄDISCHEN (1996) wird in ver-
schiedenen Artikeln auch speziell auf biomechani-
sche Untersuchungen zur Gestaltung eines behin-
dertengerechten Autositzes eingegangen. Einer-
seits werden die Probleme im Fahrzeug von Pati-
enten und Patientinnen mit Gliedmaßenfehlbildun-
gen und Amputationen besprochen. Andererseits 
die für diese Personengruppe relevanten Umbau-
möglichkeiten vorgestellt. Querschnittsgelähmte 
als aktive Teilnehmer/-innen am Straßenverkehr 
sind in dieser Publikation ebenso thematisiert, wie 
die Diskussion über die Führerscheinerlaubnis bei 
Cerebralparese, die als eine der am schwierigsten 
zu beurteilenden Krankheiten gilt. MAAG (1985) 
stellt generell die Frage, ob ein Schwerbehinderter 
ein Fahrzeug lenken kann. Der Beitrag soll Einblick 
in die Möglichkeiten der Zulassung von krank-
heitshalber oder wegen einer Versehrtheit Behin-
derter aus der Sicht des/der verkehrsmedizinisch 
tätigen Vertrauensarztes bzw. -ärztin gewähren. 
Ihm/Ihr obliegt zusammen mit dem/der Verkehrs-
psychologen bzw. -psychologin die Hebung der 
aktiven Sicherheit im Straßenverkehr, d.h. die Un-
fallprävention von Seiten des Faktors Mensch im 
Verkehr. Es werden Auszüge aus den rechtlichen 
Grundlagen der Zulassungspraxis behinderter 
Fahrzeugführer/-innen aufgeführt, einige verkehrs-
relevante Behinderungen erwähnt und anhand von 
Fallstudien weiter illustriert.  

Mit den physiologischen Grundlagen der Anforde-
rungen im Straßenverkehr beschäftigen sich z.B. 
EHRENSTEIN und MÜLLER-LIMMROTH (1984). 
Es werden die Faktoren der Fahrleistung und Leis-
tungsvorbedingungen aufgeführt. Dies unter den 
Aspekten zentralnervöser Faktoren, automatisierte 
und kontrollierte Informationsverarbeitung und 
Wahrnehmung, praktische und theoretische Lern-
vorgänge sowie unter der Perspektive von Vigi-
lanz, Monotonie, Emotionen, Biorhythmik, Herz-
Kreislauf-System und Sehvermögen. Eine geson-
derte Problematik besteht bei den Auswirkungen 
psychischer Belastungen und Störungen. ER-
HARDT (1962) diskutiert in seiner Arbeit neuro-
psychiatrische Probleme der Kraftfahreignung. Es 
wird die Bedeutung des menschlichen Versagens 
am Steuer als Hauptursache von Verkehrsunfällen 
betont. Die statistische Untersuchung des Sach-
verhaltes ergab, dass neuropsychiatrische Ge-
sundheitsstörungen bei der Beurteilung der Kraft-
fahreignung eine beachtliche Rolle spielen. Es wird 
auf die Notwendigkeit der Berücksichtigung von 
Anfallsleiden, Hirnverletzungen und -erkrankun-

gen, sog. Geisteskrankheiten, Rauschgift- und Al-
koholsucht, Verletzungen und Erkrankungen des 
zentralen wie peripheren Nervensystems, Ermü-
dungszuständen infolge von Medikamenten und 
Entwicklungs- und Reifungsstörungen im Hinblick 
auf die Begutachtung zur Fahrtauglichkeit hinge-
wiesen. 

Es finden sich in der Literatur neben diesen eher 
allgemeinen Darstellungen ebenfalls Ausführungen 
zu spezifischen Problemen bei einzelnen Krank-
heitsbildern. KLEIN (1985) z.B. beschäftigte sich 
mit Herz-Rhythmusstörungen in Bezug auf die 
Kraftfahreignung. Er führt aus, dass eine nicht zu 
vernachlässigende Komponente bei der verkehrs-
medizinischen Begutachtung die Versorgung des 
Gehirns und Probleme bei Unterversorgung bzw. 
Überversorgung darstellt. Dies kann zu einer Ein-
schränkung aufgrund der als Folge auftretenden 
Herz-Rhythmusstörungen führen. Die Restricted 
Growth Association, eine Vereinigung für Klein-
wüchsige, verweist in einer eigenen Broschüre auf 
die Besonderheiten dieser Einschränkung hinsicht-
lich der Kraftfahreignung. Einschränkungen, die in 
diesem Zusammenhang für die Dysmelie zu be-
achten sind, können bei MARQUARDT (1973) 
gefunden werden. Das Mobility and General Infor-
mation Centre (MAGIC 2001) behandelt in einer 
Broschüre speziell für Menschen nach Amputatio-
nen dieselbe Problematik. Eine differenzierte Dar-
stellung der Besonderheiten von Folgen eines 
Schlaganfalls erfolgt in einer von der STROKE 
ASSOCIATION (1997) veröffentlichten Broschüre. 
Diese Broschüre aus England soll über den Weg 
zurück in den Straßenverkehr nach einem Schlag-
anfall aufklären sowie über die Art der Fahrzeuge 
und wie man sie gegebenenfalls umrüstet. Sie gibt 
generelle Hinweise, ob die Betroffenen fahrtauglich 
sind, über spezielle Umbauten für Menschen mit 
rechtsseitiger und linksseitiger Lähmung und bein-
haltet eine Liste von Umbaufirmen in England. Das 
Problem Querschnittsgelähmter und ihrer Teilhabe 
am Straßenverkehr behandelt LÖHLEIN (1996). 
Zur Therapie der infantilen Cerebralparese sind in 
STOTZ (2000) differenzierte Ausführungen zu 
finden, in denen auch auf das Thema Begutach-
tung, Fahreignung und Mobilität eingegangen wird. 
Für Sehschädigungen, die ein häufig angespro-
chenes Thema in der bestehenden Literatur dar-
stellen, sei z.B. auf die Abhandlung von BRAM-
BRING und SCHNEIDER (1986) verwiesen. Nach 
einer kurzen Differenzierung der Begriffe der Seh-
behinderung, hochgradiger Sehbehinderung und 
Blindheit, befassen sich die Autoren mit den Prob-
lemen der Mobilität von Blinden und Sehbehinder-
ten. Zu der Frage der Fahrtauglichkeit aus der 
Sicht des Ophtalmologen wird z.B. von SCHOBER 
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(1960) auch zu dem Problem der Gesichtsfeldein-
schränkungen Stellung genommen.  

Von KUNKEL (1965) wurden die Reaktionsleistun-
gen bei Körperbehinderten generell untersucht. In 
seiner Studie wurde aus einer Gruppe körperbe-
hinderter Probanden/Probandinnen die Untergrup-
pe ausgewählt, deren Reaktionsleistungen am 
wenigsten durch die Körperbehinderung beein-
trächtigt waren. Es zeigte sich, dass sowohl Ein-
äugige als auch Schwerhörige und Gehörlose sig-
nifikant schlechtere Leistungen am Kölner Reakti-
ons-Belastungsgerät erzielen, als Körperbehinder-
te, bei denen entweder der linke Arm oder ein Bein 
ganz oder teilweise gelähmt oder amputiert ist. Ein 
Vergleich mit einer Gruppe von Kraftfahrern und 
Kraftfahrerinnen mit negativer Verkehrsbewälti-
gung zeigte, dass diese signifikant schlechter ab-
schnitten, als die Gruppe der Körperbehinderten. 
SCHUBERT, K. (1960) befasst sich mit der Fahr-
tauglichkeit vom Standpunkt des Otologen aus. Er 
gibt an, dass die Bedeutung des Gehörs im Stra-
ßenverkehr relativ unwichtig ist, es muss aber von 
Fall zu Fall entschieden werden, da mit der Taub-
heit z.B. auch der Gleichgewichtssinn betroffen 
sein kann. Auch BIRNMEYER (1979) beschäftigt 
sich mit dem Hören im Straßenverkehr. Da die 
amtliche Verkehrsregelung ganz ohne akustische 
Zeichen geschieht, spielt seinen Ausführungen 
nach im Allgemeinen das Hörvermögen im Stra-
ßenverkehr keine dominante Rolle. Lediglich bei 
der Erteilung der Fahrerlaubnisklasse 2 sowie bei 
der Erteilung der Fahrerlaubnis zum Führen von 
Kraftfahrzeugen zur Fahrgastbeförderung sind im 
Zweifel Sachverständigengutachten bzw. eine 
Untersuchung und Beurteilung in einem medizi-
nisch-psychologischen Institut notwendig.  

Zum Thema „Autofahren und Krankheiten im Alter“ 
soll an dieser Stelle auf LANG (1999) verwiesen 
werden. Es werden Abgrenzungsversuche von 
Altern und altersbedingter Pathologie dargestellt 
sowie notwendig werdende Kompensationsmög-
lichkeiten im Fahrzeug. Daneben werden Erkran-
kungen der Sinnesorgane, des Nervensystems, 
geistige Störungen, Bewegungsbehinderungen, 
Herz-Kreislauferkrankungen sowie Diabetes melli-
tus aufgeführt und bezüglich der Fahrtauglichkeit 
diskutiert.  

 

2.3 Begutachtung und rechtliche 
Aspekte 

Die Frage der Beurteilung bzw. Begutachtung der 
Kraftfahreignung und ihre gesetzlichen Grundlagen 
sind ein Themenkomplex, zu dem es, sowohl aus 
der Sicht der Medizin, der Psychologie wie hin-

sichtlich der technischen Gegebenheiten eine Viel-
zahl von Publikationen gibt. In diesem Abschnitt 
soll nun ein zusammenfassender Überblick über 
die unterschiedlichen Schwerpunkte dieser Arbei-
ten versucht werden. Zu den heute geltenden Be-
stimmungen sei auf Kapitel 5 dieses Berichtes 
verwiesen.  

Einer der ältesten Artikel zu dem Thema der Eig-
nung zum Führen eines Kraftfahrzeuges stammt 
von MOEDE (1954/55). Er beschreibt die Entwick-
lung des Prüfwesens, die ihren Ursprung in der 
militärspsychologischen Untersuchung fand. Die 
Methodik der Fahreignungsprüfung verlief nach 
objektiven und subjektiven Methoden, wie zum 
Beispiel der Schriftanalyse. Gegenstand der Be-
gutachtung waren die Sinne und die Gesamtper-
son, was Demographie, Leistung, Verhalten in 
fahrtypischen Situationen, äußere Erscheinung, 
Interessen und Entwicklungsstand beinhaltete. In 
dem Beitrag werden genaue Anweisungen gege-
ben, wann eine Person bei welchen Ausprägungs-
graden abzulehnen ist. Über die Verantwortung 
des/der Amtsarztes/Amtsärztin als amtliche/-r Gut-
achter/-in berichtet STEINEBACH (1955/56). Ne-
ben einer allgemeinen Einführung in Zuständigkei-
ten, formalen Bedingungen und Vorschriften wird 
auch auf die Begutachtung von Kraftfahrern bzw. 
Kraftfahrerinnen eingegangen. Es wird hervorge-
hoben, dass bei Krankheiten, bei denen eine Ver-
änderung des Nervensystems vorliegt sowie bei 
geistigen Beeinträchtigungen, keine generelle 
Aussage über die Fahrtauglichkeit gemacht wer-
den kann, sondern jeweils eine individuelle Ent-
scheidung gefordert ist. Ein anderer Beitrag zu 
dieser Zeit von JENTSCHURA (1958/59) befasst 
sich mit der Beurteilung der Kraftfahrfähigkeit von 
Körperbehinderten. Die Begutachtung bezog eine 
Beurteilung von Lebensalter, Intelligenz und Beruf 
mit ein, sowie welche Geschicklichkeit und Ge-
wandtheit der/die Körperbehinderte im täglichen 
Leben erreicht hat und wie er/sie mit seiner/ihrer 
Behinderung fertig wird. Es wird angemerkt, dass 
Körperbehinderte in der Regel als sehr zuverlässi-
ge Kraftfahrer/-innen angesehen werden können. 
Auch wird festgehalten, dass es sich immer um 
eine individuelle Begutachtung handeln muss. 
Zusätzlich wird auf unterschiedliche Einschrän-
kungen eingegangen. 

Um einen Vergleich zu heute hinsichtlich der sta-
tistischen Unfallerwartungen, Rechtsgrundlagen 
und -begriffen, des Straßenverkehrsrechts im Hin-
blick auf ärztliche Untersuchungen von Kraftfah-
rern bzw. Kraftfahrerinnen sowie dem Strafgesetz-
buch ziehen zu können, eignen sich die Ausfüh-
rungen von PEUKERT und NIESCHKE (1963). Die 
weitere Entwicklung der Fahrerlaubnis im Ver-
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kehrsrecht kann bei FÜRST (1984) eingesehen 
werden. Unter Ausklammerung des Verkehrsstraf-
rechtes wird das Verkehrsordnungsrecht erläutert 
und die zugehörige Rechtsprechung bezüglich der 
Zulassung zum öffentlichen Verkehr, insbesondere 
die Erteilung, Entziehung und Wiedererteilung der 
Fahrerlaubnis durch die Verwaltungsbehörde, dis-
kutiert. In einer Literaturstudie von BODE (1987), 
die im Auftrag der VdTÜV erstellt wurde, wird aus-
geführt, dass empirisch abgesicherte Informatio-
nen über das konkrete Risiko von Eignungsmän-
geln nach wie vor fehlen. Somit sei es nicht mög-
lich, den unbestimmten Rechtsbegriff der Fahreig-
nung inhaltlich auszufüllen; Eignungsentscheidun-
gen seien immer Einzelfallentscheidungen. An die 
zeitliche Reichweite von Eignungsprognosen soll-
ten realistische Anforderungen gestellt werden, die 
die Bedürfnisse und Möglichkeiten der Praxis an-
gemessen berücksichtigen. Die Bewährung der 
Fahreignungsbegutachtungen wird wesentlich 
bestimmt durch den Grad der inhaltlichen Differen-
zierung in der gutachterlichen Aussage und die 
Brauchbarkeit der zugrunde gelegten Verfahren. 
Zu den Optimierungsproblemen bei der Beurtei-
lung der Fahreignung werden bei KLEBELSBERG 
(1995) Möglichkeiten einer graduellen Verbesse-
rung der Fahreignungsbeurteilung im Hinblick auf 
drei Teilprobleme erörtert: Differenzierung der 
Fragestellung; dichotome vs. kontinuierliche Eig-
nungsausprägung und Nutzenbeurteilung als Ent-
scheidungshilfe für die behördliche Entscheidung. 
Diese Nutzenbeurteilung kann seinen Aussagen 
zufolge nur durch einen Vergleich mit der behördli-
chen Entscheidung ohne Entscheidungshilfe erfol-
gen. Der Beitrag von LEMPP (1989) beschreibt die 
gesetzlichen Grundlagen und die hierzu ergange-
nen Richtlinien zur Eignungsbegutachtung körper-
behinderte Fahrerlaubnisbewerber/-innen und 
Fahrerlaubnisinhaber/-innen. Die derzeit gültigen 
Bestimmungen zur Begutachtung sind den „Begut-
achtungsleitlinien zur Kraftfahreignung, Berichte 
der Bundesanstalt für Straßenwesen, Heft M115“ 
(LEWRENZ 2000) zu entnehmen.  

Eine eher vom medizinischen Standpunkt ausge-
hende Betrachtung der Begutachtung liefert bereits 
ein früher Beitrag von JANZ (1958/59). Er geht 
ebenfalls auf die Beurteilung der Kraftfahrfähigkeit 
ein, allerdings vom nervenärztlichen Standpunkt 
aus. Die Beurteilung der einzelnen relevanten 
Krankheiten werden anhand von vier Bedingungen 
beschrieben: 1. instrumentelle Fähigkeiten, das 
Fahrzeug zweckmäßig bedienen zu können, 2. 
unter dem Stichwort Präsenz, was all das zusam-
menfasst, was man auch als Wachheit, Konzen-
triertheit, Vorsicht oder Überblick für sich behan-
deln könnte, 3. mit Wendigkeit die Fähigkeit, sich 

wechselnden Situationen anzupassen, sich darauf 
einzustellen oder umzustellen, zu reagieren und 4. 
mit Rücksicht die Fähigkeit, sich als soziales We-
sen zu verhalten. Eine neuere Ausführung zur 
ärztlichen Begutachtung ist bei LEWRENZ und 
FRIEDEL (1984) zu finden. In diesem Artikel wird 
die Begutachtung der Fahreignung zunächst unter 
der Perspektive der rechtlichen Gegebenheiten in 
Europa, dann auch speziell in Deutschland erläu-
tert. In einem speziellen Teil werden u.a. Erkran-
kungen des Gehirns, des Rückenmarks und der 
neuromuskulären Peripherie, Herz-Kreislaufer-
krankungen, Stoffwechselerkrankungen, Schwer-
hörigkeit und Erkrankungen, die in den orthopädi-
schen Bereich fallen, dezidiert aufgeführt und die 
daraus resultierenden Risiken und Begutach-
tungsgrundsätze erläutert. Eine ausführliche Erläu-
terung der Verhältnisse in Deutschland, Österreich 
und der Schweiz ist bei HARTMANN (1980) zu 
finden.  

Neuerungen der Richtlinien bezüglich der Gutach-
ten für den Kraftverkehr vom Beirat für Verkehrs-
medizin beim Bundesminister für Verkehr, Familie 
und Gesundheit sind in dem Gutachten „Krankheit 
und Kraftverkehr“, das in der ersten Auflage 1973, 
in der zweiten 1979, in der dritten 1983 (siehe 
hierzu FRIEDEL 1985/86) und in der vierten Aufla-
ge 1992 (siehe hierzu FRIEDEL und LAPPE 1993) 
erschienen ist. Es zeigt auf, welche Gefahren von 
gegebenen Krankheiten, Defekten, Leistungsmän-
geln oder anderen Sachverhalten ausgehen. Än-
derungen der dritten Auflage beziehen sich auf 
Anfallsleiden, endogene Psychosen, organische 
Psychosen, koronare Herzkrankheiten, Diabetes 
mellitus und Nierenerkrankungen. Die wesentli-
chen Änderungen der vierten Auflage beziehen 
sich auf Erkrankungen des Gehirns, des Rücken-
marks, der neuromuskulären Peripherie, auf psy-
chische Erkrankungen und Auffälligkeiten, Sucht, 
Herz-Kreislauferkrankungen, Erkrankungen des 
Stoffwechsels, des Endokriniums sowie auf Er-
krankungen der Extremitäten und der Wirbelsäule. 
Das Gutachten „Krankheit und Kraftverkehr“ dient 
für die medizinische Begutachtung der Fahreig-
nung somit als Basis. Die Grundlagen dieser Be-
gutachtungsleitlinien werden in FRIEDEL und 
LAPPE (1996) in ihrer aktuellsten Form erläutert, 
wobei die Beurteilung der Körperbehinderten im 
Vordergrund steht. In diesem Beitrag sind auf dem 
Hintergrund der StVZO die Grundlagen der Begu-
tachtungs-Leitlinien dargestellt. Die Leitsätze und 
ihre Begründungen sind nach eingehenden Bera-
tungen mit allen relevanten medizinischen Fach-
gesellschaften formuliert worden und werden fort-
laufend dem neuesten Erkenntnisstand angepasst. 
Aussagen zur Beurteilung der Körperbehinderten 
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sind in den Begutachtungsleitlinien detailliert auf-
geführt. 

Ein Überblick über Sicherheitsmaßnahmen bei 
körperbehinderten Kraftfahrern wird vom VER-
BAND DER TECHNISCHEN ÜBERWACHUNGS-
VEREINE E.V. (1993) gegeben. Es werden Hilfs-
mittel für Behörden, Sachverständige und Verbän-
de beschrieben. Sicherheitsmaßnahmen für Be-
hinderte als auch für andere Verkehrsteilnehmer/-
innen werden eingehend erläutert. Darüber hinaus 
beschäftigt sich der Beitrag mit den rechtlichen Be-
stimmungen bei Kraftfahrzeug und Behinderung. 
Für alle Behinderungsarten ist aufgeführt, welche 
Gutachten notwendig sind und welche Möglichkei-
ten sich trotz der jeweiligen Einschränkung erge-
ben.  

Ein wesentlicher Teil der Begutachtungen obliegt 
den medizinisch-psychologischen Instituten, wel-
che häufig Ziel von Kritik geworden sind. Schon 
von MUNSCH (1955) beschäftigte sich kritisch mit 
den damaligen Grundsätze der Begutachtung und 
erarbeitete Vorschläge zu einer sinnvollen Erweite-
rung des Tätigkeitsgebietes. Auf die Problematik 
der Medizinisch-Psychologischen Untersuchungs-
stellen geht auch HIMMELREICH (1992) ein. Der 
Autor diskutiert aus juristischer Sicht Probleme der 
Beurteilung der Eignung zum Führen von Kraft-
fahrzeugen und macht Vorschläge zur Verbesse-
rung der Nachvollziehbarkeit von Gutachten. Eine 
umfassende Ausführung über die Tätigkeit der 
Medizinisch-Psychologischen Untersuchungsstel-
len nach heutigen Standards wird in der Arbeit von 
GEHRMANN und UNDEUTSCH (1995) geleistet. 

Zur Validierung verkehrspsychologischer Testver-
fahren versucht BÜRKNER (1972) mittels Fahr-
proben die Validität einzelner in der Verkehrspsy-
chologie gebräuchlicher diagnostischer Methoden 
zu überprüfen. Zur Methodik der Fahrprobe an 
sich, äußert sich BARTHELMESS (1974). Auf der 
Grundlage von Methoden und Ergebnissen empiri-
scher Analysen des Fahrverhaltens aus 10 Jahren 
werden Gesichtspunkte zur Konstruktion einer 
standardisierten Fahrprobe diskutiert. Zur anlass-
bezogenen Untersuchung der Fahreignung allge-
mein äußert sich KUNKEL (1980), der in seinem 
Artikel aufzeigt, dass sich die Notwendigkeit der 
anlassbezogenen Untersuchung aus dem rechtli-
chen Rahmen der Fahreignungsuntersuchung 
ergibt.  

Die neuesten Änderungen der Begutachtung mit 
geändertem StVG und der neuen Fahrerlaubnis-
verordnung werden von HIMMELREICH und JAN-
KER (1999) aufgeführt. Das Fahrerlaubnisrecht ist 
mittlerweile aus der StVZO ausgegliedert und mit 
bisher nur in Richtlinien enthaltenen Bestimmun-

gen in einer neuen Fahrerlaubnisverordnung (FeV) 
zusammengefasst. Bisher waren einige Bereiche, 
wie das Punktesystem, die Vorschriften der Fahr-
erlaubnisbewerber/-innen und Fahrerlaubnisinha-
ber/-innen, ganz oder in großen Teilen in allgemei-
nen Verwaltungsvorschriften und Richtlinien ent-
halten, beispielsweise in den Eignungsrichtlinien. 
Hinzu kommen neue Vorschriften über die Quali-
tätssicherung bei der Eignungsbegutachtung, der 
Fahrerlaubnisprüfung und bei Kursen zur Wieder-
herstellung der Kraftfahreignung. Auch die Fahrer-
laubnisklassen werden geändert. Durch die neue 
Fahrerlaubnisverordnung wird festgelegt, in wel-
chem Fall und auf welche Weise die Eignung im 
Einzelfall festgestellt wird, d.h. wann Anlass für 
eine Untersuchung gegeben ist und nach welchen 
Grundsätzen die Eignung oder bedingte Eignung 
zu beurteilen ist. Die neue Verordnung enthält 
außerdem verbindliche Bestimmungen darüber, 
welche Untersuchungsarten in welchen Fällen in 
Betracht kommen, insbesondere werden die An-
lässe für die Eignungsuntersuchung im Einzelnen 
abschließend festgelegt.  

 

2.4 Die Unfallbeteiligung Mobilitäts-
eingeschränkter 

Die Literatur zu diesem Themenkomplex fokussiert 
nahezu ausschließlich auf eine grundsätzliche 
Diskussion über die Beteiligung Behinderter bzw. 
Mobilitätseingeschränkter am Straßenverkehr. Es 
werden häufig Bedenken laut, dass die Unfallbetei-
ligung dieser Menschen an der Gesamtstatistik 
einen erheblichen Beitrag leisten würde. Beson-
ders in frühen Beiträgen zu diesem Thema sind 
Diskussionen über ärztliche Gesundheitskontrollen 
laut geworden, um behinderte bzw. mobilitätsein-
geschränkte Verkehrsteilnehmer/-innen generell 
vom öffentlichen Verkehr ausschließen zu können 
(LUFF, 1955/56). Nach Meinung des Autors sind 
nach Untersuchungen der statistischen Verteilung 
von Unfällen auf bestimmte Krankheiten, Gesund-
heitskontrollen nur dann erforderlich, wenn berech-
tigte Zweifel an der psychophysischen Eignung 
eines Führerscheinbewerbers oder eines/einer ak-
tiv am Verkehr teilnehmenden Kraftfahrers bzw. 
Kraftfahrerin bestehen. Auch wird auf die Schwie-
rigkeiten bei der Erfassung der Kausalität zwi-
schen Unfallgeschehen und Gesundheitsstörung 
hingewiesen. Statistische Erhebungen sprechen, 
seiner Analyse nach dafür, dass Körperbeschädig-
te seltener Verkehrsunfälle verursachen, als es 
ihrer Beteiligung am Straßenverkehr entspricht. 
Bei JENTSCHURA (1958/59) wird angemerkt, 
dass Körperbehinderte in der Regel sehr zuverläs-
sige Kraftfahrer/-innen sind, und deshalb kein so 
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großes Unfallrisiko darstellen, wie oft befürchtet 
wird. Jedoch sollte, seiner Meinung nach, eine in-
dividuelle Begutachtung zur Zulassung zum Stra-
ßenverkehr erfolgen, wobei er auf unterschiedliche 
Einschränkungen im Speziellen eingeht. Weitere 
Aspekte der Beurteilung der Kraftfahrfähigkeit aus 
der Sicht des Internisten werden von HOFF-
MEISTER (1958/59) aufgeführt. Seiner Ansicht 
nach liegt eine Schwierigkeit der Validierung der 
These, dass Behinderte häufiger Unfälle verursa-
chen, darin, dass es keine generellen Statistiken 
über die Unfallbeteiligung Behinderter gibt, z.B. 
findet die Aufnahme dieser Fälle bei den Veröffent-
lichungen des Statistischen Bundesamtes keine 
Berücksichtigung. Dieser Sachverhalt ist darauf 
zurückzuführen, dass bei einem Unfall von den 
zuständigen Beamten und Beamtinnen vor Ort 
diese Information nicht erhoben wird. Zudem be-
steht keine Statistik über die Anzahl der Behinder-
ten nach Art ihrer Behinderung und ob sie einen 
Führerschein besitzen oder nicht.  

In dem Beitrag von HIMMELREICH (1985) wird 
darauf eingegangen, dass die unterschiedlichen 
Lebensphasen ein mögliches Kriterium für die 
Eignung zum Führen von Kraftfahrzeugen darstel-
len können. In diesem Beitrag wird zum Thema 
Jugendliche und Heranwachsende z.B. auf die mit 
diesem Alter assoziierten Probleme der sozialen 
Anpassung, der emotionalen Unausgeglichenheit 
und allgemein der mangelnden Persönlichkeitsrei-
fe eingegangen. In einem zweiten Abschnitt wird 
die Problematik des fortgeschrittenen Alters aufge-
zeigt, das jedoch an sich noch kein Kriterium für 
den Ausschluss aus dem Verkehr darstellt, allen-
falls pathologische Alterungsprozesse. Generell 
sind ebenfalls die Persönlichkeitsmerkmale der 
einzelnen Fahrer/-innen, unabhängig von ihrer 
körperlichen Verfassung, bei der Prognose von 
Verkehrsunfällen ausschlaggebend.  

Es existieren darüber hinaus einige wenige Unter-
suchungen, die der Frage nachgehen, ob einzelne 
Behinderungsarten eine unterschiedliche Unfallbe-
teiligung aufweisen. Zum Beispiel wurde von 
WÜTHERICH (1970) die Bewährung von gehörlo-
sen Motorfahrzeuglenkern im Kanton Zürich unter-
sucht. In diesem Artikel werden zunächst die 
Schwierigkeiten bei gehörlosen Fahrern bzw. Fah-
rerinnen aufgezeigt, dann die Richtlinien der Fahr-
erlaubnis und eine Erhebung der im Kanton Zürich 
festgestellten gehörlosen Fahrern bzw. Fahrerin-
nen sowie Auswertung der Unfallhäufigkeiten dar-
gestellt. Die Ergebnisse zeigen, dass keine erhöh-
te Gefahr für die Verkehrssicherheit durch gehör-
lose Fahrer bzw. Fahrerinnen festgestellt werden 
konnte. Von SIEGRIST (1966) wurde die Bewäh-
rung Amputierter als Motorfahrzeugführer/-innen 

untersucht. Es wird zunächst ganz allgemein auf 
die Gefährdung des motorisierten Straßenverkehrs 
durch gesundheitliche Störungen hingewiesen. Es 
wird insbesondere die technische Untersuchung 
und Beurteilung des/der Amputierten bei ihrer Mo-
torisierung dargestellt. Zusätzlich wurde eine Un-
tersuchung an Amputierten durchgeführt, wobei 
die Unfall- und Übertretungshäufigkeiten festgehal-
ten wurden. Es ergab sich, dass die Unfallhäufig-
keit bei den Amputierten durchweg niedriger ist, 
als bei übrigen Fahrern bzw. Fahrerinnen. Ein 
ähnliches Bild zeigte sich bei den Übertretungen.  

Um die Bedeutung und Beurteilung cerebraler 
Krankheitsprozesse für das Verkehrsverhalten 
festzustellen, wird von NITTNER (1961) über 
krampfkranke Fahrzeuglenker berichtet und be-
sonders auf die durch cerebrale Anfälle gefährdete 
Verkehrssicherheit hingewiesen. Es wird darge-
legt, dass bei cerebralen Anfällen Unfälle oft ohne 
äußere Ursachen entstehen und dass sich bei 
Unfällen ungeklärter Ursache mehr derartige Stö-
rungen (cerebrale Anfälle) finden, als allgemein 
bekannt ist. Es erscheint dem Autor daher not-
wendig, bei Unfällen auch an einen cerebralen 
Anfall zu denken und das Anfallsleiden durch ent-
sprechende Erweiterung und Ergänzung der Vor-
geschichte sowie durch Spezialuntersuchungen zu 
objektivieren, die Genese der Anfälle zu klären, 
den Anfallskranken somit selbst zu helfen, aber 
auch seine/ihre Umgebung vor Übergriffen zu 
schützen. Ebenfalls zu dem Thema Hirnschädi-
gungen wurde von KASTEN et. al. (1997) die 
Fahrtauglichkeit und Fahrpraxis bei Personen mit 
erworbenen Gesichtsfeldeinschränkungen unter-
sucht. Pro Jahr erleiden in der BRD bis zu 500.000 
Menschen eine Hirnschädigung, 10-15% davon 
leiden unter anhaltenden Folgeschäden, 20-30% 
dieser Patienten bzw. Patientinnen zeigen dadurch 
auch Sehstörungen. Aufgrund der ärztlichen 
Schweigepflicht werden diese Personen nicht bei 
der zuständigen Verkehrsbehörde gemeldet. In 
dieser Pilotstudie wurden mit einem Fragebogen 
Daten bei 49 Patienten bzw. Patientinnen mit er-
worbener Gesichtsfeldeinschränkung erhoben. Es 
wurde festgestellt, dass nur 57% der befragten 
Personen vom Arzt bzw. von der Ärztin darüber 
aufgeklärt worden waren, dass ihre Fahreignung 
eingeschränkt ist. 65% waren im Besitz einer 
Fahrerlaubnis, davon fuhren 30% noch selbst ein 
Kraftfahrzeug. Im Erfassungszeitraum seit Einset-
zen der Sehschädigung konnten insgesamt vier 
Unfälle festgestellt werden, von denen aber nur 
zwei in direktem Zusammenhang mit der Sehstö-
rung standen. Der Autor empfiehlt einerseits stren-
gere Prüfung von Gesichtsfelddefekten, anderer-
seits eine Zulassung von Patienten bzw. Patientin-
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nen, die ihr Defizit mit Blickbewegungen gut kom-
pensieren können.  

Bei MUELLER (1954/55) werden epilepsieähnliche 
Anfälle als Ursache von Verkehrsunfällen betrach-
tet. Seiner Analyse nach kommen nur wenige Ver-
kehrsunfälle aufgrund von Epilepsieanfällen zu-
stande. Jedoch weist er darauf hin, dass es auch 
damals keine Meldepflicht für Ärzte/Ärztinnen an 
die Behörden gab und aufgrund dessen die Unfall-
ursachen häufig nicht zutage treten. Auch von 
HERNER (1968) wurde früh die Auswirkung von 
Krankheiten und anderen Gesundheitsstörungen 
auf die Verkehrssicherheit untersucht. Der Autor 
kommt dabei zu dem Schluss, dass eine Behinde-
rung durch akute oder chronische Erkrankungen, 
durch Gebrauchsstörungen der Gliedmaßen oder 
ein fortgeschrittenes Alter, vom Standpunkt der 
Verkehrssicherheit aus, keine größere Gefährdung 
verursacht.  

Ein weiteres Problem, das in diesem Zusammen-
hang nicht außer Acht gelassen werden darf, wird 
von HÄNDEL (1961) angesprochen. Er berichtet 
über einen Unfall durch Benutzung eines für einen 
Körperbehinderten eingerichteten Fahrzeugs. Es 
handelt sich um ein Fallbeispiel für einen Unfall, 
der dadurch verursacht wurde, dass ein Fahrer mit 
einem für einen Körperbehinderten umgebauten 
Fahrzeug gefahren war.  

In einem Beitrag von EKKERNKAMP und GER-
LACH (1987) wird die Ansicht, dass behinderte 
Kraftfahrer/-innen im Straßenverkehr eine große 
Gefahr darstellen würden, anhand eines umfang-
reichen Zahlenmaterials und einer vertiefenden 
Literaturübersicht widerlegt. Die hinsichtlich der 
Fahreignung besonders relevanten Krankheiten 
werden angesprochen und Kompensationsmög-
lichkeiten exemplarisch aufgezeigt. Nach Durch-
sicht der zu diesem Thema vorgefundenen Litera-
tur lässt sich abschließend sagen, dass die (All-
tags-)These einer erhöhten Unfallbeteiligung kör-
perlich eingeschränkter Menschen nicht bestätigt 
werden kann. Hierzu wäre sicherlich die Durchfüh-
rung systematischer Erhebungen, bezogen auf die 
einzelnen Einschränkungsarten, wünschenswert.  

 

2.5 Fahrausbildung 

Dieser Abschnitt befasst sich speziell mit der Aus-
bildung mobilitätseingeschränkter Fahrschüler/-in-
nen und den Aufgaben, die an einen entsprechen-
den Fahrlehrer bzw. eine entsprechende Fahrleh-
rerin gestellt werden. In der Literatur finden sich zu 
dem Thema der Fahrausbildung für Mobilitätsein-
geschränkte kaum praktische Handlungsanweisun-

gen. In einzelnen Schriften, die nun kurz vorge-
stellt werden sollen, wird meist nur allgemein auf 
die Aufgabe des Fahrlehrers bzw. der Fahrlehrerin 
oder die notwendigen Schritte hin zu einer mögli-
chen Fahrerlaubnis beschrieben. 

Einen guten Überblick über die Erlangung der 
Fahrerlaubnis und die dafür notwendigen Schritte 
gibt die Veröffentlichung des RHEINISCH-WEST-
FÄLISCHEN TÜV (1981). Hier werden auch die 
einzelnen Aspekte aus medizinisch-psychologi-
scher Sicht abgehandelt, die Stationen zum Füh-
rerschein aus Sicht von Versehrtenfahrlehrern/-
fahrlehrerinnen erläutert sowie die Finanzierungs-
wege aufgeführt. Darüber hinaus werden techni-
sche Hilfen vorgestellt und Beispiele von Umbau-
ten gegeben. Auch die Veröffentlichung von HE-
BENSTREIT (o. J.) gibt hierzu einen guten themati-
schen Einstieg. Das Thema Führerschein wurde 
auch von HEILER und JAGOW (1998) in Zusam-
menarbeit mit der Mercedes-Benz AG bearbeitet. 
Es handelt sich um einen Überblick über europäi-
sche Vorschriften sowie der deutschen Regelun-
gen über den Führerschein. Darin sind alle Richtli-
nien auch über Behinderte und deren Begutach-
tung zusammengestellt. Ebenfalls in Zusammen-
arbeit mit der Mercedes-Benz AG und der Bun-
desvereinigung der Fahrlehrerverbände wurde von 
HEILIG (1997) ein Manual über den Fahrlehrer als 
Verkehrspädagogen erstellt. Erläutert wird die 
Verkehrsverhaltenslehre das Verkehrsrecht, die 
Fahrzeugtechnik für Fahrlehrer/-innen sowie An-
merkungen zur Fahrpraxis. In einem Abschnitt 
über Fahrschulpädagogik wird auf die Vermittlung 
von Verkehrsverhalten und auf den professionellen 
Umgang mit Fahrschülern und Fahrschülerinnen 
eingegangen. Es werden die globalen Aufgaben 
des/der Fahrlehrers/Fahrlehrerin aufgeführt, aber 
nicht unter Berücksichtigung verschiedener Ausbil-
dungsgruppen, wie z.B. Mobilitätseingeschränkte. 
Zu den rechtlichen Aspekten bezüglich Fahrlehrer-
erlaubnis, Fahrschulerlaubnis, Fahrlehrerausbil-
dungsstätten, Sondervorschriften (Ausbildung bei 
Behörden), Seminarerlaubnis, Registrierung (als 
Fahrschule), Fahrschülerausbildungsordnung, 
Fahrlehrerausbildungsordnung, Anforderungen an 
Fahrlehrer/-innen und Fahrschulen sowie an Fahr-
lehrerausbildungsstätten und Einweisungslehrgän-
ge zum Erwerb der Seminarerlaubnis, Prüfungs-
ordnung für Fahrlehrer/-innen sowie Ausbildungs- 
und Prüfungsvorschriften der Fahrerlaubnisverord-
nung (FeV) sind in BOUSKA (1999) ausführliche 
Darstellungen zu finden. Spezielle Beschreibungen 
der Aufgaben eines/einer Behindertenfahrlehrers/ 
-fahrlehrerin, sowohl im theoretischen Unterricht 
als auch im Fahrzeug, können in FALKMER et al. 
(2000) eingesehen werden. Im Anschluss an eine 
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theoretische Beschreibung folgen praktische An-
weisungen zum Umgang mit und Lerninhalten für 
eingeschränkte Fahrschüler/-innen.  

Auch die Fahrprobe ist ein Bestandteil der Aufga-
ben des Fahrlehrers bzw. der Fahrlehrerin. Neben 
den bereits oben genannten Ausführungen zu 
Gutachten und rechtlichen Aspekten, befasst sich 
z.B. MAAG (1993) mit der Fahrprobe bei Behinder-
ten. Es handelt sich hier um eine Studie, in der die 
Frage gestellt wird, ob zwischen bestimmten Be-
hinderungen und Resultaten von Fahrproben die-
ser Behinderten Zusammenhänge bestehen, also 
ob und in wieweit sich bestimmte Formen von Be-
hinderungen auf das Fahrverhalten direkt auswir-
ken. Es wird festgestellt, dass Multiple Sklerose, 
das Parkinson-Syndrom, instabile zerebrovaskulä-
re Erkrankungen und ein diffuser zerebraler Abbau 
die Fahreignung besonders ungünstig beeinflus-
sen. Deutlich weniger häufige negative Auswirkun-
gen zerebrovaskulärer Erkrankungen mit Sym-
ptomkonstanz oder leichter Symptomrückbildung 
auf das Fahrverhalten, im Vergleich zu Multipler 
Sklerose mit oftmals vielfältiger Symptomatik und 
wechselnden Verlaufsformen, sind daher nicht 
erstaunlich. Jedoch spielt die Gewöhnung an das 
Fahrzeug in allen Fällen eine wesentliche Rolle, 
die bei der ersten Fahrprobe häufig noch nicht 
eingeschätzt werden kann. Deshalb sollte ein/e 
Fahrlehrer/-in auch nicht voreilige Schlüsse über 
die Fähigkeiten und Möglichkeiten eines neuen 
Kunden bzw. einer neuen Kundin ziehen.  

 

2.6 Fahrzeuge und Umrüsttechnik 

In diesem Abschnitt werden zunächst zusammen-
fassend einige Beiträge aus der Literatur zur Um-
rüstung von Fahrzeugen beschrieben und im An-
schluss eine Auswahl der in diesem Sektor arbei-
tenden Anbieter/-innen für Fahrzeuge zum Behin-
dertentransport bzw. spezielle Behindertenfahr-
zeuge vorgestellt. Ein vertiefender Einblick in die 
Vielfalt und Möglichkeiten der Umrüsttechnik sowie 
in derzeit gängige Umbaumaßnahmen erfolgt in 
Kapitel 4 dieses Berichtes. Vorab soll an dieser 
Stelle jedoch noch auf ein sehr interessantes Ko-
operationsprojekt zwischen der Universität Siegen 
und der Firma bertrandt Ingenieurleistungen 
GmbH in Rüsselsheim bzw. Ginsheim-Gustavs-
burg hingewiesen werden. Im Auftrag der Firma 
führte eine Gruppe von neun Studenten unter der 
Betreuung von Prof. Dr.-Ing. R. Lohe und Dipl. Ing. 
W. Lohr des Fachbereichs Maschinentechnik der 
Universität Siegen im Jahr 2000 ein Studienprojekt 
zur behindertengerechten Umgestaltung eines 
Pkw durch,  in dem auch 120 Betroffene mittels 

eines Fragebogens befragt wurden. In diesem 
Projekt entstanden eine ganze Reihe an Studien-
arbeiten, die sich allesamt mit dem Thema „Marke-
ting und Konzepte für den behindertengerechten 
Umbau eines Pkw“ beschäftigen. Diese z. T. inte-
ressanten und originellen Arbeiten wurden zwar 
nie veröffentlicht, können jedoch bei dem An-
sprechpartner der Firma bertrandt Ingenieurleis-
tungen GmbH, Herrn K. Gerst (Abteilung Entwick-
lung und Konstruktion am Sitz Ginsheim-Gus-
tavsburg), eingesehen werden. 

Bereits 1957 befasste sich KRAUSE mit Untersu-
chungen zur Qualität und Bewährung von Umbau-
ten im Pkw zur Kompensation von Funktionsaus-
fällen querschnittsgelähmter Kraftfahrer/-innen. Es 
werden hier Versehrtenfahrzeuge für die Rehabili-
tation von Schwergeschädigten sowie technische 
Umbauten im Pkw vorgestellt. Weiter werden die 
Erkrankungen und Schäden des Bewegungsappa-
rates aus damaliger verkehrsmedizinischer Sicht 
sowie aufgrund damaliger gesetzlicher Grundlagen 
der Kraftfahrtauglichkeit erläutert. In einer Studie 
zu querschnittgelähmten Kraftfahrern bzw. Kraft-
fahrerinnen wird nach Höhe der Schädigung und 
der Art der Fahrzeugumbauten differenziert und 
anhand dessen Fahrpraxis, Nutzungsgrad, Unfall-
häufigkeit und subjektive Einschätzungen der Fah-
rer/-innen untersucht. Auch über technische Bege-
benheiten im Fahrzeug hinsichtlich einzelner 
Krankheitsbilder sind einige Ausführungen zu fin-
den. Speziell auf Triplegiker/-innen bezieht sich 
der Artikel von RASCHKE (1979). Er skizziert eine 
neue Möglichkeit zur Kraftfahrzeugführung durch 
Schwerbehinderte. Die Neuerung bezieht sich auf 
die mit schwacher Fingerkraft zu betätigende elek-
tronisch gesteuerte Gasbedienung, das LINDA-
Schultergerät für Triplegiker/-innen als Verbin-
dungsstück zwischen Schulter und Hebel der 
Handbetriebsbremse und eine auf eine Rollführung 
aufsteckbare und herausziehbare Seitenlehne, 
rechts vom Fahrersitz zur Verbesserung der Sitz-
stabilität.  

Auf die Wirkungen des Airbags bei Fahrern bzw. 
Fahrerinnen mit extrem kurzen Armen bzw. bei 
Lenkrädern mit Tetraplegiker-Lenkgriff wird bei 
BÜRGER und KUSCHEL (1997) verwiesen. Sie 
erläutern, dass Behinderte mit extrem kurzen Ar-
men mit einer speziellen Lenksäule fahren, bei der 
Lenkrad und Airbag relativ dicht vor der Brust an-
geordnet sind. Es wurde mit verschiedenen Air-
bag-Größen untersucht, ob die biomechanische 
Belastung im Falle der Airbag-Entfaltung erträglich 
ist. Dabei wurde festgestellt: Ein Tetraplegiker-
Lenkgriff behindert nicht die Entfaltung des Air-
bags, der durch diesen Griff auch nicht beschädigt 
wird.  
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Die BUNDESANSTALT FÜR STRASSENWESEN 
(1993) befasst sich speziell mit Rückhaltesyste-
men für Rollstühle und Rollstuhlfahrer in Behinder-
tentransportwagen und mit Rollstühlen in gebrems-
ten Transportmitteln. Es werden die Grenzen für 
Kippen oder Rutschen, sowie Beispiele über fahr-
gastfreundliche und behindertengerechte Linien-
busse aufgezeigt. Zusätzlich sind auch Beschleu-
nigungsmessungen an Rollstühlen in Linienbussen 
in diesem Band zu finden. In HESS und HUBERTY 
(1984) wird auf die Aufgabe der Orthopädie beim 
Bau von Fahrzeugen eingegangen, speziell bei der 
Entwicklung von Fahrersitzen, Kopfstützen und 
fachgerechtem Einbau in das Fahrzeug. Bei WITT 
(1960) wird ebenfalls die Fahrerlaubnis Körperver-
sehrter aus orthopädischer Sicht erörtert. In Ab-
hängigkeit von der Art der Schädigung, des Alters 
des/der Patienten/Patientin, den Schmerzzustän-
den und des Reaktionsvermögens müssen die 
Möglichkeiten des Fahrzeugumbaus erwogen wer-
den. Es wird auch darauf verwiesen, dass nicht 
alle Einschränkungen kompensiert werden kön-
nen.  

Informationen zur Fahrzeug- und Umrüsttechnik 
sind heute vor allem durch die Anbieter/-innen 
selbst zu erhalten. Im Folgenden soll nun ein  
Überblick über einige Anbieter in Deutschland im 
Bereich der Anpassungen von Fahrzeugen für 
mobilitätseingeschränkte Menschen gegeben wer-
den.  

Ausführliche Informationsbroschüren gibt es von 
der Helmut Jelschen GmbH, die seit über 20 Jah-
ren in Bad Zwischenahn angesiedelt ist. Es wer-
den sowohl Zusatzgeräte für beid- oder einseitig 
Bein- und Armbehinderte, Lenkhilfen, Schalthilfen 
und Pedalveränderungen sowie Einstiegs- und 
Sitzhilfen und Rollstuhlverladehilfen angeboten 
und erläutert. Weiter werden Verladesysteme, der 
Umbau verschiedener Fahrzeugtypen und Roll-
stuhl- und Personen-Rückhaltesysteme für Fahr-
zeuge zum Behinderten-Transport vorgestellt. Die 
Haag Rehatechnik in Kronau bietet ebenfalls fabri-
katübergreifend Handgeräte für Bremse und Gas, 
Lenkungen, Pedalveränderungen, Verladesyste-
me, Schwenksitze und normale Sitze an. Das Mo-
bilcenter Zawatzky in Meckesheim, ein Betrieb, der 
schon seit über 40 Jahren besteht, leistet ebenfalls 
Umbaumöglichkeiten für alle Fabrikate. In ihren 
Prospekten werden z.B. technische Hilfsmittel für 
Lenkungen, Bremsen, Gas, Handgeräte, Pedalver-
längerungen, Wählhebelbetätigung, Servo-
kupplung, Einstieghilfen, Aufstehhilfen, Verlade-
systeme für den Rollstuhl, Systeme zum befesti-
gen des Rollstuhls im Fahrzeug, elektrische Türen, 
Fernbedienungen und Umlenkhebel, Schwenksitze 
und elektrische Sitzverstellungen vorgestellt. Auch 

für den Behindertentransport werden Umbaumaß-
nahmen durchgeführt. Speziell auf Umbauten für 
Fahrschulen haben sich Veigel und Brunn Automo-
tive in Mooregge und Künzelsau verlegt. Nicht 
direkt für den Fahrzeugumbau, aber für den Wie-
dereinstieg in die Fahrpraxis hat die STN Atlas 
Elektronik GmbH Simulationssysteme entwickelt. 
Es handelt sich dabei um Verkehrs- und Fahrsimu-
latoren für Rehabilitanden bzw. Rehabilitandinnen. 
Durch das Training am Simulator sollen Hemm-
schwellen herabgesetzt, ein Verhaltens- wie Koor-
dinationstraining absolviert und der Umgang mit 
alltäglichen und gefährlichen Situationen gelernt 
werden.  

Viele Autofirmen geben selbst Informationsmate-
rialien für diesen Sektor heraus. Umbaumaßnah-
men für bestimmte Markenfabrikate bieten bei-
spielsweise Mercedes Benz an. Es gibt sowohl 
Angebote für Fahrzeuge für Selbstfahrer als auch 
für Fahrzeuge für Fahrdienste der geeigneten 
Fahrzeugtypen der Firma. Adressen der Werkstät-
ten, die diese Dienstleistung anbieten, können in 
diversen Broschüren der Firma nachgelesen und 
zusätzlich bei den Werken erfragt werden. Auch 
von Volkswagen gibt es ein Angebotsprogramm für 
Bremse/Gas, Schaltungen, Zusatzeinrichtungen 
wie Wischer und Blinker, Lenkungen, Sitze und 
Verladehilfen. Gleiches gilt auch für Fiat. Mit dem 
Partner Mo Tech bietet auch Renault Sonderfahr-
zeuge für mobilitätseingeschränkte Menschen an. 
Verladesysteme, Sitze und Lenkhilfen speziell für 
den Paravan werden von der Firma Arnold in 
Pfronstetten-Aichelau vertrieben. Die Reha Gruppe 
GmbH & Co. KG in Hilden liefert Fahrhilfen für 
mobilitätseingeschränkte Menschen für Toyota-
Fahrzeuge. Es werden Übersitz- und Aufrichtehil-
fen, Handbedienungsgeräte, Pedalverlängerun-
gen, Verladesysteme und Modifikation von Bremse 
und Gas angeboten. Den behindertengerechten 
Umbau von Citroen-Fahrzeugen leistet die Heinz 
Eikenberg GmbH in Bad Zwischenahn. Es geht 
dabei um spezielle Verladesysteme für diese 
Fahrzeuge. Auf den behindertengerechten Motor-
radumbau hat sich die Firma Költgen in Krefeld 
spezialisiert.  

Bestellmöglichkeiten für Umrüstungstechnik gibt es 
vom Bundesverband für Körper- und Mehrfachbe-
hinderte e.V., der EMC Handelsgesellschaft für 
Behinderten-Fahrhilfen mbH in Schlitz sowie bei 
der Rolli Mobilcenter GmbH (RMC) in Winningen. 
Informationen zu dem Bereich Behinderung sowie 
Beratung und Hilfestellungen können beim Verein 
zur Unterstützung behinderter Menschen zur Er-
langung oder Erhaltung der individuellen Mobilität 
in Jockgrimm/Pfalz angefragt werden. Der Bun-
desverband Selbsthilfe Körperbehinderter e.V. 
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(BSK) bietet diese Dienste ebenfalls an. Für Infor-
mationen zu speziellen Krankheitsbildern gibt es 
beispielsweise die Arbeitsgemeinschaft Spina Bifi-
da und Hydrocephalus e.V. (AsbH), den Bundes-
verband Poliomyelitis e.V., für Schädel-Hirnver-
letzte den Schädel-Hirn-Patienten in Not e.V. so-
wie zahlreiche einschlägige Zeitschriften, in denen 
die Problematik ausführlich erläutert ist und hilfrei-
che Adressen angegeben sind. 

 

Soziale Aspekte bei der (Wieder-)Gewinnung 
der Mobilität  

Der Aspekt der sozialen und gesellschaftlichen 
Integration Behinderter wird in zahlreichen Publika-
tionen, häufig auch aus dem Blickwinkel der Re-
habilitation, thematisiert. Dabei werden unter-
schiedliche Aspekte einer sozialen Eingliederung 
und einer eigenständigen Lebensführung, einer 
Eingliederung in das Bildungssystem, der funktio-
nellen Rehabilitation, der Erwerbstätigkeit und der 
Vorbereitung auf das Berufsleben behandelt. Die 
Durchsicht einer ganzen Reihe an Veröffentlichun-
gen zeigte jedoch: Der Beitrag, den der Erwerb 
und Besitz eines Führerscheins z.B. für die psychi-
sche und soziale Stabilisierung Betroffener, für 
deren Berufschancen oder deren Möglichkeiten 
einer aktiven Teilhabe am gesellschaftlichen Le-
ben leistet, wird so gut wie überhaupt nicht ange-
sprochen.  

Wird das Thema „Behinderten im Straßenverkehr“ 
überhaupt bearbeitet, so handelt es sich dabei 
zumeist um Arbeiten zum Bereich „Behinderte und 
öffentlicher Transport oder öffentlicher Nahver-
kehr“. Der Artikel von SCHNEIDER und BRAM-
BRING (1985) z.B. gibt einen Überblick über die 
Bestrebungen hinsichtlich einer behindertenge-
rechten Gestaltung des öffentlichen Transportsys-
tems in verschiedenen Ländern (USA, Kanada, 
Schweden, BRD). Es wird gezeigt, dass seit den 
70er Jahren eine Reihe von Initiativen seitens des 
Staates und der Verkehrsbetriebe entstanden sind, 
in deren Rahmen Spezialfahrzeuge, spezielle In-
formationssysteme und architektonische Lösungen 
entwickelt worden sind. Resultat der Analyse ist 
jedoch, dass es eine Orientierung des Behinder-
tentransports auf Sonderfahrdienste gibt, da diese 
bei weitem kostengünstiger sind als eine grundle-
gende Umgestaltung des öffentlichen Transport-
systems. Auch eine umfassende Studie in Mün-
chen von BONK, HILSENBECK und STICKEL 
(1990) liefert eine Kurzbeschreibung über den 
Status quo (Technik, Organisation, Verkehrsnach-
frage und -angebot, Finanzierung, Wirtschaftlich-
keit, Kostenträger in den Bereichen Verkehr und 
Soziales), sowie eine Beschreibung von Koopera-

tionsformen für Behindertentransporte. Als einen 
Fortschritt der Integration Behinderter in den Stra-
ßenverkehr kann der Bericht der BPI, Düsseldorf 
(1981) angesehen werden. Danach wurde ein 
Autobahnservice für Behinderte in vier Jahren 
geschaffen; es scheint bis dato 110 rollstuhlge-
rechte Anlagen zu geben. Rollstuhlgerechte Auto-
bahnraststätten sind mit einem Behindertenemb-
lem ausgezeichnet, es gibt dafür auch einen spe-
ziellen „Reiseführer“. Es geht dabei um Toiletten, 
Zugänge und Parkplätze. Für diese Umgestaltun-
gen sind keine Steuergelder vorgesehen; sie wer-
den vielmehr von der GfN (Gesellschaft für Ne-
benbetriebe der Bundesautobahn) finanziert.  

Bei der Literaturrecherche konnte lediglich die 
Arbeit von MARQUARDT und GRAF (1985) ge-
funden werden, die explizit die Integration des 
körperbehinderten und unfallverletzten Kraftfahrers 
und die Notwendigkeit eines Pkw  für einge-
schränkte Personen zur Förderung der Selbstän-
digkeit der Betroffenen zum Thema macht. Hier 
zeigen sich also deutliche „Forschungslücken“. 
Aus diesem Grund wurde in der im Rahmen dieser 
Studie durchgeführten Grundlagenerhebung bei 
ehemaligen Fahrschülern und Fahrschülerinnen 
ein besonderes Augenmerk auch auf die sozialen 
Aspekte, die mit dem Erwerb oder der Umschrei-
bung einer Fahrerlaubnis für Mobilitätseinge-
schränkte verbunden sind, gelegt. Es wäre sicher-
lich wünschenswert, wenn diesem Themenbereich 
perspektivisch mehr öffentliches wie Fachinteresse 
entgegengebracht würde. 
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3 Einschränkungsarten und 
ihre Auswirkungen auf die 
Mobilität, Fahreignung und 
Fahrausbildung 

Wer sich mit der Fahrausbildung für behinderte 
bzw. mobilitätseingeschränkte Menschen beschäf-
tigt, muss zumindest eine grobe Vorstellung da-
rüber haben, um welche Behinderungen bzw. Ein-
schränkungen es sich dabei handelt. Dieses Kapi-
tel dient dazu, einen Überblick über jene Krankhei-
ten und Einschränkungen zu geben, die in der 
Praxis der Fahrausbildung am häufigsten auftre-
ten. Um eine für die Fahrausbildung dienliche Auf-
teilung vorzunehmen, wurden die verschiedenen 
Krankheitsbilder zwei Gruppen zugeordnet. Dabei 
werden Behinderungen/Einschränkungen mit und 
ohne Beteiligung des Gehirns bzw. des zentralen 
Nervensystems (ZNS) jenen gegenübergestellt, 
bei denen es sich um rein körperliche Einschrän-
kungen handelt, d.h. um Einschränkungen ohne 
eine Beteiligung des Gehirns/ZNS. 

Bei den einzelnen Krankheitsbildern wurde darü-
ber hinaus, sofern erforderlich, nach der Art oder 
dem Grad der Einschränkungen unterschieden, 
die/der in der Folge auch unterschiedliche Auswir-
kungen auf die Fahreignung sowie der Fahrausbil-
dung haben und unterschiedliche Umbaumaß-
nahmen bei den Ausbildungsfahrzeugen erfordern. 
Anzumerken bleibt: Bei den hier aufgeführten Be-
schreibungen werden nur die grundlegenden 
Symptome und Auffälligkeiten der jeweiligen Ein-
schränkungsart berücksichtigt, um eine Über-
schaubarkeit zu gewährleisten. Interessierten Le-
sern und Leserinnen sei für eine Vertiefung das 
Klinische Wörterbuch Pschyrembel anempfohlen. 

Da es sich bei einer großen Zahl der Krankheits-
bilder um Rückenmarksverletzungen handelt, fin-
det sich im Anhang 2 ein tabellarischer Überblick 
über den Aufbau des Rückenmarks sowie die von 
den einzelnen Rückenmarkssegmenten versorgten 
Organe und deren Funktionen bzw. eingeschränk-
ten Funktionen bei einer Verletzung. 

In den beiden folgenden Abschnitten werden nun 
einzelne Behinderungen und Einschränkungen 
dargestellt. Dabei werden zunächst Behinderun-
gen/Einschränkungen mit und ohne Beteiligung 
des Gehirns bzw. des zentralen Nervensystems 
(ZNS) beschrieben. Anschließend werden Behin-
derungen/Einschränkungen aufgeführt, bei denen 
es sich um rein körperliche Einschränkungen han-
delt. 

3.1 Einschränkungen mit und ohne 
Beteiligung des Gehirns/ZNS 

Zunächst werden jene Einschränkungen erläutert, 
die durch traumatische Ereignisse oder durch eine 
Schädigung des Gehirns bzw. des zentralen Ner-
vensystems verursacht werden können. Die Fol-
gen eines solchen Ereignisses oder einer solchen 
Schädigung können sich z.B. als Paraplegie (Läh-
mung der unteren Extremitäten), Tetraplegie 
(Lähmung aller vier Gliedmaßen) oder als He-
miplegie (Halbseitenlähmung) darstellen. Derartige 
Ereignisse oder Schädigungen können vor, wäh-
rend oder unmittelbar nach der Geburt eingetreten 
sein. Trotz unterschiedlicher Ursachen zeigen 
diese Krankheitsbilder bzw. Einschränkungen die-
selben Symptome und benötigen deshalb auch 
dieselben Umbaumaßnahmen am Fahrzeug. 

Andere Einschränkungen sind dagegen die Folgen 
eines einmaligen Schädigungsereignisses wie 
Schädel-Hirn-Trauma oder Schlaganfall oder be-
ruhen auf zum Teil progressiven Erkrankungen wie 
Multiple Sklerose, Friedreich’sche Ataxie, Epilepsie 
oder Muskelatrophie/-dystrophie. Diese werden im 
Anschluss beschrieben. 

 

3.1.1 Plegie und Parese 

Nach der medizinischen Definition (vgl. Pschyrem-
bel) ist eine Parese (von griech. Erschlaffung) eine 
motorische Schwäche bzw. eine unvollständige 
Lähmung und eine Plegie (von griech. Schlag) 
eine motorische Lähmung ganzer Gliedmaßen 
oder einzelner Gliedmaßenabschnitte. Zwischen 
beiden Lähmungen bestehen demzufolge nur gra-
duelle Unterschiede. In zusammengesetzten 
Fachbegriffen werden Plegie und Parese in glei-
cher Weise verwandt, z.B. Paraplegie und Parapa-
rese oder Hemiplegie und Hemiparese usw. 

Eine Lähmung ist jegliche Beeinträchtigung der 
Muskelfunktionen und/oder der Sensibilität. Je 
nach Schwere der Schädigung des Rückenmarks 
können Lähmungserscheinungen sehr diskret bis 
komplett sein. Der Übergangsbereich vom nicht 
betroffenen bis zum maximal betroffenen Bereich 
kann ein oder zwei Wirbelsegmente betragen oder 
sich über einen großen Bereich erstrecken. Es 
kann die Funktionsfähigkeit der Muskulatur betrof-
fen sein, die Sensibilität ist dagegen teilweise oder 
ganz erhalten oder umgekehrt. 
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Paraplegie 

Unter Paraplegie versteht man eine Lähmung der 
unteren Extremitäten, verursacht zumeist durch 
eine Schädigung des Rückenmarks unterhalb des 
1. Brustwirbel-Segments Th 1 (vgl. Tabelle 1, An-
hang 2). Sie kann durch ein traumatisches Ereignis 
verursacht werden, z.B. durch einen Unfall, einen 
Tumor oder eine Schädigung des Rückenmarks 
während des Geburtsvorgangs. Sie kann aber 
auch als Folge einer Spina Bifida auftreten. Dies 
ist eine Fehlbildung der Wirbelsäule, bei der sich 
der Wirbelkanal nicht vollständig geschlossen hat. 
Im letzteren Fall lässt sich der Schädigungsbereich 
nur schwer eingrenzen. Dies umso mehr als die 
Spina Bifida zumeist mit einer mehr oder weniger 
ausgeprägten Form des Hydrozephalus einher-
geht. Die damit verbundene Schädigung des Ge-
hirns hängt unter anderem davon ab, wie früh und 
wie gut dieser Hydrozephalus therapiert wird. 

Eine Paraplegie kann auch die Folge einer reinen 
Schädigung des Gehirns z.B. durch Sauerstoff-
mangel unmittelbar vor, während oder unmittelbar 
nach der Geburt sein. Zu einer Schädigung dieser 
Art zählt die Infantile Cerebralparese (ICP). 

Für die praktische Fahrausbildung ist Folgendes 
zu beachten: Bei einer reinen Paraplegie von Ge-
burt aus sind die kognitiven Fähigkeiten nicht be-
einträchtigt. Ein orthopädisches Gutachten eines 
Facharztes bzw. einer Fachärztin ist hier völlig 
ausreichend. Durch fehlende Verkehrserfahrungen 
in der Kindheit kann jedoch eine mangelnde Um-
setzung für komplexe Verkehrssituationen auftre-
ten. Bei einer Paraplegie von Geburt, hervorgeru-
fen durch Spina Bifida oder ICP, treten darüber 
hinaus auch Störungen in der Wahrnehmung auf, 
die die Umsetzung komplexer Verkehrssituationen 
zusätzlich beeinträchtigen können. 

Bei ICP besteht zusätzlich die Gefahr einer 
Rechts-Links-Schwäche, wenn der Fahrer bzw. die 
Fahrerin unter starken Druck gerät. Die Reaktio-
nen können dann seitenverkehrt und mit umge-
kehrtem Resultat erfolgen. Nach einer Erhebung 
von Prof. Dr. S. Stotz, vormals Leiter des Spasti-
kerzentrums der Universität München, haben 25% 
der Cerebralparetiker keine, 25% leichte, 25% 
mittlere und 25% schwere Mängel der praktischen 
Intelligenz (die praktische Intelligenz bezieht sich 
auf die Ausübung praktischer Tätigkeiten). 

Für die Ausbildung ist sehr viel Erfahrung und Ein-
fühlungsvermögen des Fahrlehrers bzw. der Fahr-
lehrerin notwendig. Dies gilt insbesondere für die 
Paraplegie aufgrund von Spina Bifida oder ICP. In 
diesem Fall ist ein umfangreiches neurologisches 
Gutachten von einem Facharzt bzw. einer Fach-

ärztin mit verkehrsmedizinischer Qualifikation und 
eine medizinisch-psychologische Untersuchung 
vor Beginn der Ausbildung unbedingt erforderlich. 
Fahrstunden von 100 und mehr sind in der Erst-
ausbildung bei dieser Einschränkung keine Sel-
tenheit. Tritt Paraplegie nach einem Unfall oder 
einer Krankheit auf, kann diese ebenfalls mit Betei-
ligung (z.B. Schädel-Hirn-Trauma, Hirnhautent-
zündung) und ohne Beteiligung des Gehirns/ZNS 
auftreten. In beiden Fällen ist bei einer Beteiligung 
des Gehirns/ZNS ebenfalls ein umfangreiches 
neurologisches Gutachten von einem Facharzt 
bzw. einer Fachärztin mit verkehrsmedizinischer 
Qualifikation und eine medizinisch-psychologische 
Untersuchung vor Beginn der Ausbildung erforder-
lich.  

Für das Fahrschulfahrzeug können folgende „Hilfs-
mittel“ notwendig werden: Handbedienungsgerät 
für Bremse und Gas mit eventueller Verlegung der 
Sekundärfunktionen (Blinker, Wischer etc.) an den 
Drehknopf (zentrale Schaltereinheit), Automatikge-
triebe, Sitzschienenverlängerung (zum bequemen 
Ein- und Ausstieg), Handbetätigung der Feststell-
bremse, orthopädischer Sitz mit gutem Seitenhalt 
und ggf. Rückhaltegurt in optimaler Entlastungs-
haltung. Eventuell kann eine Sperre für Gas und 
Bremse im Fußraum notwendig sein, um bei einer 
vorhandenen Spastik in den Beinen eine ungewoll-
te Betätigung der Pedale zu verhindern. 

 

Tetraplegie  

Unter Tetraplegie versteht man eine Lähmung aller 
vier Gliedmaßen, verursacht durch eine Schädi-
gung des Rückenmarks oberhalb des 2. Brustwir-
belsegments Th 2 (vgl. Tabelle 1, Anhang 2). Die 
Ursachen für die Schädigung sind grundsätzlich 
dieselben wie bei einer Paraplegie. Auch die rein 
cerebralen Ursachen sind dieselben. 

Bei einer kompletten Tetraplegie und einer Schä-
digungshöhe oberhalb des 5. Halsmarksegments 
(C 5) ist die Schulter- und Armmuskulatur nicht 
mehr ausreichend funktionsfähig, damit der Fahrer 
bzw. die Fahrerin die Fahraufgaben selbst unter 
Zuhilfenahme aller derzeit möglichen technischen 
Hilfsmittel zufriedenstellend lösen kann. Bei einer 
Schädigungshöhe ab C 5 ist bei einer kompletten 
Tetraplegie Fahreignung möglich. 

Bei hoher Tetraplegie ist der/die Fahrer/-in häufig 
nicht in der Lage, die Arme und Hände auch nur 
bis in Schulterhöhe zu heben. Die Person ist dann 
auch nicht in der Lage, ein Lenkrad völlig durchzu-
drehen, selbst wenn die Lenkkräfte nahezu auf 
Null reduziert werden. Der Problembereich liegt 
zwischen 10 und 14 Uhr. Ein flacher liegendes 
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Lenkrad oder eine Joystick-Lenkung bieten hier 
einen Ausweg. Ein weiteres Problem kann das 
selbständige Überwechseln vom Rollstuhl auf den 
Fahrersitz und zurück darstellen, oder auch die 
Tatsache, dass der/die Betroffene wegen mangel-
hafter Funktionsfähigkeit der Rumpfmuskulatur 
nicht oder nur ungenügend eigenstabil sitzen kann. 

Bei einer kompletten Tetraplegie steht die Haut-
oberfläche des/der Betroffenen zumeist nicht mehr 
oder nur noch ungenügend als Klima-Regelorgan 
zur Verfügung. Bei tiefen Raumtemperaturen wird 
das Blut auf den Kern des Körpers konzentriert, 
um die Funktionsfähigkeit wichtiger Organe sicher-
zustellen. Die Muskulatur der Haut zieht sich zu-
sammen (Gänsehaut), damit durch die Muskelar-
beit Wärme erzeugt wird. Bei hohen Raumtempe-
raturen wird das Blut vorwiegend an der Körper-
oberfläche konzentriert, um Wärme nach außen 
abzugeben. Die Hautoberfläche wird mit einem 
Schweißfilm überzogen, damit die Verdunstung 
kühlt. Fehlen diese Funktionen, so ist im Winter 
eine Zusatzheizung (wegen Unterkühlung) und im 
Sommer eine Klimaanlage (wegen der Gefahr 
eines Hitzschlags durch Überhitzung) erforderlich. 

Für die praktische Fahrausbildung ist Folgendes 
zu beachten: Bei einer reinen Tetraplegie von Ge-
burt an ist die Kognition nicht beeinträchtigt. Ein 
orthopädisches Gutachten eines Facharztes bzw. 
einer Fachärztin ist hier völlig ausreichend. Durch 
fehlende Verkehrserfahrungen in der Kindheit kann 
jedoch eine mangelnde Umsetzung für komplexe 
Verkehrssituationen auftreten. Bei einer Tetraple-
gie von Geburt, hervorgerufen durch Spina Bifida 
oder ICP, treten darüber hinaus auch Störungen in 
der Wahrnehmung auf, die die Umsetzung kom-
plexer Verkehrssituationen zusätzlich beeinträchti-
gen können. In diesem Fall ist ein umfangreiches 
neurologisches Gutachten von einem Facharzt 
bzw. einer Fachärztin mit verkehrsmedizinischer 
Qualifikation und eine medizinisch-psychologische 
Untersuchung vor Beginn der Ausbildung unbe-
dingt erforderlich. Tritt Tetraplegie nach einem 
Unfall oder einer Krankheit auf, kann diese eben-
falls mit Beteiligung (z.B. Schädel-Hirn-Trauma; 
Hirnhautentzündung) und ohne Beteiligung des 
Gehirns/ZNS auftreten. Bei einer Beteiligung des 
Gehirns/ZNS ist ebenfalls ein umfangreiches neu-
rologisches Gutachten von einem Facharzt bzw. 
einer Fachärztin mit verkehrsmedizinischer Qualifi-
kation und eine medizinisch-psychologische Un-
tersuchung vor Beginn der Ausbildung unbedingt 
erforderlich. Für die Fahrausbildung ist sehr viel 
Erfahrung und Einfühlungsvermögen des Fahrleh-
rers bzw. der Fahrlehrerin notwendig. Fahrstunden 
von 100 und mehr sind in der Erstausbildung auch 
bei dieser Einschränkung keine Seltenheit. Zusätz-

lich ist bei der technischen Anpassung des Fahr-
schulwagens, speziell bei einer hohen Tetraplegie, 
viel Erfahrung mit den Kompensationsmöglichkei-
ten durch technische Hilfsmittel notwendig. Eine 
Begutachtung der Kräfte ist nur im Fahrzeug mit 
ausreichender Fahrprobe oder am Kräftemess-
stand möglich.  

Für das Fahrschulfahrzeug können je nach Rest-
kräften und Läsionshöhe der Behinderung folgen-
de „Hilfsmittel“ notwendig werden: Handbedie-
nungsgerät zur beinlosen Bedienung für Bremse 
und Gas, eventuell in Verbindung mit elektroni-
schem Gas und modifizierter Bremse, ggf. Verle-
gung der Sekundärfunktionen (Blinker, Wischer 
etc.) und Automatikgetriebe mit geeigneter Löse-
vorrichtung. Sollte eine Lenkung mit einer maxima-
len Betätigungskraft von 10 N nicht ausreichen, ist 
eine Ausbildung mit Joystick-Lenkung oder ähnli-
chem notwendig. Zum Einsatz kommen ggf. auch 
eine besondere Handlagerung (Drehgabel, Drei-
zack für Lenkung, Gas und Bremse, eine Handbe-
tätigung der Feststellbremse (manuell oder elekt-
risch), ein orthopädischer Sitz mit gutem Seitenhalt 
und ggf. Rückhaltegurt in optimaler Entlastungs-
haltung, eine Sitzschienenverlängerung (zum be-
quemen Ein- und Ausstieg). Eventuell kann eine 
Sperre für Gas und Bremse im Fußraum notwen-
dig sein, um bei einer vorhandenen Spastik in den 
Beinen eine ungewollte Betätigung der Pedale zu 
verhindern. Ausgeprägte Störungen der Wärmere-
gulation sind bei der Tetraplegie ebenfalls zu er-
warten. So kann z.B. eine hohe Temperatur im 
Fahrzeug zu starkem Leistungsabfall, ja sogar zum 
Kollaps führen. Deshalb sollte auf jeden Fall eine 
Klimaanlage, aber auch eine Standheizung im 
Fahrzeug vorhanden sein. Dies gilt auch für alle 
Formen von zentralen Hirnschädigungen und 
Spastik, sowie bei Muskelerkrankungen.  

Bei einer inkompletten Tetraplegie sind die motori-
schen Funktionen unterhalb des neurologischen 
Niveaus erhalten und die Kernmuskeln unterhalb 
des neurologischen Niveaus haben einen Muskel-
kraftgrad von weniger als 3 (nach Jana, Klassifika-
tion der Querschnittslähmungen nach Längen-
ausmaß nach ASIA Impairment Scale). Bei der 
Tetraparese gibt es dieselben Erscheinungsformen 
wie bei der bereits dargestellten Tetraplegie kom-
plett. Jedoch besteht bei dieser Form der in-
kompletten Tetraplegie die Möglichkeit der Funkti-
onsfähigkeit der Bein- und Fußfunktion zur Bedie-
nung eines Fahrzeuges trotz einer Rollstuhlabhän-
gigkeit. Die genauere Beschreibung der körperli-
chen Auswirkungen dieser Einschränkung, die 
Notwendigkeit von Gutachten, spezifische Anfor-
derungen in der Fahrausbildung und die notwendi-
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ge Ausstattung des Fahrschulwagens wurden be-
reits bei der kompletten Tetraplegie dargestellt. 

Werden die Beine zum Führen eines Kraftfahrzeu-
ges genutzt, muss der Facharzt bzw. die Fachärz-
tin das Bestehen dieser Möglichkeit eindeutig im 
Gutachten vermerken. Eine Beurteilung ist nur 
durch eine Begutachtung im Fahrzeug in Verbin-
dung mit einer ausreichenden Fahrprobe bzw. im 
Kräftemessstand möglich. 

 

Hemiplegie (Halbseitenlähmung) 

Die Hemiplegie beruht nahezu ausschließlich auf 
einer Schädigung des Gehirns (Schlaganfall, 
Schädel-Hirn-Trauma, Hirnblutung, auch ICP). Bei 
einer Hemiplegie oder Hemiparese ist daher im-
mer, wegen möglicher neuro-psychologischer Aus-
fälle, neben den rein körperlichen Problemen auch 
die hirnorganische Leistungsfähigkeit (kognitive 
Fähigkeiten, Umsetzung, Reaktion) eingehend zu 
untersuchen. Auch die der jeweiligen Problemstel-
lung angemessene Rechts-Links-Zuordnung muss 
Gegenstand der Untersuchung sein. 

In allen Fällen der Hemiplegie sind die Extremitä-
ten einer Körperhälfte von der Lähmung betroffen, 
in der Regel die Arme stärker als die Beine. Ist die 
Hemiplegie eine körperliche Auswirkung der Infan-
tilen Cerebralparese (ICP), steht nicht die körperli-
che Einschränkung, sondern die im Folgenden 
unter dem Krankheitsbild ICP aufgelisteten Stö-
rungen in der Kognition und Wahrnehmung im 
Vordergrund.  

Für die praktische Fahrausbildung ist anzumerken: 
Bei der Hemiplegie ist ein umfangreiches neurolo-
gisches Gutachten von einem Facharzt bzw. einer 
Fachärztin mit verkehrsmedizinischer Qualifikation 
und/oder eine medizinisch-psychologische Unter-
suchung vor Beginn der Ausbildung erforderlich. In 
der Ausbildung ist eine umfangreiche Erfahrung 
des Fahrlehrers bzw. der Fahrlehrerin mit diesen 
unterschiedlichen Krankheitsbildern notwendig. 
Eine entgültige Beurteilung der Fahreignung sollte 
bzw. kann häufig erst nach einigen Fahrstunden 
erfolgen.  

Prinzipiell muss der Ausgleich bei der Kraftfahr-
zeugumrüstung über eine Verlagerung der Kfz-
Bedienung auf die funktionsfähig gebliebenen 
Gliedmaßen geschehen. Für das Fahrschulfahr-
zeug können je nach Art und Form der Betroffen-
heit folgende „Hilfsmittel“ notwendig werden: Ver-
legung der Sekundärfunktionen nach rechts oder 
links ggf. an den Drehknopf (zentrale Schalterein-
heit), Servolenkung, Automatikgetriebe, Verlegung 
der Handbremse, Gaspedal links.  

3.1.2 Spina Bifida  

Wie bereits ausgeführt, ist die Spina Bifida eine 
Fehlbildung der Wirbelsäule, bei der sich der Wir-
belkanal nicht vollständig geschlossen hat. Über 
diesen Spalt kommt es durch mechanische, infek-
tiöse, alimentäre oder toxische intrauterine Einflüs-
se zu Schädigungen des Rückenmarks. Die rein 
körperlichen Folgen sind, abhängig von der Schä-
digungshöhe, eine Paraplegie oder Tetraplegie, 
jeweils inkomplett bis komplett. Da die Spina Bifi-
da, wie bereits erwähnt, zumeist mit einem Hydro-
zephalus verbunden ist, muss mit Beeinträchtigun-
gen der kognitiven Fähigkeiten gerechnet werden.  

Für die Fahrausbildung ist darüber hinaus wichtig 
zu wissen: Durch erschwerte Umwelterfahrungen 
können Entwicklungsstörungen auftreten. Hierin 
liegt häufig der Grund, dass Personen mit dieser 
Einschränkung vor Beginn der Fahrausbildung 
keine Verkehrserfahrung gemacht haben und des-
halb eine Vielzahl von Fahrstunden benötigen. 
Der/die Fahrlehrer/-in benötigt ein hohes Maß an 
Einfühlungsvermögen und Erfahrung im Umgang 
mit dieser Klientel. Vor Beginn der Fahrausbildung 
sollte unbedingt eine medizinisch-psychologische 
Untersuchung und ein neurologisches Gutachten 
erstellt werden. Gutachten von Orthopäden bzw. 
Orthopädinnen sind unzureichend und sollten ver-
mieden werden. Mögliche Umbauten der Kraftfahr-
zeuge entsprechen den bereits bei der Paraplegie 
bzw. Tetraplegie aufgeführten Maßnahmen. 

 

3.1.3 Infantile Cerebralparese (ICP)  

Die ICP ist eine prä-, peri- oder postnatal durch 
Sauerstoffmangel, durch Intoxikationen, Stoff-
wechselstörungen, genetische Störungen, Nabel-
schnurkomplikationen, Infektionen, Plazentainsuf-
fizienz, Hirnblutungen oder Unfällen verursachte 
Einschränkung. Sie ist eine nicht fortschreitende 
funktionelle Hirnschädigung des Kindes, charakte-
risiert durch Störungen des Nerven- und Muskel-
systems im Bereich von Tonus, Stärke, Koordina-
tion und Bewegungsabläufen. Häufig treten zu-
sätzlich spastische Symptome auf. Nur wenige 
Betroffene sind nur in der Bewegung einge-
schränkt; viele weisen zusätzliche Störungen der 
Sprechmotorik und der Sprache auf. Es können 
verminderte Intelligenzleistungen auftreten oder 
auch Schädigungen der Hör- und Sehorgane. ICP 
ist in den meisten Fällen eine Mehrfachbehinde-
rung. Man kann ICP in unterschiedliche Formen 
der Bewegungsstörung einteilen, wobei die einzel-
nen Formen der Störung häufig in Kombination 
auftreten bzw. die Übergänge fließend sind. Eine 
Form ist die Spastik, die durch eine erhöhte Span-
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nung der betroffenen Muskulatur und einer Stö-
rung der reziproken Innervation mit Verarmung der 
Bewegungsmuster, assoziierten Bewegungen, ge-
steigerten Reflexen und Klonusbereitschaft ge-
kennzeichnet ist. Eine weitere Form ist die Atheto-
se. Sie bezeichnet unwillkürliche, unregelmäßige 
Schwankungen der Muskelspannung mit unkon-
trollierten und ausfahrenden Bewegungen sowie 
Bewegungsunruhe und Störung der Haltungs- und 
Bewegungskontrolle. Die dritte Form ist die Ataxie, 
eine Störung der Koordination und des Gleichge-
wichts bei schlaffem Grundtonus. Sie zeichnet sich 
durch Verfehlungen des Zielpunktes bei Bewegun-
gen aus, was auf eine Kleinhirnschädigung zu-
rückzuführen ist.  

Häufige Erscheinungsformen der ICP sind: Pa-
raplegie, Tetraplegie (Tetraspastik), Tetraparese 
und Hemiparese. Zusätzlich zu den motorischen 
Störungen finden sich nicht selten Sehstörungen, 
Hörstörungen, Sprachstörungen, Störungen der 
Oberflächen- und Tiefensensibilität, Verhaltensstö-
rungen und Intelligenzstörungen. Bei 80% der 
Betroffenen treten Perzeptionsstörungen auf, d.h. 
eine fehlerhafte Aufnahme und Weiterverarbeitung 
von Sinneswahrnehmungen. Frühere Erfahrungen, 
vor allem räumlicher Art, können nicht, oder nur 
mangelhaft, umgesetzt und gespeichert werden. 
Die Störung des Körperschemas, Störungen in der 
Raumwahrnehmung oder der Rechts- und Links-
unterscheidung führen zu einer Einschränkung der 
motorischen Leistungsfähigkeit. Unter Stresssitua-
tionen, z.B. bei plötzlich auftretenden Gefahren, 
wird in die Gefahr hineingelenkt, anstatt ihr in die 
Gegenrichtung auszuweichen. Dies bezeichnet 
man als Rechts-/Linksschwäche. Darüber hinaus 
kann es in Stresssituationen zu ausfahrenden Be-
wegungen oder einer plötzlichen Spastik in Füßen 
oder Händen kommen, was die Kraftfahr-
zeugführung erheblich beeinträchtigen kann. We-
gen der Gefahr einer Spastikverstärkung in Situa-
tionen besonderer (psychischer) Belastung (z.B. 
auch Ermüdung) ist ab Drei- und Vierfachparesen 
mit einer erheblichen Beeinträchtigung der Eig-
nung zum Führen eines Kraftfahrzeuges zu rech-
nen. Der Verdacht auf eine Mehrfachbehinderung 
ist durch eine mehrdimensionale Begutachtung 
(z.B. Auge, Ohr, Psyche) auszuräumen. In der 
Praxis haben sich stark körperlich eingeschränkte 
Personen mit Störungen des Sprachzentrums als 
fahrgeeignet gezeigt, während sich weniger stark 
eingeschränkte Personen als ungeeignet gezeigt 
haben.  

Für die Fahrausbildung ist wichtig: Eine medizi-
nisch-psychologische Untersuchung und ein neu-
rologisches Gutachten von einem Facharzt bzw. 
einer Fachärztin mit verkehrsmedizinischer Qualifi-

kation ist dringend erforderlich. Ein im Spastiker-
zentrum in München entwickeltes Verfahren zur 
Einschätzung der Fahrtauglichkeit (Falttest von 
Stotz) von ICP-Patienten bzw. Patientinnen ist 
bzw. wäre die derzeit zuverlässigste Methode zur 
Feststellung der Fahreignung im Vorfeld der Fahr-
ausbildung. Die Forschung in diesem Bereich wur-
de aber nicht fortgeführt und somit kommt dieses 
Verfahren auch nicht mehr zum Einsatz. Die prak-
tische Fahrausbildung erfordert seitens des Fahr-
lehrers bzw. der Fahrlehrerin eine große Geduld 
und Sensibilität, aufgrund der zahlreichen bei die-
sem Krankheitsbild möglicherweise auftretenden 
Störungen und Beeinträchtigungen. Die Ausbil-
dung erweist sich in der Praxis als sehr zeitinten-
siv; 100 und mehr Ausbildungsstunden sind der 
Normalfall. Nicht immer können, trotz hoher Stun-
denzahl, die Schwächen kompensiert und damit 
die Ausbildung erfolgreich beendet werden. Aus-
sagen über eine generelle Fahreignung können bei 
diesem Krankheitsbild erst nach etwa 40-50 Fahr-
stunden getroffen werden.  

Je nach Erscheinungsform des Krankheitsbildes 
werden Umbaumaßnahmen am Fahrschulfahrzeug 
entsprechend den bei der Paraplegie, Tetraplegie, 
Tetraparese und Hemiplegie aufgeführten techni-
schen Hilfsmittel durchgeführt. Manchmal genügt 
ein serienmäßiges Kraftfahrzeug mit Automatikge-
triebe, Servolenkung und Ausschaltung von ein 
oder zwei Gliedmaßen aus der Kraftfahrzeugbe-
dienung. 

 

3.1.4 Multiple Sklerose (MS) 

MS ist eine entzündliche Erkrankung des zentralen 
Nervensystems. Es handelt sich wahrscheinlich 
um eine Autoimmunkrankheit gegen Markschei-
denantigene. Es spielen aber auch genetische 
Faktoren eine Rolle. Viren und andere Erreger 
sowie Umwelteinflüsse tragen eventuell auch zur 
Auslösung bei. Es kommt zu Erkrankung der Rü-
ckenmarksnerven, aber auch der Nerven im Ge-
hirn und damit den ihnen zugeordneten Strukturen. 
Häufig werden komplexe neurologische Funktions-
störungen gefunden. Die Krankheit hat einen fort-
schreitenden Verlauf und zeigt cerebrale und spi-
nale Symptome verschiedener Art, insbesondere 
spastische Paresen, Sensibilitätsstörungen und 
cerebellare Ataxie, d.h. eine Störung der Bewe-
gungskoordination und des Gleichgewichtes. Be-
wegungen können nicht oder schlecht dosiert wer-
den. Die Feinmotorik ist durch Intensionstremor 
und Dysmetrie gestört. Da die Krankheit nicht nur 
das periphere Nervensystem, sondern auch das 
zentrale Nervensystem erfasst, muss auch die 
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hirnorganische Leistungsfähigkeit umfassend un-
tersucht werden. 

Für die Fahrausbildung ist wichtig: Neben einem 
neurologischen Gutachten ist im Vorfeld der Fahr-
ausbildung unbedingt erforderlich, dass überprüft 
wird, ob der/die Betroffene noch über ausreichen-
de Restkräfte verfügt. Eine Begutachtung der 
Restkräfte ist nur im Fahrzeug mit ausreichender 
Fahrprobe oder am Kräftemessstand möglich. Hier 
ist besonders zu beachten, dass die Kräfte sehr 
von der Tagesform abhängen und sich im Verlauf 
der Krankheit verändern. Da es sich hier um eine 
progressiv verlaufende Krankheit handelt, sollte 
darüber hinaus in mindestens dreijährigem Ab-
stand eine ärztliche Untersuchung und eine erneu-
te Restkraftprüfung stattfinden. Dieses Krankheits-
bild stellt an den/die Fahrlehrer/-in, abgesehen von 
spezifischen Kenntnissen zur technischen Adapti-
on des Fahrzeuges, in den meisten Fällen keine 
spezifischen Anforderungen.  

Die möglichen Umbaumaßnahmen der Kraftfahr-
zeuge sind unter Paraplegie bzw. Tetraplegie be-
schrieben. 

 

3.1.5 Schädel-Hirn-Trauma (SHT) 

„Schädel-Hirn-Trauma“ ist ein Oberbegriff für ge-
deckte bzw. offene Schädelverletzungen mit Ge-
hirnbeteiligung. Eine Einteilung nach dem Schwe-
regrad wird auf die Dauer der posttraumatischen 
Bewusstlosigkeit bezogen, die Rückschlüsse auf 
die Prognose des SHT erlaubt. Je nach Dauer der 
Bewusstlosigkeit und Ort der Verletzung im Gehirn 
kann das umliegende Gewebe geschädigt werden 
und infolge dessen Funktionsausfälle auslösen. 
Nach einem Schädel-Hirn-Trauma, wie auch bei 
einem Schlaganfall (s.u.) bleiben in zahlreichen 
Fällen zentrale Störungen, insbesondere Halbsei-
tenstörungen mit einer sensomotorischen spasti-
schen Hemiparese und nicht selten auch neuro-
psychologische Ausfälle, zurück.  

Für die Fahrausbildung ist zu beachten: Bei neuro-
psychologischen Ausfällen ist eine entsprechende 
Eignungsuntersuchung in Form eines medizinisch-
psychologischen Gutachtens oder/und umfangrei-
ches neurologisches Gutachten voranzustellen. 
Darüber hinaus treten bei den Klienten bzw. Klien-
tinnen häufig Konzentrationsschwächen auf, die in 
den meisten Fällen vermehrt Fahrstunden notwe-
nig machen. Hohe Stundenzahlen bei der Erstaus-
bildung sind keine Seltenheit. Bei diesem Krank-
heitsbild ist seitens des Fahrlehrers bzw. der Fahr-
lehrerin eine große Erfahrung im Umgang mit die-
ser Klientel notwendig. Eine endgültige Beurteilung 
über die Fahreignung sollte erst nach einigen 

Fahrstunden erfolgen. Realitätsfremde zur Situati-
on und Uneinsichtigkeit seitens der Betroffenen 
machen diese Klientel zu einem sehr schweren 
Kundenstamm. Wenn möglich sollte bei der end-
gültigen Beurteilung, in Form einer ausreichenden 
Fahrprobe, der behandelte Arzt (Neurologe) bei 
der Fahrprobe anwesend sein (spez. bei einer 
negativen Begutachtung). 

Je nach Erscheinungsform gilt: Für den Fahr-
schulwagen ist eine Verlagerung der Kfz-Bedie-
nung auf die funktionsfähig gebliebenen Gliedma-
ßen notwendig. Dabei können folgende „Hilfsmit-
tel“ zum Einsatz kommen: Verlegung der Sekun-
därfunktionen nach rechts oder links ggf. an den 
Drehknopf (zentrale Schaltereinheit), Servolen-
kung, Automatikgetriebe, Verlegung der Hand-
bremse, Gaspedal links. In einigen Fällen ist je-
doch überhaupt keine Adaption am Fahrzeug not-
wendig.  

 

3.1.6 Schlaganfall 

Ein Schlaganfall (Hirnschlag, Gehirnschlag, 
Schlagfluss, cerebraler Gefäßinsult, vaskulärer 
cerebraler Insult, Apoplexie, Apoplexia cerebri), ist 
eine u.U. nach flüchtigen Vorläufern schlagartig 
einsetzende schwere Funktionsstörung des Ge-
hirns durch Verminderung oder vollständige Unter-
brechung der Blutversorgung umschriebener Ge-
hirnbezirke. Je nach betroffenen Hirnbezirken sind 
die zu versorgenden Organe funktionsunfähig oder 
teilunfähig. Die Ursachen von Durchblutungsstö-
rungen können Herzversagen und Blutdruckabfall, 
(besonders arteriosklerotisch) Veränderungen der 
Gefäßbahn, Gehirnblutungen (besonders im Be-
reich der Pyramidenbahn) oder Gefäßverschlüsse 
in Form einer Embolie oder einer Thrombose sein. 
Ursachen dieser Durchblutungsstörungen können 
eine Mangeldurchblutung (Ischämie) sein, weil ein 
zum Gehirn führendes Blutgefäß plötzlich verstopft 
wird oder eine Blutung durch den plötzlichen Riss 
eines Blutgefäßes hervorgerufen wird. Durch diese 
Vorgänge erhalten die Nervenzellen im Gehirn zu 
wenig Sauerstoff und Nährstoffe, so dass sie 
zugrunde gehen.  

Die eventuell notwenigen Umbaumaßnahmen für 
den Fahrschulwagen sowie die Hinweise zur Fahr-
ausbildung/Begutachtung sind bereits beim Schä-
del-Hirn-Trauma beschrieben worden. Anzumer-
ken ist darüber hinaus: Die rein körperlichen Prob-
leme treten beim Schlaganfall weit hinter die Prob-
lematik der häufig eingeschränkten hirnorgani-
schen Leistungsfähigkeit zurück. 
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3.1.7 Epilepsie 

Epilepsie ist ein Oberbegriff für einen Elementar-
anfall und Anfallsleiden verschiedener Ursachen. 
Sie kann z.B. infolge hirnorganischer Erkrankun-
gen, Stoffwechselstörungen, familiärer Belastung 
oder auch ohne nachweisbare Ursachen auftreten. 
Das Krankheitsbild ist charakterisiert durch das 
wiederholte Auftreten cerebraler Anfälle (mit präkri-
tischem, kritischem u. postkritischem Stadium), die 
mit allgemeinen oder aber mit begrenzten, nicht-
generalisierten Krämpfen oder aber ohne Krämpfe 
verlaufen bzw. nur mit Anfällen kurzer Dauer ein-
hergehen. Im Einzelnen unterscheidet man gene-
ralisierte Anfälle (Grand mal und Petit mal), fokale, 
partielle oder lokale Anfälle, einfache oder kom-
plex-fokale Anfälle und solche, die in generalisierte 
Anfälle übergehen. Im Krankheitsverlauf kommen 
Übergänge von einer zur anderen Anfallsform e-
benso vor, wie ein wechselndes Auftreten (z.B. 
eine sekundäre Generalisation) und epileptische 
Wesensänderungen.  

In der Regel sind in der Fahrausbildung keine spe-
zifischen Vorkenntnisse und Anforderungen an 
den/die Fahrlehrer/-in notwendig. Für die Betroffe-
nen allerdings muss eine dreijährige Anfallsfreiheit 
vor Beginn einer Fahrausbildung von einem Fach-
arzt bzw. einer Fachärztin bescheinigt werden. Für 
den Fahrschulwagen sind ebenfalls keine oder nur 
geringe, individuell unterschiedliche Umbauten 
notwendig.  

 

3.1.8 Friedreich’sche Ataxie 

Die Hederoataxia spinalis (syn. Friedreich-Ataxie) 
ist autosomal-rezessiv vererbt; ihr folgt eine primär 
spinale Degeneration, wobei meist nur eine gerin-
ge Kleinhirnatrophie besteht. Sie beginnt meist in 
der späteren Kindheit oder im frühen Erwachse-
nenalter mit Gang-, Stand- und Extremitätenataxie. 
Ebenfalls tritt Dysarthrie auf, was eine Sprechstö-
rung infolge einer Störung der an der Sprechmoto-
rik beteiligten neuromuskulären Strukturen bedeu-
tet, die sich durch Störungen der Artikulation, ver-
mehrte Sprechanstrengung sowie Veränderungen 
der Lautstärke und Sprechgeschwindigkeit äußert. 
Darüber hinaus sind schwere Störungen des La-
gesinns und des Vibrationsempfindens, Muskel-
schwäche, Areflexie, pathologische Reflexe (Ba-
binski-Zeichen) und gegebenenfalls Paraspastik 
der Beine zu beobachten. Häufig sind auch Ske-
lettdeformitäten. Die Krankheit hat einen progre-
dienten Verlauf ohne Zwischenremissionen. Den-
noch kann über Jahre eine stabile Symptomatik 
ohne Progredienz möglich sein. Es gibt hier sehr 

starke individuelle Unterschiede im Ausprägungs-
grad der Krankheit.  

Für die Fahrausbildung gilt: Bisher sind sehr wenig 
Erfahrungen in der Ausbildung von Personen mit 
der Friedreich-Ataxie gemacht worden. Es hat sich 
jedoch gezeigt, dass Personen mit diagnostizierter 
Hederoataxia spinalis erhebliche Probleme bei der 
Fahrausbildung aufweisen, die häufig sogar dazu 
führen, dass eine Fahrausbildung nicht erfolgreich 
durchgeführt werden kann und abgebrochen wer-
den muss.  

Bei der Fahrzeugumrüstung sind gegebenenfalls 
eine Handbedienung für Gas und Bremse, eine be-
sonders leichte Servolenkung und Servobremse 
notwendig. Auch sollten Sitze mit gutem Seitenhalt 
vorgesehen werden sowie zusätzliche Spiegel. 
Weitere Einschränkungen müssen, je nach Grad 
der Behinderung, individuell ausgeglichen werden. 

 

3.2 Einschränkungen ohne Beteili-
gung des Gehirns/ZNS 

In diesem Abschnitt werden nun jene Einschrän-
kungen beschrieben, bei denen es sich um rein 
körperliche Einschränkungen handelt. Einige der 
im Folgenden aufgeführten Einschränkungen be-
stehen ausschließlich bereits von Geburt an. Dies 
gilt z. B. für Dysmelie, Kleinwuchs, Glasknochen, 
Muskelatrophie/-dystrophie. Andere Einschrän-
kungsarten können bereits von Geburt an beste-
hen, werden jedoch u.U. auch durch einen Unfall 
oder eine Krankheit verursacht. Dies gilt z.B. für 
die Gehörlosigkeit, Bechterew und Poliomyelitis. 
Trotz unterschiedlicher Ursachen zeigen diese 
Krankheitsbilder bzw. Einschränkungen jedoch 
dieselben Symptome und benötigen deshalb auch 
dieselben technischen Adaptionen. Eine durch 
Amputation verursachte Einschränkung tritt nur 
nach der Geburt auf. 

 

3.2.1 Dysmelie  

Hierbei handelt es sich um Fehlbildungen des Ske-
lettsystems infolge einer Störung der Extremitäten-
entwicklung in der 4.-7. Schwangerschaftswoche. 
Diese Entwicklungsstörungen können hervorgeru-
fen werden durch: 1. chemische Substanzen, (z.B. 
Alkohol, Medikamente), 2. physikalische Faktoren 
(z.B. ionisierende Strahlung), 3. biologische Fakto-
ren (z.B. Röteln-Vieren) und 4. durch einen Sauer-
stoffmangel. Sie können aber auch ohne äußere 
Einwirkungen angeboren sein. Die Entwicklungs-
störung kann sich von leichten Anlagestörungen 
bis zum vollständigen Fehlen von Gliedmaßen 
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auswirken, beschränken sich aber auf rein körper-
liche Einschränkungen. Die in der Öffentlichkeit 
bekannteste Form der Dysmelie ist Contergan, 
benannt nach dem gleichnamigen Schmerzmittel, 
dessen Einnahme in der Schwangerschaft zu 
Fehlbildungen bei den Gliedmaßen führte.  

Für die Fahrausbildung gilt: Ein medizinisch-psy-
chologisches Gutachten ist bei dieser Art der Ein-
schränkung nicht notwendig. Ein orthopädisches 
Gutachten ist als ausreichend anzusehen. Da es 
sich hier um eine rein körperliche Einschränkung 
handelt, benötigt der/die Fahrlehrer/-in nur beson-
dere Kenntnisse in der Fahrzeugadaption. Durch 
die Vielzahl der Ausprägungen muss eine indivi-
duelle Anpassung des Fahrschulwagens vorge-
nommen werden, diese reichen von Gaspedaler-
höhung bis zum Einsatz einer Linear-Hebel-
Lenkung.  

 

3.2.2 Kleinwuchs 

Als Kleinwuchs wird ein primäres oder sekundäres 
Zurückbleiben des Längenwachstums gegenüber 
dem geschlechtsbezogenen Altersdurchschnitt 
einer vergleichbaren Bevölkerung bezeichnet. Es 
bezeichnet das Unterschreiten des regelrechten 
chronologischen Alters durch das Längenalter um 
> 40%. Es gibt verschiedene Formen von Klein-
wuchs, verursacht z.B. durch qualitativ/quantitativ 
unzureichende Nahrung, durch Erkrankungen der 
hormonbildenden Drüsen, aber auch durch eine 
gestörte Hirnentwicklung. Andere Ursachen kön-
nen eine Enzephalopathie, eine Chromosomen-
anomalie, ein Herzfehler, Anämie und Stoffwech-
selleiden sein.  

Vor Beginn der Fahrausbildung ist ein ärztliches 
Gutachten von einem Facharzt bzw. einer Fach-
ärztin mit verkehrsmedizinischer Qualifikation ein-
zuholen. Die praktische Fahrausbildung dieser 
Personengruppe benötigt seitens des Fahrlehrers 
bzw. der Fahrlehrerin keine spezifischen Voraus-
setzungen, da es sich um eine rein körperliche 
Einschränkung handelt. Notwendig sind jedoch 
ausreichende Kenntnisse in der Fahrzeugadaption. 

Bei der Umrüstung des Fahrschulwagens kommt, 
je nach Größe der Person, eine Pedalverlängerung 
und/oder -erhöhung, gegebenenfalls mit Sitz- und 
Bodenerhöhungen, zum Einsatz. Im Einzelfall kön-
nen auch Umbauten, wie sie bei der Para- bzw. 
Tetraplegie beschrieben sind, notwendig werden. 

 

3.2.3 Gehörlos 

Gehörlos bezeichnet die ein- oder halbseitige „Ge-
hörlosigkeit“, aber auch eine absolute Taubheit. 
Eine praktische Taubheit haben Personen, die 
noch einzelne Töne und Geräusche über 70dB 
wahrnehmen. Die angeborene oder bis zum 6.-8. 
Lebensjahr erworbene beidseitige Form der Ge-
hörlosigkeit, die mit einem Fehlen der artikulierten 
Lautsprache kombiniert ist, wird auch als 
Taubstummheit bezeichnet. Die angeborene Taub-
heit ist entweder intrauterin erworben (v.a. durch 
konnatale Syphilis, durch Röteln-Embryopathie, 
durch Rh-Inkompatibilität mit Kernikterus oder La-
byrinthitis) oder kommt als isolierte erbliche Form 
(meist autosomal-rezessiv) sowie im Rahmen von 
Fehlbildungssyndromen vor. Die erworbene Taub-
heit beruht meist auf einem Innenohrschaden, 
hervorgerufen durch oder infolge von z.B. (Menin-
gokokken-)Meningitis, Enzephalitis, Scharlach, 
Masern, Tuberkulose, Osteomyelitis, Mittelohr-
Erkrankungen, Otosklerose, (Baro-)Trauma u.a.
Bei absoluter Taubheit ist stets eine Innenohr- 
oder Hörnervbeteiligung vorhanden.  

In der Regel werden diese Personen auf originalen 
Fahrschulwagen ausgebildet. Die theoretische wie 
praktische Ausbildung von Gehörlosen, insbeson-
dere von Menschen mit einer absoluten Taubheit, 
kann nur von Fahrlehrern bzw. Fahrlehrerinnen 
durchgeführt werden, die über zumindest ausrei-
chende Kenntnisse der Gebärdensprache verfü-
gen. 

 

3.2.4 Glasknochen (Osteogenesis imperfecta) 

Bei diesem Krankheitsbild treten Störung im Auf-
bau des harten u. weichen Bindegewebes mit ab-
normer Knochenbrüchigkeit infolge einer gestörten 
Kollagensynthese auf. Es handelt sich um eine 
genetisch bedingte Krankheit, die klinisch in unter-
schiedliche Krankheitsbilder eingeteilt ist.  

Vor Beginn der Fahrausbildung ist ein ärztliches 
Gutachten von einem Facharzt bzw. einer Fach-
ärztin mit verkehrsmedizinischer Qualifikation ein-
zuholen. Die praktische Fahrausbildung dieser 
Personengruppe gestaltet sich in der Regel prob-
lemlos, da es sich um eine rein körperliche Ein-
schränkung handelt. Bei ungünstigen Kräfteent-
wicklungen muss jedoch eine individuelle Anpas-
sung des Fahrschulwagens erfolgen. Mögliche 
Umbaumaßnahmen bei Osteogenesis imperfecta 
entsprechen jenen, die bereits beim Kleinwuchs 
oder der Para- bzw. Tetraplegie aufgeführt wur-
den. 
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3.2.5 Muskeldystrophie 

Muskeldystrophie ist ein Sammelbegriff für nicht-
neurogene Muskelschwunderkrankungen, d.h. 
Muskelerkrankung mit symmetrischen schlaffen 
Lähmungen ohne eine nachweisbare neurale und 
spinale Beteiligung. Mit fortschreitender Krankheit 
wird die Bewegungsfähigkeit zunehmend einge-
schränkt, meist bis zur Rollstuhlabhängigkeit. Die 
kognitive Entwicklung ist nicht beeinträchtigt. Mit 
zunehmendem Pflegebedarf nimmt jedoch die 
Unselbständigkeit zu und es kann zu Veränderun-
gen im Sozialverhalten kommen.  

Für die Fahrausbildung ist wichtig: Neben einem 
neurologischen Gutachten ist im Vorfeld der Fahr-
ausbildung unbedingt erforderlich, dass überprüft 
wird, ob der/die Betroffene noch über ausreichen-
de Restkräfte verfügt. Eine Begutachtung der 
Restkräfte ist nur im Fahrzeug mit ausreichender 
Fahrprobe oder im Kräftemessstand möglich. Hier 
ist besonders zu beachten, dass die Kräfte sehr 
von der Tagesform abhängen und sich im Verlauf 
der Krankheit verschlechtern. Da es sich hier um 
eine progressiv verlaufende Krankheit (ähnlich der 
MS) handelt, sollte darüber hinaus in mindestens 
dreijährigem Abstand eine ärztliche Untersuchung 
und eine erneute Restkraftprüfung stattfinden. 
Dieses Krankheitsbild stellt an den/die Fahrlehrer/ 
-in, abgesehen von notwendigen spezifischen 
Kenntnissen zur technischen Adaption des Fahr-
zeuges, in den meisten Fällen keine spezifischen 
Anforderungen.  

Durch die verschiedenen Ausprägungen der 
Krankheit ist eine individuelle Anpassung des 
Fahrschulwagens notwendig. Mögliche Umbau-
maßnahmen sind bereits unter der Para- bzw. 
Tetraplegie aufgeführt. 

 

3.2.6 Muskelatrophie 

Muskelatrophie bezeichnet einen fortschreitenden 
Muskelschwund der durch eine Entzündung der 
Nervenzellen, durch Schädigungen des Rücken-
marks oder durch eine Schädigung der motori-
schen Vorderhornzellen verursacht ist. Es folgt 
eine Verminderung der Skelettmuskelmasse. Sie 
tritt als einfache Muskelatrophie (Verschmälerung 
der Fasern, Schwinden der kontraktilen Substanz) 
oder als numerische Atrophie (Abnahme der Fa-
serzahl) auf. Darüber hinaus kann die Muskelatro-
phie bei Kachexie auftreten, als Hungeratrophie, 
im Alter als so genannte braune Atrophie, ebenso 
als Inaktivitätsatrophie sowie als myo- und neuro-
gene Muskelatrophie. Die Symptome sind ähnlich 
der Muskeldystrophie.  

Damit gilt auch hier für die Fahrausbildung: Neben 
einem neurologischen Gutachten ist im Vorfeld der 
Fahrausbildung eine Überprüfung der Restkräfte 
unbedingt erforderlich. Auch hier ist besonders zu 
beachten, dass die Kräfte sehr von der Tagesform 
abhängen und sich im Verlauf der Krankheit ver-
schlechtern. Da es sich ebenfalls um eine progres-
siv verlaufende Krankheit handelt, sollte darüber 
hinaus in mindestens dreijährigem Abstand eine 
ärztliche Untersuchung und eine erneute Rest-
kraftprüfung stattfinden. Dieses Krankheitsbild 
stellt an den/die Fahrlehrer/-in, ausgenommen der 
spezifischen Kenntnisse zur technischen Adaption 
des Fahrzeuges, in den meisten Fällen keine spe-
zifischen Anforderungen.  

Durch die verschiedenen Ausprägungen der 
Krankheit ist eine individuelle Anpassung des 
Fahrschulwagens notwendig. Mögliche Umbau-
maßnahmen sind bereits unter der Para- bzw. 
Tetraplegie aufgeführt. 

 

3.2.7 Amputationen/Gebrauchsunfähigkeit 

Als Amputation wird das krankhaft spontane (z.B. 
infolge von Nekrose) sowie das verletzungsbeding-
te (auch als traumatische Amputation bezeichnet) 
oder aber das operative Abtrennen eines endstän-
digen Körper- oder Organabschnittes bezeichnet.  

Für die Fahrausbildung ist ein orthopädisches 
Gutachten von einem Facharzt bzw. einer Fach-
ärztin ausreichend. Steht ein geeigneter, der jewei-
ligen Einschränkung angepasster Fahrschulwagen 
zur Verfügung, ist in der Fahrausbildung, da es 
sich hier um eine rein körperliche Einschränkung 
handelt, mit keinen besonderen Schwierigkeiten zu 
rechnen. Die möglicherweise zum Einsatz kom-
menden Fahrzeugumbauten wurden bereits bei 
der Halbseitenlähmung sowie bei der Para- bzw. 
Tetraplegie aufgeführt. 

 

3.2.8 Poliomyelitis 

Die spinale Kinderlähmung ist eine erworbene 
Virusinfektion. Sie wird als epidemische spinale 
Kinderlähmung bezeichnet und nimmt einen pha-
senhaften Krankheitsverlauf. Sie führt zu asym-
metrischen schlaffen Paresen unterschiedlicher 
Ausprägung. Die Erkrankung führt zwar zu erhebli-
chen motorischen und sensiblen Störungen der 
unteren Extremitäten, nicht aber zu kognitiven 
Beeinträchtigungen.  

Für die Fahrausbildung ist auch hier ein orthopädi-
sches Gutachten von einem Facharzt bzw. einer 
Fachärztin ausreichend. In der Fahrausbildung 
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selbst ist, außer einem leicht erhöhten Stunden-
satz aufgrund einer möglicherweise mangelnden 
Verkehrserfahrung in der Kindheit, ebenfalls mit 
keinen besonderen Schwierigkeiten zu rechnen, 
da es sich hier um eine rein körperliche Einschrän-
kung handelt.  

Bei der Umrüstung eines Fahrzeuges sind die 
betroffenen Gliedmaßen von der Fahrzeugbedie-
nung völlig auszuschalten; die Bedienung muss 
auf erhaltene Gliedmaßen übertragen werden. Bei 
Verlust der (Ab-) Stützfähigkeit muss eine stabile 
Rumpfbettung eingesetzt werden, wie z.B. ortho-
pädische Sitze, Seitenstützen oder Gurte. Weitere 
Umbaumaßnahmen sind unter der Para- bzw. 
Tetraplegie sowie unter der Halbseitenlähmung 
eingehend beschrieben. 

 

3.2.9 Gelenkversteifungen 

Gelenkversteifungen können aufgrund entzündli-
cher Erkrankungen der Knochen und Gelenke 
auftreten, wie z.B. bei der Arthritis. Sie ist durch 
eine direkte Infektion einer Wunde, durch bakteriel-
le Infektionskrankheiten oder durch allergische 
Reaktionen verursacht, kann aber auch in Verbin-
dung mit Stoffwechselerkrankungen oder endokri-
nen Störungen auftreten. Bei gleichzeitiger Ent-
zündung von fünf oder mehr Gelenken handelt es 
sich um die so genannte Poliarthritis. Sie bezeich-
net eine entzündliche Erkrankung der Knochen 
und Gelenke und führt zu Schwellungen, einer 
Überwärmung und einer Bewegungseinschrän-
kung. Bei chronischem Verlauf steht der Funkti-
onsverlust mit Destruktionen, Fehlstellungen, Kon-
trakturen und Ankylosen (Versteifung mit vollstän-
digem Bewegungsverlust) im Vordergrund. Eine 
weitere Ursache für Gelenkversteifungen kann die 
Arthrose sein. Sie ist eine degenerative Gelenker-
krankung, die vorwiegend bei einem Missverhältnis 
zwischen Beanspruchung und Belastbarkeit der 
einzelnen Gelenkanteile und -gewebe entsteht 
(Form-Funktions-Problem).  

Für die Fahrausbildung ist ein orthopädisches 
Gutachten von einem Facharzt bzw. einer Fach-
ärztin ausreichend. In der Regel stellt die Fahraus-
bildung keine besonderen Anforderungen an 
den/die Fahrlehrer/-in. Diese/r muss jedoch auch 
bei diesem Krankheitsbild über gute Kenntnisse im 
Einsatz technischer Hilfsmittel verfügen. 

Für einschränkungsgerechte Umbauten des Fahr-
schulwagens ist der Grad und der Ort der Gelenk-
versteifung ausschlaggebend. Häufig müssen sehr 
individuelle Anpassungsmaßnahmen durchgeführt 
werden. Eine Beurteilung der technischen Fahr-
eignung ist je nach Schwere der Einschränkung 

nur im Fahrzeug möglich. Für die genaue Be-
schreibung der Umbaumaßnahmen siehe auch die 
Ausführungen unter der Halbseitenlähmung, der 
Para- bzw. Tetraplegie sowie bei den aufgeführten 
Muskelerkrankungen. 

 

3.2.10 Bechterew (Spondylitis ankylosans) 

Die Bechterew-Krankheit ist eine chronisch ent-
zündlich-rheumatische Erkrankung der Extremitä-
tengelenke, der Sehnenansätze und des Achsen-
skeletts, wozu die Wirbelsäule, die Iliosakralgelen-
ke, die Schambeinfugen und kleine Wirbelgelenke 
zählen. Diese Krankheit ist genetisch bedingt und 
tritt häufig bei Männern zwischen dem 15. und 30. 
Lebensjahr, aber auch als Spätfolge nach reaktiver 
Arthritis auf. Sie beginnt meist als Sakroiliitis mit 
morgendlicher Steifheit und nächtlichen Schmer-
zen im Bereich der Lenden-Wirbelsäule, aber auch 
oft als Arthritis in den Gelenken der unteren Ex-
tremitäten. Es folgt eine zunehmende Einschrän-
kung der Beweglichkeit von Wirbelsäule und Tho-
rax. Im Endstadium verbleibt eine völlig versteifte 
Wirbelsäule in thorakolumbaler Kyphose. Nicht nur 
die Bechterew-Erkrankung, sondern auch ausge-
prägte Wirbelsäulenverschleißerkrankungen füh-
ren je nach Ausprägungsgrad zu erheblichen Be-
einträchtigungen beim Ein- und Aussteigen bzw. 
beim Sitzen.  

Für die Fahrausbildung ist ein orthopädisches Gut-
achten von einem Facharzt bzw. einer Fachärztin 
ausreichend. In der Regel stellt die Fahrausbildung 
keine besonderen Anforderungen an den/die Fahr-
lehrer/-in, da es sich wieder um eine rein körperli-
che Einschränkung handelt. Notwendig sind je-
doch gute Kenntnisse in den Einsatzmöglichkeiten 
der technischen Hilfsmittel. 

Als mögliche Umbauten im Fahrschulwagen kön-
nen als Sitzhilfen Anpassungen des Sitzes und der 
Lehnenabstützung notwendig sein. Fehlen Kopf-, 
Hals- und Rumpfbeweglichkeit völlig, sind weitere 
Spiegelanordnungen zur Beobachtung des Quer-
verkehrs notwendig sowie akustische und optische 
(Ultraschall und Infrarot) Abstandswarneinrichtun-
gen. Die Beobachtung des Fahrzeugrückraumes 
kann durch besonders angebrachte Außenspiegel, 
notfalls durch Videokontrolle, gewährleistet wer-
den. 
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4 Fahrzeugumbau und Um-
rüsttechnik  

In diesem Kapitel werden die verschiedenen tech-
nischen Möglichkeiten des Fahrzeugumbaus für 
mobilitätseingeschränkte Personen vorgestellt. Bei 
der Betrachtung der technischen Möglichkeiten 
muss man sich von der Vorstellung lösen, ein 
Kraftfahrzeug werde stets mittels Lenkrad und 
Pedalen gefahren. Auch eine „sinnfällige“ Betäti-
gungseinrichtung ist nicht zwangsläufig erforder-
lich. Diese muss vielmehr den Erfordernissen der 
Behinderung angepasst sein und ihre Handhabung 
muss von dem/der mobilitätseingeschränkten Fah-
rer bzw. Fahrerin erlernt werden. Hierbei wird deut-
lich, dass „Erlernen“ die Verankerung im Unterbe-
wusstsein bedeutet. Bevor in den folgenden Ab-
schnitten unterschiedliche technische Umbaumög-
lichkeiten bei bestimmten Einschränkungsformen 
beschrieben werden, soll im nächsten Punkt noch 
kurz auf die generelle Frage der Kompensations-
möglichkeiten und deren Grenzen bei einigen Ein-
schränkungsarten eingegangen werden. 

 

4.1 Grenzen der Technik 

Was die Umrüstung von Fahrzeugen für Mobili-
tätseingeschränkte betrifft, so ist die Technik heute 
in der Lage, alle erforderlichen Betätigungskräfte 
und Bewegungen nahezu auf Null zu reduzieren. 
Die Muskelkraft wird im Extremfall durch Fremd-
kraft ersetzt. Der/die Fahrer/-in betätigt dann zur 
Steuerung des Fahrzeugs Ventile oder andere 
Stellglieder. Die Betätigungskräfte werden durch 
Rückstellfedern verstärkt. Sie sollen die neutrale 
Mittelstellung signalisieren. Der/die Fahrer/-in 
muss also nur noch in der Lage sein, Bewegungen 
mit definiertem Anfangspunkt und definiertem 
Endpunkt auszuführen. Deren Grenzen werden 
durch Trägheitskräfte und Fliehkräfte gesetzt, die 
auf den Körper wirken. 

Nimmt man zum Beispiel die Lenkung: Im fortge-
schrittenen Stadium der Muskelatrophie, Muskel-
dystrophie oder der Multiplen Sklerose ist es 
dem/der Fahrer/-in oft, allein vom Bewegungsab-
lauf her, nicht möglich, die Lenkbewegung auszu-
führen. Die Person kann aber durchaus noch in 
der Lage sein, eine Joystick-Lenkung zu betätigen. 
Durchfährt sie aber nun z.B. eine engere Linkskur-
ve, so zieht die Fliehkraft ihres Arms nach rechts. 
Dieser Fliehkraft muss sie widerstehen können, 
um fahrtauglich zu sein. 

Ein weiteres Beispiel ist die Betriebsbremse: Diese 
wird zumeist durch Drücken eines Pedals oder 

Hebels in Fahrtrichtung betätigt. Dabei zieht die 
Trägheitskraft den Fuß oder die Hand nach vorne 
und unterstützt somit den Bremsvorgang. Damit 
erhält der/die Fahrer/-in aber leicht den falschen 
Eindruck, sie habe noch genügend Kraftreserven, 
um das Fahrzeug jederzeit sicher abbremsen zu 
können. Hat die Person aber nicht mehr genügend 
Kraft, um ihren Fuß oder ihre Hand gegen die 
Trägheitskraft zurückzunehmen, so wird aus der 
gewünschten geringen Verzögerung leicht ein un-
kontrolliertes Bremsmanöver. In solchen Fällen ist 
eine Fixierung des Oberkörpers notwendig. 

Der Gesetzgeber fordert gemäß der §§11 und 43 
eine Eignungsbegutachtung der Verkehrsteilneh-
mern/-innen. Bei Eignungszweifeln muss an Hand 
eines Gutachtens geklärt werden, welche Auflagen 
bzw. Beschränkungen zu berücksichtigen sind. 
Hierfür ist die Ermittlung der vorhandenen Kräfte-
verhältnisse der betreffenden Person erforderlich. 
Mit einem speziell entwickelten Kraftmessgerät 
können sowohl Bein- und Armkräfte auf Zug bzw. 
Druck, als auch die vorhandenen Lenkkräfte ermit-
telt werden. Die Werte können in tabellarischer 
Form und/oder in einer graphischen Auswertung 
dargestellt werden. Diese Entwicklung bietet viel-
fältige Vorteile: Optimale Auswahl der notwendigen 
Zusatzgeräte, Vermeidung von Überversorgung, 
Nachvollziehbarkeit bei progressiven Krankheiten 
und Erstellen einer Entscheidungsgrundlage für 
den Kostenträger. 

 

4.2 Standard-Umrüstungen 

Bei einer sehr großen Anzahl der behinderten bzw. 
mobilitätseingeschränkten Personen, die eine 
Fahrerlaubnis erwerben oder umschreiben lassen 
wollen, liegt lediglich eine Einschränkung der 
Gebrauchsfähigkeit der unteren Gliedmaßen vor. 
Deshalb werden hier zunächst die gängigen Stan-
dardumrüstungen für diese Art von Einschränkun-
gen beschrieben. 

 

4.2.1 Betriebsbremse 

Da sich das Bremspedal in der Mitte der Pedalerie 
befindet, kann es sowohl mit dem linken als auch 
mit dem rechten Fuß betätigt werden; es sei denn, 
die Betätigung des Bremspedals mit dem linken 
Fuß wird durch eine steilstehende Lenksäule be-
hindert. Auch eine Prothese ist bei einem noch 
vorhandenen und funktionsfähigen Kniegelenk zu-
meist kein Problem (Test mittels Fahrprobe), wenn 
die benötigten Kräfte aufgebracht werden können. 
Personen mit Muskelerkrankungen oder auch Te-
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traplegiker besitzen jedoch meist nicht die ausrei-
chenden Kräfte. Deshalb gibt es verschiedene 
bremskraftverstärkende Systeme, die im Fuß- oder 
Handbetrieb eingesetzt werden können. 

Sind die Füße bzw. die Beine nicht einsetzbar, wie 
z.B. bei Querschnittsgelähmten und Beinamputier-
ten, so wird die Betätigung der Betriebsbremse 
üblicherweise auf einen Handhebel rechts oder 
links von der Lenksäule oder neben der Mittelkon-
sole verlegt. Dabei muss jedoch sichergestellt 
sein, dass die Kräfte des Fahrers bzw. der Fahre-
rin ausreichen, um eine Gefahrenbremsung durch-
zuführen. Dies ist bei Muskelerkrankungen und 
Tetraplegie vorab zu überprüfen. 

Die folgenden Abbildungen zeigen einige mögliche 
Umbauvorrichtungen der Betriebsbremse auf 
Handbetrieb. Bild 4.1 zeigt den Typ „Heidelberg 
RS“. Hier erfolgt die Bedienung der Bremse durch 
Drücken des Handgerätes in Richtung Armaturen-
brett. Bild 4.2 ist eine Abbildung des Typs „Heidel-
berg UK“: Hier wird durch Drücken des Hebels 
gebremst; Ziehen entspricht Gasgeben. Durch die 
Umlenkung im Fußraum wird mehr Knie- und Be-
wegungsfreiheit gewonnen. Bild 4.3 zeigt das 
Zweihebelsystem. Aufgrund der günstigen Hebel-
übersetzung sind durch dieses Handgerät Bremse 
und Gas besonders leicht zu bedienen. Für Brem-
se und Gas ist jeweils ein Hebel vorhanden. Kon-
struktionsbedingt benötigt dieses Gerät im Fuß-
raum mehr Platz. Das Gerät kann je nach vorhan-
denen Fähigkeiten links oder rechts angebracht 
werden. 

 

 
Bild 4.1: Heidelberg RS (Foto: Mobilcenter Zawatzky) 
 

 
Bild 4.2: Heidelberg UK (Bild: Mobilcenter Zawatzky) 

 

 
Bild 4.3: Zweihebelsystem (Bild: Mobilcenter Zawatzky) 
 

4.2.2 Gas 

Die auf den ersten Blick wohl einfachste und un-
problematischste Umrüstung ist die Verlegung des 
Gaspedals von rechts nach links, wie es in Bild 4.4 
dargestellt ist (z.B. für Beinamputierte rechts, bei 
halbseitiger Lähmung/Hemiplegie, Beinversteifung 
rechts). Das Problem liegt hier nicht in der Tech-
nik, sondern vor allem beim Fahrer bzw. bei der 
Fahrerin selbst. Wenn es die Person gewohnt ist, 
mit dem linken Fuß die Kupplung zu treten, und sie 
nun mit diesem Fuß Gas und Bremse betätigen 
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soll, so besteht die Gefahr, dass sie im Gefahren-
fall instinktiv links die Kupplung treten will. Die 
Folgen sind leicht vorstellbar. Daraus folgt, dass 
der/die Fahrer/-in intensiv geschult werden muss, 
bevor er/sie sich erstmals mit einem derart umge-
rüsteten Fahrzeug in den Verkehr begibt. Die 
„neue“ Funktion des linken Fußes muss im Unter-
bewusstsein verankert werden. 

Die geschilderten Probleme bestehen nicht bei 
Handgeräten zur Gasbetätigung mittels Gestängen 
oder einem elektronischen Gassystem.  

Bild 4.4 zeigt ein Gerät, bei dem es möglich ist, mit 
dem linken Fuß das Gaspedal zu betätigen. Das 
Originalpedal ist durch eine Abdeckung gegen 
unbeabsichtigtes Gasgeben geschützt. Die Monta-
ge ist am Fahrzeugboden einfach durchzuführen. 
Nach Entfernen des Gerätes kann das Fahrzeug 
normal gefahren werden. 

 

 
Bild 4.4: Umsteckbares Gaspedal (Bild: Mobilcenter Zawatzky)  
 

Bei Funktionsausfall der Beine, wie es beispiels-
weise bei Personen mit Beinamputationen oder 
Beinversteifungen und bei Para- bzw. Tetraplegi-
kern der Fall ist, besteht darüber hinaus die Mög-
lichkeit der Umrüstung auf einen Handhebel rechts 
oder links von der Lenksäule oder neben der Mit-
telkonsole. Im Folgenden sind die hierfür üblichen 
Umbauten aufgeführt: 

 

Ziehgas 

Hierzu wird die Gasbetätigung mit der Betätigung 
der Betriebsbremse kombiniert, wie es in Bild 4.5 

zu sehen ist: durch Ziehen des Hebels wird Gas 
gegeben, durch Drücken gebremst.  

 

 
Bild 4.5: Ziehgas (Heidelberg UK) (Bild: Mobilcenter Zawatzky) 
 

System Bruhn 

Über eine Kugel an der Mittelkonsole wird durch 
Drehen nach rechts Gas gegeben und durch Drü-
cken in Fahrtrichtung gebremst. Handbetätigungen 
zur Montage an der Mittelkonsole werden von 
mehreren Umrüstfirmen angeboten. Das folgende 
Bild 4.6 zeigt z.B. das System Bruhn. 

 

 
Bild 4.6: System Bruhn (Bild: Firma Bruhn) 
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Handgerät Heidelberg Typ RS 

Durch Drücken in Fahrtrichtung (nach vorne) wird 
gebremst. Gasgeben erfolgt durch ein Herunter-
drücken nach unten (in Richtung Fahrzeugboden), 
wie auch in Bild 4.7 dargestellt. Insbesondere die 
Gasbetätigung ist sehr ergonomisch, da diese 
Bewegung auf langen Fahrten durch das Gewicht 
des Armes unterstützt wird. Durch einen Betäti-
gungsknopf in der Kugel kann die Betriebsbremse 
zum Einlegen des Gangs festgestellt werden. Die 
Betätigung funktioniert elektromagnetisch. Diese 
Geräte sind mit einfachen Modifikationen für die 
Ausbildung von Personen ohne Fingerfunktion 
geeignet. 

 

 
Bild 4.7: Handgerät Heidelberg Typ RS (Bild: Mobilcenter 
…………Zawatzky) 
 

Gasring 

Die „jüngste“ Version der Gasbetätigung ist der 
Gasring, der im folgenden Bild 4.8 abgebildet ist. 
Hierbei handelt sich um einen vor oder hinter dem 
Lenkrad angeordneten Ring, über den durch Drü-
cken oder Ziehen Gas gegeben wird. Dieser Gas-
ring wird sowohl in mechanischer als auch in elek-
tronischer Ausführung angeboten, wobei die me-
chanische Version nur noch bei Fahrzeugen ohne 
Airbag zum Einsatz kommen kann. Da Fahrzeug-
typen ohne Airbag fast nicht mehr angeboten wer-
den, ersetzt die elektronische Version die mecha-
nische fast vollkommen. 

 

 
Bild 4.8: Gasring (Bild: Mobilcenter Zawatzky) 
 

Während die früher entwickelten Methoden der 
Gasbetätigung von Hand einen Drehknopf am 
Lenkrad erforderten, da nur noch eine Hand zum 
Lenken zur Verfügung steht, ist dieser Drehknopf 
beim Gasring nicht nur nicht erforderlich, da sich 
beide Hände am Lenkrad befinden, sondern sogar 
hinderlich. Das System des Gasrings ist nur für 
Personen mit voller Fingerfunktion bzw. Feinmoto-
rik zu empfehlen. Es kann auch bei Personen mit 
Paraplegie und voller Funktion der Hände und 
Finger eingesetzt werden. 

 

Gas-Drehgriff 

Am Handhebel für die Betriebsbremse wird ein 
Drehgriff ähnlich dem Motorrad-Drehgriff ange-
bracht (vgl. Bild 4.9). Der Nachteil bei diesem Sys-
tem ist, dass der Bowdenzug gerne an der Ein-
spannstelle reißt und das Handgelenk auf die kon-
stante Drehbewegung leicht mit Schmerzen rea-
giert. Um letzteres zu vermeiden, wird der Drehgriff 
häufig in gedrehtem Zustand mit einer Rändel-
schraube festgestellt. Dies sollte jedoch vermieden 
werden, da sonst u.U. im Gefahrenfall in der Teil- 
oder gar Vollgasstellung gebremst wird. Eine sinn-
volle Ergänzung ist der Einbau eines elektroni-
schen Geschwindigkeitsreglers (Tempomat oder 
Pilotomat). Für dieses System ist aber die volle 
Fingerfunktion notwendig; es ist daher nicht für 
Tetraplegiker und für verschiedene Muskelerkran-
kungen geeignet. 
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Bild 4.9: Gas-Drehgriff (Bild: Mobilcenter Zawatzky) 
 

Servokupplung (automatische Kupplungsbetä-
tigung) 

Eine Servokupplung dient der beinlosen Bedie-
nung der Kupplung. Diese Umbaumaßnahme 
kommt bei Bein-/Fußamputationen, verminderten 
Beinkräften und Querschnittsgelähmten zum Ein-
satz. Der Einbau einer solchen automatischen 
Kupplung ist nur sinnvoll, wenn der/die Behinderte 
ausreichend eigenstabil sitzt und die oberen Ex-
tremitäten voll beweglich sind. Kommt zum Einbau 
einer automatischen Kupplung zusätzlich eine 
Handbetätigung der Betriebsbremse hinzu, muss 
darauf geachtet werden, dass diese rechts einge-
baut wird, damit immer eine Hand für die Lenkung 
zur Verfügung steht. Die rechte Hand betätigt dann 
Bremse und Schalthebel, die linke bedient das 
Lenkrad. 

Neben Systemen, die von dem Unterdruck des 
Motors unterstützt werden, kommen zunehmend 
elektronische Systeme zum Einsatz. Bei Fahrzeu-
gen mit geringem Unterdruck (große Motoren oder 
Dieselfahrzeuge) wird zum Erzeugen des Unter-
drucks die Montage einer zusätzlichen Unter-
druckpumpe erforderlich. Dieses System ist nur für 
Fahrzeuge zu empfehlen, die nicht als Automatik-
Getriebe oder Tip-Tronic lieferbar sind. Die Bedie-
nung erfordert die volle Fingerfunktion und Fein-
motorik. 

 

4.3 Reduzierung von Kraft und Weg 

Die Grenzen der Möglichkeiten, Kraft und Weg zu 
reduzieren, wurden bereits im Abschnitt 4.1 erläu-
tert. Es werden nun im Folgenden gängige Metho-
den vorgestellt, die Beschränkungen in Kraft und 
Weg ausgleichen. 

 

4.3.1 Lenkung 

Eine heute auch bei nicht-behinderten Kraftfahrern 
übliche Methode, die Lenkkräfte zu reduzieren, ist 
der Einbau einer Servolenkung. Einige Fahrzeug-
typen können darüber hinaus mit einer verstärkten 
Servolenkung (einer so genannte 10N-Lenkung) 
ausgerüstet werden, d.h. die Lenkkräfte werden 
zusätzlich herabgesetzt. 

Allerdings stellt sich beim Lenkgetriebe mit redu-
zierter maximaler Lenkkraft ein Problem: Wenn die 
Lenkung aus irgendeinem Grund versagt, hat der 
Fahrer bzw. die Fahrerin keine Möglichkeit mehr, 
die Bewegungsrichtung des Fahrzeugs zu beein-
flussen, da bei Ausfall der Servowirkung maximale 
Lenkkräfte bis zu 300 N zulässig sind. Daher ist 
bei Personen mit einer Lenkkraft unter 20 Newton 
(N) der Einbau einer so genannten Ausfallsiche-
rung erforderlich. Hierbei handelt es sich um eine 
elektrische Notfallpumpe, die bei Druckausfall im 
Lenkungskreislauf den erforderlichen Druck er-
zeugt und somit im Falle einer Panne die Lenkfä-
higkeit zumindest vorübergehend sicherstellt. Eine 
solche Ausfallsicherung ist sinnvoll, wenn das 
Fahrzeug nach der Fahrausbildung alleine gesteu-
ert wird, jedoch nicht während der Fahrausbildung, 
da hier der Fahrlehrer eingreifen kann. Diese 
Lenkgetriebe sind bei der Ausbildung von hohen 
Tetraplegikern und Muskelerkrankungen einzuset-
zen. Bei der Ausbildung von Spastikern und Fahr-
schülern bzw. Fahrschülerinnen mit normalen Kräf-
ten im Oberkörper kann es jedoch zu einer unsi-
cheren Fahrweise führen. Darüber hinaus ist hier 
eine verstellbare Lenksäule von Vorteil. 

 

Joystick-Lenkung 

Reichen die Kräfte und Fähigkeiten für eine modi-
fizierte Servolenkung nicht mehr aus, wie zum 
Beispiel bei Einarmigen oder Personen mit Funkti-
onseinbußen an beiden Beinen und einem Arm, so 
bietet sich eine Joystick-Lenkung an, die in Bild 
4.10 abgebildet ist. Die Joystick-Lenkung ist eine 
(zumindest teilweise) reine Fremdkraft-Lenkung, 
d.h. es existiert keine durchgehende mechanische 
Verbindung der Lenkeinrichtung (Joystick) zu den 
Rädern. Zurzeit sind sowohl eine hydraulische als 
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auch eine elektronisch-hydraulische Fremdkraft-
lenkung auf dem Markt erhältlich. 

 

 
Bild 4.10: Joystick-Lenkung (Bild: Mobilcenter Zawatzky) 
 

Linear-Hebel-Lenkung 

Dies ist eine Lenkung, deren maximale Betäti-
gungskraft so eingestellt wird, dass sie die vom 
Fahrer bzw. der Fahrerin maximal zu erbringende 
Kraft nicht übersteigt. Dies kann der Fall sein bei 
einer hochgradigen Tetraplegie (z.B. C 5), einer 
fortgeschrittenen Muskeldystrophie und Multiplen 
Sklerose oder bei fehlenden bzw. verkürzten Ar-
men, wenn der/die Behinderte möglicherweise die 
für die Benutzung eines Lenkrads erforderlichen 
Kräfte nicht mehr aufbringen kann. Bei der Linear-
Hebel-Lenkung werden durch eine leichte Hebel-
bewegung über ein Hydrauliksystem die Räder 
eingeschlagen. Die Richtung der Hebelbewegung 
kann sowohl von vorne nach hinten als auch von 
rechts nach links erfolgen. Bild 4.11 und 4.12 zei-
gen die Hebelbewegungen nach rechts und links.  

Die Linear-Hebel-Lenkung kann an individuelle 
Bedürfnisse angepasst werden, so dass die Be-
dienung der Lenkung mit der Hand oder sogar mit 
den Füßen erfolgen kann.  

 

 
Bild 4.11: Linear-Hebel-Lenkung links (Bild: Mobilcenter Za-
……………Zawatzky)
 
 
 

 
Bild 4.12: Linear-Hebel-Lenkung rechts (Bild: Mobilcenter 
……………..Zawatzky) 
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Drehknopf – Drehgabel – Dreizack 

 
Bild 4.13: Drehknopf, Drehgabel, Dreizack (Bild: Mobilcenter 
……………(Bild: Mobilcenter Zawatzky) 

 

Wie oben bereits bei den Ausführungen zum Gas-
ring angeführt, ist immer dann ein Drehknopf bzw. 
eine Gabel oder ein Dreizack am Lenkrad erforder-
lich, wenn nur eine Hand zum Lenken zur Verfü-
gung steht. Der Drehknopf kommt bei Personen 
zum Einsatz, bei denen die Fingerfunktion vorhan-
den ist. Eine zusätzliche Fernbedienung ermöglicht 
die Bedienung von Licht, Scheibenwischer, Hupe 
etc., ohne dass dabei das Lenkrad losgelassen 
werden muss. Die Funktion der Originalschalter 
bleibt erhalten. Die Fernbedienung kann sowohl 
direkt am Drehknopf, als auch an anderen Stellen 
im Fahrzeug, z.B. vor dem Armaturenbrett, neben 
dem Lenkrad, an der Tür oder in der Mittelkonsole, 
montiert werden. Die Drehgabel ist bei Personen 
ohne Fingerfunktion, Handamputationen und Te-
traplegie zu verwenden. Der Dreizack ermöglicht 
Personen mit geringen Armkräften, eingeschränk-
ter Handgelenkfunktion und Tetraplegie das Len-
ken.  

 

Fußlenkung 

Ein Sonderfall ist die so genannte Fußlenkung 
„System Franz/ABB“, bei der die Lenkung über 
eine Kurbel mit dem linken Fuß betätigt wird, wie in 
Bild 4.14 bzw. 4.15 dargestellt. Diese Lenkung 
kommt bei contergangeschädigten Personen und 
Ohnarmern als auch untergeordnet bei Muskeler-
krankungen, die im Oberkörper beginnen, zum 
Einsatz. Bisher wurden mehr als 600 Fahrzeuge 
damit ausgerüstet; diese Umrüstung ist daher heu-
te Stand der Technik. Ein ähnliches System wird 
auch von Fiat angeboten. 

 

 
Bild 4.14: Fußlenkung System Franz (Bild: ABB) 
 

 

 

Bild 4.15: Fußlenkung (Bild: ABB) 
 

4.3.2 Betriebsbremse 

Zur Reduzierung der Bremskräfte kommt üblicher-
weise ein Bremskraftverstärker zum Einsatz, wobei 
anzumerken ist, dass generell kaum noch Fahr-
zeuge ohne Bremskraftverstärker auf dem Markt 
angeboten werden. Reicht der Bremskraftverstär-
ker nicht aus, wird die vorhandene Muskelkraft des 
Fahrers bzw. der Fahrerin durch eine Fremdkraft 
verstärkt. Der Gesetzgeber erlaubt maximale Betä-
tigungskräfte von 500 N am Bremspedal und 400 
N bei Handbetätigung. Wenn diese Kräfte nicht 
aufgebracht werden können, muss ein System mit 
Ausfallsicherung vorgesehen werden. In diesem 
Fall kommt eine Fremdkraft-Betätigung der Brems-
anlage oder gar eine reine Fremdkraft-Brems-
anlage zum Einsatz. Hierbei wird vom Fahrer bzw. 
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von der Fahrerin nur noch ein Ventil oder ein ande-
res Stellglied betätigt, das dann die erforderliche 
Energie für die Betätigung der Bremsanlage frei-
gibt. 

Diese Systeme können per Fuß oder Hand über-
tragen werden, was je nach individueller Art der 
körperlichen Einschränkung indiziert ist. Diese 
Umbaumaßnahme erfolgt meist für Personen mit 
geringen Finger- oder Armkräften, z.B. bei 
Tetraplegikern und Muskelkrankheiten mit sehr 
wenigen Restkräften. 

Das folgende Bild 4.16 zeigt ein elektrisches Gas-/ 
Bremssystem, welches mit der Hand mittels Drü-
cken für die Bremsenbetätigung und mittels Ziehen 
für das Gasgeben konzipiert ist. Gleichzeitig sind 
verschiedene Sekundärfunktionen (Blinker, Schei-
benwischer etc.) angebracht, die bedient werden 
können, ohne die Hand vom Gas, bzw. der Brem-
se nehmen zu müssen. 

 

 
Bild 4.16: Elektronisches Gas -/Bremssystem (Bild: Mobilcen 
………  …  (Bild: Mobilcenter .Zawatzky) 
 

4.3.3 Feststellbremse 

Wenn die Fingerfunktionen nicht ausreichen, um 
die Feststellbremse mit Hilfe des Handbremshe-
bels anzuziehen oder zu lösen, so kann dies durch 
einen einfach zu montierenden Hebel geschehen. 
Bild 4.17 gibt hier ein Beispiel. Diese Veränderung 
kann bei Handamputierten, Prothesenträgern oder 
bei einer eingeschränkten oder fehlenden Finger-
funktion, wie sie z.B. bei der Tetraplegie und Con-
tergangeschädigten auftreten, notwendig werden. 

 
Bild 4.17: Handbremshebel (Bild: Mobilcenter Zawatzky) 
 

Reichen die Kräfte im Arm oder in der Hand für die 
Betätigung der Feststellbremse nicht mehr aus, so 
wird diese üblicherweise über einen Elektromotor 
betätigt. Die Anordnung des Schalters erfolgt in 
Abhängigkeit der Kundenbedürfnisse. Bei einigen 
Systemen wird durch die elektrische Betätigung 
die serienmäßige Verriegelung der Feststellbrem-
se außer Funktion gesetzt, d.h. die Feststellbrem-
se kann dann nur noch elektrisch betätigt werden, 
wie in Bild 4.18 zu sehen ist. 

 

 
Bild 4.18: Elektrische Bedienung der Handbremse per Knopf-
……………druck (Bild: Mobilcenter Zawatzky) 
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4.4 Betätigungseinrichtungen für Se-
kundärfunktionen  

Unter Primärfunktionen sind jene Funktionen zu 
verstehen, die während der Fahrt jederzeit schnell 
und sicher betätigt werden müssen. Die Betätigung 
der Sekundärfunktionen (Hupe, Blinker, Warnblink-
anlage, Auf-/Abblendlicht, Scheibenwischer) wird 
dann zu einem Problem, wenn eine Hand für die 
Lenkung und die andere Hand für die Gas-/ 
Bremsbetätigung benötigt wird. Das Lenkrad oder 
der Lenkhebel darf für die Betätigung dieser Funk-
tionen auf keinen Fall losgelassen werden. Daher 
müssen die betreffenden Schalter so angeordnet 
sein, dass sie mit derselben Hand bedient werden 
können, die auch Gas/Bremse betätigt. 

In einfachen Fällen haben sich hierzu Umlenkhe-
bel bewährt, die solche Funktionen von einer Seite 
der Lenksäule auf die andere übertragen. Eine 
sehr variable Lösung, die vor allem bei der He-
miplegie, bei Einarmigen und Querschnittsgelähm-
ten mit Fingerfunktion eingesetzt wird, ist die Zu-
sammenfassung dieser Funktionen in eine zentrale 
Schaltereinheit, die in jeder beliebigen Position 
angebracht werden kann. Auch die Kombination 
einer solchen Schaltereinheit mit dem Drehknopf 
ist, wie bereits oben beschrieben, möglich. Eine 
solche Umbaumöglichkeit zeigt Bild 4.19. 

 

 
Bild 4.19: Drehknopf und Fernbedienung (Bild: Mobilcenter Za-
……………Zawatzky) 
 

Speziell dann, wenn diese Schaltereinheit am 
Lenkrad angebracht ist, werden die Schaltbefehle 
über Infrarotsender und -empfänger übertragen, da 
die Übertragung dieser Befehle über Schleifkon-
takte an der Lenksäule aufwändig, technisch fast 
nicht mehr darstellbar und nicht immer sicher ist. 
Der Sender wird dann von einer Batterie gespeist. 

4.5 Arbeitsplatz des Fahrzeugführers 

4.5.1 Fahrersitz 

Der Sitz des Fahrzeugführers bzw. der Fahrzeug-
führerin ist maßgeblich daran beteiligt, wie sicher 
eine Person ihr Fahrzeug im Verkehr bewegt: 
Der/die Fahrer/-in muss auch über längere Stre-
cken entspannt sitzen können und in schnell ge-
fahrenen Kurven gut gehalten werden. Speziell bei 
Querschnittlähmungen oberhalb des 12. Brustwir-
bels sollte auf eine ausreichende Seitenführung 
geachtet werden. 

Der Sitz darf keine Druckstellen erzeugen; auch 
nicht auf den Unterseiten der Oberschenkel. Die 
Sitzhöhe muss für eine gute Rundumsicht ausrei-
chend sein. Die Sitztiefe muss der Länge der O-
berschenkel angepasst sein. Bei Problemen des 
Knochengerüsts, speziell der Wirbelsäule, kommt 
ein orthopädischer Fahrersitz in Betracht, der de-
tailliert an die Bedürfnisse des Fahrers bzw. der 
Fahrerin angepasst werden kann. 

Bei einigen Einschränkungen, wie z.B. bei Quer-
schnittsgelähmten, Personen mit Muskelkrankhei-
ten oder bei älteren Menschen, ist die Bedienung 
der manuellen Sitzverstellung schwierig, oft sogar 
unmöglich. Auch das Umsetzen vom Rollstuhl auf 
den Autositz bereitet durch die unterschiedlichen 
Sitzhöhen häufig Schwierigkeiten. In solchen Fäl-
len muss die Konsole des Sitzes verändert wer-
den, z.B. durch elektrische 6-Wege-Sitzverstel-
lungen oder Schwenkvorrichtungen, um dem Fah-
rer bzw. der Fahrerin ein selbständiges Ein- und 
Aussteigen zu ermöglichen. 

 

 
Bild 4.20: 6-Wege-Sitzverstellung (Bild: Mobilcenter Zawatzky) 
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Bild 4.20 zeigt einen Fahrersitz mit einer 6-Wege-
Sitzverstellung mit den Funktionen vor, zurück, 
vorne auf, vorne ab, hinten auf, hinten ab. Diese 
Funktionen erleichtern das Einsteigen und auch 
während der Fahrt eine Veränderung der Sitzposi-
tion, so dass ein entspanntes Sitzen möglich ist. 

 

4.5.2 Pedalerie 

Die Pedale müssen sicher und problemlos betätigt 
werden können. Bei Pedalverlängerungen, wie es 
bei Kleinwuchs erforderlich wird, ist neben einer 
guten technischen Ausführung auch darauf zu 
achten, dass die Füße in entspannter Haltung auf 
dem Fahrzeugboden abgestellt werden können, 
ohne in der Luft zu hängen oder Druckstellen an 
der Unterseite der Oberschenkel zu verursachen. 
Eventuell muss ein Zwischenboden eingelegt wer-
den. 

Die folgenden Bilder 4.21 und 4.22 zeigen ver-
schiedene Möglichkeiten, wie man die Pedale an 
die Beinlänge der Personen anpassen kann. 

 

 
Bild 4.21: Pedalerhöhung (Bild: Mobilcenter Zawatzky) 
 
 

 
Bild 4.22: Pedalverlängerung (Bild: Mobilcenter Zawatzky) 
 

4.5.3 Gurt zur Stabilisierung des Oberkörpers 

Der so genannte Sicherheitsgurt soll den Fahrer 
bzw. die Fahrerin bestimmungsgemäß bei Unfällen 
schützen und unter Umständen auch sicher im Sitz 
halten. Diese Forderung muss besonders bei Be-
hinderungen wie hochgradiger Querschnittläh-
mung oder Muskeldystrophie gestellt werden. 

In diesen Fällen hat sich ein automatischer Sicher-
heitsgurt mit elektrisch sperrbarer Rolle bewährt. 
Der Fahrer bzw. die Fahrerin setzt sich zurecht, 
legt einen Schalter um, und die Rolle gibt keinen 
Gurt mehr frei, bis die Sperre wieder aufgehoben 
wird. 

Auch ein so genannter Hosenträger-Sicher-
heitsgurt ist eine sinnvolle Möglichkeit, wenn er 
richtig angelegt wird: Der Bauchgurt muss nach 
dem Anlegen des Gurtes festgezogen werden. 
Beim Aufprall fällt der Körper in den Gurt, der Gurt 
läuft über die Schulter ab und zieht dabei den 
Bauchgurt nach oben. Wenn der Bauchgurt nur 
lose anliegt, kann er also von unten in die Weich-
teile gerissen werden. Auf diese Weise haben sich 
bereits mehrere tödliche Unfälle ereignet. 

Fahrern und Fahrerinnen mit einer hochgradigen 
Querschnittlähmung oder solchen, die an einer 
fortgeschrittenen Muskelatrophie leiden, fehlt oft 
eine ausreichend funktionsfähige Rückenmuskula-
tur für ein eigenstabiles Sitzen. Sie benötigen ne-
ben einem Fahrersitz mit ausreichendem Seiten-
halt auch einen statischen Sicherheitsgurt. Ein 
Automatik-Sicherheitsgurt mit elektrisch sperrbarer 
Rolle ist hierbei ein häufig angewendetes System. 
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4.5.4 Sonstiges 

Die Fahrzeugsitze von Neufahrzeugen müssen 
nach EU-Recht mit Kopfstützen ausgerüstet sein. 
Wird also der originale Fahrzeugsitz durch einen 
anderen Sitz ersetzt, so muss dieser mit einer 
Kopfstütze versehen sein, oder es muss eine 
sonstige, ausreichend widerstandsfähige Kopfstüt-
ze (notfalls fahrzeugfest) eingebaut werden. 

 

4.6 Umrüstungen bei erheblicher 
Mobilitätsbehinderung 

Auf dem Markt werden eine ganze Reihe von Roll-
stuhlverladeeinrichtungen angeboten, von einfa-
chen Hilfsmitteln für geringfügig eingeschränkte 
Fähigkeiten bis hin zu vollautomatischen Geräten. 

Einfache Hilfsmittel sind üblicherweise kleine Kra-
ne, die das Gewicht des Rollstuhls tragen, wäh-
rend der Behinderte diesen ein- oder ausschwenkt. 
Bei den vollautomatischen Geräten ist zwischen 
einer Verladung auf dem Dach, im Kofferraum 
oder im Innenraum zu unterscheiden. 

 

4.6.1 Rollstuhlverladeeinrichtungen 

Für Mobilitätseingeschränkte, die nur mit Hilfe be-
stimmter Einrichtungen vom Rollstuhl in den Fah-
rersitz überwechseln oder gar nur vom Rollstuhl 
aus fahren können, ist es notwendig, dass sie mit 
ihrem Rollstuhl ins Fahrzeug gelangen können. 
Dazu bieten sich je nach Höhe des Fahrzeugbo-
dens über der Fahrbahn Rampen oder Lifte an, 
wobei eine Rampe den Neigungswinkel von 6% 
nicht überschreiten sollte. 

Bild 4.23 zeigt eine Einstiegsmöglichkeit, bei der 
die Seitentür per Fernsteuerung geöffnet werden 
kann und dann automatisch eine Rampe ausfährt, 
über die das Fahrzeug zugänglich wird. 

 

 
Bild 4.23: Seitlicher Einstieg in einen Van (Bild: Mobilcenter 
……………Zawatzky)  

Bild 4.24 stellt einen Rollstuhllift dar. Das Ein- und 
Ausschwenken sowie Heben und Senken des 
Liftes geschieht elektro-hydraulisch. Der herunter 
geklappte Sicherungsbügel ermöglicht freien Ein- 
und Ausstieg auch bei eingeschwenktem Lift. 

 

 
Bild 4.24: Rollstuhllift (Bild: Mobilcenter Zawatzky) 
 

4.6.2 Fahrzeugaufbau 

Wie an anderer Stelle bereits erwähnt, kommen 
einige Schwerstbehinderte nicht mit einem her-
kömmlichen Pkw zurecht, egal wie dieser umge-
rüstet ist. Sei es, dass sie eine andere Stellung 
des Lenkrads benötigen, dass sie nicht ohne frem-
de Hilfe vom Rollstuhl auf den Fahrersitz überstei-
gen können, oder dass sie auf die Benützung ei-
nes Elektrorollstuhls angewiesen sind und diesen 
daher immer mitführen müssen. In diesen Fällen 
kann ein Pkw mit Kleinbus-Aufbau Abhilfe schaf-
fen. 

Der/die Mobilitätseingeschränkte kann dann im 
Rollstuhl über eine Rampe oder einen Lift in ein 
Fahrzeug mit Kleinbus-Aufbau gelangen. 

Die Person kann so in diesem Fahrzeug vom Roll-
stuhl auf den Fahrersitz übersteigen oder den 
Rollstuhl in die Position des Fahrersitzes fahren. 

 

4.6.3 Fahrersitz 

Damit ein Schwerstbehinderter von seinem Roll-
stuhl auf den Fahrersitz übersteigen kann, muss 
dieser häufig mit einer Konsole mit elektrischer 6-
Wege-Sitzverstellung versehen werden (siehe 
hierzu Bild 4.20). Darunter ist die Längsverstell-
barkeit, die Höhenverstellbarkeit und entweder die 
Neigung des Sitzes oder dessen Schwenkbarkeit 
zu verstehen. 
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Bei besonders groß gewachsenen Personen oder 
gerade dann, wenn der/die Behinderte im Fahr-
zeug vom Rollstuhl auf den Sitz übersteigt, ist eine 
ausreichende Sitzschienen-Verlängerung vorzuse-
hen. 

Nun gibt es auch Fälle, in denen der/die Behinder-
te selbst mit diesen Hilfsmitteln nicht mehr aus 
eigener Kraft vom Rollstuhl auf den Fahrersitz 
übersteigen kann. Dann gibt es nur noch die Mög-
lichkeit, vom Rollstuhl aus zu fahren. Dies ist je-
doch nur bei Elektrorollstühlen in Verbindung mit 
einer TÜV-geprüften Rückhaltevorrichtung mög-
lich. 
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5 Die gesetzlichen Grundla-
gen 

In diesem Kapitel soll vor allem ein Überblick über 
die gesetzlichen Grundlagen, Bestimmungen und 
Richtlinien gegeben werden, die für den Verfah-
rensablauf bei körperbehinderten bzw. mobilitäts-
eingeschränkten Bewerbern und Bewerberinnen 
um eine Fahrerlaubnis relevant sind. Darüber hin-
aus werden auch jene gesetzlichen Grundlagen 
und Bestimmung beschrieben, die für Inhaber bzw. 
Inhaberinnen einer Fahrerlaubnis gelten, die durch 
einen Unfall oder eine Krankheit mobilitätseinge-
schränkt werden. Dass die geltenden gesetzlichen 
Grundlagen und Bestimmungen sowie die anzu-
wendenden Richtlinien in der praktischen Umset-
zung oder Handhabung nicht immer unproblema-
tisch sind, wurde insbesondere in den im Rahmen 
dieses Projektes durchgeführten Expertenrunden 
deutlich (vgl. Kapitel 8). In der folgenden Darstel-
lung wird daher bereits auf problematische Aspek-
te aufmerksam gemacht, die zum Teil noch einmal 
Gegenstand der Diskussionen in den Experten-
runden waren. Bezugspunkt der Darstellung ist die 
Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV). Dabei ist vor-
auszuschicken: Die Änderung des Fahrerlaubnis-
rechts mit Wirkung vom 19.06.1998 beruht auf der 
Verpflichtung, die europäische „Richtlinie des Ra-
tes über den Führerschein 91/439/EWG“ ins natio-
nale Recht zu übernehmen. Somit wurde aus Teil 
A der Straßenverkehrs-Zulassungsordnung (Zu-
lassung von Personen) die Fahrerlaubnis-Verord-
nung (FeV). Deren für das hier zu behandelnde 
Thema geltenden Paragraphen sowie die damit 
zusammenhängenden Bestimmungen und Richtli-
nien werden nun im Einzelnen erläutert. 

 

§ 1 Grundregel der Zulassung 

„Zum Verkehr auf öffentlichen Straßen ist jeder-
mann zugelassen, soweit nicht für die Zulassung 
zu einzelnen Verkehrsarten eine Erlaubnis vorge-
schrieben ist." 

 

§ 2 Eingeschränkte Zulassung 

„(1) Wer sich infolge körperlicher oder geistiger 
Mängel nicht sicher im Verkehr bewegen kann, 
darf am Verkehr nur teilnehmen, wenn Vorsorge 
getroffen ist, dass er andere nicht gefährdet. Die 
Pflicht zur Vorsorge, namentlich durch das Anbrin-
gen geeigneter Einrichtungen an Fahrzeugen, 
durch den Ersatz fehlender Gliedmaßen mittels 

künstlicher Glieder, (...) obliegt dem Verkehrsteil-
nehmer selbst (...).“ 

Die Dienstanweisung präzisiert: 

„(3) Ein ‚Mangel’ im Sinne des § 2 ist jedes Fehlen 
oder jede Schwäche einer körperlichen oder geis-
tigen Fähigkeit, die für die Teilnahme am Verkehr 
auf öffentlichen Straßen bedeutsam ist. Solche 
Mängel können ständige körperliche oder geistige 
Anlagen oder Eigenschaften sein, z.B. Mängel des 
Sehvermögens, Schwerhörigkeit, Geistesschwä-
che, oder auch vorübergehende Zustände, z.B. 
Schmerzzustände, Alkoholeinfluss, Übermüdung. 
Die Mängel können auch durch das Lebensalter 
bedingt sein, und zwar durch die mangelnde Ent-
wicklung in der Kindheit wie durch das Nachlassen 
der Kräfte im Alter. 

(4) Wer sich nicht sicher im Verkehr bewegen 
kann, darf ohne Ausgleich nicht teilnehmen. Nöti-
genfalls müssen Vorrichtungen am Fahrzeug an-
gebracht werden, die bestehende körperliche 
Mängel ausgleichen. Können körperliche Mängel 
durch Hilfsmittel nicht oder nicht vollständig aus-
geglichen werden, ist die Fahrerlaubnis ggf. nur in 
eingeschränkter Form (z.B. Fahrzeuge mit be-
stimmten Hilfsmitteln, Fahrten nicht bei Dunkelheit) 
zu erteilen.“ 

Aus der amtlichen Begründung: 

§ 2 übernimmt die wesentlichen Bestimmungen 
des bisherigen § 2 StVZO. Wer eingeschränkt 
verkehrstüchtig ist, darf nur dann am Verkehr teil-
nehmen, wenn er oder der für ihn Verantwortliche 
die notwendigen Vorsichtsmaßnahmen getroffen 
hat, um andere Verkehrsteilnehmer nicht zu ge-
fährden. 

§ 2 schränkt den Grundsatz der freien Ver-
kehrsteilnahme (§1) ein. Er gilt für alle Ver-
kehrsteilnehmer, nicht nur für Kraftfahrer. 

Als körperliche oder geistige Mängel kommen nicht 
nur dauernde, sondern auch vorübergehende in 
Betracht; eine für den öffentlichen Verkehr bedeut-
same körperliche oder geistige Fähigkeit muss 
gemindert sein oder fehlen. Wesentlich ist, ob die 
Fahrtüchtigkeit ständig unter das erforderliche Maß 
herabgesetzt ist oder die erhebliche Gefahr plötz-
lich und überraschend eintretender Fahruntüchtig-
keit besteht (OLG Neustadt, Urteil vom 9.3.1956 – 
1 U 2/56-, VerkMitt. 1957, S. 6). Wer in ärztlicher 
Behandlung ist, muss sich über seine Eignung 
zum Führen von Kraftfahrzeugen unterrichten 
(OLG Hamm, Urteil vom 20.10.1958 – 2 Ss 
999/58-, VerkMitt. 1959, S. 24). 

Zu einer Vielzahl von Problemen medizinischer Art 
nimmt das Gutachten „Kraftfahrereignung“ des 
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gemeinsamen Beirats für Verkehrsmedizin beim 
Bundesminister für Verkehr und beim Bundesmi-
nister für Jugend, Familie und Gesundheit Stel-
lung. 

Die behandelten Probleme sind: 

1 Sehvermögen 

2 Hörvermögen 

2.A Schwerhörigkeit und Gehörlosigkeit 

2.B Störungen des Gleichgewichts 

3 Bewegungsbehinderte 

4 Herz- und Gefäßkrankheiten 

4.A Herzrhytmusstörungen 

4.B Hypertonie (Blutdruckkrankheit, zu hoher 
Blutdruck) 

4.C Hypotonie (zu niedriger Blutdruck) 

4.D Koronare Herzkrankheit (Herzinfarkt) 

4.E Herzleistungsschwäche durch angeborene 
oder erworbene Herzfehler oder sonstige 
Ursachen 

4.F Periphere Gefäßerkrankungen 

5 Zuckerkrankheit (Diabetes mellitus) 

6 Krankheiten des Nervensystems 

6.A Erkrankungen und Folgen von Verletzun-
gen des Rückenmarks. 

6.B Erkrankungen der neuromuskulären Peri-
pherie 

6.C Parkinsonsche Krankheit, Parkinsonismus 
und andere extrapyramidale Erkrankungen 
einschließlich zerebraler Syndrome 

6.D Kreislaufabhängige Störungen der Hirntä-
tigkeit 

6.E Zustände nach Hirnoperationen, angebo-
rene und frühkindlich erworbene Hirnschä-
den 

6.F Anfallsleiden 

7 Geistige Störungen 

7.A Organische Psychosen 

7.B Chronische hirnorganische Psychosyn-
drome 

7.C Altersdemenz und Persönlichkeitsverände-
rungen durch pathologische Alterungspro-
zesse 

7.D Intelligenzstörungen/geistige Behinderung 

7.E Affektive Psychosen 

7.F Schizophrene Psychosen 

7.G Einstellungs- und Anpassungsmängel 

8 Alkohol 

8.A Abhängigkeit 

8.B Missbrauch 

9 Drogen und Arzneimittel 

9.A Sucht (Abhängigkeit) und Intoxikations-
zustände 

9.B Dauerbehandlung mit Arzneimitteln 

10 Nierenerkrankungen 

11 Verschiedene Bestimmungen 

11.A Organtransplantationen 

11.B Lungen- und Bronchialerkrankungen 

Zu jedem einzelnen Problem werden Leitsätze 
aufgestellt und dann Begründungen gegeben. 
Dieses Gutachten ist so in etwa die Richtschnur, 
an die sich die Verwaltungsbehörden halten. Der 
an die Sachverständigen erteilte Auftrag lautet im 
Allgemeinen, ein Gutachten über die Eignung ei-
nes Bewerbers bzw. einer Bewerberin um eine 
Fahrerlaubnis oder des Inhabers bzw. der Inhabe-
rin einer Fahrerlaubnis auf der Grundlage des 
Gutachtens „Krankheit und Kraftverkehr“ zu erstel-
len. Ein weiteres für die Sachverständigen sehr 
hilfreiches Hilfsmittel ist das VdTÜV-Merkblatt Nr. 
745 mit dem Titel „Sicherheitsmaßnahmen bei 
körperbehinderten Kraftfahrern“. Dieses Merkblatt 
wurde von einem Arbeitskreis unter der Federfüh-
rung von Herrn Dipl.-Ing. Polte vom ehemaligen 
TÜV Baden e.V. erarbeitet. Es wurde 1990 von 
einem Arbeitskreis des VdTÜV grundlegend über-
arbeitet und liegt nun in der heute gültigen Fas-
sung 10/93 vor. Das Merkblatt enthält im Wesentli-
chen die erforderlichen Auflagen und Beschrän-
kungen für die unterschiedlichen Fahrzeugarten 
bei praktisch allen denkbaren Funktionseinbußen 
der Extremitäten und der Wirbelsäule. Es stellt 
eine Arbeitsgrundlage dar, an die die Sachver-
ständigen oder Prüfer/-innen aber nicht sklavisch 
gebunden sind. Schließlich lassen sich die meisten 
körperlichen Behinderungen nicht in ein starres 
Raster pressen, vor allem deshalb nicht, weil viele 
der heute auftretenden Behinderungen Grenzfälle 
oder Mehrfachbehinderungen sind. Aber es ist 
eine gute Grundlage und erleichtert vor allem ge-
rade jenen Sachverständigen und Prüfern, die 
seltener Gutachten über die Eignung einer Person 
zum Führen von Kraftfahrzeugen zu erstellen ha-
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ben, den Einstieg. Und damit zurück zu den Vor-
schriften der FeV: 

 

§ 3 Einschränkung und Entziehung der 
Zulassung 

„(2) Rechtfertigen Tatsachen die Annahme, dass 
der Führer eines Fahrzeugs oder Tieres zum Füh-
ren ungeeignet oder nur noch bedingt geeignet ist, 
finden die Vorschriften der §§ 11 bis 14 entspre-
chende Anwendung.“ 

Die Bedeutung dieses Paragraphen beschränkt 
sich praktisch nur auf das Führen von führer-
scheinfreien Fahrzeugen oder von Tieren, denn für 
die Bewerber/-innen um eine Fahrerlaubnis gilt § 
11 und für die Inhaber/-innen einer Fahrerlaubnis 
gilt § 46 FeV. 

Die Eignungsvorschriften in §§ 11 bis 14 konkreti-
sieren die Bestimmungen in § 2 Abs.2 Nr.3 und 
Abs.4 StVG, wonach der/die Bewerber/-in zum 
Führen von Kraftfahrzeugen geeignet sein muss. 

Die Grundregelung besagt, dass Bewerber/-innen 
um eine Fahrerlaubnis die hierfür notwendigen 
körperlichen und geistigen Anforderungen erfüllen 
müssen und nicht erheblich oder nicht wiederholt 
gegen verkehrsrechtliche Vorschriften oder Straf-
gesetze verstoßen haben dürfen. Damit wird im 
Straßenverkehrsgesetz positiv gefordert, dass 
der/die Bewerber/-in geeignet ist. Durch Verord-
nung wird festgelegt, in welchem Fall und wie die 
Eignung festgestellt wird. Dabei wird insbesondere 
zwischen den verschiedenen Klassen unterschie-
den. Für Motorrad und Pkw (Klassen A und B) 
bleibt es in der Praxis auch in Zukunft dabei, dass 
eine Ermittlung der Eignung durch die Behörde bei 
Antragstellung nicht stattfindet. Erforderlich ist wie 
bisher lediglich ein Sehtest. Nur wenn Anhalts-
punkte für eine mangelnde Eignung vorliegen, 
ermittelt die Fahrerlaubnisbehörde. 

Von der generellen Überprüfung der Eignung im 
Falle der Fahrerlaubnisklassen C und D zu unter-
scheiden ist die anlassbezogene Überprüfung der 
Eignung eines Bewerbers oder Inhabers der Fahr-
erlaubnis: Hierzu legt die Verordnung fest, wann 
Anlass für eine Untersuchung gegeben ist, und 
nach welchen Grundsätzen die Eignung oder be-
dingte Eignung zu beurteilen ist. Die Verordnung 
enthält außerdem verbindliche Bestimmungen 
darüber, welche Untersuchungsarten in welchen 
Fällen in Frage kommen, insbesondere werden in 
§ 11 Abs.3 in Verbindung mit Anlage 4 die Anlässe 
für die medizinisch-psychologische Untersuchung 
im Einzelnen abschließend festgelegt. 

§ 11 Eignung 

„(1) Bewerber um eine Fahrerlaubnis müssen die 
hierfür notwendigen körperlichen und geistigen 
Anforderungen erfüllen. Die Anforderungen sind 
insbesondere nicht erfüllt, wenn eine Erkrankung 
oder ein Mangel nach Anlage 4 oder 5 vorliegt, 
wodurch die Eignung oder die bedingte Eignung 
zum Führen von Kraftfahrzeugen ausgeschlossen 
wird. (...)“ 

„(2) Werden Tatsachen bekannt, die Bedenken 
gegen die körperliche oder geistige Eignung des 
Fahrerlaubnisbewerbers begründen, kann die 
Fahrerlaubnisbehörde zur Vorbereitung von Ent-
scheidungen über die Erteilung oder Verlängerung 
der Fahrerlaubnis oder über die Anordnung von 
Beschränkungen oder Auflagen die Beibringung 
eines ärztlichen Gutachtens anordnen. Bedenken 
gegen die körperliche oder geistige Eignung be-
stehen insbesondere, wenn Tatsachen bekannt 
werden, die auf eine Erkrankung oder einen Man-
gel nach Anlage 4 oder 5 hinweisen. Die Behörde 
bestimmt auch, ob das Gutachten von einem 

1. für die Fragestellung (Absatz 6 Satz 1) zustän-
digen Facharzt mit verkehrsmedizinischer Qua-
lifikation, 

2. Arzt des Gesundheitsamtes oder einem ande-
ren Arzt der öffentlichen Verwaltung oder 

3. Arzt mit der Gebietsbezeichnung ‚Arbeitsmedi-
zin’ oder der Zusatzbezeichnung ‚Betriebsme-
dizin’ 

erstellt werden soll. (...) Der Facharzt nach Satz 3 
Nr. 1 soll nicht zugleich der den Betroffenen be-
handelnde Arzt sein.“ 

Dieser letzte Satz birgt ein nicht unerhebliches 
Problem in sich: Gerade bei progressiven Erkran-
kungen kann nur der/die den Betroffenen bzw. die 
Betroffene behandelnde Facharzt oder Fachärztin 
auf Grund des bisherigen Verlaufs der Erkrankung 
eine zuverlässige Aussage über den möglichen 
weiteren Verlauf machen. Dies ist insbesondere 
wichtig für die Festlegung des Zeitabstandes für 
die künftigen Kontrolluntersuchungen. 

Die offizielle Begründung für die Forderung des § 
11 Abs. 2 letzter Satz lautet: 

„Die Verwaltungsbehörde ist zur Vermeidung von 
Interessenskonflikten grundsätzlich gehalten, von 
dem Betroffenen ein Gutachten zu verlangen, das 
von einem Arzt erstellt wurde, der nicht zugleich 
auch sein behandelnder Arzt ist.“ 
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Die Nachweise bezüglich der Eignung dürfen bei 
der Antragstellung nicht älter als 1 Jahr sein (siehe 
auch Anlage 5 Nr. 3 FeV). 

„(3) Die Beibringung eines Gutachtens einer amt-
lich anerkannten Begutachtungsstelle für Fahreig-
nung (medizinisch-psychologisches Gutachten) 
kann zur Klärung von Eignungszweifeln für die 
Zwecke nach Absatz 2 angeordnet werden, 

1. wenn nach Würdigung der Gutachten gemäß 
Absatz 2 oder Absatz 4 ein medizinisch-psy-
chologisches Gutachten zusätzlich erforderlich 
ist, 

2. --- 

3. bei erheblichen Auffälligkeiten, die im Rahmen 
einer Fahrerlaubnisprüfung nach § 18 Abs. 3 
mitgeteilt worden sind, 

4. und 5.  --- 

Unberührt bleiben medizinisch-psychologische 
Begutachtungen nach (...) den §§ 13 und 14 in 
Verbindung mit den Anlagen 4 und 5 dieser Ver-
ordnung.“ 

Die medizinisch-psychologische Untersuchung ist 
ein wichtiges Mittel zur Eignungsbeurteilung. 
Durch die neue Regelung soll sichergestellt wer-
den, dass diese Untersuchung nach einheitlichen, 
verbindlichen und sachlichen Kriterien durchge-
führt wird und Missbräuche vermieden werden. Die 
Anlässe für ein medizinisch-psychologisches Gut-
achten sind im Einzelnen in Absatz 3 aufgeführt. 
Sie beziehen sich auf den gesamten Eignungsbe-
reich, nicht nur auf die körperliche und geistige 
Eignung. Nummer 1 knüpft an Absatz 2 an. Zu-
sätzlich zu dem ärztlichen Gutachten kann ein 
medizinisch-psychologisches Gutachten angeord-
net werden, wenn entweder der Arzt bzw. die Ärz-
tin dies selbst für erforderlich hält oder wenn die 
Behörde nach Würdigung des ärztlichen Gutach-
tens oder des Gutachtens eines/einer amtlich an-
erkannten Sachverständigen oder Prüfers bzw. 
Prüferin für den Kraftfahrzeugverkehr zu diesem 
Schluss kommt. 

„(4) Die Beibringung eines Gutachtens eines amt-
lich anerkannten Sachverständigen oder Prüfers 
für den Kraftfahrzeugverkehr kann zur Klärung von 
Eignungszweifeln für die Zwecke nach Absatz 2 
angeordnet werden, 

1. wenn nach Würdigung der Gutachten gemäß 
Absatz 2 oder Absatz 3 ein Gutachten eines 
amtlich anerkannten Sachverständigen oder 
Prüfers erforderlich ist, oder 

2. bei Behinderungen des Bewegungsapparates, 
um festzustellen, ob der Behinderte das Fahr-

zeug mit den erforderlichen besonderen techni-
schen Hilfsmitteln sicher führen kann. 

(5) Für die Durchführung der ärztlichen und der 
medizinisch-psychologischen Untersuchung sowie 
für die Erstellung der entsprechenden Gutachten 
gelten die in Anlage 15 genannten Grundsätze.“ 

Absatz 5 verweist auf Anlage 15, die Grundsätze 
enthält, die bei der Durchführung der ärztlichen 
und medizinisch-psychologischen Untersuchungen 
und bei der Erstellung der Gutachten zu beachten 
sind. Er beseitigt den bisherigen Misstand, dass 
anstelle von ärztlichen Gutachten teilweise ledig-
lich „Bescheinigungen“ oder „Atteste“ abgegeben 
wurden, deren Inhalt keinesfalls für eine einiger-
maßen gesicherte Aussage darüber, ob bei dem 
Betroffenen von vorhandener Eignung ausgegan-
gen werden kann oder nicht, ausreichend waren.  

„(6) Die Fahrerlaubnisbehörde legt unter Berück-
sichtigung der Besonderheiten des Einzelfalls und 
unter Beachtung der Anlagen 4 und 5 in der An-
ordnung zur Beibringung des Gutachtens fest, 
welche Fragen im Hinblick auf die Eignung des 
Betroffenen zum Führen von Kraftfahrzeugen zu 
klären sind. Die Behörde teilt dem Betroffenen 
unter Darlegung der Gründe für die Zweifel an 
seiner Eignung und unter Angabe der für die Un-
tersuchung in Betracht kommenden Stelle oder 
Stellen mit, dass er sich innerhalb einer von ihr 
festgelegten Frist auf seine Kosten der Untersu-
chung zu unterziehen und das Gutachten beizu-
bringen hat. Der Betroffene hat die Fahrer-
laubnisbehörde darüber zu unterrichten, welche 
Stelle er mit der Untersuchung beauftragt hat. Die 
Fahrerlaubnisbehörde teilt der untersuchenden 
Stelle mit, welche Fragen im Hinblick auf die Eig-
nung des Betroffenen zum Führen von Kraftfahr-
zeugen zu klären sind und übersendet ihr die voll-
ständigen Unterlagen, soweit sie unter Beachtung 
der gesetzlichen Verwertungsverbote verwendet 
werden dürfen. Die Untersuchung erfolgt auf 
Grund eines Antrags des Betroffenen.“ 

Dieser Absatz legt eindeutig und detailliert den 
Verfahrensablauf fest. Damit sind die teilweise 
erheblichen regionalen Unterschiede im Verwal-
tungsweg zur Zeit der Gültigkeit der entspre-
chenden Vorschriften der StVZO beseitigt. Des 
Weiteren wird hier wie im gesamten § 11 davon 
gesprochen, dass der/die Betroffene das Gutach-
ten vorzulegen hat. Dies kann und darf die unter-
suchende Stelle nicht dadurch abnehmen, dass sie 
das Gutachten direkt der Fahrerlaubnisbehörde 
übersendet. Im Gegenteil: Sie hat es dem/der Be-
troffenen auszuhändigen. Dies entspricht auch 
dem Grundsatz der Schweigepflicht, der alle un-
tersuchenden Personen und Stellen unterliegen. 
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Die Anordnung zur Beibringung eines Gutachtens 
kann – wie bereits durch die Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts festgelegt – nur zu-
sammen mit einer anschließend ablehnenden Ent-
scheidung (Entziehung oder Versagung) angefoch-
ten werden. 

„(7) Steht die Nichteignung des Betroffenen zur 
Überzeugung der Fahrerlaubnisbehörde fest, un-
terbleibt die Anordnung zur Beibringung des Gut-
achtens. 

(8) Weigert sich der Betroffene, sich untersuchen 
zu lassen, oder bringt er der Fahrerlaubnisbehörde 
das von ihr geforderte Gutachten nicht fristgerecht 
bei, darf sie bei ihrer Entscheidung auf die Nicht-
eignung des Betroffenen schließen. Der Betroffene 
ist hierauf bei der Anordnung nach Absatz 6 hin-
zuweisen.“ 

Einige Gerichtsentscheidungen zum Thema Gut-
achten, die in dieser Form auch auf den § 46 an-
gewandt werden können: Die Anforderung eines 
Gutachtens setzt berechtigte Zweifel an der Ver-
kehrstauglichkeit voraus (BVerwG, Urteil vom 
02.12.1960 – VII C 43/50-, DAR 1961, S. 62 = 
NJW 1961, S. 283 und 1641 = MDR 1961, S. 174 
= VRS Bd.26, S. 71). Das Alter des Verkehrsteil-
nehmers bzw. der Verkehrsteilnehmerin genügt 
nicht ohne weiteres (OVG Rheinland-Pfalz, Urteil 
vom 28.02.1969 – 2 A 11/69-, DAR 1969, S. 332). 

In seinem Antrag auf Erteilung einer Fahrerlaubnis 
hat der Bewerber bzw. die Bewerberin anzugeben, 
ob seine/ihre Fähigkeiten zum Führen von Kraft-
fahrzeugen möglicherweise durch körperliche 
und/oder geistige Probleme in irgendeiner Weise 
eingeschränkt sein könnten. 

In § 11 werden wiederholt die Anlagen 4 und 5 zur 
FeV angesprochen. Während Anlage 5 sich nur 
mit den Fahrerlaubnissen der Klassen C, C1, D, 
D1 und den dazugehörigen Anhängerklassen E 
befasst, behandelt Anlage 4 die generelle Eignung 
und bedingte Eignung zum Führen von Kraftfahr-
zeugen. Die Anlage 4 löst die bis dahin gültige 
„Richtlinie für die Prüfung der körperlichen und 
geistigen Eignung von Fahrerlaubnisbewerbern 
und -inhabern (Eignungsrichtlinie) StV 11/ 
36.08.02-01 ab. Dieser Wechsel hatte bedauerli-
cherweise große Nachteile zur Folge: 

Die Eignungsrichtlinie enthielt in Anlage 1 den 
„Katalog von Mängeln und Untersuchungsanläs-
sen mit den Untersuchungsarten (Mängelkatalog)“. 
Dieser Katalog ermöglichte es insbesondere den 
Sachbearbeitern und Sachbearbeiterinnen der 
Verwaltungsbehörden, die nicht konstant mit der 
Problematik behinderter Fahrerlaubnisbewerber/-
innen und Fahrerlaubnisinhaber/-innen befasst 

sind, und die damit über keine konstante Übung in 
dieser Materie verfügen, katalogmäßig festzustel-
len, welche Gutachten sie bei welcher Behinde-
rung anfordern sollten. Aus dem Text der Richtlinie 
selbst konnte die jeweilige Fragestellung bezogen 
auf die Art des Mangels und den Anlass entnom-
men werden. 

Die Eignungsrichtlinie war beileibe nicht in allen 
Punkten ideal aufgebaut und hatte diverse 
Schwachpunkte. So fehlten z.B. Aussagen über 
die Infantile Cerebralparese ICP, auch spastische 
Lähmung genannt. Sie war jedoch wesentlich hilf-
reicher als die heute anzuwendende Anlage 4, die 
vor allem in schwierigen Fällen keinerlei Hilfestel-
lung bietet. Dies soll am Beispiel der Krankheiten 
des Nervensystems (Ziffer 6 der Anlage 4) und der 
psychischen (geistigen) Störungen (Ziffer 7 der 
Anlage 4) erläutert werden: 

Die Ziffer 3 des Mängelkatalogs mit den Unter-
punkten 3.1 bis 3.7 sowie die Ziffer 4 geben an, 
dass bei allen Problemen, die in irgendeiner Weise 
die Funktionsfähigkeit des Gehirns einschließen, 
das Gutachten eines Facharztes bzw. einer Fach-
ärztin und einer Medizinisch-Psychologischen Un-
tersuchungsstelle angefordert werden sollen. Die 
Ziffern 6 und 7 der Anlage 4 splitten zwar die we-
nigen Punkte der Ziffern 3 und 4 des Mängelkata-
logs erheblich detaillierter auf, sie geben aber kei-
nerlei Anhaltspunkte zur Frage der erforderlichen 
Gutachten. Sie geben lediglich grobe Antworten 
auf die Frage der Eignung bei der jeweiligen Prob-
lematik, ohne darauf hinzuweisen, wer die genaue-
ren Antworten geben soll. Oder kurz gesagt: die 
Anlage 4 hilft dem/der Sachbearbeiter/-in, der/die 
nicht wirklich intensiv mit der Materie vertraut ist, 
so gut wie gar nicht. 
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Art der Mängel, Anlass Kapitel des Gutachtens Krankheit 
und Kraftverkehr bzw. abwei-
chende Bewertungsmaßstäbe 

Untersuchungsart 

Erkrankungen des Gehirns, des Rückenmarks und der neuro-
muskulären Peripherie 

  

Epileptische Anfälle, Ohnmachtszustände, anhaltende oder sich 
wiederholende Zustände von Benommenheit, sonstige Bewusst-
seinsstörungen, Gleichgewichtsstörungen oder häufige Schwin-
delzustände 

1.1 F 

Kreislaufabhängige Störungen der Hirntätigkeit (z.B. Schlaganfall) 1.2 F und M 

Störungen nach Hirnverletzungen und Hirnoperationen 1.3 F und M 

Chronische hirnorganische Psychosyndrome und hirnorganische 
Wesensänderungen 

1.4 F und M 

Parkinsonsche Krankheit, Parkinsonismus und andere extrapyra-
midale Erkrankungen einschließlich cerebraler Syndrome 

1.5 F und M 

Erkrankungen und Folgen von Verletzungen des Rückenmarks, 
einschließlich Multiple Sklerose 

1.6 F und M 

Erkrankungen der neuro-muskulären Peripherie 1.7 F 

Psychische Erkrankungen und Auffälligkeiten   

Geisteskrankheiten (Schizophrenie, zirkuläre Psychosen) und 
exogene Psychosen 

2.1 und 2.2 F und M 

Intelligenzstörungen, pathologische Alterungsprozesse sowie 
Einstellungs- und Anpassungsmängel 

2.3 bis 2.5 M 

 
Tabelle 5.1: Mängelkatalog (Quelle: Bundesministerium für Verkehr (1992), S. 74-77) 
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Krankheiten, Mängel Eignung oder bedingte Eignung Beschränkungen/Auflagen bei bedingter 

Eignung 

 Klassen A, A1, B, BE, 
M, L, T 

Klassen C C1 CE, 
C1E, D, D1, DE, D1E, 
FzF 

Klassen A, A1, B, BE, 
M, L, T 

Klassen C, C1, CE, 
C1E, D,D1, DE, D1E, 
FzF 

6. Krankheiten des Nervensys-
tems 

    

6.1 Erkrankungen und Folgen 
von Verletzungen des Rücken-
marks 

ja, abhängig von der 
Symptomatik 

nein bei fortschreitendem 
Verlauf Nachuntersu-
chungen 

--- 

6.2 Erkrankungen der neuro-
muskulären Peripherie 

ja, abhängig von der 
Symptomatik 

nein bei fortschreitendem 
Verlauf Nachuntersu-
chungen 

--- 

6.3 Parkinsonsche Krankheit ja, bei leichteren 
Fällen und erfolgrei-
cher Therapie 

nein Nachuntersuchungen 
in Abständen von 1, 2 
und 4 Jahren 

--- 

6.4 Kreislaufabhängige Störun-
gen der Hirntätigkeit 

ja, nach erfolgreicher 
Therapie und Abklin-
gen des akuten Er-
eignisses ohne Rück-
fallgefahr 

nein Nachuntersuchungen 
in Abständen von 1, 2 
und 4 Jahren 

--- 

6.5 Zustände nach Hirnverlet-
zungen und Hirnoperationen, 
angeborene und frühkindlich 
erworbene Hirnschäden 

    

6.5.1 Schädelhirnverletzungen 
oder Hirnoperationen ohne 
Substanzschäden 

ja, in der Regel nach 
3 Monaten 

ja, in der Regel nach 
3 Monaten 

bei Rezidivgefahr 
nach Operationen von 
Hirnkrankheiten 
Nachuntersuchung 

bei Rezidivgefahr 
nach Operationen von 
Hirnkrankheiten 
Nachuntersuchung 

6.5.2 Substanzschäden durch 
Verletzungen oder Operationen 

ja, unter Berücksichti-
gung von Störungen 
der Motorik, chron.- 
hirnorganischer Psy-
chosyndrome und 
hirnorganischer We-
sensänderung 

unter Berücksichti-
gung von Störungen 
der Motorik, chron.- 
hirnorganischer 
Psychosyndrome und 
hirnorganischer We-
sensänderung 

bei Rezidivgefahr 
nach Operationen von 
Hirnkrankheiten 
Nachuntersuchung 

bei Rezidivgefahr 
nach Operationen von 
Hirnkrankheiten 
Nachuntersuchung 

6.5.3 Angeborene oder früh-
kindliche Hirnschäden (Siehe 
Nummer 6.5.2) 

    

6.6 Anfallsleiden ausnahmsweise ja, 
wenn kein wesentli-
ches Risiko von An-
fallrezidiven mehr 
besteht, z.B. 2 Jahre 
anfallsfrei 

ausnahmsweise ja, 
wenn kein wesentli-
ches Risiko von An-
fallrezidiven mehr 
besteht, z.B. 5 Jahre 
anfallsfrei ohne The-
rapie 

Nachuntersuchungen 
in Abständen von 1, 2 
und 4 Jahren 

Nachuntersuchungen 
in Abständen von 1, 2 
und 4 Jahren 

7. Psychische (peistide) Stö-
rungen 

    

hilde
Krankheiten, Mängel
6. Krankheiten des Nervensystems
6.1 Erkrankungen und Folgen
von Verletzungen des Rückenmarks
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7.1 Organische Psychosen     

7.1.1 akut nein nein --- --- 

7.1.2 nach Abklingen ja, abhängig von der 
Art und Prognose des 
Grundleidens, wenn 
bei positiver Beurtei-
lung des Grundlei-
dens keine Rest-
symptome und kein 
7.2 

ja, abhängig von der 
Art und Prognose des 
Grundleidens, wenn 
bei positiver Beurtei-
lung des Grundlei-
dens keine Res-
symptome und kein 
7.2 

in der Regel Nachun-
tersuchung 

in der Regel Nachun-
tersuchung 

7.2 Chronische hirnorganische 
Psychosyndrome 

    

7.2.1 leicht ja, abhängig von Art 
und Schwere 

ausnahmsweise ja Nachuntersuchung Nachuntersuchung 

7.2.2 schwer nein nein --- --- 

7.3 Schwere Altersdemenz und 
schwere Persönlichkeitsverän-
derungen durch pathologische 
Alterungsprozesse 

nein nein --- --- 

7.4 Schwere Intelligenzstörun-
gen/geistige Behinderung 

    

7.4.1 leicht ja, wenn keine Per-
sönlichkeitsstörung 

ja, wenn keine Per-
sönlichkeitsstörung 

--- --- 

7.4.2 schwer ausnahmsweise ja, 
wenn keine Persön-
lichkeitsstörung (Un-
tersuchung der Per-
sönlichkeitsstruktur 
und des individuellen 
Leistungsvermögens) 

ausnahmsweise ja, 
wenn keine Persön-
lichkeitsstörung (Un-
tersuchung der Per-
sönlichkeitsstruktur 
und des individuellen 
Leistungsvermögens) 

--- --- 

7.5 Affektive Psychosen     

7.5.1 bei allen Manien und sehr 
schweren Depressionen 

nein nein --- --- 

7.5.2 nach Abklingen der mani-
schen Phase und der relevan-
ten Symptome einer sehr 
schweren Depression 

ja, wenn nicht mit 
einem Wiederauftre-
ten gerechnet werden 
muss, gegebenenfalls 
unter medikamentöser 
Behandlung 

ja, bei Symptomfrei-
heit 

regelmäßige Kontrol-
len 

regelmäßige Kontrol-
len 

7.5.3 bei mehreren manischen 
oder sehr schweren depressi-
ven Phasen mit kurzen Interval-
len 

nein nein --- --- 

7.5.4 nach Abklingen der Pha-
sen 

ja, wenn Krankheits-
aktivität geringer und 
mit einer Verlaufsform 
in der vorangegange-
nen Schwere nicht 
mehr gerechnet wer-

nein regelmäßige Kontrol-
len 

--- 
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den muss 

7.6 Schizophrene Psychosen     

7.6.1 akut nein nein --- --- 

7.6.2 nach Ablauf ja, wenn keine Stö-
rungen nachweisbar 
sind, die das Reali-
tätsurteil erheblich 
beeinträchtigen 

ausnahmsweise ja, 
nur unter besonders 
günstigen Umständen 

--- --- 

7.6.3 bei mehreren psychoti-
schen Episoden 

ja ausnahmsweise ja, 
nur unter besonders 
günstigen Umständen 

regelmäßige Kontrol-
len 

regelmäßige Kontrol-
len 

 
Tabelle 5.2: Anlage 4 der Fev 2.1 (Stand 12.07.2002) 

 

Anlage 4 richtet sich in ihrem Aufbau nach Anhang 
III der EU-Führerscheinrichtlinie und den Begu-
tachtungs-Leitlinien „Kraftfahrereignung“ des Ge-
meinsamen Beirats für Verkehrsmedizin beim 
Bundesministerium für Verkehr und Bundesmi-
nisterium für Gesundheit. Für die Bewertung der 
Eignung können folgende allgemeine Grundsätze 
zusammengefasst werden: 

• Bei schweren Erkrankungen ist im akuten Sta-
dium die Fähigkeit zum sicheren Führen von 
Kraftfahrzeugen in der Regel nicht gegeben. 

• Durch eine ärztlich verordnete Therapie kann 
die Fähigkeit wieder erworben werden. Hierbei 
ist oftmals die Einstellungsphase abzuwarten. 

• Bei Beurteilung der Fahreignung sind u.a. der 
Verlauf der Krankheit, die Lebensführung und 
die Einstellung des Patienten, Kompensations-
möglichkeiten und die möglichen Nebenwirkun-
gen der Behandlung zu berücksichtigen. 

Anhang III der Richtlinie unterteilt Bewerber/-innen 
um die Erteilung oder Verlängerung einer Fahrer-
laubnis hinsichtlich der Anforderungen an die Eig-
nung in zwei Gruppen. Zur Gruppe 1 gehören die 
Klassen A, A1 und B mit der Anhängerklasse; zur 
Gruppe 2 die Klassen C, C1, D, D1 mit der ent-
sprechenden Anhängerklasse. Diese Aufteilung 
wurde auch in der Anlage 4 und den Begutach-
tungsleitlinien zugrunde gelegt. Die nationalen 
Klassen L, M und T werden Gruppe 1 zugeordnet, 
die Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderung der 
Gruppe 2. Eine Eignungsbeurteilung im konkreten 
Einzelfall allein aufgrund der Anlage 4 ist nicht 
möglich. 

 

§ 22 Verfahren bei der Behörde 

„(2) Die Fahrerlaubnisbehörde hat zu ermitteln, ob 
Bedenken gegen die Eignung des Bewerbers zum 
Führen von Kraftfahrzeugen bestehen (...).“ 

Diese Bestimmung betrifft aber ausschließlich 
Verstöße gegen straßenverkehrsrechtliche Be-
stimmungen, da dann weiter ausgeführt wird: 

„Sie hat dazu auf seine Kosten eine Auskunft aus 
dem Verkehrszentralregister und dem Zentralen 
Fahrerlaubnisregister einzuholen.“ 

Wie weiter oben bereits ausgeführt, hat die Fahrer-
laubnisbehörde nicht von vornherein und in jedem 
Einzelfall die körperliche und geistige Eignung 
eines Bewerbers zu überprüfen 

 

§ 23 Geltungsdauer der Fahrerlaubnis, 
Beschränkungen und Auflagen 

„(2) Ist der Bewerber nur bedingt zum Führen von 
Kraftfahrzeugen geeignet, kann die Fahrerlaubnis-
behörde die Fahrerlaubnis soweit wie notwendig 
beschränken oder unter den erforderlichen Aufla-
gen erteilen. Die Beschränkung kann sich insbe-
sondere auf eine bestimmte Fahrzeugart oder ein 
bestimmtes Fahrzeug mit besonderen Einrichtun-
gen erstrecken.“ 

Die nachfolgenden Gerichtsentscheidungen lesen 
sich wie eine Erläuterung zu dieser Dienstanwei-
sung: Die Bedenken gegen die geistige oder kör-
perliche Eignung müssen auf Tatsachen beruhen 
(OVG Berlin, Urteil vom 28.11.1962 – IB 22/62-, 
VRS Bd.24, S. 149). Sie sind gerechtfertigt, wenn 
zu befürchten ist, der/die Bewerber/-in werde nicht 
in der Lage sein, ein Kraftfahrzeug bei plötzlichem 
Auftreten schwieriger Verkehrslagen sicher zu 
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steuern (BGH, Urteil vom 20.03.1959 – 4 StR 
306/58-, DAR 1959, S. 161 = NJW 1959, S. 1597). 
Hirnverletzte können bestimmte Ausfallerschei-
nungen u.U. durch besondere Vorsicht und Um-
sicht ausgleichen (OVG Münster, Urteil vom 
17.11.1953 – VII A 254/53-, VkBl 1954, S. 153). 
Dagegen sind Epileptiker untauglich, wenn jeder-
zeit neue Krankheitsschübe auftreten können 
(BVerwG, Urteil vom 28.08.1958 – ICB 91/58-, 
Bayr. Ärzteblatt 1958, S. 275), ebenso Bewerber, 
die an Gleichgewichtsstörungen leiden (Zange-
meister in „Fortschritte der Medizin“ 1960, S. 339). 

Bei Diabetikern, die Insulin benötigen, ist keine 
allgemeine Beschränkung der Fahrerlaubnis nötig 
(Resolution der 24. Tagung der Deutschen Gesell-
schaft für Unfallheilkunde, Versicherungs-, Versor-
gungs- und Verkehrsmedizin vom 30. Mai 1960). 
Bedenken können z.B. bestehen bei außerge-
wöhnlicher Schreckhaftigkeit (OLG Hamm, Urteil 
vom 20.10.1958 – 2 Ss 999/58-, VRS Bd.17, S. 
144), ferner bei Straftaten, die für einen erhebli-
chen Mangel an Selbstdisziplin sprechen (OVG 
Münster, Urteil vom 15.01.1957 – VII A 1185/56-, 
NJW 1957, S. 1649 = DÖV 1959, S. 877), Nerven-
leiden, krankhafter Übererregbarkeit, psychopati-
scher Veranlagung, Trunksucht und Schwachsinn 
(vgl. BVerwG, Bescheid vom 08.02.1963 – VII B 
109/61 – DVBI 1963, S. 518). 

Das Gutachten eines/einer amtlich anerkannten 
Sachverständigen oder eines Prüfers bzw. einer 
Prüferin für den Kraftfahrzeugverkehr kann das 
ärztliche Zeugnis oder das medizinisch-
psychologische Gutachten nicht ersetzen, wohl 
aber ergänzen. 

Bei bedingter Eignung besteht ein Rechtsanspruch 
auf eine beschränkte oder mit Auflagen versehene 
Fahrerlaubnis (OVG Münster, Urteil vom 
14.12.1954 – VII A 969/54-, VRS Bd.9, S. 382 = 
RdK 1955, S. 175 – DÖV 1956, S. 475; BayVGH, 
Urteil vom 31.05.1957 – 101 IV 56-, DAR 1957, S. 
368; BayOLG, Urteil vom 27.01.1956 – 132 IV 53-, 
DAR 1956, S. 139; OVG Lüneburg, Urteil vom 
10.01.1957 – I A 92/56-, VRS Bd.13, S. 157). 

Dies resultiert auch aus § 2 Abs. 1 Satz 2 StVG: 

„Die Fahrerlaubnis (....) ist zu erteilen, wenn (...) 
nicht Tatsachen vorliegen, die die Annahme recht-
fertigen, dass „der Nachsuchende“ zum Führen 
von Kraftfahrzeugen ungeeignet ist.“ 

Verantwortlich für die Anordnung der Auflagen ist 
stets die Verwaltungsbehörde. Ärzte und Ärztin-
nen, Psychologen und Psychologinnen und andere 
Gutachter/-innen können nur Vorschläge machen. 

Ein großes Problem sind Erkrankungen, die nicht 
zum Stillstand gekommen sind, sondern deren 
Verlauf progredient ist oder sein kann. Hierzu ge-
hört z.B. die Multiple Sklerose (MS). MS ist eine 
Erkrankung des Nervensystems und ist gekenn-
zeichnet durch verstreut im Rückenmark und Ge-
hirn verbreitete Krankheitsherde: Verhärtungen, 
die aus gewuchertem Zwischengewebe der Ner-
ven- und Gehirnsubstanz bestehen. MS äußert 
sich u.a. in Sehstörungen und Lähmungen der 
Gliedmaßen. Das große Problem dieser Krankheit 
ist, dass sie in Schüben fortschreitet oder besser, 
fortschreiten kann. Der zeitliche Abstand dieser 
Schübe kann wenige Tage, aber auch viele Jahre 
betragen. Sie kann evtl. auch zum Stillstand kom-
men und in selteneren Fällen auch rückläufig ver-
laufen. Bei progredienten Erkrankungen werden im 
Allgemeinen Nachuntersuchungen in bestimmten 
Zeitabständen gefordert, was, wie MS zeigt, nicht 
ganz unproblematisch sein kann. Dennoch bietet 
sich keine Alternative an. 

Soweit trifft der Verfahrensablauf auf eine/n kör-
perbehinderte/n Bewerber/-in um eine Fahrerlaub-
nis zu. Der/die Inhaber/-in einer Fahrerlaubnis, 
der/die durch Unfall oder Krankheit behindert wird, 
ist lediglich an § 2 Abs. 1 Satz 2 gebunden: 

„Die Pflicht zur Vorsorge ... obliegt dem Betroffe-
nen selbst ...“ 

Das Straßenverkehrsrecht geht von der Eigenver-
antwortlichkeit des Inhabers bzw. der Inhaberin 
einer Fahrerlaubnis aus „Jeder hat sich so zu ver-
halten, dass kein anderer mehr als nach den Um-
ständen unvermeidbar (...) gefährdet (...) wird“ (1 
Abs. 2 StVO). Diese Person kann ihr Fahrzeug 
nach Eintritt einer Behinderung von einer Firma in 
einer für ihn geeigneten Weise umrüsten lassen, 
sich in dem Gebrauch des umgerüsteten Fahr-
zeugs üben (um nicht gegen § 1 Abs.2 StVO zu 
verstoßen), und sich wieder in den Verkehr bege-
ben. Nur wenn die Behörde Kenntnis von der Be-
hinderung erhält, verfährt sie nach § 46. 

Dies ist möglich durch: Routinekontrollen der Poli-
zei, Unfallaufnahme oder wenn der/die Behinderte 
einen Kostenübernahme-Antrag bei einem Kosten-
träger gestellt hat (dieser finanziert oder bezu-
schusst üblicherweise nur die Umrüstungen, die 
nach den Eintragungen im Führerschein erforder-
lich sind). 

 

§ 46 Entziehung, Beschränkung, 
Auflagen 

„(1) Erweist sich der Inhaber einer Fahrerlaubnis 
als ungeeignet zum Führen von Kraftfahrzeugen, 
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hat ihm die Fahrerlaubnisbehörde die Fahrerlaub-
nis zu entziehen. Dies gilt insbesondere, wenn 
Erkrankungen oder Mängel nach den Anlagen 4, 5 
oder 6 vorliegen (....). 

(2) Erweist sich der Inhaber einer Fahrerlaubnis 
noch als bedingt geeignet zum Führen von Kraft-
fahrzeugen, schränkt die Fahrerlaubnisbehörde die 
Fahrerlaubnis soweit notwendig ein oder ordnet 
die erforderlichen Auflagen an; die Anlagen 4, 5 
und 6 sind zu berücksichtigen. 

Werden Tatsachen bekannt, die Bedenken be-
gründen, dass der Inhaber einer Fahrerlaubnis 
zum Führen eines Kraftfahrzeuges ungeeignet 
oder bedingt geeignet ist, finden die §§ 11 bis 14 
entsprechende Anwendung.“ 

(11 = Eignung, 12 = Sehvermögen, 13 = Klärung 
von Eignungszweifeln bei Alkoholproblematik, 14 = 
Klärung von Eignungszweifeln im Hinblick auf Be-
täubungsmittel) 

Das Gutachten muss für die Behörde weitgehend 
nachvollziehbar und überprüfbar sein. Deshalb 
muss es ausreichend darlegen, auf welchen 
Grundlagen es beruht und welche Überlegungen 
veranlasst haben, den Betroffenen in der erfolgten 
Weise zu beurteilen. 

Im Gegensatz zu den bis 31.12.1998 geltenden 
Bestimmungen der StVZO muss ab 1.1.1999 nach 
den Bestimmungen der FeV auch der/die ärztliche 
Gutachter/-in über ganz bestimmte Qualifikationen 
verfügen: 

 

§ 65 Ärztliche Gutachter 

„Der Facharzt hat seine verkehrsmedizinische 
Qualifikation (§ 11 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1), die sich 
aus den maßgeblichen landesrechtlichen Vor-
schriften ergibt, auf Verlangen der Fahrerlaubnis-
behörde nachzuweisen. Der Nachweis erfolgt 
durch die Vorlage eines Zeugnisses der zuständi-
gen Ärztekammer. Abweichend von Satz 1 und 2 
reicht auch eine mindestens einjährige Zugehörig-
keit zu einer Begutachtungsstelle für Fahreignung 
(Anlage 14) aus.“ 

Neu ist auch die Einführung einer „Begutachtungs-
stelle für Fahreignung“ und die Forderung nach der 
Akkreditierung dieser Begutachtungsstelle sowie 
der Technischen Prüfstelle: 

 

§ 66 Begutachtungsstelle für
Fahreignung 

„(1) Begutachtungsstellen für Fahreignung bedür-
fen der amtlichen Anerkennung durch die zustän-
dige oberste Landesbehörde oder durch die von 
ihr bestimmte oder nach Landesrecht zuständige 
Stelle. 

(2) Die Anerkennung kann erteilt werden, wenn 
insbesondere die Voraussetzungen nach Anlage 
14 vorliegen. Die Anerkennung kann versagt wer-
den, wenn anerkannte Stellen in ausreichender 
Zahl vorhanden sind, die ein flächendeckendes 
Angebot gewährleisten.“ 

Absatz 2 enthält einen Bestandsschutz für beste-
hende Stellen. 

 

§ 72 Akkreditierung 

„(1) Träger von 

1. Begutachtungsstellen für Fahreignung (§ 66), 

2. Technischen Prüfstellen (§ 69 in Verbindung mit 
den §§ 10 und 14 des Kraftfahrsachverständigen-
gesetzes), 

3. --- 

müssen entsprechend der Norm DIN EN 45013, 
Ausgabe Mai 1980, für die Voraussetzungen und 
Durchführung dieser Aufgaben jeweils akkreditiert 
sein.“ 
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6 Erwartungen und Erfahrun-
gen mobilitätseingeschränk-
ter Fahrschüler/-innen auf 
dem Weg zur und in ihrer 
Fahrausbildung 

Die Befragung ehemaliger Fahrschüler und Fahr-
schülerinnen aus drei, in der Ausbildung mobili-
tätseingeschränkter Personen erfahrenen Fahr-
schulen, erfolgte durch weitgehend standardisierte 
Fragebögen. Alle Probanden aus der Stichprobe 
erhielten per Post einen Hauptfragebogen und 
einen Fahrzeugfragebogen, der nur dann ausge-
füllt werden sollte, wenn der/dem Befragten zum 
Zeitpunkt der Erhebung ein geeignetes (eigenes) 
Fahrzeug zur Verfügung stand (vgl. Kapitel 1). Zur 
Vertiefung einiger Fragestellungen und Aspekte 
aus den beiden Fragebögen, wurden anschließend 
noch 27 persönliche Interviews durchgeführt (vgl. 
Kapitel 1).  

Insgesamt haben den Hauptfragebogen 254 ehe-
malige Fahrschüler und Fahrschülerinnen mit einer 
Mobilitätseinschränkung ausgefüllt, d.h. etwas 
mehr als die Hälfte der angeschriebenen Perso-
nen. In diesem Kapitel werden zunächst kurz die 
Inhalte des Hauptfragebogens skizziert und die 
Teilnehmer/-innen, die diesen ausgefüllt haben, in 
ihren wesentlichen demographischen Merkmalen 
beschrieben. Anschließend werden Ergebnisse 
aus dem Hauptfragebogen in der Reihenfolge ih-
res Erscheinens im Fragebogen dargestellt. Sofern 
vorhanden, wird bei jedem Einzelaspekt auf Be-
sonderheiten hingewiesen, die sich z.B. zwischen 
der Gruppe derjenigen zeigen, die eine Erstausbil-
dung gemacht hatten und derjenigen, die ihre 
Fahrerlaubnis haben umschreiben lassen. Ebenso 
wird gegebenenfalls auf Besonderheiten oder Un-
terschiede aufmerksam gemacht, die sich bei be-
stimmten bzw. zwischen einzelnen Einschrän-
kungsarten gezeigt haben. Die Ergebnisse aus 
dem Fragebogen werden punktuell bereits in der 
folgenden Darstellung der Einzelaspekte und so-
dann am Ende des Kapitels durch Ergebnisse aus 
den vertiefenden Interviews ergänzt.   

 

6.1 Die Inhalte des Hauptfrage-
bogens 

Der Hauptfragebogen enthielt neben demographi-
schen Fragen: 

• Offene wie geschlossene Fragen zu den sozia-
len Aspekten eines Erwerbes bzw. einer Um-
schreibung der Fahrerlaubnis für Menschen mit 

einer Mobilitätseinschränkung. Hier wurde bei-
spielsweise nach den wichtigsten persönlichen 
Gründen gefragt, einen Führerschein zu ma-
chen oder eine bestehende Fahrerlaubnis um-
schreiben zu lassen. Gefragt wurde auch da-
nach, wie das soziale Umfeld (z.B. Familie, 
Freunde, Sachbearbeiter/-innen auf diversen 
Ämtern, Rehabetreuer/-innen usw.) auf diesen 
Wunsch bzw. dieses Vorhaben reagierte. Erho-
ben wurde weiter, was sich im Leben der Be-
fragten durch den Erwerb bzw. die Umschrei-
bung der Fahrerlaubnis positiv verändert hat 
bzw. ob sich nichts verändert hat. Gefragt wur-
de weiter welche Erwartungen die Befragten mit 
dem Führerschein oder mit der Umschreibung 
ihrer Fahrerlaubnis verbunden haben, und ob 
sich diese erfüllt haben oder nicht.  

• Offene wie geschlossene Fragen zu den per-
sönlichen Erfahrungen bis zu Beginn der Aus-
bildung/Umschreibung und in der Ausbildung 
selbst. Hier wurde beispielsweise nach den Er-
fahrungen mit bestimmten Aspekten der Ver-
kehrssicherheit bzw. des Fahrverhaltens auf-
grund der Einschränkung (z.B. Raumwahrneh-
mung, Umgang mit Geschwindigkeit, Rechts-/ 
Linksschwäche, Anwendung der technischen 
Hilfsmittel usw.) gefragt. Themen waren auch 
die persönlich größten Probleme, die die Be-
fragten vor Beginn der Ausbildung und in der-
selben bewältigen mussten.  

• Eine ganze Reihe von weitgehend geschlosse-
nen Fragen, die sich mit dem organisatorischen 
Ablauf und der Finanzierung einer Fahrausbil-
dung/Umschreibung beschäftigten. Hier wurde 
z.B. erhoben, von wem oder wodurch die Teil-
nehmer/-innen zum ersten Mal davon erfahren 
haben, dass es spezielle Fahrschulen für Men-
schen mit Behinderungen oder Mobilitätsein-
schränkungen gibt und von wem sie dann die 
entscheidenden Informationen erhielten. Ge-
fragt wurde auch nach der Dauer der Suche 
nach einer geeigneten Fahrschule und wie lan-
ge es dann noch gedauert hat, bis die Befrag-
ten mit der Ausbildung/Umschreibung beginnen 
konnten. Zur Finanzierung wurde gefragt, ob 
sie sich um eine Finanzierung durch einen Kos-
tenträger bemüht haben, wie lange sie sich 
bemüht haben, wer die Ausbildung/Umschrei-
bung letztlich finanziert hat und falls es ein Kos-
tenträger gab, welcher dies war.  

• Einen Komplex offener und geschlossener Fra-
gen, die ganz allgemein mit dem Bereich „Qua-
litätsmerkmale“ für eine Behindertenfahrschule 
oder der Fahrausbildung von Menschen mit 
Mobilitätseinschränkungen zu tun hatten. Im 
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Rückblick auf ihre eigenen Erfahrungen in der 
Ausbildung/Umschreibung wurden die Teilneh-
mer/-innen gefragt, was sie von einer Fahrschu-
le für Mobilitätseingeschränkte oder einer Be-
hindertenfahrschule erwarten bzw. erwartet hät-
ten, was man in der Fahrausbildung für Behin-
derte oder Menschen mit Mobilitätseinschrän-
kungen verbessern könnte und welche Empfeh-
lungen sie anderen Behinderten oder Mobili-
tätseingeschränkten bei der Auswahl einer ge-
eigneten Fahrschule geben würden, d.h. auf 
was diese bei ihrer Wahl achten sollten.  

 

6.2 Kurzcharakterisierung der Teil-
nehmer/-innen  

Die 254 Befragten, die in die Auswertung der Un-
tersuchung zur Ausbildung von Fahrer/-innen mit 
eingeschränkter Mobilität eingegangen sind, wei-
sen die in der Folge dargestellten soziodemogra-
phischen Merkmale auf: 

• Die Mehrheit der Befragten, nämlich 156 Per-
sonen und somit 61,4% sind männlich, 98 Per-
sonen (38,6%) sind weiblich. 

• 130 (51,2%) haben zum ersten Mal den Füh-
rerschein gemacht; 124 (48,8%) haben ihre be-
reits vorhandene Fahrerlaubnis umschreiben 
lassen. 

• Hinsichtlich des Alters der Befragten deckt die 
Studie eine breite Palette unterschiedlicher Al-
tersgruppen und Geburtskohorten ab. Die 
jüngste Person ist 19 Jahre alt, die älteste 84 
Jahre. Drei Personen verweigerten die Angabe 
ihres Alters. Obwohl alle Altersgruppen vertre-
ten sind, treten diese recht unterschiedlich häu-
fig auf. So befanden sich zum Zeitpunkt der Be-
fragung die meisten Personen in der Alters-
gruppe der 21-30jährigen (37,1%). Weitere 
17,5% der Befragten waren 31-40 Jahre alt, 
noch einmal 13,1% waren 51-60 Jahre und 
11,6% waren 61-70 Jahre alt. Die Gruppe der 
Personen im Alter von 18-20 Jahren umfasst 
7,2% und fast ebenso viele Befragte finden sich 
in der Gruppe der ältesten Befragten von über 
70 Jahren (6,8%). 

• 74 Fahrschüler/-innen (29,7%) hatten ihre Be-
hinderung oder Mobilitätseinschränkung von 
Geburt an. Bei 85 Befragten (34,1%) ist die 
Mobilitätseinschränkung die Folge eines Un-
falls. 54 Personen (21,7%) sind durch eine 
(fortschreitende) Krankheit in ihrer Mobilität 
eingeschränkt. Bei 36 Fahrschüler/-innen 
(14,2%) geht die Mobilitätseinschränkung ent-
weder auf andere Ursachen zurück, die nicht 

näher spezifiziert wurden oder sie hat mehrere 
Ursachen (wie Einschränkung von Geburt mit 
zusätzlicher Krankheit oder Unfall). 5 Befragte 
machten keine Angaben. 

• Die bereits dargestellte Kategorisierung der 
Behinderungen oder Mobilitätseinschränkungen 
nach schweren oder mehrfachen Körperbehin-
derungen, körperlichen Mobilitätseinschrän-
kung, chronischen, progressiven Erkrankung, 
Behinderung, bei der das Gehirn bzw. das zent-
rale Nervensystem an der Behinderung beteiligt 
oder gar Ursache der Behinderung ist, gestaltet 
sich in Zahlen folgendermaßen: 27,2% der Be-
fragten leiden unter schweren und/oder mehr-
fachen Körperbehinderungen, 25,6% haben ei-
ne rein körperliche Mobilitätseinschränkung, 
10% der Studienteilnehmer/-innen besitzen 
progressive Krankheiten, 33,2% leiden unter 
Krankheiten, bei denen das Gehirn bzw. das 
zentrale Nervensystem involviert ist und weitere 
4% verfügen über sonstige Behinderungen oder 
Mobilitätseinschränkungen. 

• Von den 254 Teilnehmer/-innen waren zum 
Zeitpunkt der Befragung 111 (44,4%) erwerbs-
tätig, davon sogar fast zwei Drittel (70) Vollzeit 
erwerbstätig. 139 (55,6%) Befragte waren nicht 
erwerbstätig, wobei der überwiegende Teil die-
ser Personen bereits in Rente, 27 noch in einer 
Berufsausbildung, 13 im Studium und 29 
arbeitslos waren. 4 Personen verweigerten die 
Angabe. 

Um den potenziellen positiven Einfluss einer Fahr-
erlaubnis auf die Erwerbsmöglichkeiten Behinder-
ter und Mobilitätseingeschränkter überprüfen und 
validieren zu können, wurde nach dem Erwerbs-
status vor Beginn der Fahrausbildung bzw. Um-
schreibung der Fahrerlaubnis gefragt. Dabei zeigte 
sich: 

• Von den aktuell erwerbstätigen Befragten hatten 
63 Personen und damit 59,4% bereits vor ihrer 
Fahrausbildung eine Arbeitsstelle, während 
40,6% erst nach dem Erwerb ihres Führer-
scheins einer Erwerbsarbeit nachgehen. Da 
über 70% (30 Personen) derjenigen, die bei 
dieser Frage angegeben haben, dass sie vor 
Erwerb der Fahrerlaubnis nicht erwerbstätig 
waren, zu der Gruppe der 21-30jährigen gehö-
ren, liegt die Vermutung nahe, dass sie zumeist 
in zeitlich enger Verbindung mit ihrer Ausbil-
dung den Führerschein erworben haben und 
aus diesem Grund zuvor noch nicht erwerbstä-
tig waren. Dennoch gibt es auch 12 Personen, 
die älteren Altersgruppen angehören und deren 
Erwerbsleben sich mit dem Besitz des Führer-
scheins positiv verändert zu haben scheint. 
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6.3 Der Wunsch nach Mobilität und 
die Unterstützung des sozialen 
Umfeldes  

Als Erstes wurden die Befragten gebeten, fünf 
Gründe zu nennen, die für sie persönlich am wich-
tigsten bzw. ausschlaggebend dafür waren, einen 
Führerschein zu machen bzw. eine bestehende 
Fahrerlaubnis umschreiben zu lassen. Hierzu wur-
den 16 mögliche Gründe vorgegeben; alternativ 
hatten die Befragten die Möglichkeit, einen sonsti-
gen, nicht vorgegebenen Grund zu ergänzen. In 
der folgenden Abbildung sind die sechs am häu-
figsten genannten Gründe dargestellt (vgl. auch 
Tabelle 1 im Anhang 3).  

 

Bild.6.1: Die sechs am häufigsten genannten Gründe, um 
einen Führerschein zu machen bzw. eine bestehende 
Fahrerlaubnis umschreiben zu lassen 

 

Bild 6.1 zeigt, dass der mit Abstand von den meis-
ten Befragten (207) angegebene Grund, um eine 
Fahrerlaubnis zu erwerben bzw. umschreiben zu 
lassen, der Wunsch war, generell mobiler zu sein. 
Lediglich Personen mit einer progressiven Erkran-
kung wählten diesen Grund verhältnismäßig sel-
ten. An zweiter Stelle folgte der Wunsch der Be-
fragten (172) nach mehr Unabhängigkeit, z.B. 
auch von Fahrdiensten. Diesen Grund nannten nur 
Personen mit einer Einschränkung, an der das 
Gehirn/ZNS beteiligt ist, vergleichsweise selten. 
Für fast ebenso viele Teilnehmer/-innen (168) ge-
hörte die Erleichterung des alltäglichen Lebens 
(z.B. Einkaufen), die mit der Möglichkeit, selbst 
Auto fahren zu können, verbunden ist, zu den fünf 
wichtigsten Gründen, um einen Führerschein zu 
machen bzw. eine bestehende Fahrerlaubnis um-
schreiben zu lassen. Bei diesen drei am häufigsten 
genannten Motiven unterscheiden sich Umschrei-
ber/-innen und Personen, die zum ersten Mal eine 
Fahrerlaubnis erworben haben, nicht. Es treten 

ebenfalls keine geschlechtsspezifischen Unter-
schiede auf. An vierter Stelle steht der Grund „weil 
es einfach ein Stück Normalität“ darstellt. Dieses 
Motiv wird etwas häufiger von Umschreibern bzw. 
Umschreiberinnen genannt, da diese zumeist vor 
ihren Unfällen oder Erkrankungen ein so genann-
tes „normales“ Leben geführt haben. Auch die 
beiden Gründe, „um damit zur Arbeit fahren zu 
können“ und „um damit besseren Kontakt zu 
Freunden pflegen zu können“ wurden noch sehr 
häufig genannt. Offensichtlich keine große Bedeu-
tung hatte der Grund „der Führerschein ist ein 
Statussymbol für mich“, der nur von 10 Personen 
genannt wurde. Deutlich wird auch, dass der 
Wunsch einen Führerschein zu machen bzw. eine 
bestehende Fahrerlaubnis umschreiben zu lassen, 
von den Befragten selbst kommt. Jeweils nur drei 
Personen gaben an, den Führerschein deshalb 
gemacht zu haben, weil es die Eltern wollten oder 
weil es der Arbeitgeber wollte.  

Um etwas über die Unterstützung im sozialen Um-
feld der befragten Behinderten und Mobilitätsein-
geschränkten zu erfahren und einen Eindruck zu 
gewinnen, wie diverse Personengruppen deren 
Vorhaben eine Fahrerlaubnis zu erwerben, gege-
nüberstanden, wurde erhoben, ob die jeweiligen 
Personen die Idee sehr gut fanden, Bedenken 
hatten oder nicht darüber informiert waren. Insge-
samt wurde die Einstellung von 12 verschiedenen 
Personen bzw. Personengruppen abgefragt. 

Die Häufigkeitsauszählung (siehe Tabelle 2 im 
Anhang 3) verdeutlicht, dass im näheren Freun-
des- und Verwandtenkreis fast alle über das Vor-
haben der Befragten informiert waren. Dies gilt 
insbesondere für den Partner oder die Partnerin. 
Diese Gruppe ist es auch, die nach Angaben der 
Befragten, die Idee einen Führerschein zu ma-
chen, überwiegend positiv beurteilt. Etwa 91% der 
Partner und Partnerinnen befürworteten die Idee, 
lediglich 8% äußerten Bedenken und eine Person 
war nicht über das Vorhaben informiert. 

Von den Eltern waren deutlich mehr nicht infor-
miert worden (knapp 7%). Die meisten Eltern 
(76%) fanden die Idee des Führerscheins jedoch 
gut, dennoch hegte ein Anteil von etwa 17% der 
Mütter und Väter Vorbehalte. 

Sachbearbeiter/-innen der Berufsgenossenschaft, 
der Fürsorgestellen, Lehrer und Lehrerinnen waren 
deutlich seltener informiert (44%-56%). Wenn sie 
allerdings um die Bemühungen der Befragten 
wussten, befürworteten zumindest von den Lehr-
kräften und den Sachbearbeitern bzw. Sachbear-
beiterinnen der Berufsgenossenschaft fast alle 
diese Idee. 
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Betrachtet man sich nur diejenigen Personen, die 
auch wirklich über das Vorhaben der Befragten 
informiert waren, so kristallisieren sich die Sach-
bearbeiter/-innen der Fürsorgestelle, die Väter und 
Mütter sowie die Sachbearbeiter/-innen des Ar-
beitsamtes am ehesten als Bedenkenträger her-
aus. 

 

6.4 Informationsbeschaffung und 
Suche nach einer geeigneten 
Fahrschule 

Mit der dritten Frage im Fragebogen sollte erfasst 
werden, durch wen die Teilnehmer/-innen zum 
ersten Mal davon erfahren haben, dass es speziel-
le Fahrschulen für Menschen mit Behinderungen 
oder Mobilitätseinschränkungen gibt und von wem 
sie dann die entscheidenden Informationen erhal-
ten haben. Zu diesem Zweck wurden den Befrag-
ten 17 verschiedene Antwortvorgaben angeboten. 
Zusätzlich konnten sie in einer offenen Kategorie 
noch weitere Institutionen oder Personen nennen.  

 

Bild 6.2: Die sechs am häufigsten genannten Personen/Insti-
tutionen von denen man das erste Mal von einer spe-
ziellen Fahrschule für Mobilitätseingeschränkte erfah-
ren hat (ohne die Angabe „Sonstiges“) 

 

Bild 6.2 verdeutlicht den großen Einfluss „persönli-
cher Informationsträger“ aus dem sozialen Umfeld 
der Teilnehmer/-innen. Mit 119 Nennungen wurden 
„andere Behinderte“, durch die man erstmals von 
speziellen Fahrschulen für Behinderte bzw. Mobili-
tätseingeschränkte erfahren hatte, deutlich am 
häufigsten angegeben. Dies gilt noch stärker für 
Personen, die zum ersten Mal eine Fahrerlaubnis 
erworben haben, aber auch viele Umschreiber/-
innen nannten diese Quelle. Ebenfalls sehr rele-
vant sind Sachbearbeiter/-innen in Rehazentren 
(speziell bei Umschreibern bzw. Umschreiberin-

nen) und Freunde bzw. die Familie. Immerhin 24 
bzw. 22 Befragte erhielten die ersten Informatio-
nen durch andere Fahrschüler/-innen oder durch 
eigene Recherchen. 18 Personen gaben an, dass 
andere Fahrschulen, die sie nicht ausbilden konn-
ten, ihnen Informationen über spezielle Fahrschu-
len für Mobilitätseingeschränkte gegeben hatten.  

Offensichtlich nur eine marginale Bedeutung als 
„Informationsträger“ haben amtliche Stellen oder 
öffentliche Institutionen wie z.B. das Landratsamt, 
das Sozialamt, das Arbeitsamt, die Berufsgenos-
senschaft, die Bundesversicherungsanstalt oder 
der Landeswohlfahrtsverband und der Fahrlehrer-
verband (vgl. Tabelle 3 im Anhang 3). Ein Ergeb-
nis, das sicherlich zum Nachdenken über die In-
formationspolitik dieser Stellen und Institutionen 
(und möglicherweise deren Informationsstand) an-
regen sollte und auch in den Expertenrunden im 
Rahmen dieser Studie noch einmal deutlich als 
Problem benannt wurde (vgl. Kapitel 8).  

Betrachtet man nun noch, von wem die Befragten 
die entscheidenden Informationen erhalten haben, 
so wird auch hier wieder deutlich, dass vor allem 
Sachbearbeiter/-innen in Rehazentren und andere 
Behinderte eine entscheidende Rolle als „Informa-
tionsträger“ spielen. Die nächsthäufigsten Nen-
nungen entfielen auf die Kategorien „andere Fahr-
schulen“, „eigene Recherchen“ und das „Ar-
beitsamt“ (vgl. auch Tabelle 3 im Anhang 3).  

 

Bild 6.3: Die sechs am häufigsten genannten Personen/Insti-
tutionen von denen man die entscheidenden Informa-
tionen über eine speziellen Fahrschule für Mobilitäts-
eingeschränkte erfahren hat (ohne die Angabe „Sons-
tiges“) 

 

Nachdem die Befragten allgemein Informationen 
über für sie geeignete Fahrschulen gewonnen 
hatten, stellt sich die Frage, wie lange ihre Suche 
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nach einer passenden Fahrschule gedauert hat. 
Das folgende Bild 6.4 zeigt zunächst überraschen-
derweise, dass mehr als die Hälfte der Befragten 
nicht einmal eine Woche benötigte, bis sie eine 
Fahrschule für sich gefunden hatte. Dies ist vor 
allem damit zu erklären, dass sehr häufig zusam-
men mit den Informationen darüber, dass beson-
dere Fahrschulen für Menschen mit einer Mobili-
tätseinschränkung existieren, gleich konkrete Ad-
ressen weitergegeben werden. Der/die Betroffene 
dann relativ schnell mit den entsprechenden An-
bietern in Kontakt treten. Dennoch gaben 18 Per-
sonen an, dass ihre Suche etwa einen Monat ge-
dauert hat. 14 Teilnehmer/-innen mussten mehr 
als einen Monat nach einer passenden Fahrschule 
suchen, wobei 7 von ihnen sogar mehr als ein 
halbes Jahr brauchten. 7 Personen suchten mehr 
als ein Jahr nach einer geeigneten Fahrschule; 
davon 3 sogar mehr als 7 Jahre (vgl. Tabellen 4a-
4d im Anhang 3). Bei Personen, die sehr lange 
nach einer geeigneten Fahrschule suchen müs-
sen, treffen häufig mehrere Faktoren zusammen, 
die das Finden der passenden Fahrschule er-
schweren: 1. in ihrer unmittelbaren Wohnortnähe 
gibt es kein entsprechendes Fahrschulangebot 
und/oder für ihre Einschränkungsart ist kein geeig-
neter Fahrschulwagen vorhanden; 2. spezielle 
Fahrschulen besitzen keine (ausreichenden) Aus-
bildungserfahrungen für genau diese Einschrän-
kungsart und keine geeigneten Fahrzeuge oder 
technische Hilfsmittel und 3. aufgrund der mögli-
cherweise weiteren Entfernung vom Wohnort 
kommt nur eine Fahrschule in Frage, die auch die 
Möglichkeit zu einer Ferienfahrschule anbietet.  

 

Bild 6.4: Dauer der Suche nach einer passenden Fahrschule 
 

Prinzipiell treten keine signifikanten Unterschiede 
zwischen Umschreibern bzw. Umschreiberinnen 
und Personen, die zum ersten Mal eine Fahrer-
laubnis erworben haben, hinsichtlich der Suchdau-

er nach einer geeigneten Fahrschule auf. Auffällig 
ist nur, dass es sich bei Personen, die besonders 
lange (mehr als ein Jahr) nach einer Fahrschule 
gesucht haben, ausschließlich um Erstausbildun-
gen zu handeln scheint. Ein signifikanter Einfluss 
der Art der Behinderung oder Mobilitätseinschrän-
kung auf die Suchdauer lässt sich zumindest mit 
unseren Daten nicht nachweisen. 

Die anschließende Frage war, wie lange es bis 
zum Beginn der Fahrausbildung bzw. der Um-
schreibung gedauert hat, nachdem der/die Betref-
fende eine passende Fahrschule gefunden hatte. 
Auch hier zeigt sich, dies ist in Abbildung 6.5 noch 
einmal dargestellt, dass die Mehrzahl der Befrag-
ten, war erst einmal eine passende Fahrschule 
gefunden, relativ schnell auch mit ihrer Fahrausbil-
dung beginnen konnte. Nur 58 Teilnehmer/-innen 
mussten mehr als einen Monat auf den Beginn 
ihrer Fahrausbildung oder Umschreibung warten, 
von diesen allerdings 22 mehr als ein halbes Jahr. 
Bei 21 Befragten zog sich der Beginn ihrer Fahr-
ausbildung bzw. Umschreibung länger als ein Jahr 
hin. 7 Personen mussten mehr als 2 Jahre darauf 
warten, wobei eine Wartezeit von 8 Jahren, die 
eine Person angab, sicherlich die Ausnahme dar-
stellt (vgl. Tabellen 5a-5d im Anhang 3). Die lan-
gen Wartezeiten betreffen ausschließlich Personen 
mit einer Erstausbildung und sind fast überwie-
gend durch Finanzierungsprobleme zu erklären, 
d.h. die Betreffenden waren nicht in der Lage, ihre 
Fahrausbildung selbst zu finanzieren, hatten je-
doch (zumindest zu dieser Zeit) auch Probleme, 
einen Kostenträger zu finden.  

 

Bild 6.5: Dauer bis Beginn der Fahrausbildung bzw. 
Umschreibung  
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6.5 Entscheidung für eine bestimmte 
Fahrschule  

Mit Frage 6 aus dem Fragebogen sollten die wich-
tigsten Gründe erhoben werden, warum die Betref-
fenden sich explizit für die jeweilige Fahrschule 
entschieden haben. Zu diesem Zweck wurden den 
Befragten 14 verschiedene Antwortvorgaben an-
geboten. Bild 6.6 verdeutlicht hierbei den großen 
Einfluss der persönlichen Empfehlung auf die Wahl 
einer Fahrschule (vgl. auch Tabelle 6 im Anhang 
3). Mit 134 Nennungen wurde dieser Grund deut-
lich am häufigsten angegeben. Ebenfalls relevant 
bei der Suche nach der geeigneten Fahrschule 
und aus Sicht der Betroffenen mehr als nachvoll-
ziehbar, ist das Vorhandensein eines geeigneten 
Fahrschulwagens oder die Möglichkeit der techni-
schen Umrüstung des Fahrzeugs. Diesen Aspekt 
nannten 119 Befragte als einen der drei wichtigs-
ten Gründe für ihre Entscheidung. Von 89 Perso-
nen wurde es als wichtig betrachtet, dass zusätz-
lich zur Fahrschule eine Umbauwerkstatt vorhan-
den war, und sie den anschließenden Umbau ihres 
eigenen Fahrzeugs gleich vor Ort durchführen 
lassen konnten. Die am nächsthäufigsten angege-
benen Gründe beziehen sich auf den räumlichen 
Aspekt der Nähe und somit implizit auf die gute 
Erreichbarkeit der Fahrschule. So wurde die Nähe 
zur Reha-Klinik und zum Wohnort vergleichsweise 
oft als wichtig beurteilt, und dies überdurchschnitt-
lich häufig von Umschreibern bzw. Umschreiberin-
nen.  

Keine Relevanz bei der Entscheidung für eine 
bestimmte Fahrschule scheint bei der Befragten-
gruppe der Kostenaspekt zu besitzen (6 Nennun-
gen). Dies mag zum einen daran liegen, dass bei 
vielen mobilitätseingeschränkten Fahrschülern und 
Fahrschülerinnen ein Kostenträger die Finanzie-
rung der Ausbildung oder zumindest Teile dieser 
Kosten übernimmt. Ein anderer Grund könnte aber 
auch darin liegen, dass mobilitätseingeschränkte 
Fahrschüler/-innen nicht dieselben Möglichkeiten 
wie nicht-mobilitätseingeschränkte Personen ha-
ben, sich bei einer recht großen Anzahl an „Anbie-
tern“ Kostenvergleiche zu holen und ihre Wahl 
auch nach Kostengründen treffen zu können. Mo-
bilitätseingeschränkte Menschen müssen sich bei 
der Wahl ihrer Fahrschule nach ganz anderen 
Kriterien richten, z.B. inwieweit diese Fahrschule 
überhaupt genügend Erfahrung und die techni-
schen Möglichkeiten für eine Ausbildung ihrer Ein-
schränkungsart hat. Ebenfalls sehr selten wurde 
angegeben, die Fahrschule auf einer Fachmesse 
kennen gelernt zu haben (5 Nennungen) oder von 
einer anderen Fahrschule überwiesen worden zu 

sein (9 Nennungen). Beide Gründe trafen damit 
nur auf  sehr wenige Befragte zu. 

Bild 6.6: Die sechs wichtigsten Gründe, sich für diese Fahr-
schule zu entscheiden  

 

Die Höhe des Aufwandes, um die Fahrschule zu 
erreichen, wurde mittels einer 6er Skala erhoben, 
die von „sehr groß“ bis „sehr klein“ reichte. Die 
Verteilung der Antworten ist dem nachstehenden 
Bild 6.7 zu entnehmen. Dabei zeigt sich: Auf die 
Frage, wie hoch sie den Aufwand einschätzen, den 
es für sie bedeutet hat, die Fahrschule zu errei-
chen, antwortete etwas mehr als ein Fünftel der 
Befragten mit „sehr klein“. Insgesamt bewertete 
mehr als die Hälfte der Befragten den Aufwand als 
„eher klein“ bis „sehr klein“. Setzt man diese Ant-
worten zu den Angaben zuvor bezüglich der wich-
tigsten Gründe bei der Wahl der Fahrschule in 
Beziehung, erklären sich die relativ vielen Perso-
nen, die den Zeit- und Kostenaufwand als eher 
gering eingeschätzt haben durch die Nähe des 
Wohnortes und/oder der Reha-Klinik zur gewähl-
ten Fahrschule. Dennoch geben auch 35 Befragte 
und damit knapp 14% an, sie hätten einen sehr 
großen Aufwand betreiben müssen, um zur Fahr-
schule zu gelangen (vgl. auch Tabelle 7 im An-
hang 3). Hierbei handelt es sich überdurchschnitt-
lich häufig um Personen mit progressiven Erkran-
kungen. Diese Gruppe von Mobilitätseinge-
schränkten wiederum nahm recht häufig die Mög-
lichkeit einer Fahrausbildung in einer Ferienfahr-
schule wahr, wodurch sich der große zeitliche und 
finanzielle Aufwand erklären lässt. 
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Bild 6.7: Einschätzung des Aufwandes, um Fahrschule zu er-
reichen 

 

Auf die Frage, ob sie im Verlauf der Fahrausbil-
dung die Fahrschule wechseln mussten, antworte-
ten 85% der Befragten mit Nein. Lediglich 15% 
gaben an, dass sie ihre Fahrausbildung bei min-
destens zwei verschiedenen Fahrschulen absol-
viert haben. Hierbei handelt es sich ausschließlich 
um Personen in der Erstausbildung. Als häufigste 
Begründung für einen Fahrschulwechsel wurde 
genannt, dass im jeweiligen Heimatort die theoreti-
sche Ausbildung erfolgte und der praktische Teil 
im Zuge der beruflichen Ausbildung an einem an-
deren Ort stattfand. Oftmals bestand darüber hin-
aus am Heimatort keine Möglichkeit einer behin-
dertengerechten Fahrausbildung, weil keine ent-
sprechenden Fahrzeuge zur Verfügung standen. In 
diesem Fall wurde häufig die praktische Fahraus-
bildung alternativ in einer Ferienfahrschule absol-
viert.  

In den vertiefenden Interviews wurde ein weiterer 
Grund für einen Fahrschulwechsel sichtbar, der so 
im Fragebogen nicht genannt worden war. Zwei 
Probanden berichteten davon, dass sie zunächst 
bei einer Fahrschule ihre Ausbildung in dem Ver-
trauen begonnen hatten, dass diese auch in der 
Lage sind, sie mit ihrer Einschränkung auszubil-
den. Nachdem diese Fahrschüler/-innen bereits 
eine relative hohe Stundenzahl und nicht unerheb-
liche Kosten in ihre Erstausbildung investiert hat-
ten, wurde offensichtlich, dass die entsprechende 
Fahrschule überhaupt nicht in der Lage war, sie 
adäquat auszubilden. Der/die Fahrlehrer/-in wuss-
te über Auswirkungen der Einschränkungsart auf 
das Fahr- und Verkehrsverhalten nicht ausrei-
chend Bescheid, um in der Ausbildung darauf ein-
gehen zu können. In einem Fall hatte die Fahr-
schule nicht einmal ein geeignetes technisches 
Hilfsmittel zur Verfügung und versuchte die techni-
sche Kompensation der Einschränkung zu „impro-

visieren“. Diese „Improvisation“ funktionierte je-
doch nicht, wie sich dann im Verlauf der Ausbil-
dung herausstellte. In beiden Fällen musste die 
Ausbildung abgebrochen werden. Die Fahrschü-
ler/-innen waren gezwungen, sich eine neue Fahr-
schule zu suchen und quasi noch einmal von vor-
ne zu beginnen.  

 

6.6  Probleme in und Dauer der Fahr-
ausbildung 

Eventuelle Schwierigkeiten zu Beginn der Fahr-
ausbildung wurden mittels 13 vorgegebener As-
pekte abgefragt, die sich auf psychische und phy-
sische Anforderungen des Fahrens bezogen. Die 
Befragten konnten anhand einer Skala, welche die 
Einstufungen „groß“, „mittel“, „klein“ und „gar nicht“ 
vorsah, ihre Schwierigkeiten mit den einzelnen 
Aspekten subjektiv einstufen. 

Wie Tabelle 9 aus dem Anhang 3 entnommen wer-
den kann, geben die wenigsten Befragten an, gro-
ße Schwierigkeiten in der ersten Hälfte der Fahr-
ausbildung gehabt zu haben. Bei den meisten der 
abgefragten Aspekte ist sogar der ganz überwie-
gende Teil der ehemaligen Fahrschüler/-innen der 
Ansicht, auf gar keine Probleme gestoßen zu sein. 
Diese durchgängig sehr positive Selbsteinschät-
zung ist jedoch etwas kritisch zu betrachten. Zum 
einen ist bei Fragen, die sich auf ein in der Ver-
gangenheit liegendes Ereignis beziehen, mit 
Rückerinnerungsproblemen und hierdurch beding-
ten Antwortverzerrungen zu rechnen. Zum ande-
ren ist aus der Praxis bekannt, dass bestimmte 
Krankheitsbilder in vielen Fällen eine unrealisti-
sche Selbstwahrnehmung zur Folge haben. Beides 
kann zur Folge haben, dass der/die Befragte sich 
entweder nicht mehr oder nur mit Schwierigkeiten 
erinnern können oder wollen. 

Ungeachtet dessen wurde insbesondere „längere 
Strecken geradeaus zu fahren“ weitgehend als 
unproblematisch empfunden. Auch von einem 
Gesichtsfeldausfall scheinen die wenigsten Befrag-
ten betroffen zu sein. Hinsichtlich der übrigen ab-
gefragten, zumeist physischen Aspekte des Fah-
rens räumte im Durchschnitt etwa ein Drittel ein, 
leichte Schwierigkeiten gehabt zu haben. Hierbei 
lassen sich den Erkrankungen und Mobilitätsein-
schränkungen entsprechende Unterschiede auf-
zeigen. So äußern Befragte mit progressiven 
Krankheiten und insbesondere mit Erkrankungen, 
bei denen das Gehirn/ZNS involviert ist, deutlich 
häufiger, dass sie kleine, mittlere oder gar große 
Probleme bei der Raumwahrnehmung hatten. 
Gleiches trifft auf die Angaben zur Rechts-Links-
Schwäche, zum schnellen Reaktionsvermögen 
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und zur Konzentration über einen längeren Zeit-
raum zu. Der Umgang mit höheren Geschwindig-
keiten (über 50 km/h) ist in der Regel für 40-50% 
der Befragten gar kein Problem; bei Personen mit 
(rein) körperlichen Einschränkungen liegt der Pro-
zentsatz mit 67% deutlich höher. Insgesamt aber 
scheint die Gruppe ehemaliger Fahrschüler und 
Fahrschülerinnen mit Einschränkungen ohne Be-
teiligung des Gehirns/ZNS bei fast allen abgefrag-
ten Aspekten mit den wenigsten Schwierigkeiten 
konfrontiert gewesen zu sein, auch wenn die meis-
ten Differenzen aufgrund der Fallzahl statistisch 
nicht signifikant ausfallen. Die nachfolgende Abbil-
dung zeigt die vier am häufigsten als große 
Schwierigkeit bewerteten Aspekte in der ersten 
Hälfte der Fahrausbildung. 

 

Bild 6.8: Die vier am häufigsten genannten Schwierigkeiten in 
der ersten Hälfte der Fahrausbildung 

 

Bild 6.8 zeigt: 36 Personen gaben an, dass sie in 
der ersten Hälfte der Fahrausbildung große 
Schwierigkeiten hatten, verschiedene Dinge – wie 
z.B. kontrolliertes Lenken und dabei Gas geben 
und blinken – gleichzeitig zu tun. Die nächsthäu-
figste Nennung bezieht sich auf die Feinmotorik, 
die erst mühsam erlernt werden musste (21 Nen-
nungen). Auf ein eher psychisches Problem stie-
ßen 20 Befragte, die angaben, dass sie in Stress-
situationen Schwierigkeiten hatten, die Ruhe zu 
bewahren. Bei den drei zuvor genannten Schwie-
rigkeitsquellen entfallen erneut überdurchschnitt-
lich viele Nennungen auf Personen mit Erkrankun-
gen unter Beteiligung des Gehirns/ZNS. Ebenfalls 
gewöhnungsbedürftig und somit Auslöser größerer 
Probleme waren für 17 Personen über alle Krank-
heitsbilder und Mobilitätseinschränkungen hinweg 
die Anwendung der technischen Hilfsmittel bzw. 
der Umbauten. 

Die Antwortverteilung bei der Frage nach der be-
nötigten Fahrstundenzahl weicht teilweise deutlich 
von den Informationen der Fahrschulen ab. Spe-
ziell bei Personen mit vielen Fahrstunden wird die 
tatsächliche Anzahl häufig unterschätzt. Im Be-
reich der geringen Anzahl an Fahrstunden hinge-
gen überschätzen auch einige Personen ihre be-
nötigten Fahrstunden. Die Ergebnisse können 
ebenfalls durch Rückerinnerungsschwierigkeiten 
leicht verzerrt sein. Wobei insbesondere das Un-
terschätzen der Anzahl an Fahrstunden eine Aus-
sagekraft ganz eigener Qualität besitzt. Bei der 
nachfolgenden Darstellung handelt es sich um die 
subjektive Einschätzung der ehemaligen Fahr-
schüler/-innen oder Umschüler/-innen hinsichtlich 
der ihrer Meinung nach absolvierten Fahrstun-
denanzahl.  

 

Bild 6.9: Angabe der absolvierten Fahrstunden in Kategorien 
 

Die Anzahl der angegebenen Fahrstunden weist 
eine Bandbreite von 1 bis 200 Fahrstunden auf. 
Die individuelle Fahrstundenzahl der Befragten 
unterscheidet sich dabei zunächst danach, ob es 
sich um eine Erstausbildung oder um eine Um-
schreibung handelt. Der überwiegende Anteil der 
Befragten hatte bis zu 10 Fahrstunden (102 Per-
sonen bzw. 46%), wobei es sich hier ausschließ-
lich um Umschreiber/-innen handelt. Ein weiteres 
knappes Viertel hat nach eigenen Angaben 11-40 
Fahrstunden absolviert, wobei sich auch in dieser 
Gruppe ein gewisser Anteil an Umschreibern bzw. 
Umschreiberinnen befindet. Ein Fünftel der Befrag-
ten nannte 41-80 Fahrstunden als die benötigte 
Anzahl. Deutlich weniger Personen finden sich bei 
den hohen Stundenzahlen von 81-120 Fahrstun-
den wieder. Immerhin 1,8% der Befragten (4 Nen-
nungen) gaben an, dass sie mehr als 121 Fahr-
stunden zur Erlangung ihrer Fahrerlaubnis benötigt 
haben (vgl. auch Tabelle 10 im Anhang 3). Reg-
ressionsanalysen zeigen, dass bei der Erstausbil-
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dung die Anzahl der Fahrstunden im Wesentlichen 
durch die Art der Behinderung bzw. Einschränkung 
bestimmt wird; lediglich Personen mit Erkrankun-
gen unter Beteiligung des Gehirns/ZNS benötigen 
besonders viele Fahrstunden. Geschlechtsspezifi-
sche oder Altersunterschiede liegen nicht vor. 

Von den 254 Befragten hatten 224, d.h. die große 
Mehrheit, während ihrer Fahrausbildung/Umschrei-
bung nicht daran gedacht, die Ausbildung abzu-
brechen. 25 Personen gaben jedoch an, manch-
mal an einen Abbruch gedacht zu haben (vgl. Ta-
belle 11 im Anhang 3). 5 Personen äußerten so-
gar, oft den Gedanken eines Abbruchs gehegt zu 
haben. Hierbei handelt es sich ausschließlich um 
Personen in der Erstausbildung und mit Erkran-
kungen, an denen das Gehirn/ZNS beteiligt ist. 
Diese Gruppe scheint stärker als Personen mit 
anderen Krankheiten oder Behinderungen mit 
Zweifeln und Problemen während der Fahrausbil-
dung belastet gewesen zu sein, bzw. eine lange 
und z.T. sehr schwierige Ausbildungszeit gehabt 
zu haben. Am häufigsten wurden insgesamt fol-
gende Gründe genannt, die an einen Abbruch 
haben denken lassen (vgl. Tabelle 12 im Anhang 
3): „ich war zwischendrin sehr frustriert“ (21 Nen-
nungen), „ich glaubte, die Grenzen meiner psychi-
schen Belastbarkeit erreicht zu haben (11 Nen-
nungen), „ich glaubte, die Grenzen meiner körper-
lichen Belastbarkeit erreicht zu haben (9 Nennun-
gen). Aber auch Probleme mit der Finanzierung 
und die Doppelbelastung von Berufsausbildung 
und gleichzeitiger Fahrausbildung ließ einige Be-
fragte an einen Abbruch der Fahrausbildung den-
ken.  

 

6.7 Finanzierung der Fahrausbildung 

Von den insgesamt 254 Teilnehmer/-innen hatten 
sich 146 Personen um eine Übernahme der Finan-
zierung für ihre Fahrausbildung bzw. für die Um-
schreibung ihrer bestehenden Fahrerlaubnis durch 
einen Kostenträger bemüht. Zwischen Personen, 
bei denen eine Umschreibung nötig war und Per-
sonen, die zum ersten Mal einen Führerschein 
erworben hatten, treten deutliche Unterschiede 
hinsichtlich der Bemühungen um eine Finanzie-
rung auf. Während 67,8% der Personen mit Erst-
ausbildung sich um eine Kostenübernahme be-
müht haben, trifft dies nur auf 46,9% der 
Umschreiber/-innen zu. Auf diesem Wege erklärt 
sich auch, warum die Gruppe der Personen mit 
zumeist rein körperlichen Mobilitätseinschränkun-
gen ebenfalls etwas unterdurchschnittlich oft eine 
Finanzierung beantragt hat, denn bei diesen han-
delt es sich häufig um Umschreiber/-innen. 

Das folgende Bild zeigt, wie lange sich diese um 
eine Finanzierung, d.h. einen Kostenzuschuss 
oder eine vollständige Kostenübernahme bemüht 
haben, wobei der hier dargestellte Zeitraum zu-
nächst noch nichts über den Erfolg oder den Miss-
erfolg dieser Bemühungen aussagt.  

 

Bild. 6.10: Dauer der Bemühung um die Finanzierung 
 

Aus Bild 6.10 ist zu sehen, dass die Mehrheit der 
Befragten (88 Personen bzw. 62%) sich bis zu 
einem halben Jahr um eine Übernahme der Kos-
ten für ihre Ausbildung/Umschreibung durch einen 
Kostenträger bemüht hatte. Noch einmal 26, d.h. 
18,3% der Befragten versuchten bis zu einem 
Jahr, eine Kostenübernahme zu erhalten. 28 Be-
fragten (19,7%) probierten sogar länger als ein 
Jahr, die Kosten für ihre Ausbildung/Umschreibung 
von einem Kostenträger finanziert zu bekommen, 
wobei drei davon sogar mehr als fünf Jahre auf 
eine Kostenübernahme warteten (vgl. Tabelle 14 
im Anhang 3). Während Umschreiber/-innen, die 
eine Finanzierung beantragt hatten, sich in knapp 
75% der Fälle nur bis zu einem halben Jahr um die 
Kostenbezuschussung oder Kostenübernahme der 
Umschreibungsmaßnahmen bemüht haben bzw. 
bemühen mussten, trifft dies nur auf 53% der Per-
sonen in der Erstausbildung zu. Befragte mit Erst-
ausbildung haben sich dabei relativ häufig (18,8%) 
1-2 Jahre um die Kostenübernahme/-bezuschus-
sung kümmern müssen. Da die Fahrerlaubnisum-
schreibung in der Regel etwas kostengünstiger 
ausfällt, sind diese Zahlen aus Sicht der Kosten-
träger sicherlich nachvollziehbar; aus der Sicht der 
Betroffenen allerdings nicht. 

Im Ergebnis zeigt sich, dass nicht alle Befragten in 
ihrem Versuch, einen Kostenträger für ihre Ausbil-
dung/Umschreibung zu finden, erfolgreich waren. 
Von den 146 Befragten, die die entsprechende 
Frage nach der letztlichen Finanzierung ihrer 
Fahrausbildung bzw. Umschreibung ihrer Fahrer-
laubnis beantwortet haben, erhielten 29 (19,9%) 
Zuschüsse und 92 (63%) eine Vollfinanzierung 
durch einen Kostenträger. 25 Befragte (17,1%) 
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gaben an, dass die Kosten ausschließlich selbst 
bezahlt wurden (vgl. Tabelle 15 im Anhang 3). 
Unterteilt nach Erstausbildung und Umschreibung 
stellt sich folgendes Bild dar: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Bild 6.11: Art der Finanzierung der Fahrausbildung nach Erst-

..ausbildung und Umschreibung 
 

Oben genanntes Argument hinsichtlich der Kos-
tenübernahme bzw. -bezuschussungspraxis der 
Kostenträger scheint sich auch durch das Bild 6.11 
zu bestätigen. Umschreibungen wurden deutlich 
häufiger komplett vom Kostenträger übernommen 
(71,7% versus 54,9%), recht selten (10%) erhielten 
Umschreiber/-innen dagegen nur Zuschüsse. Die 
komplette Eigenfinanzierung ist bei beiden Ausbil-
dungstypen etwa vergleichbar. 

Anschließend wurde erfragt, von welchen Kosten-
trägern Zuschüsse erhalten wurden. Hierzu wur-
den 8 Antwortkategorien vorgegeben; zusätzlich 
hatten die Befragten die Möglichkeit, in einer offe-
nen Kategorie weitere Kostenträger zu nennen. 
Acht Personen beantworteten die Frage, vom wem 
sie Zuschüsse oder eine Vollfinanzierung für ihre 
Ausbildung bzw. Umschreibung erhalten hatten, 
nicht. Die Antworten der verbleibenden 119 Be-
fragten zeigen, dass sich vor allem das Arbeitsamt 
und an zweiter Stelle die Berufsgenossenschaft an 
der Finanzierung einer Fahrausbildung bzw. einer 
Fahrerlaubnisumschreibung bei Menschen mit 
einer Behinderung oder Mobilitätseinschränkung 
beteiligt (vgl. Tabelle 16 im Anhang 3). Interessan-
terweise wurden zwei der acht vorgegebenen Ant-
wortkategorien, „Interessensverbände oder För-
derkreise für Behinderte“ und „Arbeitgeber“ über-
haupt nicht angekreuzt. Lediglich unter der Angabe 
„Sonstiges“ schrieb ein/e Befragte/r, dass er/sie 

Zuschüsse vom Arbeitsamt und dem Arbeitgeber 
erhalten hätte (vgl. Tabelle 16 im Anhang 3). 

In den vertiefenden Interviews mit 27 ehemaligen 
Fahrschülern und Fahrschülerinnen wurde deut-
lich, dass die Möglichkeiten und die damit zusam-
menhängenden Bedingungen für eine Finanzie-
rung der Fahrausbildung nicht immer bekannt sind. 
Bei den interviewten Personen waren die Reha- 
und Ausbildungszentren für den Informationsfluss 
von großer Bedeutung. Hier wurden sie nicht nur 
generell über die Möglichkeiten der Fahrausbil-
dung, sondern auch über mögliche Kostenträger 
beraten. Auch die auf Behinderte/Mobi-
litätseingeschränkte spezialisierte Fahrschule, die 
sie wegen einer Beratung kontaktiert hatten, diente 
hier als Informationsstelle. In einem der 27 Fälle 
blieb eine mögliche Finanzierung aber dennoch 
aus Informationsmangel unbeantragt, in einem Fall 
trat das Arbeitsamt von sich aus an die Person 
heran. 

Bei der Frage nach einer möglichen Kostenüber-
nahme oder -bezuschussung ist allerdings anzu-
merken: Finanzierungsgrundlage ist immer die 
zukünftige Arbeitsfähigkeit bzw. die Arbeitsauf-
nahme. Eine laufende Ausbildung oder ein Studi-
um sind noch keine hinreichenden Gründe. Erst im 
letzten Jahr der Ausbildung/des Studiums kann 
aber z.B. bei Vorliegen einer konkreten Einstel-
lungsabsicht, oder um die Arbeitsmarktchancen zu 
erhöhen, eine Finanzierung beantragt werden, die 
überwiegend auch positiv entschieden wird. Die 
besten Chancen auf eine Finanzierung haben Per-
sonen, die bereits eine Arbeitsstelle in Aussicht 
oder innehaben. In diesem Fall tritt normalerweise 
das Arbeitsamt als Kostenträger ein, um die Ein-
gliederungschancen der mobilitätseingeschränkten 
Person auf dem Arbeitsmarkt zu verbessern. Na-
hezu keine Möglichkeit, einen Kostenträger zu 
finden, haben Personen, die z.B. Sozialhilfe erhal-
ten, noch Schüler/-in oder in Rente sind. Bei 15 
der 27 von uns befragten Personen bezahlte das 
Arbeitsamt die Führerscheinausbildung, 7 Befragte 
finanzierten ihre Fahrerlaubnis privat, zumeist weil 
auf Grund der Ausbildung noch kein Leistungsan-
spruch bestand. 4 der Interviewten hatten die 
Fahrerlaubnis bereits vor der Behinderung erwor-
ben und mussten den Führerschein lediglich um-
schreiben lassen. Drei von ihnen bezahlten die 
Umschreibung selbst, in einem Fall übernahm die 
Landesversicherungsanstalt die Kosten für die 
notwendigen Fahrstunden für die Umschreibung. 
Die Finanzierungszusage dauerte bei den von uns 
Interviewten unterschiedlich lange. In einigen Fäl-
len kam es zu erheblichen Verzögerungen, so 
dass 2 Personen je ein Jahr und eine Person zwei 
Jahre auf die Kostenzusage warten mussten. Der 
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Grund hierfür liegt in einem Fall darin, dass der 
Führerschein schon auf einem eigenen PKW er-
worben werden musste, da die Fahrschule keinen 
solchen Umbau zur Verfügung stellen konnte und 
damit die Finanzierung nicht nur die Ausbildung 
sondern auch das Fahrzeug umfasste. Bei den 
beiden anderen Fällen kann über den langen Zeit-
raum zwischen Antragstellung und Bewilligung nur 
spekuliert werden, denn die Befragten konnten uns 
aus ihrer Sicht keine Gründe nennen, die diese 
Verzögerung „sachlich“ erklärt hätte.  

 

6.8 Erwartungen an eine Fahrschule 
für Mobilitätseingeschränkte  

Bislang ist die Verwendung oder das Führen der 
Bezeichnungen „Behindertenfahrschule“, „Fahr-
schule für Mobilitätseingeschränkte“ „Behinderten-
fahrlehrer“, „Behindertenfahrausbildung“ usw. nicht 
an die Erfüllung bestimmter Kriterien oder Quali-
tätsstandards geknüpft, die mobilitätseinge-
schränkten und behinderten Menschen auch die 
Sicherheit geben würden, eine optimale Ausbil-
dung und Betreuung zu erhalten. Auch für mögli-
che Empfehlung seitens der Sachbearbeiter/-innen 
in Rehakliniken oder auf zuständigen Ämtern wäre 
eine an Qualitätsmerkmale geknüpfte Bewertung 
der Angebote hilfreich. Hier besteht sicherlich ein 
Handlungsbedarf. Dies wurde auch in den im 
Rahmen dieser Studie durchgeführten Experten-
runden intensiv problematisiert und diskutiert (vgl. 
Kapitel 8). 

Vor den zahlreichen Ansprüchen und Erwartungen 
an eine Fahrschule, die Behinderte und Mobilitäts-
eingeschränkte ausbilden kann und darf, steht auf 
Seiten der Fahrschüler und Fahrschülerinnen aber 
auch auf Seiten der Fahrschulbetreiber/-innen 
zunächst die grundlegende Frage, ob neben dem 
notwendigen Know-how, geeignete Fahrzeuge zur 
Verfügung stehen. Die bereits mehrfach angespro-
chene Breite unterschiedlichster Erkrankungen, 
Einschränkungen und Behinderungen, wie sie in 
der Stichprobe dieser Studie vorliegt, erfordert 
unterschiedlichste Umbauten und Anpassungen 
eines Fahrschulwagens. Hierzu sind seitens der 
Fahrschulen, die mobilitätseingeschränkte Perso-
nen ausbilden wollen, nicht unerhebliche Investiti-
onen in den Fuhrpark bzw. in die entsprechende 
Umrüsttechnik für die Fahrschulwagen notwenig. 
Ein Aspekt, der in den Expertenrunden unter der 
Frage nach der Zentralisierung oder Dezentralisie-
rung spezieller Fahrschulen für Mobilitätseinge-
schränkte thematisiert und vertieft wurde (vgl. Ka-
pitel 8). Um einen ersten Eindruck über die not-
wendige technische Ausstattung spezieller Fahr-

schulen für Mobilitätseingeschränkte erhalten zu 
können, wurden die Teilnehmer/-innen der Studie 
gefragt, welches Fahrzeug und welche zusätzli-
chen Umbauten sie während ihrer Fahrausbildung 
hatten. 

Die Antworten zeigten: Sowohl während der Fahr-
ausbildung bzw. der nötigen Fahrstunden für die 
Umschreibung einer bestehenden Fahrerlaubnis, 
als auch später bei einem eigenen Fahrzeug, be-
nötigt das Gros der befragten Personen mit einer 
Behinderung oder Mobilitätseinschränkung einen 
Automatikwagen. Nach eigenen Angaben hatten 
228 Personen (91,2%) einen Fahrschulwagen mit 
Automatikgetriebe. 22 Personen (8,8%) konnten 
einen Schaltwagen bedienen, 4 Personen machten 
hierzu keine Angaben. Zieht man die Art der 
Erkrankung oder Behinderung in Betracht, zeigt 
sich, dass insbesondere Personen mit 
Erkrankungen unter Beteiligung des Gehirns/ZNS 
einen Schaltwagen fahren können. Hierbei handelt 
es sich hauptsächlich um Befragte, die zuvor einen 
Schlaganfall erlitten hatten. Bei Personen mit 
Mehrfachkörperbehinderungen oder bei Personen 
mit starken Mobilitätseinschränkungen stellt dies 
eher die Ausnahme dar. 

Aufwendiger als die Anschaffung eines Fahrzeugs 
mit Automatikgetriebe verhält es sich mit Umrüs-
tungen wie Handgas und/oder Handbremse. Diese 
benötigten 115 Befragte (45,8%), wogegen 136 
Personen (54,2%) nicht auf eine solche Art des 
Fahrzeugumbaus angewiesen waren. Hinsichtlich 
der Erkrankungen oder Mobilitätseinschränkungen 
treten erneut signifikante Unterschiede auf. Wäh-
rend knapp 77% der Personen mit mehrfachen 
oder schweren Körperbehinderungen mit Handgas 
und/oder Handbremse fuhren, trifft dies bei den 
übrigen Behinderungen und Mobilitätseinschrän-
kungen nur im Schnitt auf 35% der Personen zu. 

Ebenfalls recht häufig mussten Fahrschulwagen 
Umbauten wie eine Blinkerverlegungen nach 
rechts, Verlegung des Gaspedals nach links, Fuß-
lenkung, Pedalerhöhungen, Hebelverlängerungen 
oder gar Linear-Hebel-Lenkung aufweisen, damit 
die befragten Fahrschüler/-innen das Fahrzeug 
bedienen konnten. Fasst man die genannten not-
wendigen Umbauten zusammen, so trifft dies auf 
90 der 254 Befragte (ca. 35%) zu. Auf die ver-
schiedenen Einschränkungs- und Behinderungsar-
ten bezogen, kehrt sich das Verhältnis zwangslo-
gisch zu der vorausgehenden Analyse zur Nutzung 
von Handgas und Handbremse um. Diejenigen 
Personen, die auf eine reine Handbedienung des 
Fahrzeugs angewiesen sind, benötigen keine Um-
legung oder Verlängerung der Pedale. So gaben 
dann auch 48% der Befragten mit körperlichen 



 69 

Mobilitätseinschränkungen und 48% der Befragten 
mit progressiven Erkrankungen an, dass ihr Fahr-
schulwagen einen Teil oder alle der oben aufge-
führten Umbauten besaß. 

In den Expertenrunden versuchten die Vertreter/ 
-innen der jeweiligen Fachgebiete zu definieren, 
was ihrer Ansicht nach zentrale Kriterien für eine 
Behindertenfahrschule bzw. für eine Fahrschule für 
Mobilitätseingeschränkte sind (vgl. Kapitel 8). Um 
diese „Expertensicht“ um die „Betroffenensicht“ 
ergänzen zu können, wurden in der Erhebung die 
Betroffenen selbst, d.h. ehemalige Fahrschüler 
und Fahrschülerinnen mit einer Mobilitätsein-
schränkung, gefragt, was sie, wenn sie an ihre 
eigenen Erfahrungen in der Ausbildung zurück-
denken, von einer Fahrschule für Mobilitätseinge-
schränkte oder einer Behindertenfahrschule erwar-
ten bzw. erwartet hätten. Hierzu wurden 20 mögli-
che „Erwartungen“ oder „Kriterien“ vorgegeben; die 
Befragten hatten die Möglichkeit mehrere Antwor-
ten anzukreuzen. Im folgenden Bild sind die sechs 
am häufigsten genannten Erwartungen bzw. Krite-
rien dargestellt.  

 

Bild 6.12: Die sechs meist genannten Erwartungen an eine 
...spezielle Fahrschule für Mobilitätseingeschränkte  

 

Bild 6.12 zeigt, dass die meisten Befragten (167) in 
erster Linie von einer Behindertenfahrschule bzw. 
einer Fahrschule für Mobilitätseingeschränkte eine 
individuelle technische Anpassung der Fahrzeuge 
erwarten. Mit 153 Nennungen folgte an zweiter 
Stelle das Kriterium einer fachlichen Kompetenz 
bei der Auswahl der Zusatzeinrichtung im Fahr-
zeug, gefolgt von einer ausreichenden Beratung 
über die Auswirkungen der je individuellen Mobili-
tätseinschränkung auf die Fahrausbildung (139 
Nennungen). An vierter und fünfter Stelle stehen 
die Erwartungen, eine objektive Beratung über 
Dauer und Kosten der Fahrausbildung und über 
den Umbau und die Kosten eines späteren Um-

baus des Fahrzeugs zu erhalten. Eine langjährige 
Erfahrung in der Behindertenausbildung gehört 
nach Ansicht der hier befragten ehemaligen Fahr-
schüler/-innen ebenfalls zu einem wesentlichen 
Qualitätsmerkmal für eine spezielle Fahrschule für 
behinderte und mobilitätseingeschränkte Men-
schen. 

Die Hälfte der Befragten erwarten darüber hinaus 
von einer solchen Fahrschule, dass sie die „Mög-
lichkeit einer Probefahrt“ anbietet und eine „objek-
tive Einschätzung der Chancen mit der jeweils 
individuellen Behinderung/Einschränkung über-
haupt eine Fahrerlaubnis (wieder) erwerben zu 
können“, vornimmt bzw. vornehmen kann. Eben-
falls relativ häufig, aber bereits deutlich seltener, 
wird die fachliche Kompetenz im medizinischen 
Sektor über die Auswirkungen der jeweiligen Be-
hinderung bzw. Einschränkung im Straßenverkehr 
und das Vorhandensein einer behindertengerech-
ten Unterbringung als ein entscheidendes Kriteri-
um betrachtet. Letzteres ist darauf zurückzuführen, 
dass nur ein geringer Teil der hier Befragten dar-
auf angewiesen war, eine Ferienfahrschule zu 
machen und nur diese natürlich eine entsprechen-
de Unterkunft brauchen. Was eindeutig die we-
nigsten Teilnehmer/-innen wollen oder von einer 
speziellen Fahrschule für Behinderte bzw. Mobili-
tätseingeschränkte erwarten, ist eine besondere 
Rücksichtsnahme/Behandlung aufgrund ihrer Ein-
schränkung. Nur 29 Nennung entfielen auf diese 
Antwort, während 103 Personen angaben, ein 
wesentliches Kriterium für sie sei, wie ein „Nichtbe-
hinderter bzw. Nicht-Mobilitätseingeschränkter“ be-
handelt zu werden (vgl. Tabelle 17 im Anhang 3).  

Die Frage, was mobilitätseingeschränkte Personen 
von einer spezialisierten Fahrschule erwarten bzw. 
welche Anforderungen sie an eine solche Fahr-
schule stellen, wurde in den 27 Interviews noch 
einmal vertieft und auf die Frage nach Erwartun-
gen bzw. Anforderungen an einen/eine Fahrleh-
rer/-in für Mobilitätseingeschränkte erweitert. Dabei 
zeigte sich: Die meisten Interviewten konnten zum 
Teil sehr klare Erwartungen und „Kriterien“ formu-
lieren. Grundvoraussetzung für die Mehrheit ist 
selbstverständlich die behindertengerechte Gestal-
tung der Räumlichkeiten (23 von 27). An zweiter 
Stelle verwiesen die Befragten darauf, dass Basis-
kenntnisse der verschiedenen Behinderungen und 
den daraus entstehenden Einschränkungen und 
Konsequenzen für die Ausbildung unerlässlich 
seien (22 von 27). Einige Befragte meinten sogar, 
dass ohne diese Kenntnisse eine frühzeitige Ein-
schätzung der Fahrtauglichkeit oder der erfolgrei-
che Abschluss der Ausbildung gar nicht gewähr-
leistet sei. Die folgenden Zitate sollen dies exem-
plarisch verdeutlichen: 
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„(...) ich denke, da es verschiedene Behinderun-
gen gibt, sind auch unterschiedliche Anforderun-
gen an die jeweiligen Führerscheinlehrlinge ge-
stellt. Jeder hat irgendwo anders seine Schwach-
stellen, und auf die muss eben der Fahrlehrer 
dann eingehen können und sehen können, was ist 
vielleicht spezifisch für dieses Behinderungsbild; 
was taucht da typisch auf, um eben auch die Feh-
ler korrigieren zu können, um den zukünftigen 
Prüfling dann eben so anleiten zu können, dass er 
wirklich erfolgreich Auto fahren lernen kann.“ (9) 

„(…) er müsste sich zumindest mit den Leuten 
auseinandergesetzt haben, z.B. in Reha-Kliniken 
gehen, sich anschauen, wie Leute bestimmte Sa-
chen machen müssen, oder was sie brauchen, um 
gewisse Sachen zu erledigen. Wenn ich zu einer 
normalen Fahrschule hingehe und sage, ich habe 
hier einen Rollstuhlfahrer, der möchte Führer-
schein machen, da gebe ich Brief und Siegel, dass 
die sagen: ist nicht. Weil die sich gar nicht mit der 
Thematik auskennen.“ (26) 

„Sie sollten auf jeden Fall ehrlich sein. (...) wenn 
sich da jemand vorstellt, und sagt, (...) ich bin be-
hindert, ich habe die und die Einschränkungen, 
dann sollte der Fahrlehrer wissen, was das für eine 
Behinderung ist, also ganz klar, was das für Aus-
wirkungen hat. Und er sollte auch objektiv ein-
schätzen können, wie viele Stunden man ungefähr 
braucht. Weil wenn man von Anfang an hört, dass 
man eben 80 Stunden braucht, dann schockt das 
einen dann nicht so, wie wenn es dann in der Mitte 
heißt, wenn man 40 hatte, also mindestens 40 
müssen noch sein. Also, diese objektive Einschät-
zung, die muss es auf jeden Fall geben.“ (27) 

Aber auch im Hinblick auf notwendige Umbauten 
an den Fahrzeugen ist eine Beratung durch die 
Fahrlehrer/-innen sehr wünschenswert. Dazu ist es 
nötig, dass diese auch gute Kenntnisse darüber 
besitzen, welche Umbaumöglichkeiten und techni-
sche Hilfsmittel es überhaupt gibt und welche bei 
welcher Einschränkung eingesetzt werden müs-
sen. Die Erwartung, dass der/die Fahrlehrer/-in 
auch über ein gutes technisches Know-how ver-
fügt, äußerten immerhin 17 der 27 Befragten in 
den Interviews. Einige ergänzten, dass der Fahr-
lehrer auch so ehrlich sein sollte, zu sagen, dass 
er den/die Fahrschüler/-in nicht ausbilden kann, 
weil die Fahrschule die entsprechenden Umbauten 
oder Fahrzeuge nicht hat. Auch hierzu einige ex-
emplarische Zitate: 

„(...) die müssen wissen, welche technischen Mög-
lichkeiten es gibt und was das Optimale für meine 
Behinderung ist. (...) der Fahrlehrer muss eben so 
ein bisschen überblicken können, was kann jetzt 
der Schüler und was er von seiner Motorik her 

braucht, und muss das dann eben aufeinander 
abstimmen. Und muss auch so ein bisschen ab- 
strahieren können, weil das Fahrzeug, wo man 
dann die Ausbildung darauf macht, ist ja in der 
Regel nicht das eigene, das man dann später 
fährt, deswegen wird das nie so 100%ig angepasst 
sein. Und da muss er eben langfristig abschätzen 
können, funktioniert das dann später auch mit dem 
Fahrzeug, das der Schüler dann mal hat, oder 
nicht.“ (25) 

„(…) die müssen auf jeden Fall die Möglichkeit 
bieten, egal was für eine Behinderung man hat, 
dass sie das Fahrschulauto eben selber umrüsten 
können, oder eben wissen, wenn sie an ihre eige-
nen Grenzen kommen. Was es für Möglichkeiten 
gibt, umgerüstet zu fahren, das wusste ich ja lange 
nicht und habe ich dann erst in der zweiten Fahr-
schule erfahren.“ (27) 

„(...) er müsste sich auch mit der praktischen Seite 
auskennen. Fahrlehrer, die auch für Behinderte 
fahren, die müssten sich auch mit den ganzen 
Möglichkeiten des Umbaus auskennen.“ (26) 

„Er sollte sich mit der Situation von den Behinder-
ten auseinander setzten können, also wissen, wo 
die Probleme sind. Also bei mir war zum Beispiel 
das mit dem Kopf drehen das Problem, dass ich 
das nicht kann. Und ich möchte, dass er mir sagt, 
was ich da so brauche und vielleicht ein paar 
Tricks kennt, wie man dann auch ohne Kopfdre-
hung in den toten Winkel blicken kann (...).“ (15) 

Die Antworten der Interviewten auf die Frage, was 
sie von einem Fahrlehrer oder einer Fahrlehrerin 
erwarten würden, die mobilitätseingeschränkte 
Personen ausbildet, waren sehr unterschiedlich 
und zum Teil auch sehr individuell auf die eigene 
Situation oder Einschränkung bezogen. Dennoch 
gibt es einige Kriterien, die unabhängig von der je 
spezifischen individuellen Situation generalisiert 
werden können. Eigentlich wollen mobilitätseinge-
schränkte Fahrschüler/-innen behandelt werden 
wie nicht-mobilitätseingeschränkte Personen. Im-
mer wieder wurde von Einzelnen betont, dass sie 
keinesfalls übervorsichtig behandelt oder weniger 
gefordert werden wollen. Andererseits aber hat die 
eigene Erfahrung während der Ausbildung gezeigt, 
dass der/die Fahrlehrer/-in während der Ausbil-
dung schon auf spezifische Besonderheiten oder 
Auswirkungen der jeweiligen Einschränkung Rück-
sicht nehmen und die Ausbildung darauf abstim-
men muss. Dies bekräftigt noch einmal die bereits 
geäußerte Erwartung, dass der Ausbilder bzw. die 
Ausbilderin ein bestimmtes Grundwissen und auch 
Erfahrungswerte im Umgang mit den unterschied-
lichen Einschränkungsarten braucht, um darauf im 
Ausbildungsprozess adäquat eingehen zu können. 
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So betonte z.B. die Mehrheit der Betroffenen, dass 
vor allem in stressreichen Fahrsituationen der Um-
gang miteinander von Geduld und Ruhe geprägt 
sein sollte (17 von 27). Auch die Fähigkeit trotz 
auftretender Schwierigkeiten motivieren und Ängs-
te abbauen zu können, hob die Mehrheit als die 
von ihnen erwartete Eigenschaft hervor (20 von 
27). Die Bedeutung eines Vertrauensverhältnisses 
zwischen Fahrlehrer/-in und Schüler/-in wurde 
ebenfalls von einer großen Anzahl der Befragten 
betont (15 von 27). Einen besonderen Stellenwert 
hat allgemein die psychische Betreuung; auch bei 
Fahrschülern oder Fahrschülerinnen, die in Folge 
eines Verkehrsunfalls oder einer Krankheit mobili-
tätseingeschränkt wurden. Hier stellt oft weniger 
die Umschreibung des Führerscheins ein Problem 
dar, als viel mehr das Wiedererlangen des Ver-
trauens in die eigenen Fähigkeiten. Die folgenden 
Zitate sollen Eindrücke über die von den Befragten 
geäußerten Erwartungen an Fahrlehrer und Fahr-
lehrerinnen in der Behindertenausbildung vermit-
teln: 

„(…) am Anfang konnte ich nicht einmal gerade die 
Spur halten, und da hat mich Herr X, das war eben 
mein Fahrlehrer, immer wieder beruhigt und ermu-
tigt, so: das kriegen wir schon hin, das machen wir 
schon. Also diese ganze Ruhe, die er selbst aus-
strahlt, die überträgt sich dann auch auf den ein-
zelnen Fahrschüler, ganz klar. Dann glaubt man 
auch, dass man das schaffen wird.“ (4) 

„(…) er muss eben auch viel Toleranz mitbringen, 
oder mehr Toleranz wie jetzt vielleicht ein normaler 
Fahrlehrer. Manche Ausbildungsinhalte, was weiß 
ich, ob es jetzt einparken ist oder was anderes, 
fallen einem schwerer aufgrund der Behinderung. 
Und da muss er eben mehr üben als bei einem 
nicht-behinderten Fahrschüler.“ (9) 

„Ich denke, dass da ganz viel Geduld seinerseits 
mit im Spiel war. Er hat jetzt auch nie irgendwie 
unwillig, oder sauer reagiert, wenn mal was nicht 
geklappt hat. Das wäre sehr wahrscheinlich auch 
gerade bei meiner Behinderung, ich habe spasti-
sche Lähmung, dann eher etwas kontraproduktiv, 
weil, wenn jemand da so Druck gemacht hätte (...), 
dann hätte ich wahrscheinlich schon eher noch 
mehr Anspannung gehabt. Und hätte dann wahr-
scheinlich noch schlechter reagieren können. Aber 
dadurch, dass er wirklich gelassen war, hat sich 
das dann auch auf mich übertragen, bis ich dann 
in der Routine drin war.“ (8) 

„(…) also der muss natürlich schon motivieren 
können, weil die Rückschläge sind bei behinderten 
Fahrschülern schon größer. (...) man braucht ja 
nicht umsonst mehr Fahrstunden, als ein gesunder 
Fußgänger. Und ja, die ersten Versuche sind ja 

risikobehaftet und das ist schon schwieriger. Und 
der Fahrlehrer, es wäre eben schon schön, wenn 
er motivieren kann und aufbauen kann und auf 
Erfolgserlebnisse hinweisen kann, und dass ande-
re es auch schon geschafft haben. So ein bisschen 
Einfühlungsvermögen ist schon ganz gut.“ (25) 

„Ja also, der muss sich schon auf den jeweiligen 
Schüler einstellen können, also ich mein jetzt auf 
die Behinderung und Vertrauen aufbauen, Mut 
machen. Vielleicht am Anfang auch ein bisschen, 
na ja schonen, so manche Sachen abnehmen, 
aber dann konsequent fordern. Schließlich will 
man ja dasselbe können wie die Anderen.“ (18) 

„Der soll einen behandeln wie Nicht-Behinderte. 
Wenn einer zu doof ist, soll er auch durchfallen 
und nicht auf der Mitleidsschiene seinen Führer-
schein bekommen. Er muss sich mit Behinderun-
gen auskennen, klar, Mut zusprechen aber auch 
hart rannehmen, damit was dabei rauskommt.“ 
(21) 

Ein letzter Aspekt, den einige Betroffene im Inter-
view ansprachen, betraf die zeitliche Gestaltung 
des Fahrunterrichts. Während einige Befragte die 
überlappende Abfolge von Theorie- und Praxisun-
terricht mit wöchentlichen Einzelstunden als an-
gemessen beurteilten, präferierten andere Befrag-
te so genannte „Crash-Kurse“ mit einem sehr in-
tensiven Fahrtraining in wenigen Wochen. Hier 
wurde der besonders große Übungseffekt in der 
Handhabung des Fahrzeuges hervorgehoben. So 
etwas ist jedoch nur möglich, wenn seitens der 
Fahrschule auch „Crash-Kurse“ oder „Ferien-
Kurse“ angeboten werden, in Verbindung mit einer 
behindertengerechten Unterbringung in dieser Zeit. 
Damit ist es z.B. auch erwerbstätigen Betroffenen 
möglich, die keine „Spezialfahrschule“ vor Ort ha-
ben, in ihrem Urlaub Fahrstunden zu nehmen oder 
gar eine Fahrerlaubnis zu erwerben.  

 

6.9 Persönliche Äußerungen der 
Teilnehmer/-innen 

Am Ende des Fragebogens wurden sechs offene 
Fragen formuliert, bei denen die Teilnehmer/-innen 
mit ihren eigenen Worten noch einmal bestimmte 
Aspekte aus den geschlossenen Fragen des Fra-
gebogens vertiefen oder ergänzen konnten. Die 
Ergebnisse zu diesen Fragen werden nun im Fol-
genden zusammenfassend dargestellt und wenn 
möglich, mit Ergebnissen aus den 27 vertiefenden 
Interviews ergänzt. 

In einer offenen Frage wurde den drei größten 
Problemen nachgegangen, welche die Befragten 
zu bewältigen hatten, bevor sie mit der Führer-
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scheinausbildung bzw. der Umschreibung der 
Fahrerlaubnis beginnen konnten. Auf diese Frage 
haben 46 von 254 Befragten nicht geantwortet. 
Einige wenige Personen nutzten die Möglichkeit, 
um an dieser Stelle explizit daraufhin zu weisen, 
dass sie keinerlei Probleme hatten. Die Übrigen 
nannten zumindest eins ihrer größten Probleme 
vor Beginn der Fahrausbildung. Die Schwierigkei-
ten selbst sind unterschiedlichster Natur und sehr 
stark durch die individuelle Situation der Befragten 
charakterisiert. Die häufig zuerst getätigte Nen-
nung bezieht sich jedoch auf Probleme bei Behör-
dengängen: „Wurde von den Behörden oft für 
dumm gehalten, als könne man aufgrund der 
Schwere der Behinderung kein Auto fahren. Viele 
Stellen hatten keine Ahnung von den technischen 
Möglichkeiten.“  

Insbesondere die Beschaffung der ärztlichen Gut-
achten wurde von diversen Personen als diskrimi-
nierend empfunden. Allen voran das medizinisch-
psychologische Gutachten, das im Volksmund 
auch als „Idiotentest“ bezeichnet wird, lehnen viele 
Behinderte und Mobilitätseingeschränkte als Vor-
raussetzung zur Erlangung der Fahrerlaubnis ka-
tegorisch ab: „Die ganzen Gutachten (MPU, Psy-
chotest, Amtsarzt), ich kam mir voll behindert und 
unfähig vor, dabei sitze ich nur im Rollstuhl.“ „Un-
verschämtheit, dass ich den Idiotentest machen 
musste, obwohl ich keine Drogen nehme.“ Dieser 
Aspekt wurde auch in den Interviews noch einmal 
von einigen Befragten thematisiert, wobei verein-
zelt auch Schwierigkeiten mit anderen Fachärzten 
bzw. Fachärztinnen beschrieben wurde. Dabei 
wurde z.T. spürbar, dass diese negative Erfahrung 
bis heute nachwirkt. Drei ausgewählte Zitate aus 
den Interviews sollen dies verdeutlichen:  

„Also, diese MPU, das finde ich diskriminierend, 
weil ich einfach sage, dass jemand, der behindert 
ist, nicht geistig behindert ist, sondern nur körper-
lich behindert ist, und diese Tests haben nichts mit 
der Körperbehinderung zu tun, sondern rein mit 
ihrer geistigen Fähigkeit. Da sitzen sie zwischen 
lauter Leuten, die den Führerschein meistens we-
gen Alkoholproblemen abgenommen bekommen 
haben. Die machen dann eben solche psychologi-
schen Tests, und das (...) empfinde ich nach wie 
vor als Frechheit.“ (20) 

„Zum Beispiel, was ich auch ein bisschen diskrimi-
nierend fand, bevor ich den Führerschein machte, 
da musste ich zum, da wo die Alkoholiker noch 
mal ihren Führerschein machen. Da musste ich hin 
zum Eignungstest. (...) Ich wurde praktisch gleich-
gestellt mit einem Alkoholiker, oder denjenigen, die 
schon tausendmal aus der Fahrschule rausgeflo-
gen sind. Ich musste also den Idiotentest machen. 

Mit welcher Berechtigung? (...) das finde ich dis-
kriminierend.“ (21) 

„Mein Orthopäde, der mich bis dahin mein ganzes 
Leben lang betreut hat, wollte mir das ärztliche 
Gutachten nicht geben, weil er gesagt hat, er 
möchte die Verantwortung nicht übernehmen, ei-
nen Behinderten auf den Straßenverkehr loszulas-
sen. Das ist doch unglaublich!“ (27)  

Ein ebenfalls im Fragebogen zahlreich an erster 
Stelle geäußertes Problem stellt der gesamte As-
pekt der Finanzierung dar. Etliche Personen 
scheinen Schwierigkeiten gehabt zu haben, zu-
nächst zu klären, wer der für sie zuständige Kos-
tenträger ist und diesen im Anschluss von einer 
Kostenübernahme der Fahrausbildung zu über-
zeugen: „Eines der größten Probleme war die Un-
gewissheit, ob die Kosten überhaupt durch den 
Kostenträger übernommen werden.“ Die nächst-
häufigste Nennung an erster Stelle bezieht sich auf 
das Finden einer geeigneten Fahrschule, welche 
für die Befragten darüber hinaus mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln o.ä. erreichbar war, sonst wurden 
Anmerkungen wie die Folgende getätigt: „Meine 
Eltern mussten dauernd ‚Taxi’ spielen; ich war auf 
diverse Fahrdienste angewiesen, der Abhängig-
keitsfaktor war sehr belastend.“ 

Ein zweites sehr großes Problem vor Beginn der 
Fahrausbildung konnten nur noch 98 Personen 
benennen, ein drittes lediglich noch 59 Personen. 
Die Schwierigkeiten, die an zweiter oder dritter 
Position genannt wurden, gleichen den oben be-
schriebenen. Etwas häufiger wurden persönliche 
Zweifel an der eigenen Fähigkeit notiert oder ein 
mangelndes Selbstbewusstsein thematisiert. 

Die subjektiv als die drei größten Probleme bewer-
teten Aspekte im Rahmen der Fahrausbildung 
wurden ebenfalls am Ende des Fragebogens offen 
abgefragt. 198 Befragte erinnerten sich zumindest 
an eine Schwierigkeit während der Fahrausbil-
dung, 72 Befragte nannten ein weiteres Problem 
und nur 40 Personen konnten sich an drei größere 
Schwierigkeiten erinnern. 

Die Nennungen variieren an dieser Stelle noch 
stärker als bei der vorangegangenen Frage. Sie 
richten sich hauptsächlich nach der Art und dem 
Grad der Einschränkung. Den Umgang mit den 
technischen Umbauten und das Erleben der eige-
nen körperlichen Grenzen haben jedoch die meis-
ten Personen als schwierig in Erinnerung: „Gas- 
und Bremshebel kontrolliert zu benutzen“, „Ge-
schwindigkeit einschätzen“, „körperlich anfangs 
sehr anstrengend“. Häufig wurde auch zu diesem 
Anlass wieder erwähnt, dass das Erreichen der 
Fahrschule oder die Unterbringung im Falle der 
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Ferienfahrschule als problematisch eingestuft wur-
den: „(…) zwei Wochen ganz allein in einer Fe-
rienwohnung, 250 km von zu Hause entfernt, Ein-
kaufen usw. alles alleine erledigt mit Rollstuhl.“ 

Der Fahrausbildungsbetrieb stellt gewöhnlich auch 
den Rahmen für Kritik an den Fahrschulen und an 
einzelnen Fahrlehrern bzw. Fahrlehrerinnen dar: 
„Fahrlehrer brachte mir nicht schnell und nicht gut 
die Feinheiten des Autofahrens bei“, „Verständi-
gung mit dem Fahrlehrer“, „(…) am Anfang ein 
schlecht gelaunter Fahrlehrer, danach ein gut ge-
launter Fahrlehrer“. In diesem Kontext finden sich 
allerdings auch selbstkritische Statements wie: 
„Nicht-Einsehen des noch einmal Unterordnens“, 
„nach ca. 40jähriger Fahrpraxis von einem Fahr-
lehrer beobachtet zu werden“, „alle Schwächen 
von mir, die es auch vor dem Unfall schon gab“. 

Der Zeitaspekt wird in zweierlei Hinsicht zur Spra-
che gebracht. Zum einen, weil in vielen Fällen die 
Berufs- und die Fahrausbildung parallel verliefen 
und auch gleichzeitig abgeschlossen werden 
mussten. Zum anderen, weil die Zeitvorgaben des 
Kostenträgers eingehalten werden mussten. 

In den vertiefenden Interviews wurden zusätzlich 
Probleme angesprochen, die in der Zusammenar-
beit mit dem TÜV entstanden. Dies hat zwar mit 
der eigentlichen Fahrausbildung direkt nichts zu 
tun, wohl aber mit dem Fahrzeug, das die Betrof-
fenen dann nutzen wollten. Die Betroffenen erleb-
ten die technische Überprüfung der umgebauten 
Fahrzeuge zum Teil als sehr willkürlich. Zwei Per-
sonen berichteten von Sicherheitsmängeln, die der 
TÜV nicht entdeckt hatte. Da aber Behinderte im 
besonderen Maße auf die Zuverlässigkeit ihrer 
Fahrzeuge angewiesen sind, hätten sich die Be-
troffenen hier eine detailliertere Begutachtung der 
Umbaumaßnahmen gewünscht. Die folgenden 
Zitate aus den Interviews verdeutlichen dies: 

„Ja, die Firmen, grade große Firmen, werden an-
scheinend nicht so sehr kontrolliert (…) aber es 
wurde sehr schlecht gearbeitet. Wo ich mir vorstel-
le, ein Schlauch der nicht richtig isoliert wurde, 
jeden Tag Wasser dran gehabt, Salz im Winter, 
wie das ausgegangen wäre, wenn das kaputt ge-
gangen wäre, hätte ich mitten auf der Autobahn 
gestanden. Solche Sachen. Oder die Schläuche 
wurden nicht richtig abgedichtet, so wie die Hyd-
raulikflüssigkeit der Bremse, die floss immer aus.“ 
(21) 

„(…) z. B. bei anderen Kleinwüchsigen, die können 
ja keinen Airbag haben, weil Airbag ist ja tödlich. 
Da sagt der TÜV, der braucht nur abgeklemmt zu 
werden, aber ich finde besser, der kommt ganz 
raus, man weiß ja nicht wie derjenige abklemmt. 

(...) und hinterher ist es, habe ich Genickbruch, nur 
weil der TÜV sagt, es muss nur abgeklemmt wer-
den. Natürlich soll der TÜV drauf achten, wie das 
Auto umgebaut ist, ob es korrekt umgebaut ist, 
aber er soll auch die Nützlichkeiten sehen. Und bei 
manchen Dinge nicht so viele Schwierigkeiten 
machen, wo eigentlich gar keine sein sollten.“ (21) 

„(...) also ein großes Problem bei diesen ganzen 
Umbauten ist der TÜV. Also das hat jetzt nur mit 
dem Fahrzeugumbau, nichts mit der Fahrausbil-
dung zu tun. Aber, wenn irgendwelche außerge-
wöhnlichen Umbauten vorgenommen werden 
müssen, dann muss ja immer eine TÜV-Abnahme 
erfolgen. Ich hatte das Gefühl, das ist eine reine 
Personenentscheidung. (...) da sitzt dann einer, 
und wenn dann die Chemie oder was auch immer 
nicht stimmt, und der sagt Nein; also hätte da ein 
anderer gesessen, hätte der genauso gut auch Ja 
sagen können. Die haben überhaupt keine Grund-
lage, keine Voraussetzung für ihre Entscheidungen 
(…) Jedenfalls erklärt einem die niemand.“ (25) 

„(...) weil normalerweise hätte ich in dem Auto ein 
anderes Lenkrad drin haben müssen, das hätte 
aber keinen Airbag gehabt. Jetzt sagt der TÜV: ein 
Auto ohne Airbag bekommen Sie nicht angemel-
det. Das heißt, das Fahrzeug musste zurück, es 
musste überlegt werden, wie kann ich trotzdem 
das Auto nutzen. Ich frage mich, warum so viele 
andere Autos ohne Airbag noch fahren dürfen. 
Wenn die sagen generell Autos ohne Airbag ist 
nicht möglich, dann müsste das irgendwo stehen 
und für alle gelten.“ (26) 

Eine recht komplexe, ebenfalls offen gestellte Fra-
ge am Ende des Fragebogens rekurrierte auf die 
Erwartungen, die von den Befragten in den Füh-
rerschein oder die Umschreibung der Fahrerlaub-
nis gesetzt wurden. Es sollte erhoben werden, ob 
die möglichen Erwartungen sich erfüllt haben, oder 
ob sich an dem Leben der Betroffenen eher wenig 
geändert hat. Lediglich 28 von 254 Befragten 
machten zu dieser Frage keine Angaben.  

„Ich bin mobiler, flexibler und unabhängiger, kann 
Nebenverdienste erzielen, Freizeit besser gestal-
ten und Kontakt zu Freunden und Bekannten hal-
ten“ ist eine der Aussagen, die stellvertretend für 
ausnahmslos alle Befragten steht, die relativ bald 
nach dem Erwerb der Fahrerlaubnis auch über 
einen eigenen Wagen verfügten. Das Lebensge-
fühl dieser Personen scheint sich deutlich verbes-
sert zu haben, bzw. bei denjenigen, die einen Un-
fall erlitten haben, dem Lebensgefühl vor dem 
Unfall einigermaßen wieder zu entsprechen. Be-
fragte, die zum Zeitpunkt der Umfrage noch ohne 
Fahrzeug auskommen mussten oder deren Krank-
heit sich seit der Fahrausbildung bis zur Fahrunfä-
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higkeit verschlechtert hat, äußerten, dass sich 
verständlicherweise keine Veränderungen einge-
stellt hätten. 

Dieser Aspekt stellte auch einen Schwerpunkt in 
den 27 vertiefenden Interviews dar. Wie sehr sich 
das Leben durch den Erwerb oder die Umschrei-
bung einer Fahrerlaubnis und die anschließende 
Verfügbarkeit eines Fahrzeuges für den/die Ein-
zelne/n verändert und dabei „normalisiert“ hat, 
wurde hier sehr eindrücklich deutlich und zum Teil 
auch sehr ausführlich geschildert. Die (Wie-
der)Erlangung der Fahrerlaubnis und vor allem die 
Verfügbarkeit eines individuell angepassten Fahr-
zeugs bedeuten für die Betroffenen einen sehr 
großen Zuwachs an Mobilität und Selbstbestim-
mung. Dies wirkt sich sowohl auf das Arbeitsleben 
als auch die Bewältigung des Alltagslebens und 
die Gestaltung des Privatlebens aus. Damit geht 
eine positive Veränderungen des Selbstbilds und 
ein Anstieg der Lebenszufriedenheit einher. Betont 
wurden immer wieder die positiven Auswirkungen 
auf das eigene Lebensgefühl und das Selbstbe-
wusstsein. Die Mehrzahl der Betroffenen nannte 
auch die Entlastung der Angehörigen als einen für 
sie sehr zentralen Aspekt der eigenständigen Mo-
bilität. Auch Schritte, die zu einer Normalisierung 
des Lebensvollzugs beitragen, wurden von den 
Interviewten besonders hervorgehoben. Vor allem 
das Gefühl, von Anderen respektiert und gleichbe-
rechtigt behandelt zu werden, führte zu einem 
spürbaren Anstieg der Lebensqualität. 

Für die Berufstätigkeit bedeutet der Zuwachs an 
Mobilität zweierlei: Zum einen erhöhen sich die 
Chancen, einen Arbeitsplatz zu finden, da sich der 
potenziell erreichbare Radius erweitert. Zum ande-
ren können die Betroffenen die Arbeitstätigkeit 
flexibler gestalten, also beispielsweise spontan 
notwendige Überstunden leisten oder Ortstermine 
wahrnehmen. Dass dies mit einer höheren Ar-
beitsplatzsicherheit einhergeht, ist nachvollziehbar. 
Aber auch für die Bewältigung des privaten Alltags 
hat der Zuwachs an Selbstständigkeit und Mobilität 
einen hohen Stellenwert. Neben der Erledigung 
der zur Selbstversorgung notwendigen Gänge wie 
z.B. Einkäufe, Arztbesuche usw. wird von den 
Betroffenen besonders die soziale Einbindung 
hervorgehoben. Neue Chancen der Teilhabe am 
sozialen und gesellschaftlichen Leben wurden viel-
fach erst durch den Zuwachs oder Gewinn einer 
eigenständigen Mobilität möglich. Dies gilt natür-
lich in erster Linie für die Freizeitgestaltung, wurde 
aber auch besonders von Betroffenen mit Kindern 
artikuliert. Die unterschiedlichen Dimensionen, die 
in den Erzählungen sichtbar wurden, sollen nun 
durch eine ganze Reihe von Zitaten veranschau-
licht werden:  

„(...) halt in Sachen Job, ich meine, da kann man 
sich schon in einem weiteren Kreis irgendwo be-
werben, also nicht bloß hier in den nächsten 10 
Kilometern, wo man mit dem E-Rolli halt hinkommt 
und so. Da hat man auch viel bessere Chancen, 
überhaupt einen Job zu bekommen.“ (22) 

„Und dazu natürlich eigentlich das Wichtigste, dass 
ich halt meinen Beruf voll ausüben kann. Und das 
ist einfach was, was oft vielen Behinderten nicht 
zugetraut wird. Ich hab´s halt gemerkt, als ich mich 
für die Stelle beworben hab, da war es auch so ein 
Thema: ja, das wird ja schwierig, wenn Sie dann 
Außendienst machen müssten. Und dann sag ich 
nein, wieso, wo ist ein Problem. (...) bei der Be-
werbung auf eine Stelle, ist der Führerschein 
schon ein ganz schönes As im Ärmel. (...) und 
natürlich, dass ich innerhalb meiner Arbeit die Sa-
chen erfüllen kann, die auch von jemand verlangt 
werden würden, von Leuten, die nicht behindert 
sind.“ (8) 

„(…) jetzt bin ich völlig unabhängig, von jedem. 
Kann meine Termine selbst planen, hab auch jede 
Menge Möglichkeiten, noch nebenher Geld zu 
verdienen, was vorher nicht möglich war, oder 
eingeschränkt möglich war, weil es dann eben 
auch mit vielen Fahrten zusammenhängt (…).“ (9) 

„Ich kann auch wesentlich besser selber für mich 
sorgen, sei es jetzt mal irgendwie größere Einkäu-
fe tätigen oder irgendwas, dann nehme ich das 
Auto, fahr kurz rüber zu den Geschäften, was ich 
halt früher nicht konnte. Weil mit dem Rollstuhl, 
wie gesagt, wo will man da einen großen Ein-
kaufskorb oder was transportieren (…).“ (11) 

„(...) dass das Auto für mich einen unheimlich ho-
hen Stellenwert hat, dass ich dadurch sehr mobil 
bin, ich kann größere Strecken bewältigen, ohne 
Rollstuhl, eben im Auto, ich kann reisen, ich kann 
alleine einkaufen gehen, ich kann zur Arbeit fah-
ren. Das Auto hat mir unheimlich viel Mobilität 
wiedergegeben. Von daher hat es schon einen 
sehr, sehr hohen Stellenwert für mich. (...) Wenn 
ich abends ausgehen möchte, kann ich ausgehen, 
ich brauche keinen Behindertenfahrdienst beauf-
tragen, ich bin dadurch unheimlich selbständig 
geworden. Und das möchte ich mir auch erhalten.“ 
(10) 

„(...) ja klar durch den Führerschein konnte ich 
Berufe machen, die ich vielleicht ohne Führer-
schein nicht hätte machen können, oder nur mit 
viel organisatorischem Aufwand. (...) und dass ich 
halt mehr Möglichkeiten habe, auch mal abends 
weg zu gehen oder motivierter bin, was zu unter-
nehmen, weil ich nicht lange überlegen muss, ein 
Taxi bestellen muss, oder so. (...) Das war halt 
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vorher, ja schwierig, weil man halt erst vorher noch 
eine große Aktion starten muss, um weg zu kom-
men (...) Und das mit meinen Eltern, das Umset-
zen in den normalen PKW, das war so umständ-
lich, mit Rutschbrett und allem, einer vorne, einer 
hinten gehoben und gezogen, das fällt halt jetzt 
alles weg.“ (6) 

„Durch den Führerschein bin ich ja selber unheim-
lich mobil geworden und auch aktiver. (...) ich habe 
dann einen Wohnungswechsel vorgenommen, 
habe einen Arbeitswechsel vorgenommen, so die-
ses ganz normale Leben, das ich eigentlich hinter-
her leben konnte, da ist natürlich der Führerschein, 
oder das Auto fahren können, von sehr großer 
Bedeutung. Also ich behaupte mal, ich führe ein 
ganz normales Leben trotz dieser Behinderung, 
und dass ich das so kann, davon gehen sicherlich 
50% (…), auf den Führerschein, der mir das er-
möglicht.“ (16) 

„Dadurch, dass ich eben zwei Kinder habe und 
einen behinderten Sohn, bin ich sozusagen auf 
das Auto angewiesen. Was ich jetzt alles mit de-
nen machen kann, unvorstellbar zu vorher.“ (12) 

„(...) und ja, ich habe eine damals dreijährige Toch-
ter und konnte dann z.B. auch mit ihr einkaufen 
gehen, weil mit dem Rollstuhl ist das ein bisschen 
problematisch, oder sie in den Kindergarten brin-
gen (...).“ (17) 

„Also selbständiger zu werden und unabhängiger, 
auch von meinen Eltern (...) es ist zum Beispiel 
auch für meine Eltern eine Erleichterung. Die müs-
sen mich nicht mehr holen. Das war eigentlich 
auch Sinn und Zweck der Sache, dass ich unab-
hängig werde (...).Weil ich auch, wie andere sein 
will, so weit wie das möglich ist. Gleiche Möglich-
keiten haben will, wie ein gesunder Mensch auch, 
ja.“ (6) 

„Also wenn es jetzt um kurze Strecken geht, um 
mal in die Arbeit zu fahren oder so, kann ich das 
jetzt ganz ohne Hilfe. Und das ist toll. Das ist dann 
wirklich eine totale Freiheit. Das ist schön, ja.“ (8) 

„(…) dann war das für mich natürlich wie ein ach-
tes oder neuntes Weltwunder. Dass ich mit der 
Schwere der Behinderung jemals wieder Auto 
fahren könnte, hätte ich in den 3 Jahren vorher 
sicherlich nicht gedacht. Und dann war das für 
mich natürlich sehr erstrebenswert, mich da auch 
reinzuknien, das mit dem Ein- und Aussteigen 
wieder zu lernen. (...) das war für mich natürlich 
ein wahnsinniges, ja positives Erfolgserlebnis, jetzt 
mit der Schwere der Behinderung doch wieder 
Auto fahren zu können. Das ist ein unheimlicher 
Mobilitätsvorteil. Das hat für mich in meinem Le-
ben einen enorm hohen Stellenwert.“ (16) 

„(...) das Selbstbewusstsein ist damals enorm ge-
stiegen, auf jeden Fall. Und mein Radius hat sich 
einfach erweitert. Erst mal von dem, was ich sehe, 
in Urlaub fahren zum einen und ich kann meine 
Kontakte bei den Freunden besser pflegen.“ (3) 

„(…) man möchte auch Eigenverantwortung über-
nehmen, um sich seine Zeit auch selbst einteilen 
zu können und nicht mehr abhängig sein zu müs-
sen, wann jemand einen irgendwo abholt oder 
hinbringt (…).“ (9) 

„(…) also ein Stück Behinderung wird mir wegge-
nommen dadurch, dass ich das Auto hab, und ja, 
ich bin halt wesentlich flexibler dadurch.“ (1) 

„Man ist mobiler, freier, ich denke mal, für die Psy-
che ist das sehr positiv.“ (26) 

„Also ich finde es als Rollstuhlfahrerin, halt für 
mich wichtig, dass, wenn man halt im Auto sitzt, 
alles auf gleicher Ebene ist. Also, die Anderen im 
Straßenverkehr sind gleichwertig, außer, dass der 
eine vielleicht mehr PS hat wie der andere. Aber 
die Regeln sind die gleichen, ob der jetzt ein 
schnelleres Auto hat oder nicht. Und das finde ich 
einfach so von dieser Lebensperspektive, in der 
man lebt, einfach gut; weil die normale Perspektive 
für jemanden, der nicht im Rollstuhl sitzt, ist ja eine 
ganz andere, wie wenn man so auf 1.50 sitzt, oder 
so. Und im Auto ist es einfach gleich. Das gibt 
einem dann schon ein bisschen ein anderes Ge-
fühl, auch Lebensgefühl.“ (13) 

„Ich glaube, es spielt noch mal was anderes eine 
Rolle. Ich wollte es auch immer so Leuten bewei-
sen, dass es geht, dass ich das auch kann.“ (2) 

„(…) schon weil die Gleichberechtigung im Stra-
ßenverkehr da ist, eine unglaubliche Erleichterung 
in meinem Leben (...) Und dass viele dann auch 
Respekt zeigen oder Interesse (...) also ich wurde 
dann auch schon öfter angesprochen, dass sich 
Leute interessiert haben für die Umbauten oder 
so.“ (25) 

Mit der ebenfalls offenen Frage am Ende des Fra-
gebogens nach Verbesserungsmöglichkeiten in 
der Fahrausbildung für Behinderte und Menschen 
mit Mobilitätseinschränkungen war noch einmal 
das Rückerinnerungsvermögen der Befragten ge-
fordert, die ihre eigene Fahrausbildung als Grund-
lage ihrer Überlegungen nutzen sollten. 166 der 
254 Befragten unterbreiteten daraufhin zumeist 
sehr konstruktive und ebenso unterschiedliche 
Vorschläge, die von der generellen Erhöhung des 
Angebots an Fahrschulen, der Senkung der Kos-
ten bis hin zu detaillierten Änderungswünschen in 
der Ausbildung selbst reichen. Etliche Personen 
nutzten aber auch an dieser Stelle die Gelegenheit 
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ihrer Zufriedenheit mit der persönlichen Fahraus-
bildung Ausdruck zu verleihen. 

„Anzahl der Behindertenfahrschulen ist meiner 
Einschätzung nach zu gering, keine Werbung vor-
handen“. Dieses Originalzitat charakterisiert die 
Einstellung vieler Befragter, die sich darüber hin-
aus explizit über die mangelhafte Informationspoli-
tik in diesem Bereich beklagen. Ferner besteht der 
Wunsch nach einem besseren Zusammenspiel der 
Kostenträger mit den Gutachterstellen und der 
Fahrschule: „(…) die Verständigung der einzelnen 
Beteiligten (z.B. Kostenträger – Fahrschüler – 
medizinische Dienste) könnte besser funktionieren; 
der Zeitdruck des Kostenträgers könnte wegfallen“. 

Vergleichsweise häufig wird auch der als zu hoch 
empfundene Fahrstundensatz kritisiert, der eine 
privat finanzierte Fahrausbildung fast unerschwing-
lich macht. Ein ebenfalls zahlreich angemerkter 
Aspekt bezieht sich auf die Ausweitung der techni-
schen Mittel, die es Behinderten ermöglichen, ein 
Fahrzeug zu führen. So sollten die Fahrschulen 
nach Meinung der Befragten über mehr Umbauten 
sowie insgesamt über mehr Fahrzeuge verfügen: 
„(…) alle technische Möglichkeiten anbieten und 
testen lassen und nicht nur die, die die jeweilige 
Fahrschule gerade hat“. 

Die Ansichten darüber, wie sich ein/eine Fahrleh-
rer/-in im Allgemeinen und in der Ausbildung Be-
hinderter und Mobilitätseingeschränkter im Beson-
deren verhalten sollte, sind bekanntlich geteilt. Im 
Rahmen der Verbesserungsvorschläge merkten 
einige Befragte Folgendes an: „Fahrlehrer mit psy-
chologischen Fähigkeiten für Behinderte wären 
eine Verbesserung der Fahrausbildung“. Genau 
Kenntnisse über diverse Arten von Behinderungen 
und deren physische wie psychische Implikationen 
wurden von einigen Befragten explizit gewünscht. 

In Bezug auf die Fahrausbildung wurde ein ver-
stärktes Training von Ausnahme- oder Extremsitu-
ationen angeregt. So könnte nach Ansicht einiger 
Personen das Fahren bei verschneiten Straßen 
oder das Verhalten bei einem Unfall zumindest 
theoretisch in der Ausbildung besprochen werden. 

Die letzte offene Frage der Untersuchung richtete 
sich ebenfalls an die Erfahrungen der ehemaligen 
Fahrschüler/-innen. Sie wurden gebeten zu über-
legen, welche Empfehlungen sie anderen Behin-
derten und Mobilitätseingeschränkten hinsichtlich 
der Auswahl einer geeigneten Fahrschule geben 
würden. 182 Personen kamen dieser Bitte nach.  

Besonders auffällig dabei ist die häufige Erwäh-
nung kompetenter Fahrlehrer und Fahrlehrerinnen 
als Qualitäts- und damit Auswahlkriterium, die 
möglichst über eine langjährige Erfahrung in der 

Ausbildung Behinderter und Mobilitätseinge-
schränkter verfügen sollten. Ferner wird erwartet, 
dass diese nach Mitteln und Wegen suchen, das 
Fahrzeug der jeweiligen Behinderung des Fahr-
schülers bzw. der Fahrschülerin anzupassen und 
Ideen in dieser Hinsicht entwickeln. 

Der folgende Kommentar steht in diesem Kontext 
beispielhaft für eine ganze Reihe ähnlicher Anmer-
kungen: „Ausreichende Erfahrung der Lehrer, gute 
Fahrzeuge mit entsprechender Ausrüstung, hilfs-
bereite und freundliche Fahrlehrer, die auf Behin-
derungen eingehen und Wege zur Durchführung 
der Ausbildung suchen und vorschlagen“. 

Das ausgewählte Zitat spricht zugleich ein weite-
res Kriterium an, das von vielen Befragten als für 
die Auswahl entscheidend angesehen wird, und 
zwar das Vorhandensein mehrerer umgebauter 
Fahrzeuge. Die Betroffenen empfanden es ver-
ständlicherweise als einen großen Vorteil, wenn 
relativ problemlos und schnell ein geeignetes 
Fahrzeug für sie zur Verfügung stand oder zügig 
umgebaut werden konnte. In diesem Zusammen-
hang empfehlen einige, dass eine Umbauwerkstatt 
der Fahrschule angeschlossen oder zumindest in 
der Nähe sein sollte. „Alles aus einer Hand“ zu 
erhalten, also die Fahrausbildung (Theorie und 
Praxis) und den später umgerüsteten Wagen an 
einem Ort beziehen zu können, wurde als beson-
ders nützlich eingestuft.  

Der Kostenfaktor spielt in Bezug auf die genannten 
Empfehlungen ebenfalls eine wichtige Rolle: „(...) 
Preis-Leistungs-Verhältnis muss stimmen (...)“, 
wobei künftigen Fahrschülern und Fahrschülerin-
nen angeraten wird, neben dem Preis auch auf die 
Anzahl der Fahrstunden zu achten, die einige Be-
fragte als zu zahlreich empfanden. Somit zählt 
eine gute Beratung mit realistischen Kostenvoran-
schlägen zu den Tipps, die als mögliches Aus-
wahlkriterium einer Fahrschule genannt wurden. 
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7  Erwartungen und Erfahrun-
gen Mobilitätseingeschränk-
ter nach dem Erwerb bzw. 
der Umschreibung einer 
Fahrerlaubnis  

Der „Fahrzeugfragebogen“, der auf unterschiedli-
che Aspekte nach dem Erwerb bzw. der Um-
schreibung der Fahrerlaubnis zielte, wurde – ge-
meinsam mit dem Hauptfragebogen – ebenfalls an 
alle für die Erhebung angeschriebenen Personen 
versendet. In einem Begleitschreiben wurde je-
doch darauf hingewiesen, dass nur die Personen 
den zweiten Fragebogen ausfüllen sollen, die zum 
Zeitpunkt der Erhebung über ein eigenes Fahrzeug 
verfügen oder aber die Möglichkeit der Nutzung 
eines geeigneten Wagens besitzen. Von den 254 
Teilnehmern und Teilnehmerinnen der Erhebung 
schickten 208 auch einen ausgefüllten Fahrzeug-
fragebogen zurück. D.h., nicht allen Befragten, die 
sich an der Erhebung beteiligten, stand derzeit 
auch ein eigenes bzw. geeignetes Fahrzeug zu 
Verfügung. In den 27 vertiefenden Interviews wur-
den auch einige Fragestellungen aus dem Fahr-
zeugfragebogen noch einmal angesprochen. In 
diesem Kapitel werden zunächst kurz die Inhalte 
des Fahrzeugfragebogens skizziert und die Teil-
nehmer/-innen, die diesen ausgefüllt haben, in 
ihren wesentlichen demographischen Merkmalen 
beschrieben. Anschließend werden die Ergebnisse 
der Befragung entlang des Fragebogenaufbaus 
dargestellt. Sofern vorhanden, wird bei Einzelas-
pekten auf Besonderheiten hingewiesen, die sich 
z.B. zwischen der Gruppe derjenigen zeigen, die 
eine Erstausbildung gemacht hatten, und derjeni-
gen, die ihre Fahrerlaubnis haben umschreiben 
lassen. Ebenso wird gegebenenfalls auf Beson-
derheiten oder Unterschiede aufmerksam ge-
macht, die sich bei bestimmten bzw. zwischen 
einzelnen Einschränkungsarten zeigten. Die Er-
gebnisse aus dem Fragebogen werden punktuell 
durch Ergebnisse aus den vertiefenden Interviews 
ergänzt. 

 

7.1 Die Inhalte des Fahrzeugfrage-
bogens 

Der Fahrzeugfragebogen enthielt neben einer de-
taillierten Frage zur Ausstattung des Fahrzeuges: 

• Geschlossene Fragen zu den sozialen Aspek-
ten, die der Erwerb/Besitz eines geeigneten 
Fahrzeuges für mobilitätseingeschränkte Fah-
rer/-innen hat. Hier wurde beispielsweise nach 

den wichtigsten persönlichen Aspekten oder 
Auswirkungen gefragt, die mit dem Besitz ei-
nes geeigneten Fahrzeuges einhergehen. Er-
hoben wurde auch, wie häufig das Fahrzeug 
für bestimmte Wege und Aktivitäten benutzt 
wird (z.B. zur Arbeit, für das alltägliche Leben, 
in der Freizeit usw.).  

• Eine ganze Reihe von weitgehend geschlos-
senen Fragen, die sich mit dem organisatori-
schen Ablauf und der Finanzierung eines ge-
eigneten Fahrzeugs bzw. den notwendigen 
Umbauten beschäftigten. Hier wurde z.B. ab-
gefragt, von wem oder wodurch die Teilneh-
mer/-innen erfahren haben, dass es spezielle 
Firmen für Fahrzeugumbauten für Menschen 
mit Behinderungen bzw. Mobilitätseinschrän-
kungen gibt. Gefragt wurde, wie lange es ge-
dauert hat, bis der/die Teilnehmer/-in nach 
dem Erwerb bzw. der Umschreibung der Fahr-
erlaubnis ein geeignetes Fahrzeug zur Verfü-
gung hatte, ob und wie lange sich die/der Be-
troffene um eine Finanzierung des Pkw bzw. 
der Umbauten durch einen Kostenträger be-
müht hat, wer den PKW oder die Umbauten 
letztlich finanziert hat und falls es ein Kosten-
träger gab, welcher dies war.  

• Geschlossene Fragen zum Fahrverhalten und 
zur Fahrpraxis der Teilnehmer/-innen. Hierun-
ter fielen Fragen nach der durchschnittlichen 
jährlichen Kilometerzahl der Befragten, nach 
der Einschätzung des eigenen Fahrverhaltens, 
nach möglichen Vermeidungsstrategien auf-
grund der Einschränkung (z.B. nicht nachts 
fahren, nicht bei schlechtem Wetter fahren, 
nicht bei dichtem Verkehr fahren usw.), aber 
auch nach Konflikten im Straßenverkehr (z.B. 
Geschwindigkeitsüberschreitungen, Überfah-
ren roter Ampeln) und nach Unfällen, die die 
Teilnehmer/-innen nach der Ausbildung bzw. 
Umschreibung hatten. 

 

7.2 Kurzcharakteristika der Teilneh-
mer/-innen 

Die 208 Befragten, die den Fahrzeugfragebogen 
der Untersuchung ausgefüllt haben, weisen die 
nachfolgend aufgeführten soziodemographischen 
Merkmale auf: 

• Analog zu dem Hauptfragebogen sind auch 
hier die meisten Befragten männlich, nämlich 
127 Personen und damit 61%, während 81 
Personen (39%) weiblichen Geschlechts sind. 

• 44% der Befragten haben zum ersten Mal ei-
nen Führerschein erworben, 56% hingegen 
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ließen eine bereits bestehende Fahrerlaubnis 
umschreiben, wobei deutlich mehr Männer zu 
der Gruppe der Umschreiber/-innen zählten, 
während das Gros der Frauen (54,4%), die 
den Fahrzeugfragebogen ausfüllten, eine Erst-
ausbildung absolviert hatte. 

• Wie im Hauptfragebogen auch decken die 
Teilnehmer/-innen am Fahrzeugfragebogen 
sämtliche Altersgruppen ab. Zum Zeitpunkt der 
Befragung gehörten die meisten Personen der 
Altersgruppe der 21-30jährigen (33%) an. Wei-
tere 19,2% waren 31-40 Jahre alt, gefolgt von 
15,3% der Befragten, die der Gruppe der 51-
60jährigen angehören. Bedingt durch die recht 
hohe Anzahl an Umschreibern ist auch die Al-
tersgruppe der 61-70jährigen mit 13,8% stark 
vertreten. Relativ schwach vertreten sind die 
ganz jungen Personen im Alter von 18-20 Jah-
ren (5,9%), die 41-50jährigen (5,4%) sowie die 
über 71jährigen (7,4%). 

• Bei 64 Personen (32%), die den Fahrzeugfra-
gebogen ausgefüllt haben und somit aktuell 
über ein geeignetes Fahrzeug verfügen, ist die 
Mobilitätseinschränkung auf einen Unfall zu-
rückzuführen. Hierbei handelt es sich gleich-
zeitig überwiegend um Umschreiber/-innen. 
Die nächstgrößte Gruppe bilden die Personen, 
die von Geburt an mobilitätseingeschränkt sind 
(57 Personen, d.h. 28,5%). Diese Personen 
haben zumeist eine Erstausbildung durchlau-
fen. 47 Personen (23,5%) leiden unter den 
Folgen einer (zumeist progressiv fortschreiten-
den) Krankheit. Auch in dieser Gruppe finden 
sich deutlich mehr Umschreiber/-innen. Auf 
weitere 32 Personen treffen sonstige Gründe 
wie z.B. Schlaganfall, Schädel-Hirn-Trauma, 
Hirnblutungen oder Systemerkrankungen als 
Grund ihrer Mobilitätseinschränkung zu. Diese 
Personen verfügten zumeist ebenfalls bereits 
über eine Fahrerlaubnis, die jedoch umge-
schrieben werden musste. 

• 94 Personen (46,8%) waren zum Zeitpunkt der 
Erhebung erwerbstätig, 107 Personen (53,2%) 
waren nicht erwerbstätig. Letztere Zahl ist da-
bei weniger auf die Behinderung oder Mobili-
tätseinschränkung zurückzuführen, sondern 
mehr dem recht hohen Alter etlicher Befragter 
geschuldet, die sich bereits in Pension/Rente 
befinden (siehe Hauptfragebogen). Die Mehr-
heit der erwerbstätigen Studienteilnehmer/-
innen (67,4%) arbeitet Vollzeit, 27% arbeiten in 
Teilzeit und nochmals 5,6% gehen weniger als 
15 Stunden in der Woche einer Beschäftigung 
nach. 

7.3 Fahrzeug und Ausstattung 

Der „Fahrzeugfragebogen“ begann mit der Frage, 
wie lange es gedauert hat, bis die Person nach 
dem Erwerb oder der Umschreibung ihrer Fahrer-
laubnis ein geeignetes Fahrzeug zur Verfügung 
hatte.  

 

Bild 7.1: Dauer nach Erwerb der Fahrerlaubnis, bis ein Fahr-
zeug zur Verfügung stand nach Ausbildungstyp 

 

Bild 7.1 zeigt, dass bei einem guten Drittel der 
Befragten (69 Personen) unmittelbar nach der 
Fahrausbildung oder der Umschreibung ein geeig-
netes Fahrzeug vorhanden war. Nach etwa einem 
halben Jahr verfügten bereits ¾ der Befragten 
über eine Fahrmöglichkeit. Die traurige Ausnahme 
bilden die 7,5%, die über ein Jahr bis hin zu 5 Jah-
ren nach dem Erwerb der Fahrerlaubnis noch kein 
Fahrzeug besaßen. 

Die Gruppe der Umschreiber/-innen hatte insge-
samt deutlich früher ein adäquates Fahrzeug zur 
Verfügung, während relativ viele Personen mit 
einer Erstausbildung (26%) zwischen einem hal-
ben und einem Jahr auf einen Wagen warten 
mussten. Dieses Ergebnis war zu erwarten, da 
anzunehmen ist, dass viele Personen, die z.B. 
nach einem Unfall oder aufgrund einer Krankheit 
ihre Fahrerlaubnis umschreiben lassen müssen, 
bereits vorher ein Fahrzeug hatten. Geschlechts-
spezifische Differenzen liegen nicht vor. 

Auf die Frage, ob das betreffende Fahrzeug auf 
die spezielle Behinderung oder Mobilitätsein-
schränkung umgerüstet ist, antworteten 80,9% der 
Erstausgebildeten und 87,5% der Umschreiber/-
innen mit Ja. 

26
,1

12
,5

25

26
,1

10
,2

40
,2

25

5,
4

34

17

25

16
,5

8,
9

20
,5

7,
5

0

10

20

30

40

50

schon
vorhanden

weniger als
1 Monat

weniger als
1/2 Jahr

weniger als
1 Jahr

mehr als ein
Jahr

P
ro

ze
nt

Erstausbildung Umschreibung Gesamt

hilde


hilde


hilde

hilde



 79 

In der nachfolgenden Frage wollten wir erfahren, 
wie und von wem die Befragten zum ersten Mal 
davon gehört hatten, dass es spezielle Firmen für 
Fahrzeugumbauten gibt und von wem sie schließ-
lich die entscheidende Information erhalten hatten. 
Zu diesem Zweck standen den Befragten 15 Ant-
wortmöglichkeiten sowie eine Kategorie „Sonsti-
ges“ zur Auswahl. Mehrfachnennung war gestattet. 
Dem nachfolgenden Bild können die in diesem 
Kontext am häufigsten genannten fünf Personen 
oder Institutionen entnommen werden. Die voll-
ständige Auswertung befindet sich in Tabelle 20 im 
Anhang 3. 

 

Bild 7.2: Von wem zuerst von Firmen für Fahrzeugumbauten 
gehört und von wem die entscheidenden Informatio-
nen erhalten (die fünf häufigsten Nennungen) 

 

Besondere Relevanz scheint bei der Weitergabe 
dieser speziellen Informationen den informellen 
Gruppen und der Mund-zu-Mund Propaganda 
zuzukommen. Dass Umbaufirmen für Fahrzeuge 
existieren, haben die meisten Befragten (67 Per-
sonen) von anderen Behinderten erfahren. Dieses 
Ergebnis zeigte sich bereits im Hauptfragebogen, 
als danach gefragt wurde, vom wem oder wodurch 
die Befragten das erste Mal davon gehört hatten, 
dass es spezielle Fahrschulen für Behinderte bzw. 
Mobilitätseingeschränkte gibt. Auch diese Informa-
tion erhielten die meisten Befragten durch andere 
Behinderte bzw. Mobilitätseingeschränkte. Die am 
zweithäufigsten genannte Informationsquelle zu 
Umbauwerkstätten stellen die Fahrschulen selbst 
dar, gefolgt von den Ansprechpartnern bzw. An-
sprechpartnerinnen in Rehazentren oder den Re-
haberatern und Rehaberaterinnen. Auch die Kate-
gorien „Freunde und Verwandte“ sowie „Autohäu-

ser und Fahrzeughersteller“ finden sich unter den 
fünf am häufigsten genannten Informationsquellen. 

Die entscheidende Information erhielt das Gros der 
Befragten dann jedoch von der eigenen Fahrschu-
le. Da diese häufig in engen Kontakten oder direk-
ten Kooperationen mit Fahrzeugherstellern und 
Umrüstbetrieben stehen, war dieses Ergebnis zu 
erwarten. An zweiter Stelle waren erneut andere 
Behinderte die wichtigste Informationsquelle, ge-
folgt von den Fahrzeugherstellern und Autohäu-
sern. Ansprechpartner/-innen in Rehazentren oder 
Rehaberater/-innen und eigenen Recherchen, z.B. 
im Internet, kommt ebenfalls eine große Bedeu-
tung zu. 

Um einen Eindruck zu gewinnen, welche Umbau-
ten am häufigsten und vor allem bei welcher Art 
der Behinderung oder Mobilitätseinschränkung an 
den Fahrzeugen vorgenommen werden müssen, 
haben wir 28 technische Veränderungen aufge-
führt sowie erneut eine Kategorie „Sonstiges“ an-
geboten. Die Befragten wurden gebeten, alle in der 
Liste aufgeführten Zubehörteile anzukreuzen, mit 
denen ihr Fahrzeug ausgestattet ist. 

Den Antworten (vgl. Tabelle 21 im Anhang 3) ist zu 
entnehmen, dass über 90% der Befragten einen 
Automatikwagen fahren. Ebenso wie bei der Ser-
volenkung, welche 68% der Befragten benötigen 
(weitere 14,5% nutzen eine modifizierte und damit 
noch stärker erleichterte Servolenkung) lassen 
sich fast alle Krankheitsbilder unter den Benutzern 
eines Automatikfahrzeuges finden. 57% der Be-
fragten besitzen einen Drehknopf, Dreizack oder 
eine Drehgabel und knapp 50% fahren mit einem 
Handgerät für Gas und Bremse. Deutlich seltener 
werden eine mechanische Umlenkung für Blinker 
und Scheibenwischer oder ein Zentralcomander 
am Lenkrad bzw. am Lenkhebel zur Bedienung der 
Sekundärfunktionen wie Blinker, Wischer usw. 
benötigt (16,4% der Befragten). Die übrigen tech-
nischen Fahrhilfen nennen weniger als 30 Perso-
nen. Die Lineare-Hebel-Lenkung beispielsweise 
verwenden insgesamt nur 12 Personen, wovon die 
meisten an Muskeldystrophie leiden. Besonders 
selten, nämlich nur von 1-2 Personen, werden eine 
Joystick-Lenkung, Fußlenkung oder ein elektri-
sches Lenksystem verwendet. Ohne technische 
Zubehörteile kommen nach eigenen Angaben le-
diglich 3 Personen aus. 

Die meisten Studienteilnehmer/-innen (47,5%) 
gaben an, 3-5 Zubehörteile in ihrem Fahrzeug zu 
benötigen. Eine kleine Gruppe von 2,5% der Be-
fragten ist auf 11-13 technische Hilfsmittel ange-
wiesen, um einen Wagen allein steuern zu können. 
Hierbei handelt es sich zumeist um Personen mit 
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Para- oder Tetraplegie, Muskeldystrophie sowie 
stark ausgeprägter Dysmelie.  

 

7.4 Finanzierung des Fahrzeugs und 
der Umbauten 

Wie im Hauptfragebogen hinsichtlich der Finanzie-
rung der Fahrausbildung bzw. der Umschreibung 
wurde auch im Fahrzeugfragebogen die Frage 
gestellt, ob die Teilnehmer/-innen sich um einen 
Kostenträger für das Fahrzeug und/oder die not-
wendigen Umbauten bemüht hatten. Dabei zeigte 
sich: Knapp 44% der Befragten haben sich sowohl 
hinsichtlich des Fahrzeugs als auch hinsichtlich 
der Umbauten um einen Kostenzuschuss oder um 
eine komplette Finanzierung durch einen Kosten-
träger bemüht. Etwas weniger Personen (knapp 
41%) gingen von Anfang an von einer Eigenfinan-
zierung aus. Dabei zeigen sich deutliche Unter-
schiede zwischen den Geschlechtern. Während 
knapp 52% der Frauen eine Fremdfinanzierung 
von Fahrzeug und Umbauten anvisierten, waren 
es bei den Männer lediglich 38%. Als Tendenz 
kann darüber hinaus festgehalten werden, dass 
von den Personen, die sich um einen Kostenträger 
bemühten, die deutliche Mehrheit einen Kostenträ-
ger für Fahrzeug und Umbauten suchten. Nur we-
nige der hier Befragten bemühten sich ausschließ-
lich um eine (Teil-)Finanzierung der Umbauten 
oder des Fahrzeugs. 

 

Bild 7.3: Bemühung um Kostenübernahme durch Träger nach 
Ausbildungstyp 

Die Antworten zu dieser Frage zeigen auch: Deut-
lich mehr Umschreiber/-innen planten von vorne 
herein eine Eigenfinanzierung (49%) als Personen, 
die ihre erste Fahrausbildung abgeschlossen hat-
ten (32%). Eine Erklärung hierfür könnte sein, dass 
die meisten Umschreiber/-innen bereits ein eige-
nes Auto besaßen und der finanzielle Aufwand für 
eventuell notwendige Umbauten nicht so hoch war, 
so dass sich diese Personen eher dazu entschlos-
sen, diese Kosten selbst zu tragen, als den büro-
kratischen Aufwand einer Beantragung von Kos-
tenzuschuss oder -übernahme und die damit ver-
bundene Wartezeit auf sich zu nehmen. Kein Zu-
sammenhang lässt sich hingegen zwischen Er-
werbsstatus und Art der Finanzierung feststellen. 
Hier scheint die jeweils individuelle Situation aus-
schlaggebend zu sein. Personen, die durch einen 
fremdverschuldeten Unfall zu Schaden gekommen 
sind, finanzierten ein neues Fahrzeug oder not-
wendige Umbauten aus den Versicherungsgel-
dern, Erwerbstätige bemühten sich zu einem gro-
ßen Teil beim Arbeitsamt um Zuschüsse. Insbe-
sondere Rentner/-innen, Schüler/-innen und Selb-
ständige hingegen haben ihre Kosten oftmals aus 
eigenen Mitteln bestritten. 

Die Bemühungen um eine Finanzierung dauerten 
unterschiedlich lang. Ein Fünftel der Personen, die 
an einer Fremdfinanzierung interessiert waren, 
musste nur etwa einen Monat auf die Übernahme 
durch einen Kostenträger warten. Nach einem 
halben Jahr war es bereits 61% der Befragten 
gelungen, eine Kostenübernahme oder eine Bezu-
schussung für das Fahrzeug und/oder die Umbau-
ten zu erhalten. Weitere 16% der Befragten waren 
erst nach 1-2 Jahren erfolgreich oder gaben ihre 
Bemühungen auf. Ein noch geringerer Teil (6%) 
kämpfte bis zu 5 Jahren und länger um die Finan-
zierung. Anträgen von Umschreibern und 
Umschreiberinnen wurde geringfügig eher stattge-
geben als denen von Personen mit einer Erstaus-
bildung, allerdings sind diese Unterschiede statis-
tisch nicht signifikant. 

Etwa 30 Befragte erhielten letztlich keine finanziel-
le Unterstützung, obwohl sie einen Antrag auf Kos-
tenübernahme durch einen Träger gestellt hatten 
und finanzierten ihr Fahrzeug und/oder ihre Um-
bauten selbst. Dabei bleibt ungeklärt, ob ihnen das 
Warten schließlich zu lange gedauert hat, oder ob 
sie von den Kostenträgern einen negativen Be-
scheid erhielten. 

9,
1

3,
4

31
,8

32
,5

1,
8

49
,1

43
,7

13
,1

2,
4

40
,8

55
,7

16
,7

0

10

20

30

40

50

60

70

für Kfz und
Umbauten

nur für Kfz nur für
Umbauten

keine
Bemühung

P
ro

ze
nt

Erstausbildung Umschreibung Gesamt

hilde

hilde

hilde



 81 

Bild 7.4: Dauer bis zur Übernahme oder Bezuschussung der 
Finanzierung durch einen Kostenträger 

 

Ergänzend zu diesem Themenkomplex wollten wir 
erfahren, welche Institutionen hauptsächlich die 
Finanzierung des Fahrzeugs bzw. des Umbaus 
übernommen haben. 101 Personen benannten 
einen Kostenträger, dabei entfielen 47 Nennungen 
auf das Arbeitsamt und 20 auf die Berufsgenos-
senschaft. Bereits bei der Frage nach den Kosten-
trägern für die Fahrausbildung bzw. Fahrerlaub-
nisumschreibung im Hauptfragebogen wurde deut-
lich, dass sich vor allem die beiden Kostenträger 
„Arbeitsamt“ und „Berufsgenossenschaft“ hier en-
gagieren. Die übrigen 6 möglichen Kostenträger 
wurden deutlich seltener angefragt und finanzier-
ten letztlich auch einen wesentlich geringeren An-
teil an Befragten das Fahrzeug respektive den 
Umbau. In nur 3 Fällen wurde das Sozialamt er-
wähnt, in einem ein Interessenverband.  

Eine Kostenübernahme durch den Arbeitgeber 
fand bei unseren Studienteilnehmern/-innen gar 
nicht statt. Bei Kreuztabellierung mit der vorange-
gangenen Frage nach der Dauer bis zur Kosten-
übernahme zeigt sich, dass speziell die Berufsge-
nossenschaften Anträge relativ zügig stattgegeben 
haben, gleiches trifft auf die meisten Arbeitsämter 
zu. 

Bild 7.5: Kostenträger bei der Finanzierung von Fahrzeugen 
………….und/oder Umbauten 
 

Die Frage, ob sich die Studienteilnehmer/-innen, 
die eine Kostenübernahme oder einen Zuschuss 
erhalten haben, ein auf ihre Behinderung/Mobili-
tätseinschränkung zugeschnittenes Fahrzeug auch 
ohne Beteiligung des Trägers hätten leisten kön-
nen, beantworteten 35% mit Ja und 65% mit Nein 
(vgl. Tabelle 25 im Anhang 3). 

Um einen Gesamteindruck darüber zu erhalten, 
wie letztlich alle hier Befragten ihr Fahrzeug und 
die notwendigen Umbauten finanziert haben, also 
auch diejenigen, die sich nicht um einen Kosten-
träger bemüht hatten, wurde abschließend zu die-
sem Themenkomplex noch einmal die Frage ge-
stellt, wie die tatsächliche Finanzierung der Fahr-
zeuge und Umbauten erfolgte. Die Ergebnisse 
hierzu sind dem nachfolgenden Bild zu entneh-
men. Danach wurden sowohl die Fahrzeuge als 
auch die Umbauten überwiegend selbst finanziert. 
Bei den Fahrzeugen gab es 118 Eigenfinanzierun-
gen, das entspricht etwa 58% aller Fahrzeugan-
schaffungen, wobei, wie bereits erwähnt, sich in 
der Gruppe der Umschreiber/-innen ein nicht uner-
heblicher Anteil an Personen befindet, die bereits 
ein eigenes Fahrzeug hatten, bevor sie mobilitäts-
eingeschränkt wurden. Bei den Umbauten handelt 
es sich um 83 Eigenfinanzierungen, d.h. knapp die 
Hälfte der hier Befragten (47%) übernahm hierfür 
selbst die Kosten. Etwas positiver für die Befragten 
gestaltet sich die Tatsache, dass 72 Umbauten 
komplett durch einen Kostenträger finanziert wur-
den, während es bei den Fahrzeugen nur 23 Voll-
finanzierungen gab. Immerhin ein Drittel der Fahr-
zeuge wurde jedoch von den Kostenträgern bezu-
schusst. 
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Bild 7.6: Finanzierungsart für Fahrzeug und/oder Umbauten 
 

Da sich weniger Umschreiber/-innen um eine 
Fremdfinanzierung des Fahrzeugs bemüht hatten 
(vgl. Bild 7.3), finanzierten sie folgerichtig signifi-
kant häufiger (68%) dieses komplett aus eigenen 
Mitteln, als Personen mit einer Erstausbildung 
(48%). Ähnlich verhält es sich bei der Finanzierung 
der nötigen Umbauten: 56% der Umschreiber/-
innen zahlten diese selbst; gegenüber 36% der 
Befragten mit Erstausbildung. 

In den vertiefenden Interviews wurde der Aspekt 
Finanzierung noch einmal angesprochen. Dabei 
wurde deutlich, dass auch bei der Finanzierung 
eines angemessenen Fahrzeugs oder der notwen-
digen Umbauten die Ausübung einer Berufstätig-
keit die wichtigste Bewilligungsgrundlage darstellt. 
In der Regel muss eine Berufstätigkeit oder eine 
Einstellungszusage nachgewiesen werden, bevor 
ein Antrag gute Erfolgsaussichten hat und gestellt 
werden kann. Einige der von uns interviewten Per-
sonen betonten, dass diese Regelung sich vor 
allem aus drei Gründen als problematisch erweist 
oder erweisen kann: 1. Für viele behinderte oder 
mobilitätseingeschränkte Arbeitnehmer und Ar-
beitnehmerinnen ist das Auto eine notwendige 
Bedingung, um sich überhaupt in einem größeren 
Umkreis bewerben zu können. Vor dem Hinter-
grund der sowieso schwierigen Bewerbungslage 
für Körperbehinderte stellt das Fehlen eines ent-
sprechenden Fahrzeugs und die Verknüpfung der 
Bewilligungspraxis an eine vorhandene Arbeitsstel-
le eine deutliche Einschränkung der Arbeitsmarkt-
chancen dar. 2. Mobilität ist in vielen Berufen eine 
Einstellungsvoraussetzung. Die üblichen Wartezei-
ten nach der Beantragung des Fahrzeugs machen 
die Einstellung Behinderter für Arbeitgeber unatt-
raktiv. 3. Da selbst nach einer Einstellung und 
einer ordnungsgemäßen Beantragung mit einer 
Wartezeit von meist mindestens einigen Monaten, 

in einigen Fällen aber auch länger zu rechnen ist, 
führt dies zu deutlichen Einschränkungen bei der 
Ausübung der Tätigkeit. Eine Fortsetzung des Ar-
beitsverhältnisses ist deshalb nicht immer gewähr-
leistet. 

Bei 14 der 27 interviewten Personen finanzierte 
das Arbeitsamt die Umbaumaßnahmen und antei-
lig den Kauf des Autos. 8 Personen finanzierten 
die Anschaffung und den Umbau privat. In einem 
Fall wurde von einer Berufsgenossenschaft ein 
zinsloses Darlehen gewährt. Von diesen 8 waren 4 
auf Grund ihres Ausbildungsstatus nicht förde-
rungsfähig, einer, weil er Rentner war und einer, 
weil die Behinderung minder schwer war, so dass 
ihm, laut Kostenträger, die Benutzung des ÖPNV 
zugemutet werden kann. 

Die Fristen bis zur Kostenübernahme gestalteten 
sich sehr unterschiedlich: In einem Fall kam die 
Zusage innerhalb von 2 Wochen zustande, in an-
deren Fällen dauerte es einige Monate. Zu massi-
ven Schwierigkeiten in dem Beantragungs- bzw. 
Bewilligungsverfahren ist es, zumindest bei den 
von uns befragten Personen, nur in Einzelfällen 
gekommen. Dennoch erscheint es wichtig, gerade 
diese Einzelfälle etwas genauer zu betrachten, da 
hier zumeist bestehende Schwächen oder Proble-
me in der Bewilligungspraxis und deren Auswir-
kungen auf die individuellen Lebensbedingungen 
der Betroffenen besonders gut sichtbar werden. 
Drei sehr eindrückliche und unterschiedliche Bei-
spiele sollen dies exemplarisch vor Augen führen.  

Die erste „Geschichte“ einer unserer Probanden, 
die in dem folgenden Zitat wiedergegeben wird, 
zeigt noch einmal die Problematik auf, dass in der 
Regel eine positive Bewilligung an eine vorhande-
ne Arbeitsstelle geknüpft wird und was dies für die 
freie Lebensgestaltung des betroffenen Menschen 
bedeuten kann.  

„Also, ich habe mir den Umbau billiger vorgestellt, 
und von daher haben wir dann warten müssen, bis 
mir der Kostenträger das Auto zahlt. Ich hatte ja 
schon den Führerschein, aber ich musste dann 
erst mal warten, bis ich mit meiner Schule fertig 
war. Und da ich aber studieren wollte, war es eben 
nicht so einfach. Ich brauche halt das Auto, weil 
mit den Heimfahrten, also vom Studium nach Hau-
se oder umgekehrt, ich brauche ein Beatmungsge-
rät, brauche ein Absauggerät und um die Sachen 
zu transportieren, da brauche ich halt ein Auto. (...) 
Der Kostenträger war dann letztlich die LVA. (...) 
Zuerst habe ich an den LWV geschrieben und die 
haben sich dann mit dem Arbeitsamt und der LVA 
gestritten, wer jetzt zahlen muss. (...) es ging nicht 
nur um mein Auto, es ging auch um mein Studium, 
also die Frage, wer finanziert mein Studium. Und 
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die haben das eine ganze Zeit immer hin und her 
geschoben. Und irgendwann hat dann die LVA 
entschieden, dass sie zahlen. Aber die haben nur 
30.000 DM gezahlt. Und ich habe, glaube ich, 
noch 8.000 bis 10.000 Mark selber zahlen müssen. 
(...) Die 30.000, das ist der Betrag, den sie für die 
Taxifahrten von Pforzheim bis hierher gezahlt hät-
ten, also wenn ich alle 2 Wochen während meiner 
Studienzeit heimgefahren und dann mit dem Taxi 
gefahren wäre. Das Ganze hat dann 1 ¼ Jahre 
gedauert bis der Bescheid kam und dann noch mal 
der Umbau 1-2 Monate. Solange habe ich dann 
nicht mit dem Studium angefangen, wobei ich zum 
Glück auch noch etwas auf den Studienplatz war-
ten musste, sonst hätte ich noch mehr Zeit verlo-
ren. Und wenn ich nicht das Glück gehabt hätte, 
ein billiges Auto zu bekommen, hätten wir es uns 
trotz Zuschuss gar nicht leisten können. Weil, ich 
brauche ja schon ein relativ großes Auto wegen 
den Geräten, die ich dabei haben muss und mei-
nem Rollstuhl und dann ist auch das Problem von 
der Höhe. (...) Also, jetzt habe ich einen Kombi und 
das ist optimal.“ (15)  

Das nächste Beispiel zeigt, dass der (verständli-
che) Wunsch nach Individualität oder Normalität, 
der z.B. in der „freien“ Wahl des Fahrzeuges zum 
Ausdruck kommt, ebenfalls ein „Stolperstein“ bei 
der Bezuschussung werden kann. Es zeigt aber 
auch, dass das Engagement in „eigener Sache“ 
durchaus zum Erfolg führen kann. 

„Also, den Wunsch überhaupt den Führerschein zu 
machen, hatte ich das erste Mal wie jeder Mensch 
mit 18. Aber das ging nicht, weil das technisch 
nicht möglich war, (...) weil ich eine zu geringe 
Armkraft habe. Und dann später hatte ich eben ein 
Auto gesehen, mit dieser Linearhebellenkung, wo 
man nur einen ganz geringen Kraftaufwand 
braucht. Und dann habe ich angefangen, mich zu 
informieren. Aber das war ein riesiger Weg, bis ich 
die Kostenübernahme geregelt bekommen habe 
(...) also bis ich mir dann wirklich einen Termin 
geben lassen konnte in der Fahrschule, brauchte 
ich zwei Jahre. Mit Gutachten und so von ver-
schiedenen Ärzten und von Orthopäden und was 
weiß ich noch alles. (...) Also, den Führerschein 
hatte ich ja dann (...) und dann hat es noch mal 2 
Jahre gedauert, bis ich auch mein Auto hatte. Und 
in der Zeit konnte ich natürlich gar nichts mit dem 
Führerschein anfangen. Weil ich ja, wie gesagt, mit 
einem anderen Auto überhaupt nichts anfangen 
kann. Weder da rein kann, was noch das kleinere 
Problem ist, man kann sich ja dann helfen lassen, 
aber auch Auto zu fahren, ich kann ja gar kein 
anderes fahren. Aber ein Auto zu bekommen, da 
fing ja dann alles wieder von vorne an. (...) der 
Umbau ist letztlich praktisch so gut wie komplett 

übernommen worden, nur das Auto musste ich 
zum Teil bezahlen, und auch nur deswegen einen 
etwas größeren Teil, weil ich eben ein Auto habe, 
was ich mir gewünscht habe. Es gab 2 Autos, die 
damals möglich waren umzubauen, so von der 
Technik und von der Einfahrt, die ich brauche, um 
mit dem Rollstuhl rein zu kommen. Es gab damals 
den Ford Transit, der natürlich erheblich preiswer-
ter ist als der Crysler Voyager. Den aber wollte ich 
natürlich lieber, weil das eben nicht so ein Trans-
porter ist, wie der Ford. Natürlich war das mein 
spezielles Problem, hätte natürlich nicht sein müs-
sen. Wenn ich gesagt hätte, gut ich nehme einen 
Ford Transit, aber ich habe eben gesagt, wenn 
andere ihr Auto selbst auswählen dürfen, warum 
kann ich das nicht auch, und musste dann natür-
lich auch für die Differenz selbst aufkommen. Aber 
das war mir klar, aber da musste ich auch dafür 
kämpfen, dass ich das so machen durfte. (...) Ich 
habe gleich nach dem Führerschein den Antrag 
gestellt. (...) das wurde eben erst zigmal abge-
lehnt, dann musste ich Widerspruch einlegen und 
vor Gericht, mit Rechtsanwalt und alles Mögliche, 
also es war eine sehr lange Sache und auch eine 
sehr kostenaufwendige Sache. (...) Die haben 
auch zu mir gesagt, damals auf dem Amt, sie hät-
ten ja noch nie jemanden gesehen, der so hartnä-
ckig dafür gekämpft hat wie ich. Und da stehe ich 
auch dazu, da bin ich auch froh. (...) aber es gibt 
genug, denke ich, die das nicht können. Die dann 
auf halber Strecke aufgegeben hätten. Und das 
finde ich dann eben schade. (...) ich finde es eben 
sehr schön und das war mir total wichtig, dass 
mein Auto aussieht wie ein Auto von einem norma-
len Menschen und nicht wie so ein Sonderding für 
Behinderte und dass ich alleine ein- und ausstei-
gen kann. Und deshalb war mein Auto teurer als 
der Ford und das musste ich bezahlen. Und den 
Umbau, den dieses Auto jetzt speziell mehr gekos-
tet hat, musste ich eben auch bezahlen. Das wa-
ren insgesamt wohl so 12.000 DM gewesen, also 
nicht wenig. Weil es dann so lange her war, habe 
ich noch einmal einige Fahrstunden mit dem Fahr-
lehrer in meinem eigenen Auto gemacht. Das war 
ganz hilfreich; in 2 Jahren verlernt man doch eini-
ges und ist auch wieder unsicher.“ (24)  

Eine Person, deren „Geschichte“ hier als drittes 
Beispiel angeführt werden soll, erzählte, dass sie 
nach einem unverschuldeten Unfall einen Total-
schaden an ihrem Fahrzeug hatte. Sie hat darauf-
hin ein neues Auto beantragt, da sie zur Ausübung 
ihrer Berufstätigkeit auf einen Pkw angewiesen 
war. Die Bewilligung dauerte nahezu ein Jahr, die 
Beschaffung und der Umbau noch einmal einige 
Monate, so dass diese Person insgesamt etwa 18 
Monate überbrücken musste, bevor sie wieder 
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über einen eigenen, umgebauten Pkw verfügen 
konnte. Solche Fälle sind meist schwer nachzu-
vollziehen und können gravierende Auswirkungen 
auf die Berufstätigkeit und damit auf die Lebens-
perspektiven der Betroffenen haben. Zur Veran-
schaulichung wieder ein längeres Zitat aus dem 
entsprechenden Interview: 

„Also, es hat bis zur neuen Bewilligung vom Auto, 
obwohl ich es gleich am nächsten Arbeitstag bean-
tragt habe und meine Unschuld am Unfall eindeu-
tig geklärt war, genau eine Woche weniger als ein 
Jahr gedauert. (...) Zuerst war nicht klar, wer zu-
ständig ist. Also ich habe es wieder beim Ar-
beitsamt beantragt, und die haben es der BfA wei-
tergegeben. Und das Problem ist, normal ist die 
BfA nur dann zuständig, wenn man schon 15 Jah-
re versichert ist. Bin ich noch nicht, es gibt aber 
noch einen zweiten Grund, da dadurch wenn sie 
nicht leisten würden, die Arbeitslosigkeit drohen 
würde. Und das wäre bei mir der Fall gewesen. Ich 
arbeite inzwischen als Suchtberaterin im Berufs-
förderungswerk. Dabei bin ziemlich viel unterwegs, 
also ich muss in Kliniken fahren, in Suchtkliniken, 
die Leute besuchen, so wegen Wiedereingliede-
rung und so. Und, wenn ich das nicht könnte, dann 
könnte ich die Arbeit nicht machen. Und deshalb 
hat sich unglücklicherweise die BfA dann nach 
drei, vier Monaten für zuständig erklärt. Und wenn 
Berlin sich für zuständig erklärt, dann ist es aus. 
(...) Das zieht sich immer ewig hin. Und ich war 
auch ein bisschen arg blauäugig. Ich hab zwar 
immer alles sofort hingeschickt, was sie gebraucht 
haben an Unterlagen, aber es zog sich ohne 
Grund monatelang. (...) es tat sich nichts, und ir-
gendwann mal habe ich gedacht, das gibt es nicht. 
Ich habe dann natürlich auch Schwierigkeiten mit 
meiner Arbeit bekommen, weil ich ja fest saß und 
manche Sachen gar nicht mehr machen konnte. 
Berlin hat natürlich ein Taxi bewilligt für den Weg 
zur Arbeit und wieder hierher, aber nicht während 
der Arbeit. (...) Dafür fühlten sie sich nicht zustän-
dig. Dann hab ich irgendwann mal viel zu spät eine 
Dienstaufsichtsbeschwerde eingelegt; hat nichts 
genützt. Dann habe ich gedroht, wenn bis zum 18. 
Februar kein rechtsmittelfähiger Bescheid da ist, 
dann werde ich eine Untätigkeitsklage einreichen. 
Und vier Tage bevor die Frist verstrichen ist, hat 
morgens um halb acht das Telefon geklingelt und 
die Sachbearbeiterin hat angerufen, der Bewilli-
gungsbescheid wäre jetzt raus. Gut und dann ist 
klar, dann hat man mir gesagt, also ich habe einen 
Ford, Lieferzeit mindestens 10 Wochen, bis das 
Auto als solches da ist, denn man darf es ja erst 
bestellen, wenn der Bescheid da ist. Insgesamt hat 
es dann 12 Wochen gedauert bis es da war, tja, 
und bis es dann umgebaut ist, da zieht sich das 

und zieht sich das und dann musste man wieder 
was neu anpassen. Bis das dann alles wirklich 
hundertprozentig so geklappt hat, wie es jetzt ist, 
hat es noch einmal fast drei Monate gedauert. 
Alles in allem also fast 1 ½ Jahre und dabei hätte 
ich fast meinen Job verloren, wenn mich nicht 
ständig andere unterstützt oder auch mal gefahren 
hätten.“ (8)  

 

7.5 Häufigkeit und Art der Fahrzeug-
nutzung 

Um einen Hinweis darüber zu erhalten, wie stark 
die Möglichkeit der eigenen Mobilität tatsächlich 
genutzt wird, erfragten wir mit der 10. Frage aus 
dem Fahrzeugfragebogen die durchschnittlich ge-
schätzte Kilometerzahl, welche die Studienteil-
nehmer/-innen pro Jahr selbst mit dem Auto zu-
rücklegen. Es wurden zu diesem Zweck sechs 
verschiedene Antwortkategorien zur Auswahl vor-
gegeben.  

Die am häufigsten genannte Kategorie stellten die 
von 5.000 bis unter 10.000 Kilometer dar (73 Per-
sonen oder 36%). Etwas weniger, aber dennoch 
65 Personen, legen im Schnitt 10.000 bis unter 
20.000 Kilometer im Jahr zurück. Weniger als 
5.000 Kilometer fahren 29 der 208 Personen 
(14%) mit eigenem bzw. geeignetem Fahrzeug. 
Beinahe ebenso viele (24 Personen) gaben an, 
20.000 bis unter 30.000 Kilometer jährlich zurück 
zu legen. Die Kategorie 30.000 bis unter 50.000 
Kilometer wurde von 9 Befragten gewählt und 2 
Personen gaben an, 50.000 Kilometer und mehr 
pro Jahr zu fahren. Das folgende Bild 7.7 veran-
schaulicht die geschlechtsspezifisch unterschiedli-
che Anzahl gefahrener Kilometer im Jahr. Deutlich 
mehr Frauen legen demnach zwischen 5.000 bis 
unter 10.000 Kilometer zurück, während mehr 
Männer 20.000 bis unter 30.000 Kilometer fahren. 
Eine multiple Regressionsanalyse zeigt, dass zwi-
schen Umschreibern bzw. Umschreiberinnen und 
Personen mit Erstausbildung nur schwache, statis-
tisch nicht signifikante Differenzen bestehen. 
Umschreiber/-innen fahren tendenziell etwas mehr 
als Personen mit einer Erstausbildung. Ein beina-
he linearer, negativer Zusammenhang existiert 
jedoch zwischen dem Alter und der Anzahl gefah-
rener Kilometer. Je jünger die Befragten, desto 
mehr Kilometer legen sie im Durchschnitt zurück. 
Zwischen der Art der Mobilitätseinschränkung und 
der Fahrleistung besteht kaum ein Zusammen-
hang. Lediglich Personen mit einer Behinderung, 
bei der das Gehirn/ZNS beteiligt ist, fahren weni-
ger Kilometer als Personen mit anderen Krank-
heitsbildern oder Mobilitätseinschränkungen. 
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Bild 7.7: Anzahl der jährlich gefahrenen Kilometer  
 

Wie diese Kilometerangaben zustande kommen, 
erklärt sich zum Teil aus der nachfolgenden Dar-
stellung. Wir haben gefragt, wie häufig das Fahr-
zeug für bestimmte Wege und Aktivitäten verwen-
det wird. Dabei waren 10 Situationen vorgegeben, 
die mit den Antwortvorgaben „immer“, „häufig“, 
„selten“ oder „nie“ versehen werden sollten. Bild 
7.8 spiegelt die Anzahl der Personen wider, die 
jeweils bezüglich der entsprechenden Aktivität mit 
„immer“ oder „häufig“ geantwortet haben.  

Auf den ersten Blick wird deutlich, dass die Befrag-
ten ihr Fahrzeug überwiegend für die alltäglichen 
Dinge des Lebens und damit für vermutlich kurze 
Wege wie Einkäufe und Arztbesuche verwenden 
oder, um damit zu ihrer Arbeitsstelle zu gelangen. 
Damit wird deutlich, dass die jährliche Kilometer-
anzahl alleine, noch keine umfassende Auskunft 
darüber gibt, wie stark die Möglichkeit der eigenen 
Mobilität tatsächlich genutzt wird. Mobilitätseinge-
schränkte Menschen, die zwar wenige Kilometer 
im Jahr fahren, aber damit die Chance haben, alle 
(meist kurzen) alltäglichen Wege wieder oder 
erstmals selbständig zu tun, nutzen ihre neue oder 
wiedergewonnene Mobilität sehr intensiv, ohne 
dass dies mit einer hohen Kilometerleistung korre-
liert.  

Bild 7.8 zeigt weiter: Ebenfalls häufig wird der Wa-
gen für Besuche bei Freunden und der Familie 
verwendet (167 resp. 128 Nennungen). Demge-
genüber ist der Anteil derjenigen gering, die mit 
dem Auto in den Urlaub fahren (78 Nennungen). 
Hinsichtlich der Unterscheidung nach Vielfahrern/ 
-innen und Wenigfahrern/-innen ergeben sich kei-

ne signifikanten Differenzen in der Art der Nutzung 
des Fahrzeugs. Vielfahrer/-innen benutzen bei-
spielsweise genauso selten den Wagen für Ur-
laubsreisen wie Wenigfahrer/-innen. Vergleicht 
man noch einmal die Ergebnisse zu der im Haupt-
fragebogen gestellten Frage nach den am häufigst 
genanntesten Gründen, um einen Führerschein zu 
erwerben bzw. eine Fahrerlaubnis umschreiben zu 
lassen, mit den Ergebnissen hier, so zeigen sich 
deutliche Übereinstimmungen zwischen der Moti-
vation der Befragten und ihrer Mobilität. Im Haupt-
fragebogen gaben die Teilnehmer u.a. an, dass sie 
vor allem mobiler und unabhängiger sein wollen, 
dass sie den Führerschein zur Erleichterung des 
alltäglichen Lebens, für ihren Weg zum Arbeits-
platz oder der Pflege sozialer Kontakte benötigen. 
Genau diese Optionen werden, so die Ergebnisse 
hier, von den Befragten auch vorrangig in ihrer 
Mobilität genutzt und gestaltet.  

 

Bild 7.8: Nutzung des Fahrzeugs (häufig/immer) um 
 

Einen noch detaillierteren Einblick in die durch den 
Führerschein und das Fahrzeug errungene Mobili-
tät der Befragten kann durch die Frage nach der 
selbständigen Erledigung „fahrzeugbezogener“ 
Tätigkeiten gewonnen werden. Hierzu wurde erho-
ben, ob die Studienteilnehmer/-innen sechs vorge-
gebene Tätigkeiten ohne fremde Hilfe bewerkstel-
ligen können.  
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Bild 7.9: Können bestimmte Tätigkeiten ohne fremde Hilfe be-
werkstelligt werden? 

 

Nach Bild 7.9 sind die meisten Befragten in der 
Lage, allein in das Fahrzeug ein- und auszustei-
gen. Bei den Personen, die zu diesem Zweck 
fremde Hilfe benötigen, handelt es sich häufig um 
Personen mit Paraplegie, mit Muskeldystrophie 
oder Muskelatrophie, mit Infantiler Cerebralparese 
mit Spastik oder Tetraspastik sowie um Beinampu-
tierte. Von den Personen, die auf einen Rollstuhl 
angewiesen sind, gaben 71% an, sie könnten die-
sen selbst verladen. „Eis und Schnee eigenhändig 
von der Scheibe kratzen“ können 53% der Stu-
dienteilnehmer/-innen, für die diese Situation über-
haupt relevant ist. Besitzer/-innen einer Garage 
o.ä. gingen davon aus, dass sie nicht vor diese 
Aufgabe gestellt werden. Beim Tanken scheinen 
immerhin 35% der Befragten auf Unterstützung 
angewiesen zu sein, wobei sich keine spezifische 
Zuordnung zu bestimmten Krankheitsbildern 
erstellen lässt. Befragte mit Infantiler Cerebralpa-
rese und Spastik oder Tetraspastik sowie Perso-
nen mit Muskelatrophie geben vergleichsweise 
häufig an, diese Tätigkeit nicht alleine bewerkstel-
ligen zu können. Noch weniger Personen sehen 
sich in der Lage, eigenständig einen Reifen wech-
seln oder kleinere Pannen beheben zu können. 
Bei denjenigen, die sich diese Tätigkeiten zutrau-
en, handelt es sich zumeist um Befragte mit Ampu-
tationen oder Fehlbildungen an den Gliedmaßen 
sowie nach eigener Auskunft um einige Befragte 
mit Infantiler Cerebralparese. Bei den beiden zu-

letzt genannten fahrzeugbezogenen Tätigkeiten 
kommt zusätzlich ein geschlechtsspezifischer Un-
terschied zum Tragen. Frauen geben deutlich sel-
tener an, dass sie einen Reifen wechseln oder 
eine kleinere Panne beheben können. 

Neben der gefahrenen Kilometerzahl und den We-
gen, auf denen diese Zahl zustande kommt, hat 
uns interessiert, ob mobilitätseingeschränkte Men-
schen hauptsächlich alleine unterwegs sind, oder 
ob sie andere Personen im Wagen mitnehmen. Als 
Antwort zu dieser Frage standen die Kategorien 
„Ja, häufig“, „Ja, aber eher selten“ und „Nein“ zur 
Auswahl. Auch hinter dieser Frage verbirgt sich ein 
nicht unerheblicher Indikator für eine deutlich er-
höhte Selbstbestimmung im Leben eines mobili-
tätseingeschränkten Menschen. Vor der Erlangung 
oder Umschreibung der Fahrerlaubnis und vor 
dem Besitz eines eigenen auf die Einschränkung 
angepassten Fahrzeugs war es diesen Menschen 
nicht möglich, aktiv ihre Mobilität gemeinsam mit 
anderen Menschen zu gestalten. Erst jetzt sind sie 
z.B. in der Lage, sagen oder anbieten zu können, 
ich nehme eine andere Person z.B. zur Arbeit, zur 
Freizeitgestaltung usw. mit, oder eine andere Per-
son (z.B. Kinder) einmal abzuholen und ähnliches.  

 

Bild 7.10: Nehmen Sie Passagiere in Ihrem Fahrzeug mit? 
  

Bild 7.10 zeigt, dass die meisten Befragten (101 
Personen) häufig andere Personen in ihrem Fahr-
zeug mitnehmen. Fast ebenso viele Befragte (93 
Personen) haben eher selten einen oder mehrere 
Beifahrer und nur 11 Personen gaben an, nie je-
manden in ihrem Fahrzeug mitzunehmen. Entge-
gen unserer Erwartungen ist das Mitnahmeverhal-
ten von anderen Passagieren im eigenen Fahr-
zeug nicht durch die Tatsache determiniert, ob der 
oder die Befragte alleine ohne Hilfe die eben auf-
geführten Tätigkeiten bewerkstelligen kann. Es 
nehmen sogar häufiger Personen, die beispiels-
weise ihren Rollstuhl selbst verladen können, an-
dere Personen in ihrem Wagen mit als Personen, 
die auf Hilfe beim Verladen angewiesen sind. Glei-
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ches gilt für Personen, die Reifen wechseln oder 
andere kleine Pannen selbst beheben können. 
Anders herum gestaltet sich der Fall, wenn die 
Befragten nicht ohne Hilfe tanken oder die Schei-
ben frei kratzen können. Diese Gruppe nimmt et-
was häufiger eine zweite Person im Wagen mit. 
Geschlechtsspezifische Unterschiede treten nicht 
auf. 

Die benötigte Anzahl an Sitzplätzen im Fahrzeug 
außer dem Fahrersitz beträgt durchschnittlich 1,7. 
Die meisten Befragten gaben an, dass sie einen 
weiteren Sitzplatz benötigen (31%), nochmals 18% 
brauchen zwei weitere Sitzplätze. Nur 5 Personen 
fanden noch mehr Sitzplätze in ihrem Fahrzeug als 
notwendig. 

Die Nutzung des Fahrzeugs erfolgt bei dem Gros 
der Befragten (58%) ausschließlich durch sie al-
lein. Bei 37% der Studienteilnehmer/-innen benut-
zen andere Personen ohne Behinderung oder Mo-
bilitätseinschränkung das Fahrzeug mit. Dabei 
handelt es sich häufig um weitere Familienangehö-
rige. Ein sehr geringer Teil der Befragten nutzt den 
Wagen zusammen mit einer anderen mobilitäts-
eingeschränkten Person sowie zusätzlich zusam-
men mit einer nicht eingeschränkten Person. Ge-
schlechtsspezifische Unterschiede oder Differen-
zen, die sich auf die Art der Ausbildung (Um-
schreibung oder Erstausbildung) zurückführen 
lassen, treten hier nicht auf. 

 

Bild 7.11: Benutzt noch jemand das Fahrzeug? 
 

In der Folge wollten wir erfahren, nach welcher 
Fahrzeit die Befragten eine Pause benötigen. Im 
Durchschnitt ist dies nach 123 Minuten der Fall. 
Die meisten Personen (27%) gaben an, dass sie 

nach 2 Stunden eine Pause benötigen, weitere 
21% bereits nach einer Stunde und 16% erst nach 
3 Stunden Fahrzeit. Weniger als 60 Minuten am 
Stück können lediglich 4,4% der Befragten einen 
Wagen steuern, 2,2% hingegen trauen sich unter-
brechungsfreie Fahrten von 4 Stunden und länger 
zu. Es besteht eine schwache, negative Korrelati-
on zwischen Alter und Dauer der Fahrten ohne 
Pause. Somit benötigen ältere Befragte etwas 
früher eine Unterbrechung als jüngere Befragte. 
Ein eindeutiger Zusammenhang zwischen be-
stimmten Krankheitsbildern oder Einschränkungen 
und der Fahrtdauer lässt sich nicht herausarbeiten. 

 

 abs. % 

Es ist leichter für mich, meine Freunde zu be-
suchen oder mit ihnen etwas zu unterneh-
men. 

91 44,8 

Es ist jetzt leichter für mich, zu meinem Ar-
beitsplatz/Ausbildungsplatz zu kommen. 

90 43,3 

Für mich ist es jetzt leichter, mich auch beruf-
lich zu verändern oder mich weiterzuqualifi-
zieren. 

27 13,3 

Es ist jetzt leichter für mich, die alltäglichen 
Dinge zu erledigen (z.B. Einkäufe zu machen, 
zu Ämtern, zum Arzt usw. zu kommen). 

122 60,1 

Ich habe jetzt die Möglichkeit, mehr in meiner 
Freizeit zu unternehmen. 

55 27,2 

Ich bin jetzt nicht mehr auf Andere angewie-
sen, wenn ich etwas unternehmen möchte 
und fühle mich dadurch selbständiger. 

116 57,1 

Ich brauche jetzt keine Fahrdienste mehr und 
bin dadurch unabhängiger und kann z.B. auch 
diese Kosten sparen. 

40 19,8 

Ich habe jetzt die Möglichkeiten, genauso 
mobil und flexibel zu sein wie ein Mensch 
ohne Behinderung oder Mobilitätseinschrän-
kung.  

79 39,1 

Ich habe die Möglichkeit, besser in Urlaub zu 
fahren. 

25 12,4 

Wenn ich im Auto sitze, sieht keiner meine 
Behinderung/Einschränkung. 

32 15,4 

Sonstiges  8 4,0 

 

Tabelle 7.1: Die drei wichtigsten Aspekte, selbst ein Auto 
fahren zu können 

 

Die anschließende Frage beschäftigt sich mit den 
drei wichtigsten Aspekten des Autofahrens aus der 
Sicht der Befragten. Hierzu wurden erneut in einer 
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Hybridfrage 10 geschlossene Antwortvorgaben so-
wie die Kategorie „Sonstiges“ offeriert. Tabelle 7.1 
gibt die Verteilung der Antworten wieder und ver-
deutlicht zudem noch einmal die bereits erwähnte 
Übereinstimmung mit der Frage aus dem Haupt-
fragebogen nach den Hauptgründen des Wun-
sches, eine Fahrerlaubnis zu erwerben oder um-
schreiben zu lassen. Danach liegt für die meisten 
Befragten der wichtigste Aspekt, selbst ein Auto 
fahren zu können, in der damit verbundenen Er-
leichterung bei der Erledigung alltäglicher Dinge, 
wie z.B. Einkäufe, Arzt- oder Ämterbesuche. 

An zweiter Stelle folgt der Aspekt des sich selb-
ständiger Fühlens, d.h. im alltäglichen Leben und 
bei speziellen Wünschen nicht mehr so stark auf 
die Kooperation anderer Menschen angewiesen zu 
sein. Am nächsthäufigsten wurde der Grund ge-
nannt, dass es leichter sei, mehr Kontakt zu 
Freunden zu pflegen, sie zu besuchen, oder mit 
ihnen etwas zu unternehmen. Für fast ebenso 
viele Befragte und einen Großteil der Erwerbstäti-
gen gehörte die Möglichkeit, problemloser zum 
Arbeitsplatz zu gelangen, zu den relevantesten 
Aspekten dieses „neuen“ Lebensgefühls. An fünf-
ter Stelle nannten die Befragten die Tatsache, 
genauso mobil und flexibel zu sein wie ein Mensch 
ohne Behinderung oder Mobilitätseinschränkung, 
als einen relevanten Faktor des Autofahrens. Be-
sonders selten und damit analog zu den Ergebnis-
sen des Nutzungsverhaltens des Fahrzeugs wurde 
die Möglichkeit, besser in den Urlaub fahren zu 
können, als relevanter Aspekt genannt.  

 

7.6 Fahr- und Verkehrsverhalten 

Bezüglich des Fahrverhaltens der Studienteilneh-
mer/-innen wollten wir wissen, wie stark bestimmte 
Verkehrssituationen aufgrund der Behinderung 
oder Einschränkung vermieden werden. Zu diesem 
Zweck sollten 10 verschiedene Verkehrssituatio-
nen danach beurteilt werden, ob sie „immer“, „häu-
fig“, „selten“ oder „nie“ umgangen werden. 

Bild 7.12 ist zu entnehmen, welche Verkehrssitua-
tionen von den Befragten „immer“ oder „häufig“ 
gemieden werden. Demzufolge bemühten sich ein 
Drittel der Befragten, bei Schnee und Glätte nicht 
Auto zu fahren. Diese Vermeidung – wie viele der 
nachfolgenden Beispiele auch – ist voraussichtlich 
nicht nur auf die Behinderung oder Einschränkung 
zurück zu führen, da sie sich in der Allgemeinbe-
völkerung ebenso wiederfindet. Die nächsthäufigs-
ten Nennungen entfallen auf das Fahren bei Dun-
kelheit und in der Nacht (45 bzw. 36 Nennungen). 
Von dichtem Verkehr und unbekannten Strecken 
lassen sich nur 25 respektive 32 Personen ab-

schrecken. Insgesamt bewegt sich die befragte 
Population relativ selbstbewusst im Straßenver-
kehr. Abgesehen von der Situation „Eis und 
Schnee“ lassen sich 60%-70% der Befragten sel-
ten oder nie von den aufgeführten Witterungs- 
oder Verkehrsbedingungen abschrecken. 

Bild 7.12: Vermeidung „häufig“ und „selten“ zusammengefasst 
 

Die weiblichen Befragten vermeiden – wie in der 
Allgemeinbevölkerung auch – fast alle der zur 
Wahl gestellten Verkehrssituationen häufiger als 
die Männer. Ein weiterer signifikanter Effekt zeigt 
sich hinsichtlich des Alters, der ebenfalls aus der 
Allgemeinbevölkerung bekannt ist. Je älter der 
oder die Befragte, desto eher werden schwierige 
Verkehrssituationen oder schlechte Witterungsbe-
dingungen umgangen. Statistisch signifikante Un-
terschiede zwischen Umschreibern bzw. Umschrei-
berinnen und Personen mit einer Erstausbildung 
existieren nicht. Ebenso lassen sich laut multipler 
Regression keine spezifischen Krankheitsbilder 
oder Mobilitätseinschränkung aufzeigen, bei denen 
besonders häufig oder selten bestimmte Verkehrs-
situationen gemieden werden.  

Bei der Frage nach Vermeidungsstrategien im 
Verkehrsverhalten wäre, wie die Ergebnisse zei-
gen, ein Vergleich zwischen mobilitätseinge-
schränkten und nicht-mobilitätseingeschränkten 
Autofahrern ein interessanter Forschungsaspekt, 
der hier leider aufgrund fehlender Vergleichsdaten 
nicht berücksichtigt werden kann. In der Tendenz 
kann aufgrund dieser Studie und Ergebnisse zu-
nächst nur betont werden, dass es offensichtlich 
keine auffälligen Unterschiede zwischen dem 
Fahrverhalten dieser beiden Gruppen in bestimm-
ten schwierigen Verkehrssituationen oder unter 
bestimmten schwierigen Verkehrsbedingungen 
gibt. Mobilitätseingeschränkte Menschen wenden 
nicht mehr oder weniger Vermeidungsstrategien 

66

45

25

26

36

32

37

17

33

18

0 20 40 60 80

bei Dämmerung zu fahren

nachts zu fahren

bei Regen zu fahren

bei Glät te zu fahren

bei Nebel zu fahren

bei Dunkelheit  zu fahren

bei dichtem Verkehr zu fahren

Autobahn zu fahren

in unbekannter Stadt zu fahren

unbekannte Strecken zu fahren

Anzahl der Nennungen



 89 

an, wie aus dem „Alltagswissen“ für nicht-mobili-
tätseingeschränkte Fahrer/-innen bekannt ist.  

Die vorangegangenen Ausführungen lassen be-
reits vermuten, dass die Befragten das eigene 
Fahrverhalten im Straßenverkehr überwiegend 
positiv einschätzen. Sie waren angehalten, sich 
aus einer Liste von 10 verschiedenen Charakteri-
sierungen die am besten auf sie zutreffende aus-
zuwählen.  

 

Bild 7. 13: Die fünf am häufigsten genannten Charakterisierun-
gen des eigene Fahrverhaltens 

 

Bild 7.13 zeigt die fünf am häufigsten genannten 
Selbsteinschätzungen. Neben den hier aufgeführ-
ten Attributen standen noch „ängstlich“, „zurückhal-
tend“, „draufgängerisch“, „risikofreudig“ und „ag-
gressiv“ zur Auswahl, die aber nur einem entspre-
chend kleinen Kreis von Personen zutreffend er-
schienen. Insgesamt waren die meisten Befragten 
der Ansicht, ihre Art des Fahrens ließe sich mit 
„umsichtig“ beschreiben. Die geschlechtsspezifi-
schen Unterschiede hierbei sind gering ausgeprägt 
und statistisch nicht signifikant. Anders hingegen 
bei der Bezeichnung „korrekt“, die fast doppelt so 
viele Männer wie Frauen wählten, wobei zu beach-
ten ist, dass keine weiteren Erläuterungen zu den 
einzelnen Attributen vorgegeben waren. Die Inter-
pretation der Begriffe wurde den Befragten selbst 
überlassen. Als „rücksichtsvolle“ Fahrer/-innen be-
zeichneten sich 18% der Befragten, dicht gefolgt 
von „vorsichtigem“ Fahrverhalten, das 17% als 
zutreffend empfanden. Bei dieser Beschreibung 
treten erneut deutliche Unterschiede zwischen 
Männern und Frauen zutage. Nur wenige Männer 
(9,8%) fanden diese Bezeichnung zur Beschrei-

bung ihres Fahrverhaltens angemessen. Dafür 
zählten Sie sich deutlich häufiger zu den „sportli-
chen“ Fahrern als Frauen.  

Der Schluss der Befragung greift das unangeneh-
me Thema der Konflikte im Straßenverkehr auf. 
Wir wollten erfahren, ob die Befragten nach dem 
Erwerb oder der Umschreibung ihrer Fahrerlaubnis 
verkehrswidrige Delikte begangen hatten. Zu die-
sem Zweck waren vier verschiedene so genannte 
Konflikte oder Vergehen mit der Option der Mehr-
fachnennung aufgeführt. 

 

Bild 7.14: Hatten Sie bereits einmal Konflikte im Straßenver-
kehr? 

 

Das Gros der Befragten gab an, bisher keinen der 
hier aufgeführten Delikte begangen zu haben. 22% 
der Studienteilnehmer/-innen sind nach eigener 
Auskunft bereits bei einer Geschwindigkeitsüber-
übertretung ertappt worden. Weitere 15% wurden 
wegen Falschparkens bestraft und 9 Personen 
überfuhren nachweislich eine rote Ampel. 12% der 
Befragten haben sonstige Delikte begangen, die 
im Fragebogen aber nicht spezifiziert werden 
mussten. Diese Antwortverteilung, bei der eher 
von einer Unter- denn einer Übertreibung auszu-
gehen ist, steht leicht im Widerspruch zu den sub-
jektiven Beschreibungen des Fahrverhaltens, wel-
ches ja vorwiegend als korrekt, rücksichtsvoll und 
umsichtig betitelt wurde. Geschlechtsspezifische 
Unterschiede treten nur hinsichtlich des zu schnel-
len Fahrens auf. Dieses Vergehens im Straßen-
verkehr haben sich, laut Auskunft der Befragten, 
mehr Männer als Frauen schuldig gemacht.  

Anzumerken ist, dass bei dieser und der folgenden 
Frage methodisch immer ein Problem existiert, 
was aber gleichermaßen für Befragungen von 
mobilitätseingeschränkten und nicht-mobilitätsein-
geschränkten Personen gilt: das Problem der sozi-
alen Erwünschtheit bei den Antworten. Fragen 
nach einem verkehrswidrigen Verhalten oder gar 
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einem Unfall werden nicht unbedingt „korrekt“ be-
antwortet, um kein schlechtes Bild auf sich selbst 
oder der dahinterstehenden Gruppe (z.B. Behin-
derte) zu werfen. Deshalb sind die hier angeführ-
ten Ergebnisse auch nur sehr vorsichtig zu inter-
pretieren. Dies gilt zusätzlich auch aufgrund der 
Anzahl von 208 Befragten, einer Samplegröße, die 
bei solch heiklen Fragen eigentlich zu gering ist. 
Vertiefende Forschungen hierzu, auch im Ver-
gleich mit nicht-mobilitätseingeschränkten Men-
schen, wären bei diesem Themen- und Problem-
bereich sinnvoll.  

 

Bild 7.15: Hatten Sie bereits einmal einen Unfall? 

 
Bild 7.15 ist zu entnehmen, dass die meisten Be-
fragten (68%) nach Erhalt ihrer Fahrerlaubnis oder 
ihrer Umschreibung noch in keinen Unfall verwi-
ckelt waren. 21% der Studienteilnehmer/-innen 
hatten bereits einen Unfall und ca. 10% leider 
schon mehrere. Frauen und Männer unterscheiden 
sich in diesem Punkt nicht voneinander. Statistisch 
signifikante Divergenzen ergeben sich jedoch zwi-
schen Personen, die zum ersten Mal eine Fahrer-
laubnis erlangten, und denen, die eine Fahrerlaub-
nis haben umschreiben lassen. Letztere sind nach 
eigenen Angaben deutlich seltener in Unfälle ver-
wickelt gewesen. Eine mögliche Erklärung hierfür 
liegt wohl in dem Umstand, dass diese Personen, 
im Gegensatz zu mobilitätseingeschränkten Erst-
ausgebildeten, bereits vor ihrem Unfall oder ihrer 
Krankheit aktiv als Autofahrer/-in am Straßenver-

kehr teilgenommen haben und damit über deutlich 
mehr Erfahrungen verfügen.  

In einer weitergehenden Frage wurden diejenigen 
Personen, die zuvor angegeben hatten, an einem 
Unfall beteiligt gewesen zu sein, nach der Häufig-
keit von selbst-, mit- oder unverschuldeten Unfäl-
len sowie Unfällen mit ungeklärter Verantwortlich-
keit gefragt. Bild 7.16 verdeutlicht, dass immerhin 
34 Personen bereits einen Unfall, weitere 7 Be-
fragte zwei Unfälle und eine Person sogar insge-
samt bereits vier Unfälle selbst verschuldet hatten. 
Diese Antworten lassen vermuten, dass die Be-
fragten hier wirklich ehrlich geantwortet haben. 
Unverschuldete Unfälle treten etwas seltener auf. 
Hier gaben 23 Studienteilnehmer an, dass sie oh-
ne eigenes Zutun an einem Unfall beteiligt waren. 
7 Personen sind bereits in zwei Unfälle unschuldig 
verwickelt worden und 3 Personen in drei Unfälle. 
Eine Mitschuld an einem Unfall tragen 11 Perso-
nen und eine weitere Person trägt an drei Unfällen 
eine Mitschuld. 5 Befragte notierten, dass die 
Schuldfrage des einen Unfalls, an dem sie bisher 
beteiligt waren, nicht geklärt sei.  

 

Bild 7.16: Unfallbeteiligungen nach Anzahl und Art der Schuld 
 

Zwischen Männern und Frauen treten keine signi-
fikanten Unterschiede hinsichtlich der Unfallhäufig-
keit oder der Art der Unfallbeteiligung auf. Die Art 
der Mobilitätseinschränkungen wirkt sich ebenfalls 
nicht auf diesen Aspekt aus. Dieses Ergebnis ist 
jedoch vorsichtig zu interpretieren. Aus den Exper-
tenrunden im Rahmen dieses Projektes z.B. wurde 
die Information weitergegeben, dass Personen mit 
ICP eine deutlich größere Unfallhäufigkeit aufwei-
sen als Menschen mit einer anderen Einschrän-
kung. Unsere Erhebung kann dies derzeit nicht 
verifizieren. Eigentlich müsste hierzu eine vertie-
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fende Erhebung mit deutlich mehr Beteiligten 
durchgeführt werden, um gesicherte und verallge-
meinerbare Ergebnisse hinsichtlich unterschiedli-
cher Einschränkungsarten und Krankheitsformen 
zu erlangen. Umschüler/-innen und Befragte mit 
einer Erstausbildung divergieren nur in Bezug auf 
die Häufigkeit, in der die eine oder andere Gruppe 
an Unfällen beteiligt ist. Hinsichtlich der Art der 
Unfallbeteiligung hingegen treten keine Unter-
schiede auf. 

 

7.7 Persönliche Äußerungen der 
Teilnehmer/-innen  

In den 27 vertiefenden Interviews wurde den Pro-
banden noch einmal die Frage gestellt, was für sie 
die größten Schwierigkeiten im Straßenverkehr 
darstellen. Die überwiegende Mehrheit der inter-
viewten Personen (19 von 27) betonte, dass sie 
eigentlich keine Probleme im Straßenverkehr hät-
te. Einige Interviewteilnehmer/-innen waren über 
diese Nachfrage sogar etwas verstimmt oder be-
trachteten diese Frage als diskriminierend, weil sie 
ihrer Meinung nach indirekt auf das Vorurteil ab-
zielt, dass Behinderte oder Mobilitätseingeschrän-
kte mehr Probleme im Straßenverkehr haben 
(müssten) als „normale“ Verkehrsteilnehmer und 
Verkehrsteilnehmerinnen.  

Probleme zeigen sich nur in ganz speziellen Situa-
tionen und dabei häufig in Abhängigkeit von der 
Einschränkungsart. So berichteten einige Befragte, 
dass das Betanken ihres Fahrzeugs mit Schwie-
rigkeiten verbunden ist, sie dabei aber durchweg 
gute Erfahrungen hinsichtlich der Hilfestellung und 
Unterstützung z.B. durch Tankstellenbedienstete 
oder auch andere Personen gemacht hätten. Re-
paraturen wie beispielsweise ein Reifenwechsel 
sind für keine der befragten Personen eigenstän-
dig leistbar. Dies führt zu Unsicherheiten im Hin-
blick auf Pannen und erklärt den Anspruch, war-
tungsarme und pannenresistente Fahrzeuge aus-
zuwählen. Einige verwiesen zu Recht bei diesem 
Punkt darauf, dass auch viele nichtbehinderte Ver-
kehrsteilnehmer/-innen mit Pannensituationen 
überfordert wären und eine Umfrage bei diesen 
bestimmt auch zu Tage brächte, dass sehr viele, 
obwohl sie körperlich nicht eingeschränkt sind, 
nicht in der Lage wären, einen Reifen zu wechseln. 

Die meisten Probleme im Straßenverkehr werden 
durch nicht behindertengerechte Planungen und 
dem Verkehrsverhalten Dritter hervorgerufen. So 
wurde in den Interviews z.B. deutlich: Problema-
tisch gestalten sich für körperbehinderte Ver-
kehrsteilnehmer und Verkehrsteilnehmerinnen vor 
allem Situationen, die das Aussteigen oder Her-

auslehnen aus dem Fahrzeug notwendig machen, 
wie beispielsweise Mautstellen auf der Autobahn, 
Tiefgaragen und Parkhäuser. Parkhäuser sind 
zusätzlich deshalb nur bedingt nutzbar, weil auch 
das Verlassen des Parkhauses, z.B. mit einem 
Rollstuhl, bewerkstelligt werden muss und dies in 
der Gestaltung und Planung der Parkhäuser nicht 
berücksichtigt wurde. Auch das Parken auf der 
Straße und auf ausgewiesenen Parkplätzen berei-
tet oftmals Schwierigkeiten. Durch das rücksichts-
lose Verhalten nichtbehinderter Verkehrsteilneh-
mer/-innen sind diese speziellen Parkplätze häufig 
nicht frei oder Mobilitätseingeschränkte sind in 
anderen Fällen auf die Hilfe von Passanten ange-
wiesen, um z.B. das Fahrzeug wieder aus der 
Parklücke setzen zu können. Die folgenden Zitate 
sollen diese Probleme exemplarisch verdeutlichen:  

„Parkhäuser, also Parkhäuser sind meistens 
furchtbar. (...) entweder sieht man nicht, wo der 
Rollstuhl jetzt lang muss, weil es schlecht ausge-
schildert ist. (...) dann sind die Steigen oft zu 
schmal an der Wand lang, weil die sind ja auch die 
Zufahrt oder die Ausfahrt. (...) Das ist dann nicht 
ohne Risiko, dort zu fahren.“ (13) 

„Es gibt auch in XX eine ganze Reihe Parkhäuser, 
wo ich nicht wieder raus komme. (...) ich komme 
die Schräge nicht mehr rauf. Es gibt keinen Auf-
zug. Die machen da irgendwo wunderschöne Be-
hindertenparkplätze in der Tiefgarage, aber ich 
komme nicht wieder raus.“ (16) 

„Wobei für mich ist es jetzt schwierig, mit dem Auto 
wo ich jetzt hab. (...) das Auto ist 2 Meter breit und 
ich habe meine Hebebühne, die ich seitlich aus-
klappe. Mit dem Platz, den ich so noch zum runter-
fahren brauch, brauch ich noch einmal gut 1 ½ 
Meter. D.h., ich brauche insgesamt 3 ½ Meter 
Breite, also Platz. Und das bietet nicht mal ein 
Rollstuhlparkplatz, das weiß offensichtlich keiner, 
der so was einrichtet.“ (8) 

„Was ärgerlich ist im Straßenverkehr, dass man 
zugeparkt wird, obwohl Schilder an den Türen mit 
„Bitte Abstand halten“ es kenntlich machen, dass 
nun mal hier ein Rollstuhlfahrer einsteigt. Das ist 
dann wirklich ärgerlich, da komm ich ja nicht mal 
alleine wieder in mein Auto rein. Manchmal sehe 
ich sogar, dass die Parkplätze einfach belegt sind, 
also mit einem Auto ohne Kennzeichnung. Das ist 
echt unverschämt.“ (17) 

„Ich habe eigentlich nur Probleme, weil andere, 
also Nichtbehinderte, keine Rücksicht nehmen und 
z.B. einfach auf Behindertenparkplätze parken. 
Andere Plätze sind aber so eng, dass ich dann 
überhaupt nicht aus dem Auto komme. Das ist 
wirklich unmöglich.“ (26)  
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8 Ergebnisse und Anregun-
gen aus den Expertenrun-
den 

Im Rahmen dieses Forschungsprojektes wurden 
vier Expertenrunden durchgeführt. Ziel dieser Dis-
kussionsrunden war es, erste Ergebnisse aus der 
Fragebogenerhebung und aus den mit Betroffenen 
durchgeführten Interviews auf dem Erfahrungshin-
tergrund der unterschiedlichen Diskussionsteilneh-
mer/-innen zu reflektieren, zentrale Problempunkte 
auf dem Weg zur oder in der Fahrausbildung Mobi-
litätseingeschränkter herauszuarbeiten und – so-
weit möglich – erste Ansatzpunkte für Verbesse-
rungsvorschläge zu benennen. Um ein möglichst 
umfassendes Bild zu erhalten, wurden zu den je-
weiligen Diskussionsrunden Personen eingeladen, 
die entweder aufgrund ihrer eigenen beruflichen 
Qualifikation unmittelbar in der Fahrausbildung von 
mobilitätseingeschränkten Personen tätig sind 
bzw. waren, oder aber die über ihre berufliche 
Tätigkeit bzw. als Vertreter eines Berufsverbandes 
oder einer Institution in den Gesamtprozess der 
Fahrausbildung und Fahrerlaubniserteilung für 
Menschen mit einer Mobilitätseinschränkung invol-
viert sind bzw. waren. Darüber hinaus nahmen an 
drei der vier Diskussionsrunden auch Personen 
teil, die aufgrund ihrer eigenen Mobilitätsein-
schränkung oder Behinderung bzw. als Vertreter/-
innen von Betroffenenverbänden ihre Sicht auf 
diesen Themenkomplex ergänzten. Für die vier 
Diskussionsrunden konnten so insgesamt 27 Teil-
nehmer/-innen gewonnen werden (vgl. Kapitel 1). 
In diesem Kapitel werden nun zentrale Schwer-
punkte aus den Diskussionen der Expertenrunden 
beschrieben. Im ersten Abschnitt erfolgt zunächst 
eine Darstellung der wichtigsten in den Experten-
runden angesprochenen Themen und Problem-
punkte. Im zweiten Abschnitt werden sodann die in 
den Expertenrunden diskutierten und erarbeiteten 
Verbesserungs- und Lösungsansätze vorgestellt. 

 

8.1 In den Expertenrunden ange-
sprochene Themen und Prob-
lempunkte 

8.1.1 Informationsbeschaffung für mobili-
tätseingeschränkte Menschen   

Bereits in der Erhebung wurde deutlich, dass die 
meisten Befragten zumindest erste Informationen 
über eine Fahrschule für Mobilitätseingeschränkte 
von anderen Betroffenen oder eventuell noch von 
Ansprechpartnern bzw. Ansprechpartnerinnen in 

Rehazentren erhalten hatten (vgl. Kapitel 6). Amtli-
che Stellen, öffentliche Institutionen, Betroffenen-
verbände aber auch andere Fahrschulen spielten 
als Informationsträger nahezu keine Rolle. Auch in 
den vier Expertenrunden wurde berichtet, dass die 
Betroffenen meist relativ alleine da stehen und es 
ihnen größte Schwierigkeiten bereiten würde, an 
korrekte Informationen über die notwendigen 
Schritte auf dem Weg zum Führerschein, über 
Finanzierungsmöglichkeiten und vor allem über 
geeignete Fahrschulen zu gelangen. Gerade junge 
Menschen mit einer Behinderung oder Mobilitäts-
einschränkung, die zum ersten Mal den Führer-
schein erwerben wollen, wissen häufig nicht, an 
wen sie sich wenden können, um die für sie not-
wendigen Informationen zu bekommen. Aber auch 
für Menschen, die z.B. nach einem Unfall oder 
durch eine (progressive) Krankheit mobilitätsein-
geschränkt werden, ist es offensichtlich nicht im-
mer einfach, die richtige Anlaufstelle zu finden, die 
zunächst erst einmal klärt, was der/die Betroffene 
jetzt zu tun hat, wenn man die bestehende Fahrer-
laubnis umschreiben lassen möchte und die dann 
hilft, eine Fahrschule zu finden, bei der die not-
wendigen Fahrstunden für die Umschreibung ge-
macht werden können. So berichteten Gesprächs-
partner/-innen in den Diskussionsrunden wie in 
den Einzelinterviews z.B. davon, dass  

• sie sich häufig zunächst an eine Fahrschule an 
ihrem Heimatort gewendet hätten, dort aber 
nur die Auskunft bekommen hätten, dass diese 
Fahrschule keine Behinderten ausbilden würde 
und auch nicht wüsste, wo das möglich wäre; 

• sie sich an Sachbearbeiter/-innen in Landrats-
ämtern (d.h. Vertreter/-innen der Fahrerlaub-
nisbehörden) gewendet hätten, die jedoch von 
der Problematik keine Ahnung hatten und sie 
an die nächste Stelle verwiesen hätten (z.B. 
zum TÜV), da sie nicht einmal in der Lage wa-
ren, Auskunft darüber zu geben, ob z.B. ein 
ärztliches Gutachten notwendig ist oder nicht; 

• der eigene Betroffenenverband keine zuver-
lässigen Informationen geben konnte; 

• Internetrecherchen zur Informationsbeschaf-
fung oder zur Suche nach geeigneten Fahr-
schulen sehr aufwendig, zeitintensiv und häu-
fig trotzdem ohne befriedigendes Ergebnis ver-
liefen. 

Natürlich gibt es bei den Möglichkeiten einer In-
formationsbeschaffung deutliche regionale Unter-
schiede. Der Zugang zu Informationen ist z.B. im 
Raum Heidelberg mit seiner Konzentration an 
Rehazentren und Spezialkliniken, den inzwischen 
mit dem Bereich der Fahrausbildung von mobili-
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tätseingeschränkten Menschen vertrauten Fahrer-
laubnisbehörden oder Arbeitsämtern, der langjäh-
rigen Erfahrung des TÜVs Heidelberg mit dieser 
Thematik und nicht zuletzt der seit mehreren Jahr-
zehnten bestehenden Umbauwerkstatt und Spe-
zialfahrschule der Firma Zawatzky deutlich besser, 
als in Regionen, in denen keine vergleichbare 
Konstellation und damit auch Kooperation der un-
terschiedlichen Akteure zu finden ist. Vergleichba-
re Voraussetzungen und damit ein relativ guter 
Zugang der Betroffenen zu den entsprechenden 
Informationen und Stellen wurde z.B. auch für 
Hamburg, Berlin oder Bad Wildbad berichtet. Den-
noch sind diese Beispiele eher die Ausnahme. „Auf 
dem flachen Land“ oder aber wenn sich die betrof-
fene Person nicht zufällig in einer Rehaklinik oder 
in einem Rehazentrum befindet bzw. in einer ande-
ren Anlaufstelle (z.B. Fahrerlaubnisbehörde, Sach-
bearbeiter/-in im Arbeitsamt usw.) auf eine/-n in-
formierten Ansprechpartner/-in trifft, gestaltetet 
sich die Suche nach geeigneten Informationen und 
kompetenten Anlaufstellen häufig sehr problema-
tisch.  

 

8.1.2 Informations-, Kompetenz- und Vernet-
zungsdefizite bei potenziellen Anlauf-
stellen und den beteiligten Akteuren 

Das im vorherigen Punkt dargestellte Problem der 
Informationsbeschaffung für Betroffene verweist 
auf das damit eng zusammenhängende Problem 
von Informationsdefiziten bei potentiellen Informa-
tions- und Anlaufstellen. Die Diskussionsteilneh-
mer/-innen konnten aus ihren eigenen Erfahrungen 
und Arbeitsfeldern darüber berichten, dass sie sich 
immer wieder mit Informationsdefiziten ihrer jewei-
ligen Fachkollegen bzw. -kolleginnen oder anderer 
involvierter Stellen konfrontiert sehen. Dabei geht 
es leider nicht nur darum, dass Basisinformationen 
nicht bekannt sind. Problematisch ist vor allem, 
dass eigene Zuständigkeiten nicht wahrgenommen 
und umgesetzt werden. Besonders problematisch 
wird es dann, wenn mit den Informationsdefiziten 
noch eine fehlende Sachkompetenz einhergeht. 
Dann kann der Weg zur Fahrausbildung zu einer 
„wahren Odyssee“ werden. Betroffene werden im 
Zuge einer Problemverschiebung von einer Stelle 
zur nächsten geschickt, ohne dass eine Lösung in 
greifbare Nähe rückt. Auch die fehlende Vernet-
zung der einzelnen im Verfahren involvierten Ak-
teure und damit der fehlende fachliche Austausch 
wirkt sich sehr oft negativ für die Betroffenen aus. 
Die Diskussionsteilnehmer/-innen konnten für alle 
genannten Punkte, d.h. sowohl für Informations-, 
Kompetenz- und Vernetzungsdefizite bei den be-
teiligten Akteuren, sehr eindrückliche Beispiele 

anführen. Diese im Einzelnen hier wiederzugeben 
ist leider nicht möglich. Darüber hinaus handelt es 
sich hierbei um einen sehr heiklen Themenbereich. 
Wünschenswert wären vertiefende Studien zu 
einzelnen  Aspekten, um ein deutlicheres Bild da-
rüber zu erhalten, inwieweit diese Einzelerfahrun-
gen unserer Diskussionsteilnehmer/-innen auf 
generelle Problempunkte und Schwachstellen 
hindeuten. Im Folgenden sollen die genannten 
Hauptprobleme, die in den Expertenrunden zur 
Sprache kamen, in Stichworten aufgelistet werden. 
Dabei ist jedoch Folgendes zu beachten: Wie bei 
den bereits beschriebenen Möglichkeiten einer 
Informationsbeschaffung für Betroffene, gibt es 
auch hinsichtlich der Informations-, Kompetenz- 
und Vernetzungsdefizite deutliche regionale Un-
terschiede. Sie treten umso stärker auf, je seltener 
die involvierten Akteure überhaupt mit der Proble-
matik konfrontiert werden. Dennoch treten auch in 
so genannten regionalen „Zentren“ der Fahrausbil-
dung für mobilitätseingeschränkte Personen immer 
wieder Mängel oder Defizite auf.  

Ein sehr grundsätzliches Problem ist nach Ansicht 
der Diskussionsteilnehmer/-innen, dass bei den 
beteiligten Akteuren vorhandenes Wissen nicht an 
eine Stelle oder Behörde, sondern nahezu aus-
schließlich an konkrete Personen gebunden ist. 
Gerade in den „Zentren der Behindertenfahraus-
bildung“ trifft man auf allen Ebenen des Verfahrens 
und bei allen involvierten Stellen auf Einzelperso-
nen, die sich diesem Thema mit viel Engagement 
und Sachkompetenz widmen. Wechselt die ent-
sprechende Person jedoch z.B. ihre Stelle, so ist 
nicht nur das an sie gebundene Wissen weg, auch 
die Vernetzung und der fachliche Austausch muss 
neu aufgebaut werden.  

Ein weiteres grundsätzliches Problem liegt in der 
uneinheitlichen Handhabung von Richtlinien und 
einer unterschiedlichen Gestaltung von Formula-
ren. In manchen Bundesländern wird z.B. in An-
tragsformularen der Fahrerlaubnisbehörden nach 
vorhandenen Behinderungen gefragt, in anderen 
nicht. Auch die Forderungen z.B. nach medizi-
nisch-psychologischen Gutachten bei bestimmten 
Einschränkungsarten, vor allem bei denen, wo 
auch das Gehirn bzw. das zentrale Nervensystem 
betroffen ist bzw. sein kann, wird uneinheitlich, z.T. 
von Bundesland zu Bundesland unterschiedlich, 
gehandhabt. Gleiches gilt z.B. auch bei Anfallslei-
den. Trotz bestehender Richtlinien wird auch hier 
die Forderung nach medizinischen Gutachten in 
der Praxis nicht einheitlich gehandhabt. Dies er-
schwert eine Gleichbehandlung der Betroffenen 
und führt für diese zu erheblichen Problemen, 
wenn sie z.B. für die Fahrausbildung und die an-
schließende Fahrprüfung das Bundesland wech-
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seln müssen, weil sie in ihrer Nähe keine geeigne-
te Fahrschule finden.  

Anwesende Experten und Expertinnen der unter-
schiedlichsten Arbeitsfelder berichteten, dass be-
teiligten Akteuren, z.B. Vertretern und Vertreterin-
nen des TÜVs, der Fahrerlaubnisbehörden oder 
Fachärzten, entweder die Existenz bestimmter 
Richtlinien oder „Basisinformationen“ nicht bekannt 
sind, oder sie diese offensichtlich nicht zur Kennt-
nis nehmen. Beispielhaft verwiesen sie in diesem 
Zusammenhang auf die „Begutachtungsleitlinien 
zur Kraftfahreignung“ LEWRENZ (2000) oder das 
relativ umfassende Buch „Mobilitätsbehinderte und 
Kraftfahrzeug“, das von der DEUTSCHEN 
FAHRLEHRERAKADEMIE E.V. (1997) herausge-
geben wurde.  

Sehr häufig stellt sich nach den Erfahrungen der 
Diskussionsteilnehmer/-innen gerade die Fahrer-
laubnisbehörde als erste und dabei entscheidende 
Schwachstelle im Verfahren heraus und wird damit 
zum Dreh- und Angelpunkt des gesamten Prob-
lems. Sie hat zu entscheiden, welche Unterlagen 
der/die Bewerber/-in zur Feststellung seiner Fahr-
tauglichkeit vorlegen muss, d.h. sie muss ent-
scheiden, ob und welche Gutachten notwendig 
sind, bevor überhaupt mit einer Fahrausbildung 
begonnen werden darf. Fehlende Sachkompetenz 
an dieser Stelle bedeutet, dass der/die Betroffene 
unter Umständen viel Zeit und Geld verliert, mit 
einem für ihn/sie unklaren Ausgang hinsichtlich 
des Erwerbs einer Fahrerlaubnis.  

Im Begutachtungsverfahren selbst kommt es eben-
falls häufig zu erheblichen Mängeln. Ein besonde-
res Problem zeigt sich dabei in der ärztlichen Be-
gutachtung. Die Ärzteschaft ist nach den Erfahrun-
gen der Sachverständigen des TÜVs und der an-
wesenden Fahrlehrer ganz allgemein sehr schwer 
zu einer vernetzenden Zusammenarbeit zu bewe-
gen. Die jeweiligen Fachärzte und Fachärztinnen 
müssen jedoch, bezogen auf die jeweils spezifi-
sche Einschränkungsart der Betroffenen, Gutach-
ten erstellen, ohne in den überwiegenden Fällen 
mit der Problematik aber auch den Möglichkeiten 
des Fahrens hinreichend vertraut zu sein. So 
kommt es immer wieder vor, dass Ärzte und Ärz-
tinnen in ihren Gutachten positive Aussagen zur 
Fahrtauglichkeit machen, obwohl z.B. wegen nicht 
ausreichender körperlicher Kräfte des Bewerbers 
bzw. der Bewerberin keine Fahreignung besteht 
und eine Fahrausbildung nicht möglich ist. Umge-
kehrt kann es jedoch auch sein, dass Ärzte und 
Ärztinnen in ihren Gutachten negative Aussagen 
zur Fahrtauglichkeit machen, vorhandene, ihnen 
aber offensichtlich nicht bekannte technische Um-
setzungsmöglichkeiten in der Praxis sehr wohl 

eine Fahrausbildung erlauben würden. Darüber 
hinaus zeigen sich in der Praxis erhebliche Quali-
tätsunterschiede in medizinischen Gutachten, die 
eine technische Begutachtung oder eine adäquate 
Einschätzung der Auswirkungen der Einschrän-
kungsart in der Fahrausbildung erschweren. Bei-
spielsweise fehlt häufig ein Hinweis, dass die Ein-
schränkung mit einer Schädigung des Gehirns 
verbunden sein könnte wie z.B. bei ICP, einem 
Schlaganfall, Spina Bifida, oder einem Schädel-
Hirn-Trauma. 

Vor allem von den anwesenden Fachärzten, aber 
auch von Vertretern des TÜVs, wurde kritisiert, 
dass speziell für die Infantile Cerebralparese keine 
bzw. ungenügende testmethodische Instrumenta-
rien zur Verfügung stünden. Diese Krankheitsform 
würde auch in den Begutachtungsleitlinien zur 
Kraftfahreignung nicht ausreichend berücksichtigt. 
Daher wäre eine umfassende gutachterliche Beur-
teilung der Betroffenen häufig nicht möglich oder 
zumindest sehr schwierig. Vertreter des TÜVs 
bemängelten darüber hinaus, dass es bezüglich 
des  Wissens über Gutachtenerstellung und 
-beurteilung weder Anforderungskataloge für Sach-
verständige oder Prüfer/-innen des TÜVs gäbe, 
noch derartige Bestimmungen für Sachbearbeiter/-
innen in Behörden. 

 

8.1.3 Qualitätsanforderungen an Fahrschulen 
für mobilitätseingeschränkte Menschen 

Die Bezeichnungen „Behindertenfahrschule“, 
„Fahrschule für Mobilitätseingeschränkte“, „Behin-
dertenfahrlehrer/-in“ usw. sind keine geschützten 
Begriffe. Qualitätsanforderungen an eine Fahr-
schule, die sich als Fahrschule zur Ausbildung 
mobilitätseingeschränkter Menschen bezeichnet, 
sind nicht klar abgesteckt. Die Betitelung als Fahr-
lehrer/-in für Mobilitätseingeschränkte oder als 
„Behindertenfahrlehrer/-in“ ist bislang nicht an eine 
Spezial- oder Zusatzausbildung geknüpft. In den 
verschiedenen Expertenrunden wurde dieses 
Thema durchaus kontrovers aufgegriffen. Während 
einige Teilnehmer die Sinnhaftigkeit und Umsetz-
barkeit der Einführung von Qualitätskriterien oder 
Qualifikationsmerkmalen problematisierten, führten 
andere ganz konkret eine Diskussion darüber, 
welche Möglichkeiten es gäbe, den Betroffenen 
eine qualitativ hochwertige Ausbildung zu ermögli-
chen, indem man Qualitätsansprüche an entspre-
chende Spezialfahrschulen oder Fahrlehrer/-innen 
stellt. Im Folgenden sollen einige wesentliche As-
pekte dieser Diskussion beschrieben werden. 

Bereits in der Befragung wurde deutlich, dass mo-
bilitätseingeschränkte Menschen, die eine Fahrer-
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laubnis erwerben oder umschreiben lassen wollen, 
bestimmte Erwartungen an eine „Behindertenfahr-
schule“ oder „Spezialfahrschule für Mobilitätsein-
geschränkte“ haben (vgl. Kapitel 6). Erwartungen, 
aus denen auch Qualitätskriterien abgeleitet wer-
den können. So erwarten Betroffene z.B. eine aus-
reichende fachliche Kompetenz im technischen 
Bereich, d.h. bei der Auswahl der Zusatzeinrich-
tungen oder der notwendigen Umbauten und der 
individuellen Anpassung derselben für die Fahr-
ausbildung. Sie erwarten weiter eine objektive 
Beratung und Einschätzung über die Auswirkun-
gen der jeweiligen individuellen Mobilitätsein-
schränkung auf die Fahrausbildung, eine Beratung 
die ohne ausreichende Praxiserfahrung auf diesem 
Gebiet und einem gewissen medizinischen und/ 
oder medizinisch-psychologischen Basiswissen 
nicht geleistet werden kann. Zusätzlich gaben die 
Befragten an, dass für sie z.B. auch das Vorhan-
densein einer Behindertentoilette oder ein barriere-
freier Zugang zur Fahrschule zu den wichtigen 
Kriterien gehören würden.  

Auch in den Expertenrunden hoben die Betroffe-
nen und die Vertreter entsprechender Interessens-
verbände hervor, dass sowohl psychologische, als 
auch gewisse medizinische Grundkenntnisse bei 
Fahrlehrern bzw. Fahrlehrerinnen erforderlich sei-
en. Nur so könne der Ausbilder oder die Ausbilde-
rin die Folgen oder Auswirkungen der unterschied-
lichen Einschränkungen bzw. Behinderungen für 
eine Fahrausbildung einschätzen und in der Fahr-
ausbildung selbst adäquat damit umgehen. Dar-
über hinaus ist es auch wichtig, dass der/die Fahr-
lehrer/-in über genügend technisches Wissen ver-
fügt, um die unterschiedlichen Einschränkungen 
auch entsprechend am Fahrzeug kompensieren zu 
können.  

Vertreter der Fahrlehrerverbände hingegen spra-
chen sich dagegen aus, dass der/die Fahrlehrer/-in 
„zum Therapeuten“ werden oder dem Arzt bzw. 
der Ärztin gleichgestellt werden soll, da diese le-
diglich die Aufgabe hätten, den Fahrerlaubniser-
werb oder die Umschreibung einer Fahrerlaubnis 
zu garantieren. Sie räumten jedoch ein, dass in der 
derzeitigen Fahrlehrerausbildung das Thema mo-
bilitätseingeschränkte Fahrschüler/-innen nicht the-
matisiert würde. Dies hätte zuweilen auch zur Fol-
ge, dass Fahrschulen Fahrschüler/-innen trotz 
einer offensichtlichen Einschränkung annehmen, 
ohne über das fachliche Wissen oder die entspre-
chende Erfahrung zu verfügen. Dies kann dazu 
führen, dass unzulängliche Mittel zur Ausbildung 
eingesetzt werden, oder die Fahrausbildung ab-
gebrochen werden muss, da der/die Fahrlehrer/-in 
nicht in der Lage ist, adäquat auszubilden. Obwohl 
sie damit den Kern des Problems benannten, blieb 

die Haltung der Vertreter der Fahrlehrerverbände 
ambivalent. Einerseits standen sie dem Aufstellen 
standardisierter Qualitätskriterien oder irgendeiner 
Form der Zertifizierung von Fahrschulen für Men-
schen mit einer Mobilitätseinschränkung bzw. Be-
hinderung eher skeptisch, wenn nicht sogar ableh-
nend gegenüber. Andererseits bekräftigten auch 
sie, dass eine spezielle Qualifikation für Fahrlehrer 
bzw. Fahrlehrerinnen, die Mobilitätseingeschränkte 
ausbilden wollen, notwendig ist.  

Die selbst in der Behindertenausbildung tätigen 
Fahrlehrer hingegen plädierten mehrheitlich, wie 
die anwesenden Betroffenen, für die Einführung 
überprüfbarer Kriterien und Qualifikationen, deren 
Erfüllung quasi Vorraussetzung sein sollte, um in 
der Behindertenausbildung tätig zu werden bzw. 
eine entsprechende Fahrschule zu führen. Sie be-
richteten davon, dass sich inzwischen zunehmend 
Fahrschulen als „Fahrschule für mobilitätseinge-
schränkte Menschen“ bezeichnen, obwohl diese 
weder behindertengerecht zugängliche Räumlich-
keiten besitzen noch über entsprechende Fahr-
zeuge oder technische Hilfsmittel verfügen wür-
den. Aus ihrer eigenen Erfahrung konnten sie von 
Fällen berichten, in denen sich Kollegen und Kol-
leginnen, möglicherweise aus Selbstüberschät-
zung oder aus wirtschaftlichen Interesse heraus, 
an der Ausbildung mobilitätseingeschränkter Fahr-
schüler/-innen probiert hatten, ohne die entspre-
chende Erfahrung zu besitzen. In den meisten Fäl-
len scheiterten diese Versuche, so dass die Be-
troffenen dann, nachdem sie bereits viel Zeit, E-
nergie und Geld investiert hatten, bei ihnen lande-
ten, um ihren Wunsch nach einer Fahrerlaubnis 
doch noch verwirklichen zu können. Nach Meinung 
der hier vertretenen Fahrlehrer ist der Begriff 
„Fahrschule für Behinderte oder Mobilitätseinge-
schränkte“ nicht dann schon zulässig zu führen, 
wenn bereits ein oder zwei Fahrschüler/-innen mit 
einer Mobilitätseinschränkung in dieser Fahrschule 
ausgebildet worden sind; zumal es sich dabei ihrer 
Erfahrung nach häufig um eher „leichtere“ Ein-
schränkungen handeln würde. Sie bekräftigen also 
ihre Forderung nach genau definierten Qualitätskri-
terien an eine Fahrschule, die diesen Titel führen 
möchte. Wie die in den Expertenrunden anwesen-
den Ärzte und andere Vertreter/-innen aus dem 
medizinischen Bereich stellten sie klar, dass ein 
Fahrlehrer bzw. eine Fahrlehrerin zwar nicht das 
Wissen eines Arztes bzw. einer Ärztin erlangen 
sollte oder kann, aber zumindest einige Grund-
kenntnisse darüber haben muss, welche Konse-
quenzen die verschiedenen Beeinträchtigungen in 
der Fahrausbildung nach sich ziehen können. Dies 
gilt nicht allein für körperliche Einschränkungen, 
die zumeist relativ einfach technisch kompensiert 
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werden können. Dies gilt vor allem auch für Ein-
schränkungen, bei denen das Gehirn bzw. das 
zentrale Nervensystem betroffen ist. Bei diesen 
Personen ist der/die Fahrlehrer/-in mit einer Viel-
zahl von möglichen Problemen konfrontiert, die 
er/sie nur erkennen bzw. auf die er/sie in der Aus-
bildung nur adäquat reagieren kann, wenn die 
dafür notwendigen Erfahrungen und medizinisch-
psychologischen Grundkenntnisse vorhanden sind. 

 

8.1.4 Zentralisierung versus Dezentralisie-
rung der Fahrausbildung 

In einem engen Zusammenhang mit dem Diskus-
sionspunkt um Qualitätsanforderungen an Fahrleh-
rer/-innen bzw. Fahrschulen für mobilitätseinge-
schränkte Menschen steht die in allen Experten-
runden aufgeworfene Frage nach der Zentralisie-
rung bzw. Dezentralisierung einer entsprechenden 
Ausbildung oder entsprechender Fahrschulen. 
Zentralisierung bedeutet in diesem Zusammen-
hang, dass (zumindest die praktische) Fahrausbil-
dung für mobilitätseingeschränkte Menschen, un-
abhängig von der jeweiligen Einschränkungsart 
oder Schwere der Einschränkung, nur in speziell 
dafür qualifizierten Fahrschulen erfolgen sollte. In 
der Konsequenz würde dies bedeuten, dass die 
Fahrausbildung von Menschen mit einer Behinde-
rung oder Mobilitätseinschränkung quasi ausge-
wiesenen „Kompetenzzentren“ vorbehalten sein 
würde, und die Betroffenen dann für eine Ausbil-
dung auch dorthin gehen müssten. Dezentralisie-
rung bedeutet hingegen, dass prinzipiell davon 
ausgegangen wird, dass alle Fahrschulen in der 
Lage sind bzw. sein sollten, die Fahrausbildung für 
Mobilitätseingeschränkte durchführen zu können, 
egal welche Einschränkungsart vorliegt. Diese 
Fragestellung wurde in den Expertenrunden sehr 
kontrovers diskutiert. Derzeit gibt es in Deutsch-
land, im Gegensatz zu einigen anderen europäi-
schen Ländern, hierfür keine klaren Regelungen. 
In der Praxis existieren deshalb beide „Modelle“ 
nebeneinander: Einerseits gibt es bereits einige 
„Kompetenzzentren“, d.h. Fahrschulen mit einem 
speziellen Kenntnis- und Ausrüstungsstand, die 
sich z.T. seit vielen Jahren auf die Ausbildung von 
mobilitätseingeschränkten Menschen spezialisiert 
haben. Diese spezielle Ausbildung gehört bei den 
entsprechenden Fahrschulen quasi zum Alltags-
geschäft. In der Regel haben diese Fahrschulen, 
trotz erkennbarer Spezialisierung, Erfahrungen mit 
einem relativ breiten Spektrum von Einschränkun-
gen und können einen hohen Qualitätsstandard 
garantieren. Andererseits bilden zunehmend auch 
nicht explizit dafür ausgewiesene Fahrschulen 
mobilitätseingeschränkte Menschen aus. Häufig 

handelt es sich dabei um die Ausbildung von Men-
schen mit eher „leichteren“ und „rein“ körperlichen 
Einschränkungen. In der Regel ist in diesen Fahr-
schulen die Ausbildung mobilitätseingeschränkter 
Personen die Ausnahme, so dass es auch zu Er-
fahrungs- und Kompetenzdefiziten kommen kann 
(vgl. Punkt 8.1.3).  

Betroffene und Behindertenverbände problemati-
sierten an der bisherigen Praxis, dass Betroffene 
häufig lange Wege zu den speziellen Fahrschulen 
auf sich nehmen und sich unter Umständen um 
zusätzliche Unterkünfte bemühen müssten, um 
z.B. in einer Ferienfahrschule überhaupt eine Fahr-
ausbildung realisieren zu können. Diese Handha-
bung sei mit einem zusätzlichen Organisations-
aufwand und zusätzlichen Kosten verbunden, die 
es den Betroffenen erschweren, eine Fahrerlaub-
nis zu erlangen. Sie wünschen sich verständli-
cherweise, dass sie – wie nicht-eingeschränkte 
Fahrschüler/-innen auch – ihre Fahrausbildung vor 
Ort machen können. 

Vor allem die Fahrlehrer und Vertreter des TÜVs 
gaben zu bedenken, dass bei einer Dezentralisie-
rung der Ausbildungsangebote wirtschaftliche Ein-
bußen für die bestehenden Spezialfahrschulen zu 
erwarten wären. Um eine gute Ausbildung ermög-
lichen und dabei auch ein breites Spektrum an 
Einschränkungs- und Behinderungsarten abde-
cken zu können, müsse sowohl ein großer Fahr-
zeugpool, als auch die verschiedensten Geräte zu 
Verfügung stehen. Die dafür notwenigen finanziel-
len Investitionen könnten nur über die „Masse“ an 
Fahrschülern und Fahrschülerinnen, auch mit we-
niger schweren Beeinträchtigungen, wieder einge-
spielt werden. Sie sehen in einer stärkeren De-
zentralisierung der Ausbildungsangebote auch die 
Gefahr von Qualitätseinbußen in der Ausbildung, 
da nicht jede/-r Fahrlehrer/-in über das nötige me-
dizinische, pädagogische sowie psychologische 
Basiswissen verfügt und nicht jede Fahrschule die 
für die Ausbildung notwendigen Umbaufahrzeuge 
bereitstellen kann. Die ihnen bekannten Fällen, in 
denen Fahrausbildungen begonnen wurden und 
aufgrund fehlender Kenntnisse und Geräte nicht 
zum Abschluss gebracht werden konnten, was für 
die Betroffenen finanzielle als auch persönliche 
negative Konsequenzen hat, bestätigen ihre Zwei-
fel an einem Dezentralisierungskonzept. Sie plä-
dieren eher für eine Zentralisierung der Fahraus-
bildung, d.h. sie befürworten eher die regionale 
Herausbildung von „Kompetenzzentren“, die ihrer 
Erfahrung nach in der Regel auch eine bessere 
Vernetzung aller im Prozess des Fahrerlaubniser-
werbs involvierten Akteure gewährleistet. 
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Auch Vertreter der verschiedenen medizinischen 
Fachrichtungen gaben zu bedenken, dass jede 
Behinderung unterschiedliche Probleme mit sich 
bringt, die es durch eine adäquate Ausrüstung des 
Fahrzeugs zu kompensieren gelte. Mit einem ärzt-
lichen Attest sei ein/-e durchschnittliche/-r Fahrleh-
rer/-in ohne ein zusätzliches Hintergrundwissen 
überfordert und somit auch nicht in der Lage eine 
Erfolg versprechende Fahrausbildung zu gewähr-
leisten. Vertreter des TÜVs bemerkten, dass die 
Definition, ab welchem Schweregrad einer Beein-
trächtigung eine tatsächliche Einschränkung vor-
liegt, die Veränderungen am Fahrzeug mit sich 
bringt, nicht immer offensichtlich sei, und somit 
bestehe auch keine Möglichkeit, quasi vorab zu 
definieren, bei welchen Fällen eine spezielle Fahr-
schule in Anspruch genommen werden müsse. 
Eine stärkere Dezentralisierung der Fahrschulen 
lasse sich aufgrund dieser Problematik nicht ohne 
weiteres realisieren und wäre auch nicht wün-
schenswert. Die Vertreter der Fahrlehrerverbände 
blieben in ihrer Bewertung ambivalent. Sie reflek-
tierten die Vor- und Nachteile einer Dezentralisie-
rung und einer Zentralisierung, ohne jedoch dem 
einen oder dem anderen Modell einen Vorzug zu 
geben. Diese Haltung ist wohl auf die Tatsache 
zurückzuführen, dass sie in ihrer Funktion vor al-
lem die Interessen aller Verbandsfahrschulen im 
Blick haben müssen und sich dadurch nicht ein-
deutig für eine Zentralisierung aussprechen kön-
nen, da dies impliziert, dass andere Fahrschulen 
nur schwer oder gar nicht Fuß auf diesem Ausbil-
dungssektor fassen könnten. 

 

8.1.5 Unbeschränkte Gültigkeit einer Fahrer-
laubnis  

Ein weiteres Thema, das in allen Expertenrunden 
und dabei vor allem von den Sachverständigen 
des TÜVs und der medizinischen Fachvertreter 
aber auch von den anwesenden Fahrlehrern an-
gesprochen wurde, ist eine sehr spezifische Prob-
lematik, die mit der für Deutschland geltenden 
Fahrerlaubnis auf Lebenszeit und der in der Fahr-
erlaubnis-Verordnung (FeV) definierten Eigenver-
antwortlichkeit zusammenhängt. Daraus resultie-
ren nicht nur unterschiedlichen Regelungen für 
Menschen, die mit einer vorhandenen (z.B. mit 
einer von Geburt an bestehenden) Einschränkung 
eine Fahrerlaubnis erwerben wollen und für Men-
schen, die bereits eine Fahrerlaubnis haben, und 
erst später durch einen Unfall, eine Krankheit oder 
auch altersbedingt eine Einschränkung erleiden 
(vgl. Kapitel 5). Diese unterschiedlichen gesetzli-
chen Bestimmungen für die beiden genannten Per-
sonengruppen lassen darüber hinaus in der Praxis 

eine „Grauzone“ sichtbar werden, die ein nicht un-
erhebliches Gefährdungspotential in sich trägt. Ob-
wohl dies zumindest in Expertenkreisen bekannt 
ist, bleibt die damit zusammenhängende Proble-
matik bis heute weitgehend ein Tabuthema. Um 
diese Haltung zu durchbrechen, soll dieser Punkt 
im Folgenden etwas detaillierter dargestellt wer-
den, als die bisher beschriebenen Aspekte. Hinzu 
kommt, dass an diesem Problempunkt auch deut-
lich wird, dass der Themenkomplex dieses For-
schungsprojektes „Fahrausbildung für mobilitäts-
eingeschränkte Menschen und Behinderte/Mobi-
litätseingeschränkte im Verordnungsrecht“ Dimen-
sionen in sich birgt, die weit über die Alltagsvor-
stellung hinausgehen. Hierbei handle es sich um 
eine Problemstellung, die nur eine sehr begrenzte 
Personengruppe betrifft. Um diese sehr komplexe 
Problematik auch für „Nichtexperten“ nachvollzieh-
bar zu machen, ist es darüber hinaus notwendig, 
die Darstellung von der direkten Diskussion aus 
den Expertenrunden zu lösen und auf einer eher 
abstrakt-fachlichen Ebene zu reflektieren. 

Zunächst ist in Erinnerung zu rufen (vgl. auch Ka-
pitel 5): Wenn sich eine körperlich behinderte oder 
eingeschränkte Person um die Erteilung einer 
Fahrerlaubnis der Gruppe 1 (Klassen A und B ein-
schließlich E) bewirbt, so ist der Weg zur Fahrer-
laubnis in der Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV) klar 
und deutlich vorgezeichnet. Die Verwaltungsbehör-
de kann zur Vorbereitung einer Entscheidung die 
Vorlage des Gutachtens eines Facharztes bzw. 
einer Fachärztin für Verkehrsmedizin und/oder des 
Gutachtens einer Medizinisch-Psychologischen 
Untersuchungsstelle und/oder des Gutachtens 
eines/einer amtlich anerkannten Sachverständigen 
oder Prüfers bzw. Prüferin für den Kraftfahrzeug-
verkehr fordern (§ 11 FeV). Bestehen nach diesen 
Gutachten keine Bedenken gegen die Eignung des 
Bewerbers bzw. der Bewerberin, so wird ein Prüf-
auftrag erteilt. Eine Person, die also mit einer be-
stehenden Einschränkung eine Fahrerlaubnis er-
werben möchte, muss sich einem klar geregelten 
Verfahren unterziehen. Erst wenn dieses Verfah-
ren mit einem positiven Endergebnis durchlaufen 
ist, kann überhaupt mit einer Fahrausbildung be-
gonnen werden. Endet dieses Verfahren mit einem 
negativen Bescheid, bestehen also Bedenken 
gegen die Eignung eines Bewerbers oder einer 
Bewerberin, ist für diese Person der Erwerb einer 
Fahrerlaubnis nicht möglich. 

Im positiven Fall unterzieht sich der Bewerber bzw. 
die Bewerberin der Ausbildung bei einer dafür 
geeigneten Fahrschule und absolviert eine ganz 
normale theoretische und praktische Prüfung. Der 
danach ausgehändigte Führerschein ist je nach 
Erfordernis mit den nötigen Codes für die Auflagen 



 

 

98 

und Beschränkungen der Fahrerlaubnis versehen. 
Die Fahrerlaubnis für die Klassen der Gruppe 1 ist 
bei nicht-eingeschränkten Bewerbern bzw. Bewer-
berinnen und bei Bewerbern bzw. Bewerberinnen, 
deren in irgendeiner Weise eingeschränkte Fahr-
fähigkeit durch entsprechende Maßnahmen kom-
pensiert werden konnte, unbegrenzt gültig (Gültig-
keit auf Lebenszeit). 

Die Gültigkeit der Fahrerlaubnis sollte lediglich bei 
Behinderungen, die auf progressiven Erkrankun-
gen beruhen, von der wiederkehrenden Vorlage 
eines fachärztlichen Gutachtens und, falls erforder-
lich, eines Gutachtens eines/einer amtlich aner-
kannten Sachverständigen für den Kraftfahrzeug-
verkehr in bestimmten Abständen abhängig ge-
macht werden. Bedauerlicherweise wird diesem 
Aspekt von den am gesamten Procedere beteilig-
ten Akteuren nur in wenigen Ausnahmefällen Be-
achtung geschenkt. 

Ganz anders ist die Situation für Fahrerlaubnisin-
haber/-innen, die zu einem späteren Zeitpunkt 
irgendeine Einschränkung erfahren. Erleidet ein/-e 
Inhaber/-in einer in ihrer Gültigkeit uneinge-
schränkten Fahrerlaubnis aufgrund einer Erkran-
kung oder eines Unfalls eine Behinderung, so ist 
er/sie nicht verpflichtet, den Behörden darüber 
Mitteilung zu machen. Dies folgt aus § 2 Absatz 1 
FeV: „Wer sich infolge körperlicher oder geistiger 
Mängel nicht sicher im Verkehr bewegen kann, 
darf am Verkehr nur teilnehmen, wenn Vorsorge 
getroffen ist, dass er andere nicht gefährdet. Die 
Pflicht zur Vorsorge (...) obliegt dem Verkehrsteil-
nehmer selbst (...).“ 

Der/Die durch das Schadensereignis nunmehr 
eingeschränkte/behinderte Inhaber/-in einer Fahr-
erlaubnis kann somit 1. das Fahrzeug bei einem 
Umrüstbetrieb den individuellen Bedürfnissen ent-
sprechend umbauen lassen; 2. die Fahrzeugände-
rung bei einer Technischen Prüfstelle (Fahrzeug-
umrüstungen für körperbehinderte Fahrer/-innen 
sind überwiegend Fälle des § 19(2) StVZO) begut-
achten und dem Fahrzeug durch Übertrag des 
Gutachtens vom Fahrzeugbrief in den Fahrzeug-
schein eine erneute Betriebserlaubnis erteilen 
lassen; 3. sich auf einem nicht öffentlichen Gelän-
de im Gebrauch des umgerüsteten Fahrzeugs 
üben, und 4. sich dann wieder in den Verkehr be-
geben. 

Er/Sie hat damit seiner/ihrer Pflicht zur Vorsorge 
Genüge getan. Will der/die Fahrer/-in ein Übriges 
tun, um sich wirklich ganz abzusichern, so lässt 
er/sie sich durch einen geeigneten Arzt bzw. eine 
geeignete Ärztin und/oder eine/-n amtlich aner-
kannte/-n Sachverständige/-n oder Prüfer/-in für 
den Kraftfahrzeugverkehr hinsichtlich seiner/ihrer 

Fahreignung begutachten. Er/Sie ist nicht ver-
pflichtet, diese Gutachten der Fahrerlaubnisbehör-
de vorzulegen. Die Fahrerlaubnisbehörden erhal-
ten nur in den seltensten Fällen von einer Behinde-
rung/Einschränkung, die eine Person nach Erwerb 
einer Fahrerlaubnis erleidet, Kenntnis, z.B. anläss-
lich eines Unfalls oder einer Verkehrskontrolle. 
Der/Die Betroffene handelt im Idealfall entspre-
chend dem Grundgedanken der Eigenverantwort-
lichkeit nach § 2 FeV; das Sicherheitsbedürfnis der 
anderen Verkehrsteilnehmer/-innen wird nicht tan-
giert. 

In der Realität jedoch existiert durch diese Rege-
lung der Eigenverantwortlichkeit eine ganz erhebli-
che Zahl mobilitätseingeschränkter Fahrer/-innen, 
deren Fahrfähigkeit die Grenze erreicht oder gar 
überschritten hat, und deren nicht mehr gegebene 
Fahreignung eine erhebliche Gefährdung der an-
deren Verkehrsteilnehmer/-innen darstellt. Dies 
soll nun an den drei ausgewählten Beispielen 
Schlaganfall, Muskelatrophie und -dystrophie so-
wie Multiple Sklerose erläutert und veranschaulicht 
werden. 

Die Auswirkungen eines Schlaganfalls können in 
einer Einschränkung rein körperlicher Fähigkeiten 
oder der kognitiven Fähigkeiten oder aus einer 
Mischung dieser Fähigkeiten bestehen. So lange 
die kognitiven Fähigkeiten (Wahrnehmung, Erken-
nen und Umsetzung) nicht beeinträchtigt sind, 
können rein körperliche Einschränkungen in vielen 
Fällen durch technische Hilfsmittel zufriedenstel-
lend ausgeglichen werden. Eine Einschränkung 
der kognitiven Fähigkeiten führt in der überwie-
genden Zahl der Fälle zum Verlust der Fahreig-
nung. Wie die Praxis zeigt, wird ein/e Schlaganfall-
patient/-in, der/die sich seiner kognitiven Ein-
schränkungen bewusst ist, nur in den allerseltens-
ten Fällen der Behörde Mitteilung von seinen/ihren 
Problemen machen. Die Person wird weiter aktiv 
am Verkehr teilnehmen, denn die Alternative wäre 
der Verlust der Fahrerlaubnis. Oder der/die Betrof-
fene ist sich aufgrund der Einschränkung sei-
ner/ihrer kognitiven Fähigkeiten des Verlusts die-
ser Fahrfähigkeit gar nicht bewusst, und nimmt 
daher mit gutem Gewissen weiterhin aktiv am Ver-
kehr teil. Die Probleme bei einem Schädel-Hirn-
Trauma sind vergleichbar. 

Die progressiven Erkrankungen Muskelatrophie 
und -dystrophie sind durch einen mehr oder weni-
ger rasch fortschreitenden Verfall der zur Verfü-
gung stehenden Muskelkräfte der Betroffenen 
gekennzeichnet. Die heute zur Verfügung stehen-
de Umrüsttechnik ist in der Lage, alle Betätigungs-
kräfte und -wege praktisch auf Null zu reduzieren. 
Der Fahrer bzw. die Fahrerin muss aber noch in 
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der Lage sein, seine/ihre zum Fahren eingesetzte 
Gliedmaßen gegen die im Fahrbetrieb auftreten-
den Trägheits- und Fliehkräfte mit definiertem An-
fangs- und Endpunkt und mit definiertem Kraftein-
satz zu bewegen. Die Grenzen werden somit nicht 
von der Technik, sondern von den noch zur Verfü-
gung stehenden körperlichen Fähigkeiten des/der 
Betroffenen gezogen. Da sich die betroffene Per-
son dem Ende ihrer Fahrfähigkeit kontinuierlich 
nähert und diese nicht schlagartig verliert, wird sie 
oft erst zu spät gewahr, dass sie nicht mehr fahr-
fähig ist. 

Multiple Sklerose (MS) ist unter anderem eine 
progressive Fehlschaltung des gesamten Nerven-
systems (des peripheren und des zentralen Ner-
vensystems), also auch des Gehirns. Die sichtbare 
Auswirkung dieser Fehlschaltung des peripheren 
Nervensystems ist der sukzessive Verlust der 
Feinmotorik (zumeist beginnend mit den unteren 
Extremitäten). Die fortschreitenden Probleme des 
zentralen Nervensystems sind dagegen sehr dis-
kret. Eine gelegentlich zu beobachtende Erschei-
nungsform ist in fortgeschrittenem Stadium eine 
Störung der kritischen Selbsteinschätzung: der/die 
Betroffene ist wirklich überzeugt, noch hinreichend 
fahrfähig zu sein, auch wenn die Grenze der Fahr-
fähigkeit bereits deutlich überschritten wurde. 

Neben diesen krankheitsbedingten Einschränkun-
gen der Fahrfähigkeit treten auch altersbedingte 
Probleme bezüglich der Fahreignung auf, deren 
Zahl aufgrund der demographischen Entwicklung 
in den nächsten Jahren kontinuierlich zunehmen 
wird. Was bedeutet dies? Mit zunehmendem Alter 
treten bei Fahrzeugführern und -führerinnen Prob-
leme auf, die sich je nach Fahrpraxis und der da-
raus resultierenden Erfahrung früher oder später 
negativ auf die Fahreignung auswirken können. 
Das Alter, in dem diese Probleme auftreten, vari-
iert in einem sehr großen Bereich. Es ist daher 
nicht möglich, ein bestimmtes Alter als generelle 
Grenze festzulegen. 

Ein Problem ist die abnehmende Fähigkeit, sich 
auf mehrere Dinge zugleich zu konzentrieren. Dies 
wirkt sich z.B. in komplexen Verkehrssituationen 
aus oder wenn sich der/die Fahrer/-in in einer 
fremden Umgebung orientieren soll und die Fülle 
der Informationen ihn/sie überfordert, oder wenn 
die Person durch irgendwelche Ereignisse abge-
lenkt wird und sich wieder neu orientieren muss. 
Ein weiteres Problem ist die zunehmend gestörte 
Anpassungs- und Umstellungsfähigkeit (Vigilanz) 
des älteren Fahrers bzw. der älteren Fahrerin, 
sowie eine Abnahme der Konzentrationsleistung, 
die Voraussetzung für eine adäquate optische 
Orientierung ist. 

Das wohl größte Problem besteht darin, dass ein 
einmal aufgrund einer erkannten Situation gefass-
ter Handlungsentwurf nur sehr schwer korrigiert 
werden kann, auch wenn sich die Situation zwi-
schenzeitlich verändert hat (die Ampel zeigt grün, 
ich beschließe zu fahren, und ich kann meinen 
Handlungsentwurf nicht einem zwischenzeitlichen 
Umschalten auf gelb und rot anpassen). Dieser 
Vorgang stellt sich als Folge einer verminderten 
Vigilanz dar. Eine geradezu konträre Erschei-
nungsform von Defiziten besteht darin, dass ältere 
Fahrer/-innen gelegentlich in komplexen Situatio-
nen, die eine große Konzentrationsleistung erfor-
dern, einwandfrei reagieren, in anderen Situatio-
nen dagegen, die eine relativ geringe Konzentrati-
onsleistung erfordern, zu erheblichem Fehlverhal-
ten neigen. Eine mögliche Ursache hierfür mag 
darin bestehen, dass durch die unter Anspannung 
erhöhte Pulsschlagfrequenz die Versorgung des 
Gehirns mit Sauerstoff deutlich besser ist als in 
den Situationen, in denen der/die Fahrer/-in ganz 
entspannt und auf niedrigem Energieniveau fährt. 

Das hier dargestellte Problem lässt sich wie folgt 
noch einmal zusammenfassen: Eine Person, die 
mit einer bestehenden Einschränkung eine Fahrer-
laubnis erwerben möchte, muss sich einem klar 
geregelten Begutachtungsverfahren unterziehen, 
in dem die Fahreignung sehr genau überprüft wird. 
Erst wenn dem Bewerber bzw. der Bewerberin die 
Fahrfähigkeit bescheinigt wird, kann er/sie über-
haupt mit einer Fahrausbildung beginnen. Nach 
dem Erwerb der Fahrerlaubnis erhält er/sie diese, 
wie nicht-eingeschränkte Personen auch, auf „Le-
benszeit“ und zwar unabhängig von der individuel-
len Mobilitätseinschränkung, d.h. z.B. auch bei 
progressiven Erkrankungen. Für eine/-n Fahrer-
laubnisinhaber/-in, der/die aufgrund einer Erkran-
kung oder eines Unfalls eine Einschränkung erlei-
det oder deren/dessen Fahrfähigkeit altersbedingt 
beeinflusst ist, gibt es weder ein geregeltes Begut-
achtungsverfahren, durch das die Fahreignung 
überprüft wird, noch eine „Meldepflicht“ gegenüber 
der Fahrerlaubnisbehörde. Er/Sie ist lediglich ver-
pflichtet, Vorsorge zu treffen, dass er/sie andere 
Verkehrsteilnehmer/-innen nicht gefährdet. Geht 
man davon aus, dass eine erhebliche Anzahl von 
Personen im Laufe ihres Lebens und nach Erwerb 
der Fahrerlaubnis eine Behinderung oder krank-
heits- bzw. altersbedingte Mobilitätseinschränkung, 
die durchaus größeren Einfluss auf die Fahreig-
nung haben kann, erleiden, so dürfte eine nicht 
unbeträchtliche Anzahl von Personen im Besitz 
einer gültigen Fahrerlaubnis sein, ohne dass bei 
ihnen möglicherweise eine noch ausreichende 
Fahreignung gegeben ist.  
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8.1.6 Eigenverantwortlichkeit und ärztliche 
Schweigepflicht 

Sehr eng mit der im vorherigen Punkt behandelten 
Problematik einer Fahrerlaubnis auf Lebenszeit 
und der Eigenverantwortlichkeit ist ein weiterer 
Problempunkt verknüpft, den in den Expertenrun-
den vor allem die medizinischen Fachvertreter und 
die Sachverständigen des TÜVs angesprochen 
haben. Genau genommen handelt es sich dabei 
um einen vertiefenden Aspekt aus einem etwas 
anderen Blickwinkel heraus: das Zusammen- oder 
Wechselspiel zwischen Eigenverantwortlichkeit 
und der ärztlichen Schweigepflicht. Auch für die-
sen Diskussionspunkt gilt, dass es sich um eine 
komplexe Problematik handelt, die für „Nichtexper-
ten“ nicht so ohne weiteres nachzuvollziehen ist. 
Daher soll auch dieser Problempunkt nicht entlang 
der Einzelargumente aus den Expertenrunden, 
sondern in seiner Gesamtheit auf einer eher abs-
trakt-fachlichen Ebene dargestellt werden.  

Personen, die unter den Folgen eines Schlagan-
falls oder an einer der oben genannten progressi-
ven Erkrankungen wie z.B. Muskelatrophie, Mus-
keldystrophie oder Multiple Sklerose leiden (die 
Aufzählung ist, was die Auswirkungen auf die 
Fahrfähigkeit anbetrifft, gewiss nicht vollständig) 
sind üblicherweise bei einem Facharzt bzw. einer 
Fachärztin in Behandlung. Diese/-r ist in jedem Fall 
in der Lage, die Auswirkungen dieser Erkrankung 
auf die Fahrfähigkeit des Patienten oder der Pati-
entin zu erkennen. Er/Sie unterliegt jedoch nach 
landläufiger Meinung der Schweigepflicht und darf 
daher der Behörde keine Mitteilung über die Prob-
leme des Patienten bzw. der Patientin machen. 

Die Schweigepflicht reicht bis weit in die frühge-
schichtliche Zeit zurück. Bereits im ältesten medi-
zinischen Sanskritwerk, der Ayur-Veda des 
CHARAKA, wurde um 800 v.Chr. von einem ethi-
schen Schweigegebot der Ärzte und Ärztinnen 
berichtet. 

Der Hippokrates (460 – 377 v.Chr.) zugeschriebe-
ne Eid, mit dem der Arzt bzw. die Ärztin Still-
schweigen über alles gelobt, was er/sie bei der 
Behandlung Kranker erfährt, hat bis in die heutige 
Zeit Gültigkeit. In wörtlicher Übersetzung lautet er: 
„Was ich bei oder außerhalb der Behandlung über 
das Leben von Menschen sehe oder höre und was 
nicht irgendwie nach außen ausgeplaudert werden 
darf, darüber werde ich schweigen in der Über-
zeugung, dass derartiges ungesagt zu bleiben 
hat.“ 

Dieses Gelöbnis findet sich noch heute in der Mus-
terberufsordnung für Ärzte und Ärztinnen wieder: 
„Ich werde alle mir anvertrauten Geheimnisse wah-

ren.“ In der heutigen Rechtsprechung ist das Prin-
zip der ärztlichen Schweigepflicht in § 203 Strafge-
setzbuch (StGB) verankert: „(1) Wer unbefugt ein 
fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönli-
chen Lebensbereich gehörendes Geheimnis (...) 
offenbart, das ihm als 1. Arzt, Zahnarzt, Apotheker 
oder Angehörigen eines anderen Heilberufes, der 
für die Berufsausübung oder die Führung der Be-
rufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbil-
dung erfordert, 2. Berufspsychologen mit staatlich 
anerkannter wissenschaftlicher Abschlussprüfung, 
anvertraut worden oder sonst bekannt geworden 
ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
mit Geldstrafe bestraft.“ 

Über das Rechtsgut des § 203 Abs.1 Nr.1 StGB 
besteht allerdings nach wie vor Uneinigkeit. Unei-
nigkeit besteht insbesondere darüber, ob § 203 
StGB in erster Linie das Individualinteresse des/
-der Einzelnen oder vorrangig das Gemeininteresse 
oder beide Werte gleichrangig schützt. Die beiden 
Güter der ärztlichen Schweigepflicht sind unstrittig 
nicht in dem Spannungsfeld „entweder-oder“ zu 
betrachten; doch welchem dieser beiden Schutz-
werte der Vorrang einzuräumen ist, darüber sind 
die Meinungsverschiedenheiten noch immer nicht 
ausgeräumt. 

Unabhängig davon besteht heute aber weitgehend 
darüber Einigkeit, dass § 203 Abs.1 Nr.1 StGB 
nicht unbedingt ein bestehendes Vertrauensver-
hältnis voraussetzt. Folglich findet das strafbe-
wehrte ärztliche Schweigegebot grundsätzlich 
auch bei unfreiwillig begründeten Arzt-Patienten-
Verhältnissen Anwendung: „Der (...) gesetzgeberi-
sche Zweck – Schutz der „Intimsphäre des Patien-
ten“ – erfordert es, den Begriff der „anvertrauten 
Tatsachen“ fest zu fassen und darunter alles das 
zu begreifen, was der Arzt in dieser Eigenschaft 
wahrgenommen hat, gleichgültig, ob die Wahr-
nehmungsmöglichkeit auf einem besonderen Ver-
trauensakt beruht oder nicht (...) gleichviel, ob ihm 
die Gelegenheit dazu freiwillig vom Patienten ge-
währt oder auf Grund gesetzlicher Vorschrift 
zwangsweise verschafft worden ist; entscheidend 
ist nur, dass der Arzt Kenntnis von der ge-
heimhaltungsbedürftigen Tatsache in der seine 
Verpflichtung zur Verschwiegenheit bedingenden 
Eigenschaft und Tätigkeit (sc. als Arzt) erlangt hat. 
Es ist deshalb für die Schweigepflicht unerheblich, 
ob der Patient freiwillig dem Arzt die Untersuchung 
gestattet oder ob er sich nur dem gesetzlichen 
Zwang unterworfen hat; es ist ebenso unbeacht-
lich, ob der Patient die Untersuchung hätte verwei-
gern können, (...) jedoch von diesem Recht keinen 
Gebrauch gemacht hat.“ (BGHZ 40, 288 und 293f.) 
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Die ärztliche Schweigepflicht gilt als Gebot nicht 
uneingeschränkt. Der Arzt bzw. die Ärztin kann 
das Geheimnis befugt offenbaren, wenn er/sie 
entweder vom Verfügungsberechtigten des Ge-
heimnisses von der Schweigepflicht entbunden 
worden ist, oder wenn ein Rechtfertigungsgrund 
für die Offenbarung angeführt werden kann. Befugt 
offenbaren kann der Arzt bzw. die Ärztin, wenn 
der/die Patient/-in zumindest konkludent in die 
Offenbarung einwilligt, d.h. durch Handlungen, aus 
denen sich nach allgemeiner Lebenserfahrung der 
Schluss ziehen lässt, dass eine Entbindung von 
der Schweigepflicht erfolgt ist, oder wenn eine 
rechtfertigende Notlage im Sinne des § 34 StGB 
vorliegt. 

Wird der/die Arzt/Ärztin als Sachverständige/-r und 
Gutachter/-in tätig, so kann dies nicht nur auf 
Grund von gesetzlichen Duldungspflichten, son-
dern auch auf Grund anderer nicht duldungspflich-
tiger Auflagen oder Interessen erfolgen. So kann 
die Verwaltungsbehörde z.B. zwecks Einschrän-
kung der Fahrerlaubnis (§§ 11 und 46 FeV) die 
Vorlage eines fachärztlichen Gutachtens fordern 
(vgl. Kapitel 5). 

Wie jede/-r andere Arzt/Ärztin kann auch der/die 
ärztliche Gutachter/-in – bei Vorliegen der Voraus-
setzungen des § 34 StGB – gerechtfertigt offenba-
ren. So darf der Arzt bzw. die Ärztin z.B. eine/-n 
Patienten/Patientin melden, wenn diese/-r infolge 
Krankheit sein/ihr Kfz im Straßenverkehr nicht 
mehr sicher führen kann (Gefahr für sich und an-
dere) und die Person, trotz eindringlichen Appells, 
ihren Führerschein nicht zurückgeben will. Eine 
Offenbarungsbefugnis auf Grund eines gerechtfer-
tigten Notstandes hat hier allein der/die Arzt/Ärztin. 
Gibt der ärztliche Sachverständige mit Einwilligung 
der Person Untersuchungsbefunde an Dritte wei-
ter, aus denen diese (z.B. die Berufsgenossen-
schaft) eine Gefahr für die Person oder andere 
ableiten, sind diese Dritten nicht befugt, die Er-
kenntnisse an andere Dritte (z.B. Verkehrsbehör-
de) weiterleiten. 

Ein Arzt oder eine Ärztin, der/die zweifelsfrei fest-
stellt, dass der/die betreute Patient/-in bei weiterer 
aktiver Teilnahme am öffentlichen Verkehr eine 
Gefahr für andere Verkehrsteilnehmer/-innen dar-
stellen würde, ist also nicht nur berechtigt, sondern 
gar verpflichtet, den zuständigen Behörden Mittei-
lung von den Problemen bezüglich der Fahreig-
nung dieser Personen zu machen. Hierin könnte 
also prinzipiell eine Einschränkung oder Korrektur 
der in der Fahrerlaubnis-Verordnung definierten 
Eigenverantwortlichkeit und der damit im vorheri-
gen Punkt skizzierten Probleme liegen. Er/Sie wird 
dies aber in aller Regel nicht tun, da er/sie sich 

nicht sicher sein kann, dass ein Gericht im Falle 
eines Rechtsstreits den Sachverhalt als einen Fall 
des § 34 StGB betrachten wird. 

 

8.2 In den Expertenrunden diskutier-
te und erarbeitete Lösungsan-
sätze 

Nicht für alle in den Expertenrunden diskutierten 
Problempunkte vermochten die Diskussionsteil-
nehmer/-innen auch konkrete Lösungsansätze 
oder Verbesserungsvorschläge zu formulieren. 
Dies hat vor allem folgende Gründe:  

1. Auch wenn bestimmte Problempunkte erkannt 
werden, ist es nicht ohne weiteres möglich, da-
für eine Idee oder einen Vorschlag zur Verbes-
serung der Situation zu entwickeln.  

2. Einige der diskutierten Problempunkte lassen 
zunächst eine weitergehende und vertiefende 
Fachdiskussion oder Forschung notwendig er-
scheinen, bevor Verbesserungsansätze formu-
liert werden können.  

3. Die Lösung bestimmter Problempunkte liegt 
eindeutig in der Zuständigkeit anderer (z.B. Be-
hörden, Gesetzgebung usw.), so dass zwar auf 
diese Problematik hingewiesen werden kann, 
Lösungsansätze aber an einer anderen Stelle 
diskutiert und entwickelt werden müssten.  

Im Folgenden sollen daher zunächst jene Aspekte 
aufgeführt werden, wo es nach Ansicht der Dis-
kussionsteilnehmer/-innen zwar einen weiteren 
Reflexionsbedarf und einen zukünftigen Hand-
lungsbedarf gibt, sie aus ihrer Perspektive heraus 
jedoch keine konkreten Ansatzpunkte formulieren 
konnten. Im Anschluss daran werden jene Aspekte 
vorgestellt, für die die Teilnehmer/-innen der Ex-
pertenrunden konkrete Verbesserungsvorschläge 
skizzierten.  

 

8.2.1 Notwendigkeit einer erneuten Fachdis-
kussion über gesetzliche Regelungen 

Nach Ansicht der in den Diskussionsrunden anwe-
senden Experten und Expertinnen wäre eine er-
neute Fachdiskussion über die für Deutschland 
geltende Fahrerlaubnis auf Lebenszeit und das 
Vertrauen auf die Eigenverantwortlichkeit des Ein-
zelnen (§ 2 Absatz 1 FeV) wünschenswert und 
notwendig. Gründe für eine Überprüfung dieser 
Regelung wurden unter Punkt 8.1.5 hinreichend 
dargelegt. Auch die Frage der ärztlichen Schwei-
gepflicht, deren Problematik im Zusammenhang 
mit der geltenden Eigenverantwortlichkeit unter 
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Punkt 8.1.6 dargestellt wurde, sollte in diese Fach-
diskussion mit einbezogen werden. Beispiele aus 
anderen europäischen Ländern zeigen, dass sol-
che Regelungen auch ganz anders aussehen und 
in der Praxis erfolgreich umgesetzt werden kön-
nen.  

In Finnland ist die Gültigkeit der Fahrerlaubnis z.B. 
begrenzt und behinderte wie nicht-behinderte 
Fahrerlaubnisbewerber/-innen und Fahrerlaubnis-
inhaber/-innen werden in der gleichen Weise be-
handelt. Vor Erteilung einer Fahrerlaubnis muss 
ein praktischer Arzt oder eine Ärztin eine Beschei-
nigung darüber ausstellen, dass aus medizinischer 
Sicht die Fahrfähigkeit gegeben ist. Das Formular 
dieser Bescheinigung enthält alle medizinischen 
Forderungen nach der EU-Richtlinie 91/439/EU. 
Die praktischen Ärzte und Ärztinnen erhalten vom 
Gesundheitsministerium die für derartige Untersu-
chungen erforderlichen Informationen. Die Gültig-
keit der ersten Fahrerlaubnis beträgt nur 2 Jahre. 
In diesen 2 Jahren muss der/die Fahrer/-in eine 
Zusatzausbildung bezüglich des Fahrens auf glat-
tem Untergrund und bei Dunkelheit absolvieren. 
Nach einer Prüfung bezüglich dieser Zusatzausbil-
dung erhält der/die Fahrer/-in eine Fahrerlaubnis, 
die bis Vollendung des 70. Lebensjahres gültig ist. 
Der Führerschein muss jedoch alle 5 Jahre neu 
ausgestellt werden. Für diese Neuausstellung ist 
dann jeweils wieder eine ärztliche Untersuchung 
erforderlich. Der Allgemeinmediziner bzw. die All-
gemeinmedizinerin kann in Zweifelsfällen (bei Be-
hinderung oder Erkrankung) eine kürzere Dauer 
als 5 Jahre bis zur nächsten Neuausstellung an-
ordnen. Wird bei der turnusmäßigen Untersuchung 
eine mögliche Einschränkung der Fahrfähigkeit 
festgestellt, so muss der/die Betroffene aufgefor-
dert werden, die Behörden hierüber zu informieren. 
Der/die Betroffene muss dieser Verpflichtung 
nachkommen. Unterlässt die betroffene Person es, 
die Behörden zu informieren, so muss der/die 
praktische Arzt/Ärztin die Polizei von dem Sach-
verhalt in Kenntnis setzen. Der/die praktische 
Arzt/Ärztin legt die erforderlichen Auflagen und 
Beschränkungen für die Fahrerlaubnis fest. Übli-
cherweise wird für die Abklärung der technischen 
Seite ein Fahrerlaubnisprüfer bzw. eine Fahrer-
laubnisprüferin zu Rate gezogen. 

In den nachfolgend genannten Ländern sind z.B. in 
bestimmten Rhythmen ärztliche Untersuchungen 
für Fahrerlaubnisse der Gruppe 1 erforderlich. 
Werden diese Untersuchungen nicht durchgeführt, 
so erlischt oder ruht die Fahrerlaubnis. In Däne-
mark ist eine ärztliche Untersuchung im Alter von 
70 Jahren vorgeschrieben. In England müssen ab 
einem Alter von 70 Jahren alle 3 Jahre ärztliche 
Untersuchungen erfolgen. Luxemburg verlangt ab 

einem Alter von 50 Jahren ärztliche Untersuchun-
gen alle 10 Jahre, ab 70 Jahren ärztliche Untersu-
chungen alle 3 Jahre und ab 80 Jahren ärztliche 
Untersuchungen jedes Jahr. In den Niederlanden 
ist eine ärztliche Untersuchung im Alter von 70 
Jahren vorgeschrieben. Portugal sieht ärztliche 
Untersuchungen im Alter von 65 und 70 Jahren 
und über 70 Jahren alle 2 Jahre vor. In Spanien 
sind bis zum Alter von 45 Jahren ärztliche Unter-
suchungen alle 10 Jahre, danach bis zum Alter 
von 70 Jahren ärztliche Untersuchungen alle 5 
Jahre und über 70 Jahren alle 2 Jahre vorge-
schrieben. Mit diesem Procedere will man in jenen 
Ländern vorwiegend altersbedingte Einschränkun-
gen der Fahrfähigkeit erfassen. Einschränkungen 
durch Schlaganfall und progressive Erkrankungen, 
die zunehmend auch schon in jüngerem Alter auf-
treten können, werden auch hier jedoch weitge-
hend außer Acht gelassen. 

In verschiedenen Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union ist auch das problematische Verhält-
nis zwischen Eigenverantwortlichkeit und ärztlicher 
Schweigepflicht eindeutig geregelt. In England, 
Griechenland, Irland und Österreich muss der/die 
Betroffene die Fahrerlaubnisbehörde über sei-
ne/ihre Probleme bezüglich der Fahrfähigkeit in-
formieren. Probleme, die bei dem/der Fahrerlaub-
nisinhaber/-in durch unfallbedingte, krankheitsbe-
dingte oder altersbedingte Einschränkungen auf-
treten. Wird dieser Verpflichtung nicht nachge-
kommen, so muss der/die Arzt/Ärztin die Behörde 
informieren. 

Für eine notwendige und wünschenswerte Fach-
diskussion in Deutschland kann zusammengefasst 
werden: Will man die ärztliche Schweigepflicht 
nicht durch Ausnahmeregelungen aufweichen, so 
muss zur Regelung der dargestellten Probleme 
(vgl. Punkt 8.1.5 und 8.1.6) über eine zeitliche 
Befristung der Gültigkeit der Fahrerlaubnis neu 
nachgedacht werden. Bedenkenswert wäre auch 
eine generelle Pflicht zur ärztlichen Untersuchung 
in Abständen von 5 Jahren ab Ersterteilung einer 
Fahrerlaubnis. Diese würde alle auftretenden 
Probleme durch traumatische Ereignisse, einen 
Schlaganfall oder durch progressive Erkrankungen 
aller Art sowie mögliche altersbedingte Defizite in 
einem hinreichend engen Raster erfassen. 

 

8.2.2 Notwendigkeit einer stärkeren Verein-
heitlichung und Qualitätssicherung in 
Begutachtungsverfahren 

Die unter Punkt 8.1.2 angedeuteten Probleme der 
Richtlinienkenntnis und deren Anwendung in der 
Begutachtungspraxis lassen nach Ansicht der Ex-
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perten und Expertinnen in den Diskussionsrunden 
ebenfalls einen vielschichtigen Handlungsbedarf 
erkennen. Konkrete Lösungsmöglichkeiten für die 
angesprochenen Probleme gilt es von anderen 
Stellen noch auszuarbeiten. Im Rahmen dieses 
Projektes kann aber bereits auf folgende Ansatz-
punkte hingewiesen werden: 

Wünschenswert wäre eine Verbesserung hinsicht-
lich der Umsetzung und Standardisierung bundes-
einheitlicher Testverfahren und Richtlinien zur 
Beurteilung der Führerscheintauglichkeit bei unter-
schiedlichen Einschränkungs- und Krankheitsfor-
men z.B. im Rahmen medizinischer oder medizi-
nisch-psychologischer Gutachten aber auch der 
technischen Begutachtung. Dies wirft natürlich die 
weitergehende Frage nach Qualitätsanforderungen 
und Qualitätskriterien in Begutachtungsverfahren 
auf. Darüber hinaus wäre auch ein stärkerer Wis-
sensaustausch zwischen den einzelnen Akteuren 
also z.B. zwischen Ärzten/Ärztinnen und Fahrleh-
rern bzw. Fahrlehrerinnen oder Sachverständigen 
von Vorteil, um dem/der Betroffenen im Vorfeld, 
d.h. vor Beginn einer Fahrausbildung, Klarheit 
darüber geben zu können, ob der Wunsch, eine 
Fahrerlaubnis zu erwerben oder eine bestehende 
Fahrerlaubnis umschreiben zu lassen, auch tat-
sächlich Chancen auf eine Realisierung hat. Ein 
sehr eingeschränkter Blick z.B. nur aus der medi-
zinischen Perspektive heraus kann dies unter Um-
ständen nicht immer eindeutig klären.  

Zum Teil gibt es bereits eindeutige Begutachtungs-
leitlinien und standardisierte Testverfahren, die in 
der Praxis aber, so die berichteten Erfahrungen, 
nicht immer umgesetzt oder gar bekannt sind. Dies 
verweist auf offensichtliche Mängel in der Ausbil-
dung, Schulung und Praxiserfahrung der involvier-
ten Akteure, seien es Vertreter/-innen der Fahrer-
laubnisbehörden, Fachärzte/Fachärztinnen oder 
Sachverständige des TÜVs. Ein Ansatzpunkt hier-
für wäre die Einführung oder Ausweitung einschlä-
giger Weiterbildungsangebote für die jeweiligen 
Zielgruppen. Hinzu kommt, dass ein besserer In-
formationsaustausch aller beteiligten Institutionen 
oder Personen (Ärzte/Ärztinnen, Fahrlehrer/-innen, 
Fahrerlaubnisbehörden, Sachverständige, Kosten-
träger) „organisiert“ und realisiert werden müsste. 
Kompetenz- und Kommunikationsförderung sind 
wesentliche Vorraussetzungen, um vorhandene 
Defizite und Mängel im (Begutachtungs-)Verfahren 
zum Wohle der Betroffenen zu minimieren (vgl. 
hierzu auch die Punkt 8.2.6).  

Darüber hinaus wurde deutlich, dass einige gängi-
ge Testverfahren offensichtlich nicht ausreichen, 
um die Fahrtauglichkeit bei bestimmten Krank-
heitsbildern umfassend zu beurteilen. Problema-

tisch ist der gesamte Bereich der Einschränkun-
gen, bei denen auch das Gehirn bzw. das zentrale 
Nervensystem betroffen ist. Forschungen auf die-
sem Gebiet sind, wie z.B. die Entwicklung des 
„Falttestes“ bei ICP, bislang nicht standardisiert 
und damit allgemeine Praxis der Begutachtung 
geworden. Auch vorhandene Begutachtungsleitli-
nien weisen hier derzeit noch „blinde Flecken“ auf. 
Darüber hinaus sind auch andere Testverfahren 
z.B. zur körperlichen Kräftemessung oder zur 
Messung von Kraft und Reaktion in den letzten 
Jahren deutlich weiterentwickelt worden und soll-
ten bei bestimmten Einschränkungs- oder Krank-
heitsarten ebenfalls zu einem standardisierten 
Bestandteil der Begutachtung werden.  

 

8.2.3 Zentralisierung und beschränkte 
Dezentralisierung 

Die Diskussion um eine Zentralisierung oder De-
zentralisierung der Fahrausbildung mobilitätsein-
geschränkter Menschen lässt mehrere Ansatz-
punkte für eine Verbesserung oder Veränderung 
der Ausbildungsangebote und damit der Ausbil-
dungssituation für mobilitätseingeschränkte Men-
schen zu, ohne dass das eine Modell unbedingt 
dem anderen vorzuziehen wäre. Folgende Vor-
schläge wurden von den Teilnehmern und Teil-
nehmerinnen in den Diskussionen formuliert: 

 

Dezentralisierung der theoretischen Ausbil-
dung 
Alle Beteiligten der Expertenrunden waren sich 
darin einig, dass es nicht zwingend notwendig sei, 
die theoretische Ausbildung an derselben Fahr-
schule zu absolvieren wie den praktischen Unter-
richt. Die Theorie kann ohne Probleme am Hei-
matort absolviert werden, unabhängig davon, ob 
die praktische Ausbildung an derselben Fahrschu-
le gemacht werden kann oder dafür eine Spezial-
fahrschule notwendig ist.  

 

Bedingte Dezentralisierung bei der praktischen 
Ausbildung 
Vor allem die Betroffenen sowie die Vertreter de-
ren Verbände sprachen sich dafür aus, dass jede 
Fahrschule zumindest Menschen mit „kleineren“ 
Behinderungen, die an Zusatzgeräten lediglich 
einen Drehknopf oder andere kleinere Änderungen 
am Fahrzeug benötigen, ausbilden (können) soll-
ten, um den Betroffenen die oft weiten Wege zu 
Spezialfahrschulen zu ersparen. Ein weiteres Ar-
gument für diesen Standpunkt war die Integration 
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mobilitätseingeschränkter Menschen in normale 
gesellschaftliche Zusammenhänge. Einige Fahr-
lehrer sowie Vertreter der Fahrlehrerverbände 
sprachen sich zwar prinzipiell dafür aus, dass eine 
bedingte Dezentralisierung, die ja bereits der heu-
tigen Praxis entspricht, beibehalten werden kann. 
Allerdings müssten dann die Kollegen und Kolle-
ginnen auch entsprechende Qualifikationen erwer-
ben und z.T. besser als es derzeit zu beobachten 
ist, „ihre Grenzen“ erkennen können. Diese „ein-
geschränkte“ Dezentralisierung hätte darüber hin-
aus den Vorteil, dass „normale“ Fahrschulen deut-
lich stärker eine beratende Funktion übernehmen 
könnten, da somit eine gewisse Grundkenntnis der 
Problematik vorhanden wäre und bei schwereren 
Fällen eine Weiterleitung an spezielle Fahrschulen 
„gewährleistet“ werden könnte.  

 

Grenzen der Dezentralisierung 
Strittig blieb in den Expertenrunden, welche Be-
hinderungen bzw. Einschränkungen an einer „nor-
malen“ Fahrschule ausgebildet werden können 
und welche an speziell dafür ausgerüsteten Fahr-
schulen ausgebildet werden müssen. Einigkeit 
bestand lediglich in dem Punkt, dass alle Ein-
schränkungen, die mit einer Beteiligung des Ge-
hirns oder des zentralen Nervensystems einherge-
hen, an speziellen Fahrschulen ausgebildet wer-
den sollten. Zur Einschätzung und Berücksichti-
gung der mit diesen Einschränkungsarten verbun-
denen Auswirkungen auf die Ausbildung und auf 
das Verkehrsverhalten der Betroffenen ist eine 
Kompetenz und Erfahrung notwendig, die man 
sich nicht erwerben kann, wenn man als Fahrschu-
le vielleicht ein oder zwei Mal im Jahr damit kon-
frontiert wird. Die Ausbildung von Personen mit 
rein körperlichen Einschränkungen könnte zwar 
prinzipiell auch von „normalen“ Fahrschulen geleis-
tet werden, eine rein objektive Grenze liegt jedoch 
in den für die Ausbildung notwendigen technischen 
Geräten oder Spezialfahrzeugen. Notwendige 
Investitionen in diesem Bereich sind für Fahrschu-
len, die nur sehr selten mobilitätseingeschränkte 
Menschen ausbilden, bei manchen Einschrän-
kungsarten doch sehr kostenintensiv und unter 
dem rein wirtschaftlichen Aspekt nicht rentabel.  

 

Zentralisierung zur Qualitätssicherung 
Einige Sachverständige des TÜVs, Fahrlehrer und 
Vertreter von Umbauwerkstätten sprachen sich 
eindeutig für eine noch stärkere Zentralisierung der 
Fahrausbildung mobilitätseingeschränkter Men-
schen aus. Wie bereits in der Diskussion wurde 
noch einmal auf die Notwendigkeit der Wirtschaft-

lichkeit von Spezialfahrschulen verwiesen, die 
nicht gewährleistet werden kann, wenn nur die 
besonders „schwierigen“ Fälle ausgebildet werden 
können. Auch unter dem Aspekt der Qualitätssi-
cherung plädierten sie für eine Zentralisierung. 
Zentralisierung würde ja nicht nur bedeuten, dass 
die Betroffenen von den deutlich umfangreicheren 
Erfahrungen der Ausbilder/-innen mit unterschied-
lichen Einschränkungsarten profitieren würden. 
Eine Zentralisierung hat ja auch den „Nebeneffekt“ 
einer Sicherstellung von Kompetenzen und Erfah-
rungen anderer beteiligter Institutionen und Akteu-
re, z.B. aus dem technischen, rechtlichen oder 
medizinischen Bereich, da diese in ihrem Arbeits-
feld damit ebenfalls häufiger mit mobilitätseinge-
schränkten Personen zu tun haben als bei einer 
Dezentralisierung. Dies wurde von Vertretern des 
TÜVs bezogen auf ihr Arbeitsgebiet noch einmal 
eindrücklich konkretisiert: Prinzipiell sind alle amt-
lich anerkannten Sachverständigen und für die 
Fahrerlaubnisprüfung zugelassenen Prüfer/-innen 
kraft Befugnis zur Begutachtung der Fahreignung 
von körperlich behinderten Personen geeignet. 
Setzt man die Zahl möglicherweise zu erstellender 
Gutachten dagegen, so ergibt sich daraus, dass 
viele dieser Gutachter/-innen eine minimale Zahl 
von Gutachten im Jahresdurchschnitt zu erstellen 
haben, wenn überhaupt. Die Konsequenz daraus 
ist, dass die überwiegende Anzahl dieser Perso-
nen keine ausreichenden Fachkenntnisse erwer-
ben können, die sie zur sachgemäßen Erstellung 
dieser Gutachten befähigen würde. Diese Überle-
gungen lassen nur die Schlussfolgerung zu, dass 
quasi analog zur Zentralisierung der Fahrausbil-
dung an einigen Standorten hinreichend ausgebil-
dete Gutachter/-innen mit den erforderlichen Ge-
rätschaften (z.B. Messgeräten zur Ermittlung noch 
zur Verfügung stehender Kräfte) stationiert sind, 
auch wenn den Kunden dann eine größere Anfahrt 
zugemutet werden muss. 

Erfahrungen aus anderen europäischen Ländern, 
in denen es ausschließlich zentrale Einrichtungen 
für alle für den Erwerb der Fahrerlaubnis notwen-
digen Schritte gibt, zeigen, dass damit hohe Quali-
tätsstandards und eine hohe Akzeptanz einherge-
hen, auch wenn den Betroffenen dadurch nicht die 
Möglichkeit einer Ausbildung vor Ort offen steht. In 
Holland z.B. führt die Organisation CBR im Auftrag 
des holländischen Verkehrsministeriums die Fahr-
erlaubnisprüfungen durch. Sie verfügt außerdem 
über Fachärzte/-ärztinnen und Psychologen/Psy-
chologinnen zur Begutachtung der Fahreignung 
behinderter Personen. Darüber hinaus besitzt CBR 
eine Flotte umgerüsteter Ausbildungsfahrzeuge, 
die den Fahrschulen bei Bedarf zur Verfügung ge-
stellt werden. Alle Fahrerlaubnisprüfer/-innen sind 
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außerdem als Fahrlehrer/-innen ausgebildet. Sie 
benötigen daher für die praktische Eignungsbegut-
achtung nicht die Mithilfe von Fahrschulen. Die 
CBR hat 5 Stützpunkte, die über das ganze Land 
verteilt sind. Behinderte bzw. mobilitätseinge-
schränkte Personen müssen zur Begutachtung 
ihrer Fahreignung diese Zentren aufsuchen. Sie 
bekommen dort eine komplette Begutachtung mit 
allen erforderlichen medizinischen und techni-
schen Gutachten. Die CBR legt abschließend die 
Beschränkungen und Auflagen für die Fahrerlaub-
nis fest. Die belgische Organisation CARA hat 
dieselben Aufgaben wie CBR in Holland. Darüber 
hinaus stellt sie den Fahrschulen ihre umgerüste-
ten Fahrzeuge unentgeltlich zur Verfügung. 

 

8.2.4 Formulierung und Umsetzung von Qua-
litätskriterien für Fahrschulen und Fahr-
lehrer/-innen 

Die unter Punkt 8.1.3 skizzierten Unzulänglichkei-
ten und Probleme in der Praxis der Fahrausbildung 
mobilitätseingeschränkter Menschen durch auf 
diesem Gebiet unerfahrene Fahrschulen und die 
dort diskutierten Qualitätsanforderungen an Fahr-
lehrer/-innen in der „Behindertenausbildung“ füh-
ren noch einmal die Notwendigkeit vor Augen, 
dass es überprüfbare Qualitätsstandards geben 
muss, die zum Tragen des Titels „Fahrschule zur 
Ausbildung mobilitätseingeschränkter Menschen“ 
berechtigt. Betroffene hätten dann eine größere 
Sicherheit für eine qualitativ hochwertige und kom-
petente Betreuung und Ausbildung. Unsicherheit 
bestand in der Frage, wer für das Aufstellen und 
das konkrete Ausformulieren der jeweiligen Quali-
tätskriterien zuständig gemacht werden könnte und 
durch wen die Umsetzung und Einhaltung der Kri-
terien (in regelmäßigen Abständen) überprüft wer-
den könnte. Die Vorschläge hierzu gingen von der 
Fahrlehrerakademie über die Bundesvereinigung 
der Fahrlehrerverbände hin zum Fahrschulüber-
wachungsdienst oder neutralen übergeordneten 
Stellen wie z.B. der BAST. Wo und in welcher Hin-
sicht die Diskussionsteilnehmer/-innen die Not-
wendigkeit und die wichtigsten Ansatzpunkte zur 
Entwicklung von Qualitätsmerkmalen sahen, soll 
nun im Folgenden skizziert werden.  

 

Behindertengerechte Räumlichkeiten 
„Behindertengerechte“ Räumlichkeiten lautete die 
Mindestanforderung, die nach Ansicht der Teil-
nehmer/-innen, an eine Fahrschule für mobilitäts-
eingeschränkte Personen zu stellen wäre. Natür-
lich sind vor allem Personen mit bestimmten Ein-
schränkungsarten z.B. auf einen barrierefreien 

Zugang oder das Vorhandensein einer Behinder-
tentoilette angewiesen. Dennoch sind dies objektiv 
überprüfbare Kriterien, die berücksichtigt werden 
sollten. 

 

Umrüsttechnik und Fuhrpark 
Eine Fahrschule für mobilitätseingeschränkte Per-
sonen muss zur Ausbildung der unterschiedlichen 
Einschränkungsarten auch die dafür notwendigen 
technischen Geräte, die Kompetenzen zu einer 
jeweils individuellen Anpassung und die entspre-
chenden Ausbildungsfahrzeuge vorweisen können. 
Daher sollte auch eine Mindestanforderung an die 
technische Ausstattung formuliert werden, die 
dann als Berechtigung gelten solle, diesen speziel-
len Kundenkreis ausbilden zu dürfen. 

 

Zusatzausbildung für Fahrlehrer/-innen 
Wie bereits unter Punkt 8.1.3 dargelegt, benötigt 
ein/-e Fahrlehrer/-in in der Behindertenausbildung 
– neben der notwendigen pädagogischen Eignung 
und praktischen Erfahrungen auf diesem Ausbil-
dungssektor – auch ein gewisses Basiswissen im 
rechtlichen, medizinischen, psychologischen und 
technischen Bereich. Die anwesenden Fahrlehrer 
berichteten, dass sie sich diese Kenntnisse quasi 
selbst nach und nach in den vielen Jahren ihrer 
Tätigkeit angeeignet hätten bzw. mussten, da der 
Aspekt der Ausbildung für Mobilitätseingeschränk-
te bislang nicht Bestandteil der allgemeinen Fahr-
lehrerausbildung sei.  

Zur Qualitätssicherung ist es deshalb notwendig, 
diesen Bereich zumindest als Teilaspekt in Fahr-
lehrerfortbildungen zu integrieren. Daran müssten 
alle Fahrlehrer/-innen teilnehmen, die Mobilitäts-
eingeschränkte ausbilden wollen. Das Führen der 
Bezeichnung „Behindertenfahrlehrer“ oder „Fahr-
lehrer für Mobilitätseingeschränkte“ usw. sollte 
darüber hinaus an eine zertifizierte Zusatzausbil-
dung oder Weiterbildung geknüpft werden, die 
rechtliche, medizinische, pädagogisch-psychologi-
sche und technische Aspekte einschließt. Solche 
speziellen Weiterbildungsangebote wären auch für 
bereits auf diesem Sektor tätige Fahrlehrer/-innen 
sinnvoll, um in allen Bereichen auf dem aktuellsten 
Entwicklungsstand bleiben und Erfahrungen unter-
einander austauschen zu können.  

 

8.2.5 Verbesserung der Informationspolitik  

Wie unter Punkt 8.1.1 dargestellt, wurden die 
Schwierigkeiten der Betroffenen, Informationen da-
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rüber zu erhalten, welche Schritte für sie beim 
Erwerb oder der Umschreibung ihrer Fahrerlaubnis 
notwendig sind bzw. welche Fahrschule sie ausbil-
den kann, wo und wie sie ggf. eine Kostenüber-
nahme oder einen Kostenzuschuss beantragen 
können usw., in allen Expertenrunden als Prob-
lempunkt benannt. Darüber hinaus hat sich ge-
zeigt, dass es offensichtlich auch erhebliche Infor-
mationsdefizite bei anderen Akteuren gibt (vgl. 
Punkt 8.1.2), die in den Gesamtprozess der Fahr-
ausbildung und des Erwerbs bzw. der Umschrei-
bung der Fahrerlaubnis für mobilitätseingeschränk-
te Personen involviert sind. Behindertenverbände, 
Fahrlehrer/-innen sowie deren Verbände, Sachbe-
arbeiter/-innen in Fahrerlaubnisbehörden oder 
Arbeitsämtern, Mitarbeiter/-innen in Rehaeinrich-
tungen, Sachverständige des TÜVs und unter Um-
ständen sogar zu Gutachten herangezogene Ärzte 
und Ärztinnen sowie Verkehrsmediziner/-innen 
oder Mitarbeiter/-innen der MPU-Stellen, verfügen 
häufig nicht über notwendige oder detaillierte In-
formationen, mit denen sie Betroffene beraten oder 
unterstützen könnten. Diese Informationsdefizite 
treten umso stärker auf, je weniger Erfahrung die 
entsprechenden Stellen und Ansprechpartner/ 
-innen mit dem Bereich „Fahrausbildung von mobi-
litätseingeschränkten Personen und Behinderte im 
Verordnungsrecht“ haben. Zur Verbesserung der 
Informationspolitik, die sich als Querschnittsaufga-
be und damit auch für andere dargestellte Prob-
lempunkte als relevant erweist, konnten die Teil-
nehmer/-innen der Expertenrunden einige sehr 
konkrete Vorschläge entwickeln. Die Wesentlichs-
ten waren:  

 

Erstellen einer allgemeinen Basisbroschüre  
Diese Broschüre „Der Weg zum Führerschein für 
Menschen mit einer Mobilitätseinschränkung“ soll-
te im Sinne eines Leitfadens verfasst sein und für 
die Betroffenen selbst, aber auch für relevante 
Informationsträger/-innen in öffentlichen Stellen, 
Ansprechpartner/-innen in Fahrschulen, Rehazen-
tren, beim TÜV, in den Behindertenverbänden 
usw. eine erste Orientierung über die wesentlichen 
Schritte geben, die für den Erwerb oder die Um-
schreibung einer Fahrerlaubnis notwendig sind. 
Darüber hinaus sollte sie zentrale Adressen bzw. 
eine Internetadresse (siehe nächsten Punkt) bein-
halten, wo man weitergehende Informationen er-
halten kann. Offen blieb die Frage, wer bzw. wel-
che Institution eine solche Broschüre erstellen und 
darüber hinaus auch für deren Verteilung und ggf. 
Aktualisierung sorgen kann. Eine erste Grundlage 
hierfür findet sich im Anhang 4. Diese müsste je-
doch noch erweitert und vertieft werden; eine Auf-

gabe, die im Rahmen dieses Studienprojekts nicht 
geleistet werden kann. 

 

Einrichtung einer zentralen Internetseite 
In allen Expertenrunden wurde hervorgehoben, 
dass das Internet ganz allgemein aber insbeson-
dere auch für mobilitätseingeschränkte Menschen 
als Medium der Informationsbeschaffung zuneh-
mend an Bedeutung gewinnt. Dieser Entwicklung 
müsste mit der Einrichtung einer zentralen Inter-
netseite zum Thema „Mobilität für Behinderte“ oder 
„Mobilitätseingeschränkte und Führerschein“ 
Rechnung getragen werden. Darüber hinaus ist 
das Medium in vielerlei Hinsicht besser als Infor-
mationsträger geeignet, als z.B. eine umfassende 
Materialsammlung in Papierform, die wie vorhan-
dene Publikationen zu diesem Themenkomplex 
zeigen, oft nur auf einen (z.B. den medizinischen, 
den rechtlichen, den fahrzeugtechnischen usw.) 
Aspekt fokussieren. Wie kein anderes Medium 
erlaubt das Internet eine Verzahnung unterschied-
lichster Informationen durch die Verknüpfung über 
Links, die dann jeweils spezifische Aspekte im 
Detail behandeln können und eröffnet dabei auch 
die Chance einer zeitnahen Aktualisierung der 
Informationen. Eine solche Internetseite sollte ne-
ben allgemeinen Informationen über die Notwen-
digkeit z.B. von ärztlichen Gutachten, Möglichkei-
ten der Finanzierung, Informationen bei der Bewäl-
tigung von Behördenwegen auch Adressen von 
Anlaufstellen oder Fahrschulen und Informationen 
zur Fahrzeugumrüstung sowie Besonderheiten 
und Unterschiede bei den Bestimmungen zu den 
jeweiligen Behinderungs- oder Krankheitsformen 
beinhalten. Einigkeit herrschte darüber, dass eine 
solche Internetseite bei einer zentralen Stelle ein-
gerichtet werden sollte, die dann auch in regelmä-
ßigen Abständen für die Pflege, d.h. Aktualisie-
rung, zuständig wäre. Die Vorschläge hierzu reich-
ten von der Bast  über den Bundesbeauftragten 
für Behinderte hin zu einem der großen Betroffe-
nenverbände oder der Bundesvereinigung der 
Fahrlehrerverbände. Vorstellbar wäre nach Ansicht 
einiger Teilnehmer/-innen aber auch, dass, ähnlich 
wie bei diesem Forschungsprojekt, ein übergeord-
neter Auftraggeber ein „Kompetenzteam“ zunächst 
mit der Einrichtung einer solchen Seite beauftragt 
und die Pflege dann anschließend entweder selbst 
übernimmt oder an Dritte vergibt. Wichtig wäre es, 
dass die Unabhängigkeit und damit Objektivität bei 
der Sammlung und Aufbereitung der Informationen 
gewährleistet würde.  
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Erstellung einer Liste von Fahrschulen und 
Umrüstwerkstätten 
In allen Expertenrunden wurde betont, dass die 
Erstellung einer Liste von Fahrschulen für mobili-
tätseingeschränkte Menschen unabdingbar, eine 
zusätzliche Liste mit Umrüstwerkstätten zumindest 
wünschenswert wäre. Bereits heute existieren 
unterschiedliche Listen von „Behindertenfahrschu-
len“ von unterschiedlichen Anbietern. Diese Listen 
halten jedoch zumeist einer genaueren Überprü-
fung nicht Stand. Teilnehmer/-innen berichteten, 
dass dort Fahrschulen aufgeführt sind, die sich 
Behindertenfahrschule nennen, obwohl sie viel-
leicht nur einen Automatikwagen oder einen Dreh-
knopf besitzen und damit nur ganz eingeschränkt 
bestimmte Krankheitsformen ausbilden, hierzu 
aber bei genauerem Hinterfragen oftmals nicht 
einmal entsprechende Erfahrungen vorweisen 
könnten. Ein Teilnehmer berichtete, dass er in 
einer der vorhandenen Datenbanken nach einer 
geeigneten Fahrschule gesucht hätte. Beim „Ab-
klappern“ der für ihn in Frage kommenden regiona-
len Adressen stellte sich heraus, dass zwei Fahr-
schulen inzwischen überhaupt nicht mehr existier-
ten und die verbliebenen, noch niemals mit der 
Ausbildung von Fahrschülern und Fahrschülerin-
nen mit seiner Einschränkung zu tun gehabt hät-
ten. Eine entsprechende Liste müsste daher nicht 
nur Informationen über die regionale Verteilung, 
sondern vor allem über die jeweiligen Möglichkei-
ten enthalten, welche Einschränkungsarten dort 
ausgebildet werden können und welche Erfahrung 
dabei vorhanden ist. Herr Glowalla von der Bun-
desvereinigung der Fahrlehrerverbände berichtete, 
dass dieses Problem inzwischen auch in der Bun-
desvereinigung erkannt worden ist. Über den „Ar-
beitskreis Handicap“ gibt es seit 2002 eine Initiati-
ve zur Erstellung einer entsprechenden Fahrschul-
liste. Hierzu wurde ein Fragebogen erstellt, durch 
den, über die Landesverbände verteilt, entspre-
chende Informationen gesammelt und diese dann 
in eine gemeinsame Liste integriert werden sollen. 
Leider zeigten sich bislang aber viele Landesver-
bände diesem Vorhaben gegenüber eher zurück-
haltend, wenn nicht sogar ablehnend. Dieses an 
sich lobenswerte Vorhaben hat darüber hinaus 
einen weiteren nicht zu unterschätzenden 
Schwachpunkt: Die Informationssammlung beruht 
auf der Selbstaussage der entsprechenden Fahr-
schulen, die keiner Überprüfung unterzogen wird. 
Eine fortschreitende Aktualisierung ist bislang e-
benfalls nicht beabsichtigt. Es bleibt also abzuwar-
ten, welchen Umfang und welche Qualität diese 
Liste letztlich haben wird.  

Übereinstimmend bekräftigten die Anwesenden, 
dass die Einrichtung und das Führen einer solchen 

Liste, die mit der bereits erwähnten Internetseite 
verlinkt werden sollte, unter Berücksichtigung not-
wendiger und überprüfbarer Qualitätskriterien, 
einen zentralen Schwachpunkt der Informationspo-
litik schließen würde. Eine Liste von Fahrschulen 
für Mobilitätseingeschränkte ist jedoch nur dann 
sinnvoll, wenn sie nach Region differenziert wird 
und die in der Liste aufgenommenen Fahrschulen 
auch in irgendeiner Form in bestimmten zeitlichen 
Abständen überprüft werden (z.B. im Rahmen der 
Fahrschulüberwachung oder durch den jeweiligen 
Landesverband usw.). Darüber hinaus müsste in 
dieser Liste über jede dort aufgeführte Fahrschule 
auch die Information enthalten sein, welche Ein-
schränkungsarten diese Fahrschule überhaupt 
ausbilden kann, sowohl was ihre technische Aus-
stattung wie ihre Erfahrung betrifft. Eine solche 
Liste ist wohl am besten bei der Bundesvereini-
gung der Fahrlehrerverbände oder aber alternativ, 
um eventuelle wirtschaftliche Interessen „auszu-
schalten“, bei der Fahrlehrerakademie anzusie-
deln. Für Ihre Erstellung und Pflege müsste es 
jedoch eine finanzielle Unterstützung geben, ohne 
dass von den Anwesenden benannt werden konn-
te, woher diese kommen könnte. Nach ähnlichen 
Kriterien wäre auch die Erstellung einer Liste von 
Umbauwerkstätten und Herstellern für Umrüst-
technik ein weiterer wichtiger Schritt hin zu einer 
besseren Informationspolitik. 

 

Einrichtung regionaler Informations- und Bera-
tungsstellen 
Ähnlich wie zentrale Einrichtungen wie z.B. in Hol-
land oder Belgien (vgl. Punkt 8.2.3), sollte per-
spektivisch darauf hingearbeitet werden, dass 
auch in Deutschland regionale „Kompetenzzent-
ren“ entstehen bzw. vorhandene gestärkt werden. 
In diesen regionalen Informations- und Beratungs-
stellen sollten Betroffene die Möglichkeit haben, für 
alle mit dem Weg zur Fahrausbildung, der Ausbil-
dung selbst und der Umrüsttechnik verbundenen 
Fragen fachlich versierte Ansprechpartner/-innen 
zu finden. Darüber hinaus sollte dort auch die 
Möglichkeit zu einer praktischen Erprobung von 
Fahrzeugen angeboten werden. Da die in Holland 
und Belgien existierenden Zentraleinrichtungen 
staatliche Stellen sind, und die Übertragung eines 
solchen Modells für die Diskussionsteilnehmer/-
innen nicht vorstellbar war, blieb die Frage offen, in 
wessen Verantwortung solche regionalen Zentren 
stehen könnten. Über die Einrichtung regionaler 
„Kompetenzzentren“ hinaus formulierten einige 
Teilnehmer in den Expertenrunden auch den 
Wunsch nach der Einrichtung eines spezifischen 
Referats z.B. innerhalb des Bundesverkehrsminis-
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teriums oder der BAST. Ziel und Aufgabenstellung 
eines solchen Referats wäre, das Thema „Mobili-
tätseinschränkung und Fahrausbildung/Straßen-
verkehr) in umfassendere verkehrspolitische Zu-
sammenhänge einzubetten, und damit auch Res-
sourcen für weitere notwendige, vertiefende oder 
vergleichende Forschungen oder Studien bereitzu-
stellen. Der Themenbereich fristet bislang ein „Ni-
schendasein“. Aus dem Projekt und den Diskussi-
onen wurde jedoch deutlich, dass es nicht nur 
genügend Problem- und Ansatzpunkte, sondern 
auch Handlungsbedarfe gibt, dieses Thema zu 
intensivieren und dafür ggf. auch einen eindeuti-
gen Zuständigkeitsbereich zu installieren.  

 

8.2.6 Förderung und Verbesserung der 
Vernetzung   

Auch die Förderung und Verbesserung der Ver-
netzung erweist sich als Querschnittsaufgabe, die 
viele der dargestellten Problempunkte betrifft. 
Zentrale Vorschläge aus den Expertenrunden wa-
ren in diesem Zusammenhang:  

 

Vernetzung der Interessensverbände 

In allen Expertenrunden wurde thematisiert, dass 
Menschen mit einer Behinderung oder Mobilitäts-
einschränkung in Deutschland keine starke Lobby 
haben und die Betroffenenverbände selbst ihren 
Teil dazu beitragen, dass sich diese Situation 
kaum verbessert. Zwar existiert für nahezu jede 
Form der Behinderung oder Krankheit ein eigener 
Interessenverband oder zumindest ein Zusammen-
schluss in Form von Selbsthilfegruppen. Diese 
Interessenverbände oder Selbsthilfegruppen agie-
ren aber weitgehend unabhängig voneinander und 
selbst die jeweiligen Regional- und Ortsverbände 
verfolgen eigene Interessen, die gegebenenfalls 
sogar im Widerspruch zu denen anderer Regional- 
und Ortsverbände stehen können. Die Zersplitte-
rung in viele einzelne Interessensvertretungen hat 
einerseits zur Folge, dass keine Vereinigung oder 
kein Verband über eine ausreichende Basis ver-
fügt, um ganz allgemein formuliert, irgendwelche 
gesellschaftspolitischen Forderungen oder rechtli-
che bzw. soziale Veränderungen oder Verbesse-
rungen für Menschen mit einer Behinderung 
durchsetzen zu können. Zum anderen verhindern 
offensichtlich Eigeninteressen der einzelnen Ver-
bände oder Vereinigungen einen sinnvollen und 
notwendigen Informationsaustausch oder auch die 
Einrichtung einer zentralen Informations- und An-
laufstelle. Dies hat, bezogen auf den Bereich 
„Fahrausbildung für mobilitätseingeschränkte Men-
schen“ z.B. zur Folge, dass bislang jeder Verband 

mehr oder weniger erfolgreich versucht, Informati-
onen für seine Klientel zusammenzustellen, anstatt 
durch die Bündelung von Fachwissen eine glei-
chermaßen „behinderungsübergreifende“ wie „be-
hinderungsspezifische“ Anlaufstelle und Informati-
onsmöglichkeit zu schaffen.  

Aus den Expertenrunden kam daher die Anregung, 
dass sich die einzelnen in Deutschland existieren-
den Interessensvertretungen z.B. durch die Grün-
dung eines Dachverbandes für alle Behinderungs-
arten besser vernetzen müssten. Das Beispiel 
England zeigt, welche Vorteile eine solche Form 
der Vernetzung hat. So existiert dort eine überge-
ordnete Dachorganisation mit der Bezeichnung 
RADAR (Royal Association for Disability and Re-
habilitation = Königliche Vereinigung für Behinde-
rung und Rehabilitation). Diese Vereinigung wird 
nachhaltig vom britischen Königshaus unterstützt 
und hat dank ihrer ausgezeichneten Grundlagen-
arbeit nicht nur wesentlich zu einer gesellschaftli-
chen Bewusstseinsbildung beigetragen, sondern 
sogar die Einsetzung eines Ministers für Behinder-
te erreicht. Den Belangen der Behinderten als den 
schwächsten Gliedern der Gesellschaft wird daher 
in England klar und zielbewusst Rechnung getra-
gen. Die Gesellschaft RADAR führt außerdem alle 
zwei Jahre (künftig möglicherweise sogar jährlich) 
eine sogenannte Mobility Road Show durch. 

 

Einrichtung und Etablierung eines (strukturier-
ten) Erfahrungs- und Wissensaustausches 
Die in den Expertenrunden vorgetragenen und 
diskutierten Vorschläge zur Umsetzung eines bes-
seren Erfahrungs- und Wissensaustausches der 
beteiligten Akteure waren sehr vielfältig. Sie reich-
ten von der „Einrichtung regionaler und/oder über-
regionaler Arbeitskreise“, der „Förderung informel-
ler Kontakte“, über die Einrichtung eines „bundes-
weiten Arbeitskreises Handicap“ bis hin zur Durch-
führung von „Fachkongressen und Tagungen“ und 
der Entwicklung und Organisation von „umfassen-
den Weiterbildungsangeboten“. Hierzu gibt es 
bereits einige gute Beispiele, die im Folgenden 
beschrieben werden sollen.  

Herr Ciura berichtete von dem seit ca. sechs Jah-
ren in Hamburg existierenden und ehrenamtlich 
arbeitenden Arbeitskreis „Mobil mit Behinderung“. 
Im Laufe der Jahre hat sich dieser Arbeitskreis, der 
aus der Initiative von interessierten und engagier-
ten Einzelpersonen entstanden ist, zu einem Fo-
rum entwickelt, das Vertreter/-innen ganz unter-
schiedlicher Stellen, Institutionen oder auch Fir-
men und interessierte Personen, die allesamt mit 
dem Thema „Autofahren und Behinderung“ zu tun 
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haben, zusammenbringt. So beteiligen sich inzwi-
schen Behindertenfahrschulen, Ärzte/Ärztinnen, 
Polizeiverkehrslehrer/-innen, Umbaufirmen, der 
TÜV, die Verkehrswacht Hamburg, Mitarbeiter/-
innen eines Unfallkrankenhauses, der Führer-
scheinstelle, der Arbeitsämter, der Berufsgenos-
senschaften usw. an diesem Arbeitskreis. Der 
Arbeitskreis trifft sich zweimal jährlich zu einem 
thematischen Schwerpunkt. Zu jedem Treffen lädt 
reihum ein Mitglied (mit Zustimmung der vorge-
setzten Dienststelle) ein, dass dann auch entspre-
chend seines Kompetenzfeldes den Themen-
schwerpunkt gestaltet. Darüber hinaus veranstalte-
te der Arbeitskreis bereits einmal sehr erfolgreich 
einen Praxistag, an dem die Teilnehmer/-innen 
u.a. einmal selbst ausprobieren konnten, mit einem 
umgebauten Fahrschulwagen zu fahren. Durch 
den fachlichen Austausch entlang einzelner The-
menschwerpunkte erhalten die Mitglieder des Ar-
beitskreises, über ihr eigenes Kompetenzfeld hin-
aus, Informationen zu den unterschiedlichsten 
Aspekten des gesamten Themenkomplexes und 
über die Arbeitsfelder der einzelnen darin involvier-
ten Akteure; Informationen, die sie auch ihrer je-
weiligen Klientel weitergeben können. Darüber 
hinaus erleichtert das „Sich-Kennen“ auch die all-
tägliche Zusammenarbeit. Auch hiervon profitieren 
mobilitätseingeschränkte Menschen, die ihre Fahr-
erlaubnis erwerben bzw. umschreiben oder ein 
geeignetes Fahrzeug anschaffen wollen. Dieser 
Arbeitskreis ist jedoch bislang für Deutschland 
einzigartig und ein sehr gutes Beispiel dafür, wie, 
ganz unbürokratisch und ohne großen finanziellen 
Aufwand, Vernetzung erfolgen kann. Natürlich 
begünstigt die regionale Begrenztheit auf Hamburg 
und damit auch die überschaubare Anzahl an po-
tentiellen Mitgliedern eine solche Form der Vernet-
zung und des Wissensaustausches. Seine Umset-
zung kann daher auch nicht „eins zu eins“ auf an-
dere Bundesländer übertragen werden. Für klein-
räumigere, regionale Arbeitskreise erscheint er 
jedoch ein praktikables und erfolgsversprechendes 
Modell zu sein.  

Herr Zawatzky berichtete von einer anlässlich des 
40jährigen Firmenjubiläums 2002 durchgeführten 
zweitätigen Informationsveranstaltung. Hierzu wur-
den Fachvertreter/-innen der unterschiedlichen Be-
reiche und Institutionen zu einem Informationsaus-
tausch eingeladen. Die Veranstaltung umfasste 
neben Fachvorträgen zu unterschiedlichen Aspek-
ten des Themenbereichs auch praktische Vorfüh-
rungen aus dem Bereich der Umrüsttechnik. Das 
Interesse und die Nachfrage zur Teilnahme an 
dieser Fachveranstaltung waren sehr groß, ob es 
hierfür eine Wiederholung geben wird ist noch 
offen. Herr Grasshoff komplettierte die unter-

schiedlichen Formen des Informations- und Wis-
sensaustausches, indem er von regelmäßigen 
Sitzungen in Berlin berichtete, zu denen sich Kos-
tenträger, Therapeuten/Therapeutinnen, Fahrleh-
rer/-innen, Umbaufirmen und weitere Akteure zu-
sammenfinden.  

Die hier angeführten Beispiele haben, trotz ihrer 
Unterschiedlichkeit vor allem gemeinsam, dass sie 
aus der Eigeninitiative oder dem persönlichen En-
gagement der in diesem Bereich Tätigen heraus 
ins Leben gerufen wurden und nur regional be-
schränkt durchgeführt werden. Was bislang gänz-
lich fehlt, sind z.B. regelmäßige bundesweite 
Fachveranstaltungen oder die Etablierung regiona-
ler Strukturen des Wissens- und Erfahrungsaus-
tausches z.B. durch jährlich stattfindende Informa-
tionsveranstaltungen oder Fachkongresse. Hierzu 
bedarf es einer Unterstützung oder Verantwortlich-
keit von größeren, übergeordneten Institutionen 
oder Zusammenschlüssen. Genannt wurden in 
diesem Zusammenhang z.B. die Gesellschaft für 
Verkehrsmedizin, die Bundesvereinigung bzw. die 
Landesvereinigungen der Fahrlehrerverbände, die 
Fahrlehrerakademie oder Bundes- bzw. Landes-
ministerien usw. Die Diskussionsteilnehmer/-innen 
formulierten den Wunsch, dass diese Idee aufge-
griffen und damit ein strukturierter Informations- 
und Wissensaustausch der in diesem Bereich in-
volvierten Experten und Expertinnen und solche, 
die es werden wollen, initiiert werden könnte.  

 

Stärkung informeller Kontakte 
Ein letzter hier zu nennender Punkt wäre die Stär-
kung informeller Kontakte und Vernetzungsstruktu-
ren. Gäbe es einen stärkeren strukturierten Aus-
tausch, würde dies auch zur Stärkung und Etablie-
rung informeller Netzwerke beitragen. Dies hätte 
z.B. den Effekt, das bei spezifischen Sachfragen 
auf einen „Expertenpool“ zurückgegriffen und auf-
tretende Probleme quasi „auf dem kleinen Dienst-
weg“ erledigt und geklärt werden könnten. Wün-
schenswert wäre hierfür die Einrichtung eines sol-
chen Expertenpools für die unterschiedlichen Be-
reiche des gesamten Themenkomplexes, wobei 
auch hier offen blieb, wer sich hierfür verantwort-
lich zeigen könnte.  
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9  Das Sonstige Kraftfahrzeug 
Krankenfahrstuhl 

Der ursprünglich vorhergehende zweite Projektteil 
des Forschungsauftrages sollte auf der Basis einer 
Analyse der derzeit gültigen gesetzlichen Bestim-
mungen und der Ausarbeitung einer strenger ge-
fassten Definition des Begriffs Krankenfahrstuhl, 
ein Konzept zur Vorbereitung auf die Prüfung über 
die Eignung zum Führen eines Krankenfahrstuhls 
mit einer Geschwindigkeit von mehr als 10 km/h 
analog Klasse B erstellen (vgl. Kapitel 1). Im Sep-
tember 2002, d.h. noch während der Projektlauf-
zeit, trat jedoch durch die Neufassung der §§ 18 
Abs. 2 Ziffer 5 StVZO und des § 4 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 2 FeV, eine Neudefinition der motorisierten 
Krankenfahrstühle in Kraft. Damit wurde die ur-
sprüngliche Aufgabenstellung des zweiten Projekt-
teils hinfällig. Um diesen Aspekt dennoch in den 
Gesamtprojektbericht integrieren zu können, er-
folgt in diesem Kapitel eine knappe zusammenfas-
sende Beschreibung und Bewertung der nun gülti-
gen Bestimmungen.  

 

9.1 Definition 

Die neue Definition des „Sonstigen Fraftfahrzeug 
Krankenfahrstuhls“ lautet nach § 18 Abs. 2 Ziffer 5 
StVZO und § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 FeV: „Motori-
sierte Krankenfahrstühle sind einsitzige, nach der 
Bauart zum Gebrauch durch körperlich behinderte 
Personen bestimmte Kraftfahrzeuge mit einem 
Elektroantrieb, einem Leergewicht von nicht mehr 
als 300 kg einschließlich Batterien aber ohne Fah-
rer, mit einer zulässigen Gesamtmasse von nicht 
mehr als 500 kg, einer durch die Bauart bestimm-
ten Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr als 15 
km/h, einer Breite über alles von maximal 110 cm 
und einer Heckmarkierungstafel nach ECE-Rege-
lung 69 oben an der Fahrzeugrückseite“. 

Diese Definition trat am 02.09.2002 in Kraft. Bis 
01.09.2002 galt die Definition: Motorisierte Kran-
kenfahrstühle sind „nach der Bauart zum Ge-
brauch durch körperlich gebrechliche oder behin-
derte Personen bestimmte Kraftfahrzeuge mit ei-
nem Sitz, einem Leergewicht von nicht mehr als 
300 kg und einer durch die Bauart bestimmten 
Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr als 25 
km/h“. 

Die Definition entspricht im Wesentlichen dem 
Anhang 6 Abschnitt IIIj des Genfer Abkommens 
über den Straßenverkehr vom 19. September 
1949. Abweichend vom Genfer Abkommen, das 
von „Invalidenfahrzeugen“ spricht, wurde die Be-

zeichnung „Krankenfahrstuhl“ beibehalten, damit 
die bisher für Krankenfahrstühle geltenden sonsti-
gen Vorschriften nicht geändert mussten. 

Da sich auf der bis 01.09.2002 gültigen Definition 
basierend ein ganzer Wirtschaftszweig aufgebaut 
hatte, sollen länderbezogene Übergangsregelun-
gen den Abbau noch vorhandener Lagerbestände 
an Fahrzeugen, die der nicht mehr gültigen Defini-
tion entsprechen, ermöglichen. 

Nach Anhang 5 der ECE-Regelung Nr. 69 („Ein-
heitliche Vorschriften über die Genehmigung von 
Tafeln zur hinteren Kennzeichnung von bauartbe-
dingt langsam fahrenden Kraftfahrzeugen und ihrer 
Anhänger“) besteht die Heckmarkierungstafel aus 
einer rot fluoreszierenden Tafel in Form eines 
gleichseitigen Dreiecks mit einer Seitenlänge von 
mindestens 350 und höchstens 365 mm mit einem 
mindestens 45 und maximal 48 mm breiten roten 
retroreflektierenden Rand. 

Motorisierte Krankenfahrstühle sind nach § 76 
Abs. 2 Buchstaben a und b FeV auch: Kraftfahr-
zeuge mit max. 300 kg Leergewicht, 2 Sitzplätzen 
und einer Höchstgeschwindigkeit von 30 km/h, die 
für den Gebrauch durch körperlich gebrechliche 
oder behinderte Personen bestimmt sind und auch 
von solchen Personen benutzt werden, wenn sie 
bis zum 30. Juni 1999 erstmals in den Verkehr 
gekommen sind, und: motorisierte Krankenfahr-
stühle im Sinne der Vorschriften der DDR, wenn 
sie bis zum 28. Februar 1991 erstmals in den Ver-
kehr gekommen sind. 

 

9.2 Zulassungs- und Versicherungs-
pflicht 

Motorisierte Krankenfahrstühle sind bis 6 km/h 
versicherungsfrei. Die Zulassungspflicht ist in § 18 
der StVZO geregelt. Demnach besteht bis 25 km/h 
keine Zulassungspflicht (§ 18 Abs. 1, 2 + 5). Bei 
Fahrzeugen über 6 bis 25 km/h ist eine Betriebser-
laubnis durch zuständige Behörde oder eine EG-
Typgenehmigung (§ 18 Abs. 3) und ein Versiche-
rungskennzeichen notwendig (§ 18 Abs. 4); über 
25 km/h besteht eine Zulassungspflicht und die 
Notwendigkeit eines amtlichen Kennzeichens (§ 18 
Abs. 4). 

 

9.3 Straßenbenutzung 

Die Straßenbenutzung wird im § 24 Abs. 2 StVO 
und in § 4 Abs. 1 Ziffer 2 und in § 5 Abs. 1 FeV 
geregelt. Dort heißt es: 
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§ 24 Abs. 2 StVO: Mit motorisierten Krankenfahr-
stühlen darf dort, wo Fußgängerverkehr zulässig 
ist, mit maximal Schrittgeschwindigkeit gefahren 
werden (also auch auf Gehwegen und in Parkan-
lagen). Diese Bestimmung gilt also für motorisierte 
Krankenfahrstühle mit einer bauartbedingten 
Höchstgeschwindigkeit von max. 25 km/h. Diese 
Regelung soll eine Erhöhung der Verkehrssicher-
heit für Rollstuhlfahrer/-innen ermöglichen. Sie be-
deutet auch, dass Rollstuhlfahrer/-innen (Fahrer/ 
-innen von Krankenfahrstühlen nach der StVZO) 
rechtlich wie Fußgänger/-innen behandelt werden. 
Dabei wird davon ausgegangen, dass es sich in 
der Regel um die Benutzung von nicht zulas-
sungspflichtigen Rollstühlen (Krankenfahrstühlen) 
handelt, die mit Schrittgeschwindigkeit bewegt 
werden. 

§ 4 Abs. 1 Ziffer 2 FeV definiert, dass bis 25 km/h 
keine Fahrerlaubnispflicht vorhanden ist. Nach § 5 
Abs. 1 FeV: ist über 10 bis 25 km/h eine Prüfbe-
scheinigung erforderlich (gilt nach § 76 Ziffer 3 
nicht für Personen, die vor dem 1. April 1980 das 
15. Lebensjahr vollendet haben). 

Voraussetzung für die Prüfung ist eine theoreti-
sche Ausbildung von mindestens 6 Doppelstunden 
zu je 90 Minuten. Diese Ausbildung enthält den für 
alle Klassen geltenden „Grundstoff“ (Anlage 1 Nr. 
2 FeV in Verbindung mit Anlage 1 der Fahrschüler-
Ausbildungsordnung), soweit er für das Führen 
von Krankenfahrstühlen von Bedeutung ist. Die 
Prüfbescheinigung nach § 5 FeV kann nicht entzo-
gen, jedoch während der Dauer eines Fahrverbots 
nach § 3 FeV sichergestellt werden (vgl. OLG Kob-
lenz, VRS 84, S. 353 = Zeitschrift für Schadens-
recht 1993, S. 66 = VersR 1993, S. 242). 

Bei Fahrverboten nach § 44 StGB oder § 25 StVG 
kann die Prüfbescheinigung, da sie kein Führer-
schein ist, nicht in amtliche Verwahrung genom-
men werden (vgl. BayObLG, Beschluss vom 
9.2.1992 – StRR 255/92 = Transportrecht 1994, S. 
207). Für die Beurteilung der Fahrtauglichkeit nach 
Alkoholgenuss gilt für den Blutalkohol die 1,1% 
Grenze auch bei motorisierten Krankenfahrstühlen 
(vgl. BGH, Beschluss vom 29.10.1991 – 4 StR 
262/81; VRS 62,48 = DAR 1982, S. 21). 

 

9.4 Zur Problematik des motorisier-
ten Krankenfahrstuhls im öffent-
lichen Straßenverkehr 

9.4.1 Rollstuhl 

Wie der Name schon andeutet, ist der Rollstuhl ein 
fahrbarer Stuhl, ein Stuhl auf Rädern, der es einer 

in ihrer Mobilität eingeschränkten Person ermög-
licht, von Punkt A nach Punkt B zu gelangen. Der 
Benutzer bzw. die Benutzerin eines solchen Roll-
stuhls kann, je nach körperlichen Fähigkeiten, den 
Rollstuhl selbst über Greifräder bewegen oder sich 
eines maschinellen Antriebs bedienen. 

Herkömmliche maschinell angetriebene Rollstühle 
bewegten sich üblicherweise mit einer maximalen 
Geschwindigkeit von etwa 6 km/h, also mit guter 
Schrittgeschwindigkeit. Solchen Rollstühlen wurde 
dann auch gestattet, auf Gehwegen, in Fußgän-
gerzonen und in Parks zu fahren (siehe § 24 Ab-
satz 2 StVO). 

 

9.4.2 Der maschinell angetriebene Kranken-
fahrstuhl 

Ein Manko des herkömmlichen Rollstuhls besteht 
darin, dass dieses Fahrzeug keinen Schutz vor 
unfreundlicher Witterung bietet und außerdem 
schon von weitem als das Fahrzeug einer mobili-
tätsbehinderten Person erkennbar ist (Wertmaß-
stab unserer aktiven und mobilen Gesellschaft: 
behinderte Person = mit einem Makel behaftete 
Person). 

Daher wurden in der Vergangenheit auf der sehr 
vagen und dehnbaren Definition nach § 18 StVZO 
zunehmend Kleinfahrzeuge als motorisierte Kran-
kenfahrstühle deklariert mit der Begründung: ein 
für die Benutzung durch eine behinderte Person 
bestimmtes Fahrzeug sei schließlich ein Fahrzeug, 
das von einer derartigen Person benützt würde. 
Eine Forderung nach einer speziellen Ausrüstung 
des Fahrzeugs bestand nicht. 

Bei diesen als „Sonstiges Kraftfahrzeug Kranken-
fahrstuhl (So. Kfz Krankenfahrstuhl)“ deklarierten 
Fahrzeugen handelte es sich um Kraftfahrzeuge, 
die rein äußerlich kaum von regulären Kleinwagen 
zu unterscheiden waren, und dies um so mehr, als 
diese Fahrzeuge bis zur Erstzulassung 30.06.1999 
mit zwei Sitzen ausgerüstet sein und eine maxima-
le Höchstgeschwindigkeit von 30 km/h erreichen 
durften. 

Auch wenn diese Fahrzeuge deutlich für eine Ge-
schwindigkeit von höchstens 25 km/h (bzw. 30 
km/h) gekennzeichnet sein mussten, so entsprach 
doch ihr Signalbild dem eines regulären Pkw. Dies 
führte und führt noch heute immer wieder zu ge-
fährlichen Situationen, da nachfolgende Fahrzeuge 
den Unterschied zum eigenen Fahrzeug oft erst 
sehr spät erkennen. 

Ein Beispiel für ein solches Fahrzeug stellt das 
Modell K4 der Firma Vexel in Madrid dar, das in 
dem folgenden Bild 10.1 gezeigt wird. Das Fahr-
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zeug hat einen Hubraum von 400 ccm, 5,4 kw bei 
einer Höchstgeschwindigkeit von 45 km/h, ein 
Automatikgetriebe und ein Leergewicht von 350 kg. 
Der Rollstuhlfahrer fährt mit seinem Rollstuhl von 
hinten in das Fahrzeug, verankert seinen Rollstuhl 
und kann nach Schließen der Klappen seine Fahrt 
beginnen. Optisch ist das Fahrzeug nicht von ei-
nem regulären Kleinwagen zu unterscheiden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Bild 9.1: Verschiedene Ansichten eines Modells K4 der Firma 
………….Vexel in Madrid 

Auf der Grundlage von Einzelentscheiden des 
Ministeriums für Umwelt und Verkehr Baden-
Württemberg vom 13.03.2000, des Bayerischen In-
nenministeriums (Az.IC4-3615.204-3) vom 12.04.-
1999 und einem Urteil des Verwaltungsgerichts 
Lüneburg (Az. 5 B 3/00:VFZ) erging daher am 
04.08.2000 an die Sachverständigen der techni-
schen Prüfstellen des TÜVs Baden-Württemberg, 
Bayern und Hessen die Anweisung: 

„Kraftfahrzeuge, die mit nur einem Sitz ausgerüstet 
sind, über ein Leergewicht von nicht mehr als 
300 kg und eine bauartbedingte Höchstgeschwin-
digkeit von nicht mehr als 25 km/h verfügen, aber 
nach dem äußeren Erscheinungsbild den Eindruck 
eines kleinen Pkw erwecken, können künftig nicht 
mehr als So. Kfz Krankenfahrstuhl beschrieben 
werden.“ 

Die Neufassung der §§ 18 Abs. 2 Ziffer 5 StVZO 
und § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 FeV hat dieses Prob-
lem eindeutig geklärt. 

 

9.5 Zur verkehrsrechtlichen Proble-
matik des motorisierten Kranken-
fahrstuhls 

Nach § 4 Abs. 1 Ziffer 2 FeV benötigt der/die Fah-
rer/-in eines „So. Kfz. Krankenfahrstuhls“ bis zu 
einer bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit von 
25 km/h keine Fahrerlaubnis, sondern nach § 5 
Abs. 1 FeV für eine bauartbedingte Höchstge-
schwindigkeit über 10 bis 25 km/h lediglich eine 
Prüfbescheinigung (Übergangsbestimmungen 
siehe § 76 FeV Ziffer 3). Durch diese Prüfbeschei-
nigung muss der Fahrer bzw. die Fahrerin nach-
weisen, dass er/sie nach einer theoretischen Aus-
bildung von mindestens 6 Doppelstunden von je 
90 Minuten Dauer eine theoretische Prüfung be-
standen hat. Diese Ausbildung ist rein theoreti-
scher Art, eine praktische Ausbildung ist nicht er-
forderlich. Sie ist auch gar nicht möglich, da die 
maximale Sitzplatzzahl von 2 auf 1 reduziert wur-
de; es steht also kein Sitz für einen Fahrlehrer 
bzw. eine Fahrlehrerin zur Verfügung. 

Eine Person, die ein „Sonstiges Kraftfahrzeug 
Krankenfahrstuhl“ führen möchte, begibt sich zu 
einer Fahrschule, schließt mit dieser einen Vertrag 
über eine rein theoretische Ausbildung und unter-
zieht sich der Ausbildung und einer theoretischen 
Prüfung bei einer dafür anerkannten Überwa-
chungsorganisation. Das bedeutet: 

Es ist also kein Antrag bei der Fahrerlaubnisbe-
hörde erforderlich. 
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Es werden keine Fragen über die körperliche oder 
geistige Eignung gestellt. Sollte die Fahrschule 
den Verdacht haben, dass diese Eignung mögli-
cherweise nicht gegeben ist, so kann der/die Be-
troffene zu einer Fahrschule wechseln, die keine 
Fragen stellt. 

Der/die Betroffene muss nicht einmal nachweisen, 
dass er/sie auf die Benutzung eines solchen Fahr-
zeugs angewiesen ist. 

 

9.6 Körperliche und geistige Eig-
nung zum Führen eines motori-
sierten Krankenfahrstuhls 

Die verkehrsrechtliche Problematik des motorisier-
ten Krankenfahrstuhls schließt auch die Problema-
tik der Begutachtung der körperlichen und geisti-
gen Eignung ein. Bei den Personen, die auf die 
Benutzung eines „So. Kfz Krankenfahrstuhls“ an-
gewiesen sind, handelt es sich um Personen, die 
hinsichtlich ihrer Bewegungsfähigkeit und der 
Gebrauchsfähigkeit ihrer Gliedmaßen einge-
schränkt sind. Je nach Ausmaß dieser Einschrän-
kungen wäre eine Begutachtung der körperlichen 
und – bei Beteiligung des Gehirns bzw. des ZNS – 
auch der geistigen Eignung zum Führen eines 
solchen Fahrzeugs erforderlich. Da jedoch kein 
Antrag bei der Fahrerlaubnisbehörde gestellt wer-
den muss, kann auch keine Überprüfung der kör-
perlichen und geistigen Eignung des/der Betroffe-
nen erfolgen. Die Frage nach der körperlichen und 
geistigen Eignung wird nur gelegentlich aus wirt-
schaftlichen Gründen von den Unterstützungsein-
richtungen gestellt, die ein solches Fahrzeug fi-
nanzieren oder bezuschussen sollen, und die, je 
nach Behinderung, Bedenken an der Eignung ha-
ben. 

Bis zu einer Geschwindigkeit von 6 km/h ist eine 
Begutachtung der körperlichen Eignung mit Ein-
schränkung möglich: der/die Sachverständige 
muss gegebenenfalls neben dem Fahrzeug herlau-
fen, oder es wird eine Funkeinrichtung, wie sie bei 
der Zweirad-Ausbildung zum Einsatz kommt, ver-
wandt. Bei einer Geschwindigkeit von mehr als 6 
km/h ist eine Begutachtung nicht mehr möglich; 
der Fahrlehrer bzw. die Fahrlehrerin hat im Falle 
fehlender Eignung keine Eingriffsmöglichkeit mehr. 

Was die geistige Eignung anbetrifft, so kann diese 
seitens eines/einer amtlich anerkannten Sachver-
ständigen für den Kfz-Verkehr nur anhand einer 
ausgiebigen Fahrprobe erfolgen. Dazu wären zu-
mindest 3 Sitze und eine Doppelbedienung für 
den/die Fahrlehrer/-in erforderlich. Beides steht bei 
einem „So. Kfz Krankenfahrstuhl“ nicht zur Verfü-

gung. Die einzige Möglichkeit besteht daher in 
einer medizinisch-psychologischen Untersuchung 
(MPU). Körperliche Behinderungen, speziell Funk-
tionsstörungen der Gliedmaßen, sind nicht selten 
das Ergebnis mangelhafter Steuerung durch das 
Gehirn. Die Grenze zwischen einer rein körperli-
chen und einer körperlich-geistigen Behinderung 
ist dann fließend. 

 

9.7 Der motorisierte Krankenfahr-
stuhl und die Fahrzeug-
Bauvorschriften 

Durch die Senkung der durch die Bauart bedingten 
Höchstgeschwindigkeit des motorisierten Kranken-
fahrstuhls von 30 auf 25 bzw. 15 km/h in der Defini-
tion des § 18 Abs. 2 Ziff. 5 StVZO fällt dieses 
Fahrzeug aus allen relevanten EU-Richtlinien her-
aus. Schon die Basis-Richtlinie über die Typ-
Genehmigung (70/156/EWG) bezieht sich nur auf 
Fahrzeuge mit mindestens vier Rädern und einer 
bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit von mehr 
als 25 km/h. Die anderen Richtlinien wie die über 
Lenkanlagen (70/311/EWG) und Bremsanlagen 
(71/320/EWG) gelten ebenfalls nur für Fahrzeuge 
über 25 km/h. 

Damit unterliegt der motorisierte Krankenfahrstuhl 
ausschließlich den nationalen Fahrzeug-Bauvor-
schriften der StVZO. Hier wiederum sind sie von 
den meisten Vorschriften befreit oder müssen die-
se nur eingeschränkt erfüllen. Lediglich die Vor-
schriften über Lenkanlagen (§ 38) müssen in vol-
lem Umfang und die Vorschriften über Bremsanla-
gen (§ 41) größtenteils erfüllt werden. Damit stellt 
sich die Frage nach der ausreichenden Verkehrs-
sicherheit solcher Fahrzeuge. Ein Punkt, der im-
mer wieder zu Unfällen – teilweise mit Personen-
schäden – führt, ist die nicht ausreichende „Elekt-
romagnetische Verträglichkeit“ (EMV; Elektro-
Rollstühle setzen sich ohne Zutun des Fahrers 
bzw. der Fahrerin in Bewegung oder führen unkon-
trollierbare Manöver aus). Ein „So. Kfz Kranken-
fahrstuhl“ muss nicht nach 72/245/EWG (EMV-
Prüfung) geprüft werden. 

 

9.8 Schlussfolgerung 

Die seit 02.09.2002 gültige Definition des „So. Kfz 
Krankenfahrstuhl“ hat die Problematik dieser Fahr-
zeuggattung wesentlich entschärft. Während in der 
Vergangenheit Pkw-ähnliche Kleinfahrzeuge als 
„So. Kfz Krankenfahrstuhl“ in den Verkehr kommen 
konnten, sind heute unter dieser Bezeichnung nur 
noch motorisierte Rollstühle mit oder ohne ganz 
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oder teilweise geschlossenem Aufbau zu verste-
hen, die darüber hinaus auch noch sehr deutlich 
als langsam fahrende Fahrzeuge kenntlich ge-
macht sein müssen. Trotz der Reduzierung der 
durch die Bauart bedingten Höchstgeschwindigkeit 
von 25 auf 15 km/h sollte nach wie vor eine aus-
reichende Ausbildung der Fahrer bzw. der Fahre-
rinnen solcher Fahrzeuge erfolgen. Da, wie bereits 
oben beschrieben, die praktische Ausbildung mit 
gewissen Problemen behaftet ist, sollte sie aus-
schließlich von dafür geeigneten Fahrschulen 
durchgeführt werden. Bleibt noch die Problematik 
der geistigen und körperlichen Eignung. Da eine 
praktische Begutachtung dieser Eignung nur sehr 
eingeschränkt möglich ist und somit auf diesem 
Weg kaum aussagekräftige Ergebnisse zu erzielen 
sind, sollte die Ermittlung der Eignung, falls erfor-
derlich, anhand eines medizinisch-psychologischen   
Gutachtens erfolgen. 
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10 Zusammenfassung 

In diesem von der Bundesanstalt für Straßenwe-
sen (BAST) in Auftrag gegebenen Forschungspro-
jekt mit dem Titel „Fahrausbildung für Behinderte – 
Konzepte und Materialien für eine behindertenge-
rechte Fahrschule und Behinderte im Verord-
nungsrecht“ sollte, auf der Grundlage einer syste-
matischen Analyse und Zusammenstellung vor-
handener Materialien, durch eine Grundlagener-
hebung über Erfahrungen mobilitätseingeschränk-
ter Menschen in der Fahrausbildung und sich an-
schließenden Expertendiskussionen, ein Gesamt-
überblick zu den Themenbereichen „Fahrausbil-
dung von Menschen mit einer Mobilitätseinschrän-
kung“, „Mobilitätseingeschränkte und Kraftfahr-
zeug“ sowie „Mobilitätseingeschränkte und Stra-
ßenverkehr“ erarbeitet werden. Im Folgenden wer-
den noch einmal die Ergebnisse der einzelnen 
Arbeits- und Projektschritte und damit der unter-
schiedlichen Aspekte, die hierbei bearbeitet wur-
den, zusammengefasst. 

Die Zusammenstellung und Aufarbeitung der rele-
vanten Fachliteratur zu den oben erwähnten The-
menbereichen macht deutlich, dass Fachpublikati-
onen sich vor allem auf rechtliche oder medizini-
sche Aspekte, auf Fragen der Begutachtung und 
Fahreignung mobilitätseingeschränkter Personen, 
auf Fragen der Fahrzeug- und Verkehrssicherheit 
oder der technischen Realisierbarkeit d.h. der 
Möglichkeiten einer Fahrzeugumrüstung konzent-
rieren. Die Fahrausbildung selbst oder die Frage 
nach Qualitätskriterien einer Fahrschule und einer 
Fahrausbildung für Mobilitätseingeschränkte wird 
bislang nur sehr selten in den Blick genommen. 
Soziale Aspekte einer gewonnenen oder wieder-
gewonnenen Mobilität aufgrund der Fahrerlaubnis, 
Auswirkungen auf die gesellschaftliche Integration 
Mobilitätseingeschränkter bzw. Behinderter und 
dabei vor allem auf die Integration in den Arbeits-
markt, Auswirkungen auf das Selbstbild und das 
Lebensgefühl der Betroffenen, aber auch andere 
damit zusammenhängende Fragestellungen nach 
den Erwartungen an und Erfahrungen in und nach 
der Ausbildung, sind bislang kaum Thema in der 
entsprechenden Fachliteratur und treffen offen-
sichtlich nur selten auf das Forschungsinteresse 
der Fachexperten und -expertinnen aus diesem 
Themenbereich. Durch die Literaturanalyse konn-
ten Forschungslücken wie Forschungsdesiderate 
sichtbar gemacht werden. In den im Rahmen die-
ser Studie durchgeführten Erhebungen und Exper-
tenrunden wurde deshalb versucht, die Fahraus-
bildung selbst und die sozialen Aspekte, die mit 
dem Erwerb oder der Umschreibung einer Fahrer-
laubnis für Mobilitätseingeschränkte verbunden 

sind, stärker in den Mittelpunkt zu stellen. Es wäre 
sicherlich wünschenswert, wenn diesen Themen-
bereichen perspektivisch mehr öffentliches Inte-
resse wie Fachinteresse entgegengebracht würde. 

Der Überblick über die in der Praxis der Fahraus-
bildung am häufigsten auftretenden Einschrän-
kungs- bzw. Behinderungsarten und deren Auswir-
kung auf die Mobilität, Fahreignung und Fahraus-
bildung macht zunächst deutlich, dass es sinnvoll 
und notwendig ist, die verschiedenen Krankheits-
bilder oder Einschränkungsarten in zwei Gruppen 
einzuteilen. In der Darstellung wurden deshalb 
Behinderungen/Einschränkungen mit und ohne 
Beteiligung des Gehirns bzw. des zentralen Ner-
vensystems (ZNS) jenen gegenübergestellt, bei 
denen es sich um rein körperliche Einschränkun-
gen handelt, d.h. um Einschränkungen ohne eine 
Beteiligung des Gehirns/ZNS. Für die erste Grup-
pe der Einschränkungsarten, bei denen das Ge-
hirn/ZNS beteiligt oder gar Ursache der Behinde-
rung ist, kann festgehalten werden, dass zur Fest-
stellung der Fahreignung zusätzlich zu sonstigen 
Gutachten von den jeweiligen Fachärzten bzw. 
Fachärztinnen immer auch eine medizinisch-
psychologische Untersuchung unabdingbar ist. Für 
die praktische Fahrausbildung selbst ist es bei den 
einzelnen Einschränkungsarten dringend notwen-
dig, dass der Fahrlehrer bzw. die Fahrlehrerin, 
neben guten Kenntnissen in der Fahrzeugumrüs-
tung, über medizinische Grundkenntnisse hinsicht-
lich möglicher kognitiver Störungen, der motori-
schen oder hirnorganischen Leistungsfähigkeit 
oder sonstiger Beeinträchtigungen (z.B. in der 
Raumwahrnehmung, hinsichtlich einer Rechts-
Links-Schwäche, Konzentrationsschwächen, Ein-
schränkung der Kräfte) verfügt. Erfahrungen und 
eine ausgeprägte Sensibilität im Umgang mit die-
ser Personengruppe sind ebenfalls wichtige Vor-
raussetzungen, damit in der Fahrausbildung adä-
quat auf die zu erwartenden Schwierigkeiten ein-
gegangen werden kann. Für die Gruppe der Ein-
schränkungsarten ohne eine Beteiligung des Ge-
hirns/ZNS konnte dargestellt werden, dass in den 
allermeisten Fällen ein ärztliches Gutachten durch 
einen Facharzt bzw. einer Fachärztin mit ver-
kehrsmedizinischer Qualifikation zur Feststellung 
der Fahreignung ausreicht. Für die praktische 
Ausbildung sind in der Regel keine spezifischen 
Vorraussetzungen seitens der Fahrlehrer/-innen 
notwendig. Erfahrungen und gute Kenntnisse der 
Fahrzeugadaption seitens der Ausbilder/-innen 
sind jedoch auch hier wichtige Bedingungen für 
einen erfolgreichen Abschluss einer Fahrausbil-
dung. 

Der Überblick zur Fahrzeugadaption, die der heu-
tige Stand der Umrüsttechnik für mobilitätseinge-
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schränkte Personen bietet, führt vor Augen, dass 
man sich bei der Betrachtung der technischen 
Möglichkeiten von der Vorstellung lösen muss, ein 
Kraftfahrzeug werde stets mittels Lenkrad und 
Pedalen gefahren. Auch eine „sinnfällige“ Betäti-
gungseinrichtung ist nicht zwangsläufig erforder-
lich. Diese muss und kann vielmehr den Erforder-
nissen der jeweiligen Behinderung bzw. Ein-
schränkung angepasst werden und ihre Handha-
bung muss von dem mobilitätseingeschränkten 
Fahrer bzw. der Fahrerin erlernt, d.h. im Unterbe-
wusstsein verankert werden. Dennoch, so wurde 
deutlich, gibt es Grenzen der Kompensationsmög-
lichkeiten bei einigen Einschränkungsarten; Gren-
zen, die vor allem in den vorhandenen Kraftver-
hältnissen oder „Restkräften“ der betreffenden 
Person liegen können.  

Die Darstellung der für das hier zu behandelnde 
Thema geltenden Paragraphen der Fahrerlaubnis-
Verordnung (FeV) sowie die damit zusammenhän-
genden Bestimmungen und Richtlinien macht 
sichtbar, dass die geltenden gesetzlichen Grund-
lagen in der praktischen Umsetzung oder Handha-
bung nicht immer unproblematisch sind. Ein Prob-
lem dabei liegt in der gesetzlich unterschiedlichen 
„Behandlung“ von mobilitätseingeschränkten Fahr-
erlaubnisbewerbern bzw. -bewerberinnen einer-
seits und Inhabern oder Inhaberinnen einer Fahr-
erlaubnis andererseits, die erst zu einem späteren 
Zeitpunkt z.B. durch einen Unfall oder eine Krank-
heit mobilitätseingeschränkt werden. Eine Person, 
die mit einer bestehenden Einschränkung eine 
Fahrerlaubnis erwerben möchte, muss sich einem 
klar geregelten Begutachtungsverfahren und ei-
nem vorgeschriebnen Verfahrensablauf unterzie-
hen, in dem die Fahreignung sehr genau überprüft 
wird. Erst wenn dem Bewerber bzw. der Bewerbe-
rin die Fahrfähigkeit bescheinigt wird, kann die 
betreffende Person überhaupt mit einer Fahraus-
bildung beginnen. Nach dem Erwerb der Fahrer-
laubnis erhält sie diese, wie nicht-eingeschränkte 
Personen auch, auf „Lebenszeit“ und zwar unab-
hängig von der individuellen Mobilitätseinschrän-
kung, d.h. z.B. auch bei progressiven Erkrankun-
gen. Für eine/-n Fahrerlaubnisinhaber/-in, der/die 
aufgrund einer Erkrankung oder eines Unfalls eine 
Einschränkung erleidet oder dessen Fahrfähigkeit 
altersbedingt beeinflusst ist, gibt es weder ein ge-
regeltes Begutachtungsverfahren zur Überprüfung 
der Fahreignung, noch eine „Meldepflicht“ gegen-
über der Fahrerlaubnisbehörde. Die betroffene 
Person ist lediglich verpflichtet, Vorsorge zu tref-
fen, dass sie andere Verkehrsteilnehmer/-innen 
nicht gefährdet. Geht man davon aus, dass eine 
erhebliche Anzahl von Personen im Laufe ihres 
Lebens und nach Erwerb der Fahrerlaubnis eine 

Behinderung oder krankheits- bzw. altersbedingte 
Mobilitätseinschränkung, die durchaus größeren 
Einfluss auf die Fahreignung haben kann, erleidet, 
so dürfte eine nicht unbeträchtliche Anzahl von 
Personen im Besitz einer gültigen Fahrerlaubnis 
sein, ohne dass bei ihnen möglicherweise eine 
noch ausreichende Fahreignung gegeben ist. Hier 
handelt es sich um eine Grauzone, die bislang 
gesetzlich nicht ausreichend berücksichtigt wurde. 

Die zusammenfassende Beschreibung und Bewer-
tung der derzeit gültigen Bestimmungen zum 
„Sonstigen Kraftfahrzeug Krankenfahrstuhl“ zeigt, 
dass die Neufassung der §§ 18 Abs. 2 Ziffer 5 
StVZO und des § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 FeV, mit 
der eine Neudefinition der motorisierten Kranken-
fahrstühle in Kraft trat, einige Probleme des moto-
risierten Krankenfahrstuhls im öffentlichen Stra-
ßenverkehr, die in der vorherigen Definition be-
gründet lagen, nun eindeutig klärt. Nach wie vor 
gilt es jedoch verkehrsrechtliche Bedenken zu 
äußern, die auch durch die Neufassung der ent-
sprechenden gesetzlichen Grundlagen nicht beho-
ben sind. Eine Person, die ein „So. Kfz Kranken-
fahrstuhl“ führen möchte, benötigt lediglich den 
Nachweis einer (verkürzten) theoretischen Ausbil-
dung und einer theoretischen Prüfung bei einer 
dafür anerkannten Überwachungsorganisation. 
Eine praktische Ausbildung ist nicht erforderlich 
und darüber hinaus auch gar nicht möglich, da die 
maximale Sitzplatzzahl von 2 auf 1 reduziert wur-
de; es steht also kein Sitz für einen Fahrlehrer 
bzw. eine Fahrlehrerin zur Verfügung. Für den 
Fahrer bzw. die Fahrerin eines „So. Kfz Kranken-
fahrstuhl“ ist damit also kein Antrag bei der Fahrer-
laubnisbehörde erforderlich. Es werden keine Fra-
gen über die körperliche oder geistige Eignung 
gestellt. Der/die Betroffene muss nicht einmal 
nachweisen, dass er/sie auf die Benutzung eines 
solchen Fahrzeugs angewiesen ist. Bedenken gibt 
es auch, weil der motorisierte Krankenfahrstuhl 
ausschließlich den nationalen Fahrzeug-Bauvor-
schriften der StVZO unterliegt und dabei sogar von 
den meisten Vorschriften befreit ist oder diese nur 
eingeschränkt erfüllen muss.  

Ein Schwerpunkt des Forschungsprojektes stellt 
eine eigens durchgeführte Erhebung dar, die im 
Sinne einer „Grundlagenforschung“ vor allem die 
Erfahrungen von ehemaligen Fahrschülern und 
Fahrschülerinnen mit einer Behinderung bzw. Mo-
bilitätseinschränkung erfassen sollte. Befragt wur-
den sowohl Personen, die zum ersten Mal eine 
Fahrausbildung gemacht hatten, wie solche, die 
eine bestehende Fahrerlaubnis umschreiben las-
sen mussten. Darüber hinaus war es ein Anliegen, 
unterschiedliche Gruppen (die in der Realität meist 
nicht in „Reinform“ existieren, sondern zwischen 
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deren Krankheitsbildern oder Behinderungen oft 
fließende Übergange bestehen) von mobilitätsbe-
hinderten Menschen in diese Grundlagenfor-
schung einzubeziehen. An der Studie nahmen 
daher Personen teil, deren Einschränkung rein 
körperlicher Art ist und Personen, an deren Ein-
schränkung auch das Gehirn/ZNS beteiligt oder 
gar Ursache der Einschränkung ist.  

Die quantitative Befragung ehemaliger Fahrschüler 
und Fahrschülerinnen aus drei in der Ausbildung 
mobilitätseingeschränkter Personen erfahrenen 
Fahrschulen erfolgte durch weitgehend standardi-
sierte Fragebögen. Alle Probanden aus der Stich-
probe erhielten per Post einen Hauptfragebogen 
und einen Fahrzeugfragebogen, der nur dann 
ausgefüllt werden sollte, wenn der/dem Befragten 
zum Zeitpunkt der Erhebung ein geeignetes 
(eigenes) Fahrzeug zur Verfügung stand. 
Insgesamt beteiligten sich 254 ehemalige 
Fahrschüler/-innen an der Erhebung. Zusätzlich zu 
der Fragebogenerhebung wurden mit 27 Personen 
qualitative Interviews durchgeführt. Ziel dieser 
Einzelinterviews war es, bestimmte Themen aus 
dem Fragebogen aufzugreifen und anhand der 
jeweiligen persönlichen Erfahrungen zu vertiefen. 

Der Hauptfragebogen enthielt neben demographi-
schen Fragen: offene wie geschlossene Fragen zu 
den sozialen Aspekten eines Erwerbes bzw. einer 
Umschreibung der Fahrerlaubnis für Menschen mit 
einer Mobilitätseinschränkung; offene wie ge-
schlossene Fragen zu den persönlichen Erfahrun-
gen bis zu Beginn der Ausbildung/Umschreibung 
und in der Ausbildung selbst; eine ganze Reihe 
von weitgehend geschlossenen Fragen, die sich 
mit dem organisatorischen Ablauf und der Finan-
zierung einer Fahrausbildung/Umschreibung be-
schäftigten und einen Komplex offener und ge-
schlossener Fragen, die ganz allgemein mit dem 
Bereich „Qualitätsmerkmale“ für eine Behinderten-
fahrschule oder der Fahrausbildung von Menschen 
mit Mobilitätseinschränkungen zu tun hatten. Der 
Fahrzeugfragebogen enthielt neben einer detail-
lierten Frage zur Ausstattung des Fahrzeuges: 
geschlossene Fragen zu den sozialen Aspekten, 
die der Erwerb/Besitz eines geeigneten Fahrzeu-
ges für mobilitätseingeschränkte Fahrer bzw. Fah-
rerinnen hat; eine ganze Reihe von weitgehend 
geschlossenen Fragen, die sich mit dem organisa-
torischen Ablauf und der Finanzierung eines ge-
eigneten Fahrzeuges bzw. den notwendigen Um-
bauten beschäftigten und geschlossene Fragen 
zum Fahrverhalten und zur Fahrpraxis der Befrag-
ten.  

Die Auswertung des Hauptfragebogens hat ge-
zeigt, dass mittels der Studie ein breites Feld an 

unterschiedlichen Altersgruppen, Mobilitätsein-
schränkungen und Behinderungen, Erwerbssitua-
tionen und divergierenden Lebensverläufen erfasst 
werden konnte, welches die Allgemeingültigkeit 
und Repräsentativität der in diesem Bericht getrof-
fenen Aussagen untermauert.  

Der Erwerb oder die Umschreibung einer Fahrer-
laubnis waren bei den meisten Befragten durch 
den Wunsch nach einem Mehr an Mobilität und 
Unabhängigkeit motiviert. Auf dem Weg der Ver-
wirklichung dieses Vorhabens scheint der Kontakt 
zu anderen Behinderten oder Mobilitätseinge-
schränkten eine Schlüsselfunktion einzunehmen. 
So gaben die meisten Personen an, dass sie durch 
andere Betroffene zuerst von einer geeigneten 
Fahrschule erfahren haben. Andere Behinderte 
sowie Reha-Berater/-innen sind es auch, die letzt-
lich die entscheidenden Informationen bereitge-
stellt haben. Aus Sicht der ehemaligen Fahrschü-
ler/-innen aber auch aus der Perspektive der amtli-
chen Stellen und öffentlichen Institutionen ist die-
ses Defizit in der Informationspolitik bedauerlich 
und der Sachverhalt als solcher dringend verbes-
serungswürdig. 

Die Suche nach einer geeigneten Fahrschule ge-
staltete sich bei den Befragten überraschend un-
problematisch; zumindest benötigte die deutliche 
Mehrheit unter 2 Wochen, bis sie eine adäquate 
Fahrschule gefunden hatte. Dieses Ergebnis steht 
in engem Zusammenhang mit der zuvor genann-
ten Informationsquelle. So ist davon auszugehen, 
dass die anderen Betroffenen, von denen man den 
Tipp erhalten hat, dass „Behindertenfahrschulen“ 
existieren, gleichfalls eine konkrete Fahrschule 
nennen konnten. Dennoch oder gerade deshalb 
sollte es aber auch Personen, die nicht über hilf-
reiche soziale Kontakte verfügen, möglich sein, 
eine geeignete Fahrschule zu finden. Neben der 
persönlichen Empfehlung erweisen sich insbeson-
dere die technischen Möglichkeiten einer Fahr-
schule hinsichtlich notwendiger Umbauten sowie 
der Bereitstellung geeigneter Fahrzeuge als we-
sentliches Auswahlkriterium bei der Entscheidung 
für eine bestimmte Fahrschule. Erst danach wird 
die räumliche Nähe zum Wohnort oder zur Reha-
Klinik relevant. 

Den Aufwand, um die Fahrschule zu erreichen, 
schätzten die Befragten recht unterschiedlich groß 
ein. Speziell diejenigen, in deren Wohnortnähe 
oder Nähe der Reha-Klinik sich eine Fahrschule 
befand, nahmen den Aufwand als eher gering 
wahr. 

Die mit Hilfe von 13 vorgegebenen Aspekten abge-
fragten eventuellen Schwierigkeiten zu Beginn der 
Fahrausbildung bezogen sich auf psychische und 
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physische Anforderungen des Fahrens. Hierbei 
stellte sich heraus, dass der ganz überwiegende 
Teil der ehemaligen Fahrschüler/-innen auf gar 
keine Probleme gestoßen zu sein scheint. Am 
ehesten wurden Defizite beim „Verschiedenes 
gleichzeitig tun“, bei der Feinmotorik, bei der 
Stressbewältigung und bei der Anwendung der 
Umbauten geäußert. Zwischen den Personen mit 
verschiedenen Behinderungen und Mobilitätsein-
schränkungen traten Unterschiede auf. Bei Befrag-
ten mit progressiven Krankheiten und insbesonde-
re mit Erkrankungen, bei denen das Gehirn/ZNS 
involviert ist, traten deutlich häufiger kleine, mittle-
re oder gar große Probleme bei der Raumwahr-
nehmung, bei der Konzentration über einen länge-
ren Zeitraum und bei schnellen Reaktionen auf, 
ebenso liegt bei ihnen häufiger eine Rechts-Links-
Schwäche vor. 

Die benötigte Anzahl an Fahrstunden differiert 
zwischen 1 bis 200 Stunden, wobei dies haupt-
sächlich von der Art der Fahrausbildung und der 
Einschränkung abhängt. Bei Personen mit einer 
Erstausbildung richtet sich die benötigte Fahrstun-
denzahl in erster Linie nach der Art der Behinde-
rung bzw. Einschränkung, wobei insbesondere 
Personen mit Erkrankungen unter Beteiligung des 
Gehirns/ZNS besonders viele Fahrstunden ge-
braucht haben. Dieselbe Gruppe an Befragten ist 
es auch, bei denen der eine oder die andere wäh-
rend der Fahrausbildung an einen Abbruch ge-
dacht hatte. Insgesamt hegten jedoch nur 30 von 
254 Befragten überhaupt diesen Gedanken. 

Die Finanzierung stellte neben der psychosozialen 
Seite der Fahrausbildung einen weiteren großen 
Fragenblock dar, dem in dieser Umfrage nachge-
gangen wurde. Dabei hat sich gezeigt, dass 67,8% 
der Personen mit Erstausbildung aber nur 46,9% 
der Umschreiber bzw. Umschreiberinnen sich um 
eine Kostenübernahme bemüht hatten. Die Bewil-
ligung durch den Träger dauerte im Durchschnitt 
bei den Umschreibern oder Umschreiberinnen 
deutlich kürzer. Insgesamt traten als Kostenträger 
hauptsächlich das Arbeitsamt und die Berufsge-
nossenschaft in Erscheinung. Die Auswertung der 
offenen Fragen am Schluss des Fragebogens 
ergab, dass die Finanzierung sowie damit verbun-
dene Behördengänge und die Klärung der Zustän-
digkeiten zu den größten Schwierigkeiten auf dem 
Weg zum eigenen Führerschein bzw. zur Um-
schreibung zählen.  

Qualitätskriterien und Erwartungen an eine geeig-
nete Fahrschule für behinderte und mobilitätsein-
geschränkte Menschen wurden von den Betroffe-
nen selbst in der nachfolgend dargestellten Rei-
henfolge genannt: In erster Linie wird eine indivi-

duelle technische Anpassung der Fahrzeuge er-
wartet, gefolgt von einer fachlichen Kompetenz bei 
der Auswahl der Zusatzeinrichtung im Fahrzeug, 
einer ausreichenden Beratung über die Auswir-
kungen der Mobilitätseinschränkung auf die Fahr-
ausbildung, einer objektiven Beratung über Dauer 
und Kosten der Fahrausbildung und über den Um-
bau und die Kosten eines späteren Fahrzeugum-
baus sowie einer langjährigen Erfahrung in der 
Behindertenausbildung. Die Auflistung belegt, dass 
die Befragten hauptsächlich auf fachliche und 
technische Kompetenzen bei der Auswahl einer 
Fahrschule Wert legen. So genannte „soft skills“, 
wie z.B. ein besonderes Einfühlungsvermögen, 
erscheinen weniger relevant. Zu diesem Ergebnis 
gelangten wir ebenfalls bei der Analyse der offen 
abgefragten Empfehlungen und Tipps, welche die 
ehemaligen Fahrschüler und Fahrschülerinnen 
Dritten geben würden. 

Die Auswertung der von 208 Personen ausgefüll-
ten Fahrzeugfragebögen stellt Informationen über 
die Beschaffung, den Umbau und die Fahrerfah-
rungen mit einem eigenen Fahrzeug nach der 
Fahrausbildung bzw. Umschreibung zur Verfü-
gung. Hierbei wird deutlich, dass ein Drittel der 
Befragten mit geeignetem Fahrzeug, auf dieses 
unmittelbar nach der Fahrausbildung oder der 
Umschreibung zurückgreifen konnten; ein halbes 
Jahr nach Beendigung der Fahrausbildung oder 
Umschreibung trifft dies sogar auf 3/4 der befrag-
ten Personen zu.  

Analog zu der im Hauptfragebogen erhobenen 
Frage nach der Informationsquelle bezüglich einer 
geeigneten Fahrschule scheint auch bei der Suche 
nach einem Betrieb für Fahrzeugumbauten die 
Mund-zu-Mund-Propaganda der ausschlaggeben-
de Faktor zu sein. Die Fahrschule war dabei häufig 
der Ort, an dem die Befragten letztlich die ent-
scheidenden Informationen erhielten. Bei den not-
wendigen Umbauten handelte es sich in den meis-
ten Fällen um Automatikfahrzeuge, ebenfalls wur-
den Servolenkung, Drehknopf, Dreizack, Drehga-
bel und/oder Handgeräte für Gas und Bremse 
häufig als erforderliche Umbauten genannt.  

Hinsichtlich der Finanzierung sowohl des Fahr-
zeugs als auch der Umbauten zeigte sich, dass die 
meisten Fahrzeuge und Umbauten selbst finanziert 
wurden. 44% der Befragten gaben an, sich um 
einen Kostenzuschuss oder um eine komplette 
Kostenübernahme durch einen Kostenträger be-
müht zu haben; darunter deutlich mehr Personen 
mit einer Erstausbildung als Umschreiber/-innen. 
Die Kostenübernahme oder die Auszahlung des 
Zuschusses erfolgte in der Regel recht zügig, al-
lerdings gaben etwa 30 Personen an, trotz Bemü-
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hungen keine Finanzierung(shilfe) erhalten zu 
haben. Bei den Kostenträgern handelte es sich 
überwiegend um das Arbeitsamt und die Berufs-
genossenschaft. 

Über die Hälfte der Befragten fährt nach eigenen 
Angaben mit dem Fahrzeug 5.000 – 20.000 Kilo-
meter im Jahr. Hierbei gilt: Je jünger die Befragten, 
desto mehr Kilometer legen sie im Durchschnitt 
zurück. Männer fahren mehr Kilometer als Frauen. 
Die zahlreichsten Nennungen hinsichtlich der Art 
der Nutzung des Fahrzeugs entfielen auf Anlässe 
wie „Einkäufe erledigen“, „Freunde besuchen“ und 
„Arztbesuche erledigen“. Eine große Zahl der be-
fragten Personen nimmt häufig andere Personen 
in ihrem Fahrzeug mit. Fast ebenso viele Befragte 
haben eher selten einen oder mehrere Beifahrer, 
während lediglich eine kleine Gruppe von 11 Per-
sonen nie jemanden im Fahrzeug mitnimmt. Das 
Gros der Befragten nutzt das eigene Fahrzeug 
ausschließlich alleine, 37% teilen sich den Wagen 
mit einer weiteren, nicht behinderten oder mobili-
tätseingeschränkten Person. Nach 2 Stunden be-
nötigen die meisten Personen (27%) eine Pause, 
ein weiteres Fünftel bereits nach einer Stunde und 
16% erst nach 3 Stunden Fahrzeit. Ältere Befragte 
scheinen dabei etwas früher eine Unterbrechung 
einzulegen als jüngere Befragte. Bei schlechten 
Witterungs- oder Verkehrsbedingungen vermeiden 
es je nach abgefragter Situation etwa 15-20% der 
Befragten, das Fahrzeug zu benutzen; Frauen 
deutlich stärker als Männer. Ihr Fahrverhalten be-
zeichneten die Befragten am häufigsten als „um-
sichtig“, „korrekt“, „rücksichtsvoll“, „vorsichtig“ und 
„sportlich“, wobei geschlechtsspezifische Unter-
schiede in der Eigeneinschätzung vorliegen. Posi-
tiv und zumindest teilweise in Übereinstimmung 
mit dieser Bewertung fällt die Tatsache aus, dass 
über 60% der untersuchten Population nach eige-
nen Angaben nach dem Erwerb oder der Um-
schreibung der Fahrerlaubnis bisher noch in keine 
Konflikte im Straßenverkehr verwickelt gewesen 
ist. 22% der Studienteilnehmer/-innen haben die 
Geschwindigkeit übertreten, 15% wurden wegen 
Falschparkens bestraft, 12% begingen sonstige 
Delikte und 9 Personen überfuhren nachweislich 
eine rote Ampel. Ebenso waren die meisten Be-
fragten (68%) nach Erhalt ihrer Fahrerlaubnis oder 
ihrer Umschreibung noch in keinen Unfall verwi-
ckelt. Knapp 21% hingegen hatten bereits einen 
Unfall und ca. 12% schon mehrere. Unterschiede 
zwischen Frauen und Männer liegen nicht vor. 
Umschreiber bzw. Umschreiberinnen sind jedoch 
deutlich seltener an Unfällen beteiligt als Befragte, 
die zum ersten Mal eine Fahrerlaubnis erlangten. 

Der wichtigste Aspekt für die Befragten selbst ein 
Auto fahren zu können, liegt in der damit verbun-

denen Erleichterung bei der Erledigung alltäglicher 
Dinge, gefolgt von dem Aspekt des sich selbstän-
diger Fühlens. Am nächsthäufigsten wurde der 
Grund genannt, dass es leichter sei, mehr Kontakt 
zu Freunden zu pflegen, sie zu besuchen, oder mit 
ihnen etwas zu unternehmen. Für fast ebenso 
viele Befragte und einen Großteil der Erwerbstäti-
gen gehörte die Möglichkeit, problemloser zum 
Arbeitsplatz zu gelangen, zu den positivsten Ver-
änderungen durch die Fahrerlaubnis. Genauso 
mobil und flexibel zu sein wie ein Mensch ohne 
Behinderung oder Mobilitätseinschränkung wurde 
am fünfthäufigsten als relevanter Faktor des Auto-
fahrens genannt. 

Der letzte Projektschritt umfasste die Durchführung 
und Auswertung von vier Expertenrunden. Ziel 
dieser Diskussionsrunden war es, erste Ergebnis-
se aus der Fragebogenerhebung und aus den mit 
Betroffenen durchgeführten Interviews auf dem 
Erfahrungshintergrund der unterschiedlichen Dis-
kussionsteilnehmer/-innen zu reflektieren, zentrale 
Problempunkte auf dem Weg zur oder in der Fahr-
ausbildung Mobilitätseingeschränkter herauszuar-
beiten und – soweit möglich – erste Ansatzpunkte 
für Verbesserungsvorschläge zu benennen. Um 
ein möglichst umfassendes Bild zu erhalten, wur-
den zu den jeweiligen Diskussionsrunden Teil-
nehmer/-innen eingeladen, die entweder aufgrund 
ihrer eigenen beruflichen Qualifikation unmittelbar 
in der Fahrausbildung von mobilitätseingeschränk-
ten Personen tätig sind bzw. waren oder aber über 
ihre berufliche Tätigkeit bzw. als Vertreter/-in eines 
Berufsverbandes oder einer Institution in den Ge-
samtprozess der Fahrausbildung und Fahrerlaub-
niserteilung für Menschen mit einer Mobilitätsein-
schränkung involviert sind. Darüber hinaus nah-
men an drei der vier Diskussionsrunden auch Per-
sonen teil, die aufgrund ihrer eigenen Mobilitäts-
einschränkung oder Behinderung bzw. als Vertre-
ter von Betroffenenverbänden ihre Sicht auf diesen 
Themenkomplex ergänzten. Insgesamt nahmen 27 
Personen an den Expertenrunden teil.    

Die in den Expertenrunden angesprochenen The-
men und Problempunkte fokussierten vor allem auf 
die Schwierigkeiten bei der Beschaffung entspre-
chender und korrekter Informationen für mobili-
tätseingeschränkte Personen, die eine Fahrer-
laubnis erwerben oder umschreiben lassen wollen, 
auf Erfahrungen hinsichtlich vorhandener Informa-
tions-, Kompetenz- und Vernetzungsdefizite bei 
potentiellen Anlaufstellen und den im Verfahren 
beteiligten Akteuren oder Institutionen, auf die 
Frage nach Qualitätsanforderungen an Fahrschu-
len bzw. an Fahrlehrer/-innen für mobilitätseinge-
schränkte Menschen, auf die Frage der Vor- und 
Nachteile einer Zentralisierung oder einer Dezent-
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ralisierung der Fahrausbildung für Mobilitätseinge-
schränkte, auf die Probleme der unbeschränkten 
Gültigkeit der Fahrerlaubnis in Deutschland sowie 
dem Verhältnis der Eigenverantwortlichkeit und der 
ärztlichen Schweigepflicht.  

Nicht für alle in den Expertenrunden diskutierten 
Problempunkte konnten die Diskussionsteilneh-
mer/-innen auch konkrete Lösungsansätze oder 
Verbesserungsvorschläge formulieren. Dies hat 
vor allem folgende Gründe:  

1. Auch wenn bestimmte Problempunkte erkannt 
werden, ist es nicht ohne weiteres möglich, da-
für eine Idee oder einen Vorschlag zur Verbes-
serung der Situation zu entwickeln.  

2. Einige der diskutierten Problempunkte lassen 
zunächst eine weitergehende und vertiefende 
Fachdiskussion oder Forschung notwendig er-
scheinen, bevor Verbesserungsansätze formu-
liert werden können.  

3. Die Lösung bestimmter Problempunkte liegt 
eindeutig in der Zuständigkeit Anderer (z.B. 
Behörden, Gesetzgebung usw.) so dass zwar 
auf diese Problematik hingewiesen werden 
kann, Lösungsansätze aber an einer anderen 
Stelle diskutiert und entwickelt werden müss-
ten.  

In diesem Zusammenhang wurde die Notwendig-
keit einer erneuten Fachdiskussion über gesetzli-
che Regelungen sowie die Notwendigkeit einer 
stärkeren Vereinheitlichung und Qualitätssicherung 
in Begutachtungsverfahren noch einmal bekräftigt. 
Die Diskussion um eine Zentralisierung oder De-
zentralisierung der Fahrausbildung mobilitätsein-
geschränkter Menschen lässt, so zeigen die disku-
tierten Lösungsvorschläge, mehrere Ansatzpunkte 
für eine Verbesserung oder Veränderung der Aus-
bildungsangebote und damit der Ausbildungssitua-
tion für mobilitätseingeschränkte Menschen zu, 
ohne dass das eine Modell unbedingt dem ande-
ren vorzuziehen wäre. Die von den Teilnehmern 
und Teilnehmerinnen formulierten Vorschläge rei-
chen von einer Dezentralisierung der theoretischen 
Ausbildung über eine bedingte Dezentralisierung 
bei der praktischen Ausbildung bis hin zu einer, 
dem Aspekt der Qualitätssicherung Rechnung 
tragenden, verstärkten Zentralisierung.  

Sehr konkret wurde die Frage nach der Formulie-
rung und Umsetzung von Qualitätskriterien für 
Fahrschulen und Fahrlehrer/-innen, die mobilitäts-
eingeschränkte Menschen ausbilden (wollen), 
behandelt. Die Bezeichnungen „Behindertenfahr-
schule“, „Fahrschule für Mobilitätseingeschränkte“, 
„Behindertenfahrlehrer/-in“ usw. sind bislang keine 
geschützten Begriffe. Qualitätsanforderungen an 

eine entsprechende Fahrschule sind nicht klar 
abgesteckt. Die Betitelung als Fahrlehrer/-in für 
Mobilitätseingeschränkte oder als „Behinderten-
fahrlehrer/-in“ ist bislang nicht an eine Spezial- 
oder Zusatzausbildung geknüpft. Qualitätsstan-
dards oder überprüfbare Qualitätskriterien sind 
jedoch notwendig, um Betroffenen auch eine Si-
cherheit für eine qualitativ hochwertige Ausbildung 
geben zu können. „Behindertengerechte“ Räum-
lichkeiten lautet eine der Mindestanforderungen, 
die nach Ansicht der Teilnehmer/-innen, an eine 
Fahrschule für mobilitätseingeschränkte Personen 
zu stellen wäre. Eine entsprechende Fahrschule 
muss zur Ausbildung der unterschiedlichen Ein-
schränkungsarten auch die dafür notwendigen 
technischen Geräte, die Kompetenzen zu einer 
jeweils individuellen Anpassung und die entspre-
chenden Ausbildungsfahrzeuge vorweisen können, 
so ein weiteres formuliertes Qualitätskriterium. Da 
die Ausbildung Mobilitätseingeschränkter bislang 
nicht Bestandteil der allgemeinen Fahrlehreraus-
bildung ist, ist es zur Qualitätssicherung in diesem 
Ausbildungssektor zumindest notwendig, diesen 
Bereich als Teilaspekt in Fahrlehrerfortbildungen 
zu integrieren. Daran müssten alle Fahrlehrer/-
innen teilnehmen, die Mobilitätseingeschränkte 
ausbilden wollen. Das Führen der Bezeichnung 
„Behindertenfahrlehrer“ oder „Fahrlehrer für Mobili-
tätseingeschränkte“ usw. sollte darüber hinaus an 
eine zertifizierte Zusatzausbildung oder Weiterbil-
dung geknüpft werden, die rechtliche, medizini-
sche, pädagogisch-psychologische und technische 
Aspekte einschließt. Solche speziellen Weiterbil-
dungsangebote wären auch für bereits auf diesem 
Sektor tätige Fahrlehrer/-innen sinnvoll, um in allen 
Bereichen auf dem aktuellsten Entwicklungsstand 
bleiben und ihre Erfahrungen untereinander aus-
tauschen zu können.  

Sehr konkrete und detaillierte Vorschläge konnten 
auch hinsichtlich einer Verbesserung der Informa-
tionspolitik zusammengetragen werden, die Betrof-
fenen perspektivisch die notwendige Informations-
beschaffung erheblich erleichtern würde. Die hier 
von den Teilnehmer/-innen der Expertenrunden 
formulierten Ansätze reichen von der Erstellung 
einer allgemeinen Basisbroschüre, über die Ein-
richtung einer zentralen Internetseite, der Erstel-
lung und Pflege einer Liste von Fahrschulen und 
Umrüstwerkstätten bis hin zur Einrichtung regiona-
ler Informations- und Beratungsstellen. Zentrale 
Verbesserungsansätze hinsichtlich der Förderung 
und der Verbesserung der Vernetzung aller Akteu-
re sehen die anwesenden Experten und Expertin-
nen in der Vernetzung der Interessensverbände, in 
der Einrichtung und Etablierung eines (strukturier-
ten) Erfahrungs- und Wissensaustausches z.B. 
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durch bundesweite Fachtagungen und Weiterbil-
dungsangebote sowie in der Stärkung informeller 
Kontakte. 

Der hier vorliegende Bericht dokumentiert die viel-
fältigen Aspekte, die es bei dem gesamten The-
menbereich „Fahrausbildung für Behinderte – 
Konzepte und Materialien für eine behindertenge-
rechte Fahrschule und Behinderte im Verord-
nungsrecht“ zu beleuchten gilt. Der vorliegende 
Bericht gibt hierüber einen ersten Gesamtüberblick 
und damit einen thematischen Einstieg. Er ver-
weist punktuell aber bereits auf die Notwendigkeit, 
einzelne Aspekte dieses Themenkomplexes in 
weiteren Expertisen oder Forschungsprojekten 
noch einmal explizit und vertiefend zu behandeln.  
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